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Generalftatthalter von Frankreich. 


Die Generalſtatthalterſchaft. 


Ludwig Philipp hatte am 30. Juli Abends in Neuilly die Ein⸗ 
ladung bekommen, ſich nach Paris zu begeben, um die General— 
ſtatthalterſchaft zu übernehmen. Noch an demſelben Abend war er 
in Paris eingetroffen, und hatte in der Nacht Laffitte von feiner An 
kunft in Kenntniß geſetzt. Am 31. Juli Morgens hatte die von der 
Kammer ernannte Kommiſſion ſich zum Herzog verfügt; er hatte 
die Einladung angenommen, und die am Schluſſe des erſten Theils 
angeführte Proklamation hatte die Bevölkerung von Paris von dieſem 
Ereigniſſe in Kenntniß geſetzt. 

Dieſe Proclamation war mit großer Klugheit abgefaßt. Sie gab 
der Bewegung einen Haltpunkt, was ein Bedürfniß war, das Alle 
empfanden, nicht nur die Gebildeten, ſondern auch das niedere Volk, das 
nach dem Kampfe ſich nach einem Führer umſah, durch den das Un⸗ 
glaubliche zu einer beruhigenden Thatſache werden könne. Die Proclama⸗ 
tion verſprach den Beſitzenden Schutz gegen Anarchie und Bürgerkrieg, 
wodurch ſie den Muth und die Ausdauer der Bürgerſchaft ſtärkte. 
Durch die Annahme der drei Farben erkannte fie den Sieg des. 
Volkes an — als Etwas, das Beſtand haben ſollte; und indem ſie auf 
die Vereinigung der Kammern hinwieß, aus welcher die Sicherung 
der Rechte der Nation hervorgehen ſollte, deutete fie die parlamen⸗ 
tariſche Gewalt als eine conſtituirende an, und erregte die Erwartung 
eines Beſchluſſes; damit aber waren auch indirect Diejenigen als 
Feinde des Volkswohls bezeichnet, welche etwa dazu treiben möchten, 
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dieſem Beſchluſſe vorzugreifen. Zugleich war in dieſer Proclama— 
tion die Generalſtatthalterſchaft nur aufgefaßt als vorläufige Mafs 
regel zur Wiederherſtellung der bürgerlichen Ordnung. Sie war 
alſo ganz dazu geeignet, ſowohl Paris, als das Ausland, ja ſogar 
die ältere Linie der Bourbons zu beruhigen, der, nachdem die könig— 
lichen Truppen aus Paris verdrängt waren, unter allen Umſtän⸗ 
den die Beſchwichtigung der Pariſer Bewegung weſentlich wich— 
tig ſeyn mußte. Die Anerkennung der drei Farben war eine Noth— 
wendigkeit für Jeden, der damals in Paris ſeyn mußte, und die 
ältere Linie konnte immerhin darin auch eine vorläufige Maßregel 
erblicken, und allenfalls annehmen, der Generalſtatthalter müſſe mit 
den Wölfen heulen. Dieſe Proclamation konnte alſo jeder möglichen 
Geſtaltung der Zukunft die Hand reichen, ohne irgend einer vor— 
zugreifen oder ſie abzuſchneiden. Der Herzog verkündigte ſich nicht 
einmal darin ausdrücklich als Generalſtatthalter des Reichs, er ſagte 
auch nicht, daß er von den „Kammern“ dazu ernannt worden ſey, 
er erwähnte nur, daß er von den „Deputirten Frankreichs, die in 
dem Augenblicke in Paris verſammelt waren,“ eingeladen worden 
ſey, dies Amt zu übernehmen. Mit Entſchiedenheit erklärte er nur, 
daß er alle feine Kräfte aufbieten wolle: „um Euch“ Gunächft die 
Pariſer alſo) „vor dem Unglück eines Bürgerkrieges und der Anarchie 
zu bewahren.“ 

Dieſe vorausſichtige Bedachtnahme des Herzogs in ſeiner Er— 
klärung bei einem ſo wichtigen Schritte, deſſen Folgen ſo unermeßlich 
ſeyn konnten und es wurden, nennen die Republikaner Feigheit und 
die Legitimiſten Falſchheit. Es wird, glaube ich, nicht nöthig ſeyn, 
den Herzog gegen die erſte dieſer Beſchuldigungen zu vertreten. Frü⸗ 
here Begebenheiten, die man gerne läugnen möchte, und ſpätere, die 
man nicht läugnen kann, haben hinreichend darauf geantwortet, auch 
für Diejenigen, welche nur oberflächliche Kenntniß von den politiſchen 
Ereigniſſen nehmen. Selbſt das letzte demokratiſche Werk von Louis 
Blanc räumt ein, der Herzog habe „diejenige Art des Muthes, der 
bei plötzlich eintretenden Gefahren den Verhältniſſen die Stirne zu bie⸗ 
ten weiß.“ Wenn er ihm aber die Beherztheit abſpricht, „künftigen 
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Gefahren kühn ins Auge zu blicken,“ ſo iſt das eine Eigenthümlichkeit 
dieſes demokratiſchen Schriftſtellers, und in der That der Leute ſeiner 
Partei, daß ſie nur darin Muth finden wollen, wenn Jemand, ohne 
irgend eine Rückſicht auf ſich, die Seinigen und Andere, mit der 
unbedingteſten Wagehalſigkeit ihrer Sache opfert. Sie verwechſeln 
Muth und Tollkühnheit; und Blane meint: „große Dinge gehen nur 
hervor aus einer erhabenen Tollheit!“ Es wäre ſehr lächerlich, nach 
dieſer Behauptung, die kaum eine halbe poetiſche Wahrheit enthält, 
den Charakter eines Mannes beurtheilen zu wollen. 

Die Beſchuldigung der Falſchheit läßt ſich eben ſo wenig recht— 
fertigen, man müßte denn jedes vorſichtige und kluge Benehmen falſch 
nennen wollen. Die Behauptung ſtützt ſich darauf, und hat dadurch 
Eingang gefunden, daß die Ereigniſſe nachher zum Vortheil des Her— 
zogs und feines Geſchlechts ausſchlugen. Allein in dem Augenblicke, 
wo jene Proclamation geſchrieben wurde, konnte das noch keineswegs 
mit Sicherheit vorausgeſehen werden. Der Herzog hatte ſich nur mit 
Entſchiedenheit darüber ausgeſprochen, daß er unter allen Umſtänden 
mit den Seinigen in Frankreich bleiben, und, ſo weit es an ihm ſey, 
Alles thun wolle, um Frankreich feine conſtitutionellen Rechte zu ers 
halten. Unter welchen Umſtänden und Verhältniſſen das geſchehen 
könne, war damals durchaus nicht zu beſtimmen. — Betrachten wir die 
Lage der Dinge am 31. Juli Morgens in Paris, ſo weit ſie damals 
zu überſehen war. In ſolchen Zuſtänden bedeuten einige Stunden 
ſehr viel, und man kann ſagen, daß damals jeder Augenblick in 
Paris voll hiſtoriſcher Entwickelung war. 

Das einzige Gewiſſe an dieſem Morgen war, daß die Pariſer 
Bürger in dem Kampfe gegen die königliche Gewalt vollkommen geſiegt 
hatten. Die Linientruppen waren zur Volkspartei übergetreten, wenn 
auch nur in der Weiſe, daß ſie die königliche Seite verlaſſen hatten, 
und ſich in ihren Kaſernen neutral hielten. Die Garde hatte ſich 
durch die Elyſeeiſchen Felder nach St. Cloud gezogen. Alle und jede 
königliche Autorität war in Paris verſchwunden. Wir haben geſehen, 
daß ſogar die von Carl X. Ausgeſandten, welche eine Zurücknahme 
der Ordonnanzen und ein neues Miniſterium ankündigten, an dem 
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Gerard und Caſimir Perier Theil nehmen ſollten, gleichmäßig vom 
Stadthauſe wie von der Verſammlung Laffitte zurückgewieſen worden 
waren. Noch aber konnte man nicht wiſſen, ob dieſer Sieg in den 
Provinzen allgemein als für ganz Frankreich und über die Herrſchaft 
der älteren Linie entſcheidend betrachtet werde. Man wußte zwar, daß 
einige Städte in der Nähe von Paris ſich für die Bewegung erklärt 
hatten, man konnte nach der Stimmung, die ſeit der Adreſſe der 221, 
und bei ihrer Wiedererwählung in den Provinzen überwiegend geweſen, 
wohl auf eine allgemeine Zuſtimmung ſchließen, und annehmen, man 
werde die in Paris vollzogene Thatſache anerkennen; allein im Süden 
und im Weſten zählte die ältere Linie viele und mächtige Anhänger, 
und viel mußte darauf ankommen, welche Stellung die königliche 
Macht nun außerhalb Paris nehme; denn eine ſolche war noch vor— 
handen, und ſie konnte unter energiſcher und gewandter Leitung von 
Bedeutung werden und in mehreren Provinzen Theilnahme und Stütz— 
punkte finden. Niemand konnte noch wiſſen, daß Carl X., von 
Paris vertrieben, ſeine Sache verloren geben werde, ohne einen wei— 
teren Verſuch zu machen. Bei St. Cloud ſtand noch die Garde; ſie 
betrug nachher in Rambouillet gegen 12,000 Mann mit 38 Geſchützen. 
Man kannte noch nicht die Geſinnung der Truppen in den Lagern 
von St. Omer und Lüneville. Man konnte annehmen, daß fie 
herbeigerufen würden und im Anmarſch ſeyen. Zu Verſuchen ſolcher 
Art war auch in St. Cloud aufgefordert worden, obwohl es nicht 
wahrſcheinlich war, daß man das damals in Paris wiſſen konnte. 
Der General Vincent — ſo wird von vielen Seiten verſichert — 
hatte die Zuſtimmung der Herzogin von Berry bekommen für den 
Plan, fie mit dem Herzog von Bordeaur nach Paris zu bringen, 
um den jungen Heinrich und ſein Recht unter den Schutz der Pariſer 
Bürger zu ſtellen. Man wollte über Neuilly gehen, um den Herzog 
von Orleans (den man übrigens dort nicht gefunden hätte, da er 
in Rainey war), gutwillig oder gezwungen, zu veranlaſſen, ſich dem 
Abenteuer anzuſchließen. Die Herzogin von Gontaut, die Gouver— 
nante des Herzogs von Bordeaux, war für dieſen Plan gewonnen; 
aber ein Eingeweihter verrieth ihn dem König, der die Ausführung 
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verhinderte. Uebrigens wäre er auch nur ausführbar geweſen zu der 
Zeit, wo der Kampf noch nicht entſchieden war. General Champagny 
hatte dem König einen Vorſchlag gemacht, wonach er mit der könig— 
lichen Familie ſich nach Orleans begeben, dorthin die Kammern berufen, 
und ſich mit der Vendée in Verbindung ſetzen ſolle, während die 
Armeecorps in den Lagern von St. Omer und Lüneville vom Mars 
ſchal Oudinot und General Coétlosquet nach dem royaliftifchen Süden 
geführt werden ſollten, um dort den Anhängern der Legitimität einen 
Anhaltspunkt zu bieten, ſich der von Algier zu erwartenden Schätze 
der Kaſhba zu bemächtigen, und möglicherweiſe von Bourmont Hülfe 
zu bekommen. Auch dieſen Plan hatte der König abgelehnt, oder 
eigentlich den General damit an den Dauphin gewieſen, was ſo ziemlich 
einer Verwerfung gleich kam. Es ſchien, daß der unglückliche Monarch 
alle Willenskraft verloren hatte, und noch immer auf eine Vermittelung 
der Sache ſeiner Deſcendenz in Paris gegen Zugeſtändniſſe hoffte. Dies 
jenigen, welche damals in Paris die Angelegenheiten leiteten, kannten 
allerdings die Charakterſchwäche des Königs, wenn es galt, unerwar— 
teten Ereigniſſen Trotz zu bieten; allein man konnte einen Verſuch von 
ſeinen Anhängern erwarten. Jedenfalls war er und ſeine Familie 
noch immer in Frankreich. In der Nacht vom 30. auf den 31. Juli 
waren Carl X. und die Herzogin von Berry mit dem Herzog von 
Bordeaur und Mademoiſelle nach Trianon gegangen, wo ſie am 
31. Morgens um 5 Uhr ankamen. Der Dauphin aber war in St. 
Cloud geblieben, um noch an demſelben Tage die Garden nach Trianon 
zu bringen. Dazu kam, daß in Paris ſelbſt noch ein Hinderniß zu 
überwinden war, ehe die Generalſtatthalterſchaft factiſch als vollkommen 
anerkannt betrachtet werden konnte. 

Nach Bekanntmachung der Ordonnanzen lehnte ſich zuerſt nur 
die Bürgerſchaft gegen dieſe auf — zur Aufrechthaltung der Verfaſſung. 
Die niederen Volksklaſſen wurden erſt durch die Bürgerſchaft ins 
Verſtändniß gezogen. In dem faſt ununterbrochenen Friedenszuſtande 
von fünfzehn Jahren hatte der gemeine Arbeiter in Paris hinlängli— 
chen, ja wohl beinahe reichlichen Verdienſt gehabt, und es fiel ihm 
nicht ſogleich ein, daß die Schmählerung der Wahl,- Preß- und 
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Kammer-⸗Freiheit durch die Ordonnanzen auch ihn betreffe, und auf 
ſeinen Zuſtand einen unmittelbaren Einfluß üben könne. Er hatte 
wohl davon etwas vernommen, daß die Regierung den Kammern 
einen argen Streich geſpielt, aber er war an dieſen unaufhörlichen 
Streit herüber und hinüber ſchon ſo lange Jahre gewohnt, ohne daß 
für ihn ein fühl- und greifbares Ergebniß daraus hervorgegangen 
wäre; das Brod war noch immer um zwei Sous, der Wein um vier 
Sous zu haben, und ſo lachte er über die, welche angeführt waren, 
und ging an die Arbeit — denn dieſe war allerdings die Bedingung 
ſeiner Beruhigung. Als aber die Bürger keine Arbeit mehr gaben, 
als Druckereien, Fabriken, Werkſtätte geſchloſſen, Bauten eingeftellt 
wurden, und die Arbeitsherren ſagten: „Wir können Euch kein Brod 
mehr geben, und daran find die Ordonnanzen Schuld“ — dann 
waren dieſe Ordonnanzen auf einmal die Feinde des Arbeiters ge— 
worden. Straßen und öffentliche Plätze bedeckten ſich mit unzähligen 
Haufen müßiger Arbeiter, die nun Zeit genug hatten, den Proteſta— 
tionen der Journale, den Klagen der Bürgerſchaft, und den Zorn— 
reden der Studirenden aller Schulen ein williges Ohr zu leihen. 
Und als einige Haufen Waffen bekommen hatten von eifrigen Patrioten, 
und damit vor den Andern erſchienen, fo betrachteten die Unbewaff— 
neten ſich als gegen ihre Kameraden zurückgeſetzt, und die Plünderung 
der Waffenvorräthe begann. So waren die niederen Volksklaſſen in 
den Kampf hereingezogen worden. Die Bürgerſchaft begann den 
Kampf für die Charte, die der gemeine Pariſer Arbeiter nur dem 
Namen nach kannte als einen Freibrief für die Bürger, der ihm keine 
Rechte verleihte; aber es war ein Feldgeſchrei, wie ein anderes, und 
er folgte ihm. Ganz anders wirkte auf ihn der Anblick der drei— 
farbigen Fahne, welche den Schleier der Vergangenheit zerriß, aus 
deren Dämmerung die Zauberworte: „Freiheit, Gleichheit und Ruhm“ 
in Flammenzügen hervorſtralten. 

So kam es, daß, als der Sieg erfochten war, er von den Siegern 
ſelbſt verſchiedentlich gedeutet wurde. Die Bürgerſchaft begrüßte ihn als 
einen Triumph der verfaſſungsmäßigen Rechte der franzöſiſchen Nation, 
wohl in einem ausgedehnteren Sinne, als vor den Ordonnanzen, und 
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jedenfalls mit zuverläßigern Garantien, aber immer als verfaßungs—⸗ 
mäßige Monarchie. Die Patrioten aber, und mit ihnen ohne Zweifel 
eine nicht geringe Zahl der Kämpfer aus den niederen Volksklaſſen, bes 
ſtrebten ſich, den Sieg einer durchgreifenden ſoeialen Emaneipation zuzu— 
wenden. Unmittelbar nach dem Siege war der überwiegende Vortheil 
entſchieden auf der Seite der Bürgerſchaft, nicht blos deßhalb, weil ſie 
zahlreich war und auch viele Anhänger im untern Volke hatte, ſondern 
vorzüglich weil ſie eine ganz fertige Regierung aufſtellen konnte, und 
weil ſie als Organ eine Kammer hatte, worin die Mehrheit noto— 
riſch der liberalen Anſicht von ganz Frankreich entſprach. Die Anz 
hänger der Republik dagegen — denn das war doch die einzige 
Staatsform, welche die Idee einer vollſtändigen ſocialen Emancipation 
darſtellen konnte — kannten ſich kaum, hatten keinerlei Art von 
Organiſation, und waren ohne alle Vorbereitung von den Ereigniſſen 
überraſcht worden. Der franzöſiſche Carbonarismus hatte es unter 
der Reſtauration nur zu den bekannten verunglückten Militäraufſtän— 
den gebracht, und war geſprengt worden. Seine innere Einrichtung 
war ohnedies eine ſolche geweſen, daß er keinen Leitfaden geben konnte 
für ein Unternehmen, das nicht von ihm ſelbſt vorbereitet worden; 
denn die Venten kannten ſich nicht gegenſeitig, und die Meiſtervente, 
in deren Hand allein die Führung lag, war allen andern Venten 
ein tiefes Geheimniß. Unter den Führern der republikaniſchen Partei 
waren auch mehrere ehemalige Mitglieder der Meiſtervente, z. B. 
Lafayette, aber ohne daß dieſe Eigenſchaft ihnen weiteren Einfluß 
verſchafften, oder ihnen irgend ein Organiſationsmittel an die Hand 
gab. Das Stadthaus war der Vereinigungspunkt der Republikaner, 
hier ſuchten fie der Munieipalcommiſſion, welche die Verſammlung 
Laffitte eine proviſoriſche Regierung nannte, den Einfluß und die 
Gewalt der alten Commüne zu verſchaffen, und auf dem Greéveplatze 
vor dem Stadthauſe lagerten bewaffnete Volksbanden, großentheils 
von jungen Leuten angeführt, welche dieſer äußerſten Meinung an— 
gehörten, oder die in der Hitze des Kampfes und im Rauſche des 
Siegs ſich ihr angeſchloſſen hatten. Für die parlamentariſche Partei 
war das Stadthaus mit ſeinen rohen Heerhaufen noch immer gefähr— 
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lich, denn fie hatte gar keine bewaffnete Macht zu ihrer Verfügung; 
die Linientruppen in den Caſernen konnte man nicht gegen das Volk 
führen, und eben ſo wenig die Nationalgarde, die auch noch nicht 
organiſirt war. Die gefährlichſte Macht des Stadthauſes aber war 
die große Volksthümlichkeit Lafayette's, des alten Bannerträgers der 
Revolution und der Republik; denn dieſe war überwiegend in der 
Nationalgarde wie im Volke, und ohnedies war er Mitglied der 
Deputirtenkammer, welche ſchon angefangen hatte, eine eonſtituirende 
Gewalt auszuüben. Dieſe hatte den Herzog von Orleans zum Ge— 
neralſtatthalter gewählt, aber auch eee den Oberbefehl über die 
bewaffnete Macht gegeben. 

Ludwig Philipp überſah ſogleich das Verhältniß, und erkannte, 
daß es nicht zur ausgeſprochenen Oppoſition des Stadthauſes gegen 
die Generalſtatthalterſchaft kommen durfte; denn fo gering an Zahl 
dieſe Partei auch war, ſo konnte ſie beim Verharren in einem ſolchen 
Widerſpruche Anhänger gewinnen, die nur auf einen Erfolg des 
Stadthauſes warteten, um ſich zu erklären. Er beſchloß daher, durch 
einen eben ſo kühnen als klugen Schritt jeder Spaltung der Re— 
volution vorzubeugen. 

Am 31. Juli wurde die Sitzung der in Paris anweſenden De— 
putirten unter Laffitte's Vorſitz um ein Uhr eröffnet. Sebaſtiani er— 
ſtattete im Namen der an den Herzog von Orleans abgeordneten 
Deputation Bericht über die Erklärung, welche der Herzog der Com— 
miſſion an demſelben Morgen ertheilt, worauf die Proelamation des 
Herzogs vorgeleſen wurde. Der Präſident bemerkte dann, wie er 
glaube, daß die Deputirten, die unter ſo außerordentlichen Umſtänden 
die Leitung der Angelegenheiten hätten übernehmen müſſen, es dem 
Lande ſchuldig wären, in einer Adreſſe oder Proclamation die Maß— 
regeln anzukündigen, die ſie als unerläßlich zur Aufrechthaltung der 
allgemeinen Ordnung betrachtet und angeordnet hatten. Den als 
Secretaire der Kammer functionirenden Mitgliedern: Gutzot, Ville— 
main, Bérard und Benjamin Constant wurde es übertragen, ſo— 
fort den Entwurf einer ſolchen Proclamation aufzuſetzen. Während 
dies geſchah, bekam die Kammer von vielen Seiten die Mittheilung, 
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daß ſich eine lebhafte Unruhe in der Stadt zeige. Bei Wiederauf— 
nahme der Sitzung bemerkte der Präſident, daß man glaube, dieſe 
Unruhe ſey entſtanden, weil die Proclamation des Herzogs von Or— 
leans nicht von der Municipaleommiſſion gegengezeichnet ſey. Perſil 
äußerte, er halte es für unumgänglich nothwendig, daß der Herzog 
ſich dem Volke zeige, und daß es auch ſehr rathſam wäre, daß 
Lafayette die Proclamation des Generalſtatthalters gegenzeichne. 

Hierauf beſtieg Guizot den Rednerſtuhl, und laß folgenden Vor— 
ſchlag zu einer Proclamation vor: 

„Franzoſen! 

„Frankreich iſt befreit. Der Abſolutismus entfaltete ſein Panier, 
die heldenmüthige Bevölkerung von Paris hat es niedergeworfen. 
Paris, widerrechtlich angegriffen, hat den Triumph der heiligen Sache 
erfochten, die in den Wahlen vergebens geſiegt hatte. Eine Gewalt, 
die ſich der uns zuſtehenden Rechte anmaßte, und unſre Ruhe ſtörte, 
bedrohte zugleich die Freiheit und die Ordnung — wir haben die 
Ordnung und die Freiheit wieder erworben. Wir werden die erwor— 
benen Rechte zu bewahren wiſſen, und keine Schranken dulden, die 
uns trennen von den Gerechtſamen, die uns noch fehlen.“ 

„Eine Regierung, die uns ohne Aufſchub dieſe Güter gewähre, 
iſt nunmehr das erſte Bedürfniß des Vaterlandes. Franzoſen! Die 
in Paris anweſenden Abgeordneten haben ſich verſammelt, und, 
vorbehaltlich der Dazwiſchenkunft der ordnungsgemäß eröffneten Kam— 
mern, haben ſie einen Franzoſen, der nie die Waffen ergriffen hat, 


als für die Sache Frankreichs, den Herzog von Orleans, eingeladen, 


das Amt eines Generalſtatthalters des Reichs auszuüben. Nach dem 
Dafürhalten der Abgeordneten iſt dieſe Maßregel das ſicherſte Mittel, 
um unaufhaltſam auf friedlichem Wege den Erfolg der rechtmäßigſten 
Abwehr zu ſichern.“ 

„Der Herzog von Orleans iſt der Sache der Nation und der 
Verfaſſung ergeben. Er hat ſich ſtets zu dieſen Grundſätzen bekannt. 
Er wird unſre Rechte achten, denn er wird die ſeinigen von uns 
empfangen. Damit die Freiheit ſtark und dauerhaft ſey, werden wir 
uns geſetzliche Garantien verſchaffen für: 
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„Die Wiedererrichtung der Nationalgarde mit Theilnahme der 
Nationalgardiſten an der Wahl ihrer Offtziere.“ 

„Theilnahme der Bürger an der Bildung der departementalen 
und munieipalen Verwaltung.“ ! 

„Das Geſchwornengericht für Preßvergehen.“ 

„Geſetzliche Verantwortlichkeit der Miniſter ſowohl, als der 
untergeordneten Beamten der Staatsverwaltung.“ 

„Geſetzliche Sicherſtellung des Heeres.“ 

„Erneuerung der Wahl ſolcher Abgeordneten, die zu einem 
öffentlichen Amte befördert werden.“ 

„Im Verein mit dem Staatsoberhaupte werden wir allen un— 
ſern Inſtitutionen die nöthige Entwickelung geben.“ 

„Franzoſen! der Herzog von Orleans hat bereits geſprochen, 
wie es ſich geziemt, ein freies Land anzureden.“ 

„Die Kammern,“ ſagt er, „werden ſich verſammeln; ſie wer— 
den die Mittel angeben, um die Herrſchaft der Geſetze und die Er— 
haltung der Volksrechte zu ſichern.“ 

Dieſe Proclamation wurde mit einſtimmigem Beifall angenom⸗ 
men, deren Druck und Vertheilung beſchloſſen. Hierauf erhob ſich 
die ganze Kammer, um ſie dem Generalſtatthalter zu überbringen. 
Der Präſident äußerte, alle Mitglieder würden nicht mitgehen kön— 
nen, er ſelbſt z. B. ſey nicht im Stande, den Weg nach Palais- 
Royal zu Fuße zu machen. Laffitte hatte ſich nämlich den Fuß 
verſtaucht. Man rief ihm aber zu, er möge ſich einen Tragſeſſel fom- 
men laſſen. So war auch Benjamin Constant in die Kammer ges 
bracht worden. 

Auf dem Wege nach Palais-Royal wurden die Abgeordneten 
vom Volke mit jubelndem Zurufe begrüßt. Die Höfe des Pallaſtes 
und der Platz vor demſelben waren von einer ungeheuern Volksmenge 
angefüllt. Nachdem die einundneunzig Abgeordnete, welche die Pro— 
elamation unterſchrieben, vom Herzog empfangen worden waren, 
las Laffitte fie vor. Der Herzog ſchenkte allen darin aufgeſtellten 
Punkten feine volle Zuſtimmung. Darauf erſchien der Herzog mit 
Laffitte an der Hand auf dem Balkon. Sie wurden von der ver⸗ 
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ſammelten Menge mit einem weithin ſchallenden Jubelrufe empfangen. 
Man wußte, daß der Herzog ſich nach dem Stadthauſe begeben 
wollte, und es wurde beſchloſſen, daß ſämmtliche Abgeordnete ihn 
dahin begleiten ſollten. Es war ſchicklich, dieſen Schritt zu thun, 
denn die Municipalcommiſſion hatte bis jetzt als proviſoriſche Re— 
gierung gehandelt, das Volk betrachtete fie als ſolche. Der General- 
Statthalter und die Abgeordneten ſtatteten damit gleichſam dem Volke 
einen Beſuch ab. Man wußte, daß das Volk darin eine ihm dar— 
gebrachte Huldigung ſehen würde, und daß die Anerkennung des 
Stadthauſes das beſte Mittel ſeh, um alle Unruhe und Spannung 
zu beſchwichtigen. 

Der Herzog, zu Pferde voran, eröffnete den Zug. Ihm folgte 
Laffitte, von zwei Savoyarden in einem Tragſeſſel getragen; dann 
kamen die Abgeordneten zu Fuße. Man konnte nur langſam vor⸗ 
wärts kommen; der Herzog mußte von Zeit zu Zeit anhalten, damit 
ihm die Träger folgen konnten. Es ging vom Platze des Palais— 
Royal über den Carrouſelplatz, längs der Seine nach dem Gréve— 
platze. Auf dem Carrouſelplatze und dem Quai des Louvre wurden 
der Herzog und die Abgeordneten mit dem freundlichſten Willkomm 
empfangen, und es war auch keiner Frage unterworfen, daß die 
überwiegende Mehrzahl der Pariſer Bevölkerung dieſe Löſung der 
furchtbaren Kriſe als eine zweite Rettung begrüßten. So wie man 
aber an Pont⸗neuf vorbei nach den Quais der Megifferie und de 
Gevres kam, hörte der Zuruf auf, und die ernſte, und zum Theil 
finſtere Haltung der Zuſchauer zeigte, daß man ſich einem Sammel— 
platze nähere, von dem andere Geſinnungen ausgingen, als die, 
welche den Zug veranlaßt hatten. 

Odilon-Barrot, der damals Seeretair der Municipalcommiſſion 
war, erzählt“), daß man an demſelben Morgen erſt auf dem Stadt— 
hauſe die Adreſſe oder Einladung der Deputirten an den Herzog be— 
kommen hatte, die er am Abend vorher in Neuilly empfing. Es hatte 
beſonders bei Leſung dieſer Adreſſe Entrüſtung erregt, daß die Deputirten 


) In einem gedruckten Briefe an B. Sarrans jeune. 
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darin mit einer gewiſſen Schüchternheit „den Wunſch ausdrückten, der 
Herzog möge die Nationalfarben beibehalten.“ Schon am Tage vor— 
her (Freitag 30.) war Odilon-Barrot, escortirt von einem Piequet 
der Nationalgarde, um ein Uhr Mittags nach der Deputirtenkammer 
geſendet worden, um im Namen des Stadthauſes gegen die Eile zu 
proteſtiren, womit man die Wahl eines neuen Staatsoberhauptes 
betrieb, ohne vorher die Nation zu befragen, und die Garantien der 
Nationalrechte feſtzuſtellen. Er hatte auch von dem Rednerſtuhle aus 
dieſe Anſicht entwickelt. An dieſem Tage nun (Sonnabend 31ſten) 
bekam Odilon-Barrot wieder den Auftrag, ſich nach der Deputirten⸗ 
Kammer zu begeben, um gegen die Adreſſe zu proteſtiren. Er war 
mit Marchais, Republikaner und Adjutant des Generals Lafayette, 
zu Pferde geſtiegen, und ſie ritten die Quais hinauf, als ſie in der 
Nähe vom Louvre den Zug des Herzogs von Orleans ankommen 
ſahen. Der Beſchluß, gegen den ſie proteſtiren ſollten, kam als voll— 
zogene Thatſache ſelbſt nach dem Stadthauſe, dort allein konnte nun 
proteſtirt werden, und die Abgeſandten kehrten um und brachten die 
Nachricht von dem herannahenden Zuge. Uebrigens war Lafayette 
ſchon im Voraus unterrichtet von der Abſicht des Herzogs, nach dem 
Stadthauſe zu kommen, und Odilon-Barrot hatte auch nach Kräf— 
ten geſucht, den General für die Generalſtatthalterſchaft günſtig zu 
ſtimmen. Jetzt, wo der Herzog ohne Begleitung von bewaffneter 
Macht ſich dem Stadthauſe näherte, mußte Alles entſchieden wer— 
den durch den Empfang, den er dort finden ſollte. Allerdings kam 
er nicht allein, die Abgeordneten begleiteten ihn, allein es waren in 
und vor dem Stadthauſe viele Männer von fanatiſchen Geſinnun⸗ 
gen, und bei einem Ausbruch des Unwillens würden die Abgeord— 
neten — von denen nur einige von der äußerſten Linke in dem 
Bereich, in den man nun eintrat, beliebt, die meiſten aber wegen 
der Wahl eines Prinzen vom Hauſe Bourbon verhaßt waren — 
ſchwerlich den Herzog haben ſchützen können. Bis jetzt hatten die 
Republikaner ſich aus allen Kräften dem Vorſchlage einer General— 
Statthalterſchaft widerſetzt, und ihr Zorn vermehrte ſich nur, je mehr 
ſie ſich überzeugen mußten, daß ſie zu ſehr in der Minderzahl waren, 
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um verhindern zu können, was die Mehrheit wollte. Eine der ver— 
wegenſten Banden war die vom Paſſage Dauphine, meiſt aus Buch- 
druckern beſtehend, welche dort aus dem Laden des Buchhändlers 
Joubert wie aus einem Arſenal bewaffnet worden waren. Als dieſe 
die Wahl des Herzogs erfuhren, riefen ſie: „So iſt denn nichts ge— 
ſchehen, und wir müſſen von vorne anfangen!“ Eine Geſellſchaft 
von den entſchiedenſten Republikanern hatte ſich beim Speiſewirthe 
Lointier verſammelt. Unter dem Vorſitze von Chevallier verhandelten 
ſie mit den Büchſen in der Hand. Daß man ſie für gefährlich hielt, 
geht daraus hervor, daß Larréguy und Combes-Siéyes hingeſandt 
wurden, um in dieſer Verſammlung der Idee der Generalſtatthalter— 
ſchaft Eingang zu verſchaffen. Es gelang aber nur ſchlecht; man 
legte an auf einen Redner, der zu Gunſten Orleans ſprach. Als 
der Zug des Herzogs herannahte, brachte Doctor Delaberge die Nach— 
richt nach dem Stadthauſe, daß ein Haufe junger Leute beſchloſſen 
hatten, ſich in einer der dunkeln und engen Straßen aufzuſtellen, die 
auf den Gréveplatz auslaufen, und, wenn der Herzog vorüber käme 
aus drei Reihen ein Pelotonfeuer loszubrennen. Die Vorſtellung, 
daß dann Laffitte, Benjamin Conſtant und viele andere Volksfreunde 
und Unſchuldige auch als Opfer fallen müßten, hätte ſie kaum von 
ihrem Vorhaben abbringen können. 

So war die Stimmung auf dem Greéveplatze und in der Um—⸗ 
gegend. Es war Revolution, am Tage nach einem blutigen Kampfe, 
und die übererregten Gemüther der Mißvergnügten waren ganz be— 
reit, durch einen Handſtreich den Beſchluß der Mehrheit zu vernich— 
ten, der ihrer idealen Vorſtellung von Volksglück hindernd in den 
Weg trat. Und nun nahte der Herzog von Orleans, unbewaffnet 
und in friedlicher Umgebung, dem bis an die Zähne bewaffneten 
Stadthauſe. Sie vergaßen aber, daß eben hierin eine Macht lag, 
denn ein kühnes und unbedingtes Vertrauen, wie es hier gezeigt 
wurde, enthält einen ſtummen Aufruf an die Ehre des Gegners, vor 
dem auch der wildeſte unwillkürlich ſtutzt. Lafayette mußte hier den 
Ausſchlag geben. Die Orleaniſche Partei der Deputirtenkammer 


kannte ihn wohl und wußte ihn zu behandeln. Man hatte nicht 
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verſäumt, ſchon am 29ſten, Nachmittag, wo der Sieg des Volkes 
entſchieden war, Anhänger des Generalſtatthalters in die Umgebung 
Lafayette's zu bringen. Es ſchmeichelte feiner Gier nach Volksthüm⸗ 
lichkeit, daß ſeine Stimme als unerläßlich geſchildert wurde, um dem 
Vorſchlage der Generalſtatthalterſchaft die Billigung der Volkspartei 
zu ſichern. Dann ſtellte man ihm vor, daß er eine große Verant⸗ 
wortlichkeit auf ſich lade, wenn er dem einzigen Mittel zur Beruhi— 
gung des Augenblicks Hinderniſſe in den Weg lege; die Plane des 
abſoluten Königthums würden dadurch nur gefördert werden, bei der 
Einſtimmigkeit der Abgeordneten aber in der Berufung des Herzogs, 
für die ſich eine überwiegende Mehrheit in der Bürgerſchaft ausge— 
ſprochen, würde durch einen Widerſpruch Lafayette's eine Spaltung 
der Revolution offenbar werden, und aus allem dieſem könnte nur 
Anarchie entſtehen. Ohnedieß ſey die Generalſtatthalterſchaft eine 
vorläufige Maßregel, die noch immer zuließe, daß man alle Freiheit 
republikaniſcher Nationalgerechtſame mit der künftigen Negierungs- 
form verbinde, über die noch entſchieden werden ſolle. Lafayette, 
Republikaner aus Geſinnung, aber auch aus Gewohnheit, war da— 
bei immer Edelmann in den Umgangsformen geblieben. Er betrach- 
tete die Unabänderlichkeit ſeiner Grundſätze als einen Ehrenpunkt, 
und wollte ihnen auch Geltung verſchaffen, aber nicht mit der rauhen 
Unbedingtheit eines Fanatikers, ſondern mit der feinen Zuläſſigkeit 
eines Mannes der großen Welt. Daß der greiſe Freiheitsheld zweier 
Welttheile nun den erſten Beſuch eines Fürſten vom königlichen Ges 
blüte empfangen ſollte, der auch unter der dreifarbigen Fahne gefoch— 
ten, deutete gleichſam auf eine Wahlverwandtſchaft des Geſchickes, 
die unwillkürlich den Edelmann für den ehemaligen General der Ne- 
publik, und den Republikaner für den Prinzen gewinnen konnte. 

Unterdeſſen gelangte der Zug nach dem Greyeplaße, auf dem 
die Fußſtapfen des mörderiſchen Kampfes ſichtbar waren, in dem die 
Volkspartei mit heldenmüthiger Unverzagtheit das Stadthaus mehreremale 
genommen, verloren und wieder erobert hatte. Die meiſten der auf dem 
Grèveplatze verſammelten Kämpfer der drei Tage ſahen mit miß⸗ 
trauiſchem Erſtaunen den Herzog heranreiten. Verſehen mit Waffen, 
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wie der erſte auflodernde Zorn oder der Wechſel des heißen Kampfes 
ſie ihnen in die Hand gegeben, ſtanden ſie da in trotziger Haltung, 
und ſahen die Entſcheidung kommen; es war deutlich genug, daß ſie 
nur eines Winkes gewärtig waren, um thätlich einzuſchreiten. Einige 
riefen wohl: „es lebe Orleans!“ aber es wurde ſogleich beantwortet 
mit: „es lebe Lafayette!“ Als der Herzog vor dem Stadthauſe vom 
Pferde ſtieg, erſchien Lafayette an dem Abſatze der großen Treppe, 
wo er ſeinen erlauchten Beſucher mit der Courtoiſie empfing, die 
zugleich Ehrfurcht und Selbſtgefühl ausdrückt. 

Die Flügelthüren der Thronhalle des Stadthauſes öffneten ſich, 
und der Herzog von Orleans trat an Lafapette's Seite mitten in 
eine Verſammlung, in welcher, außer der Municipalcommiſſion und 
dem Generalſtabe Lafayette's, viele Führer und Parteigänger des 
Kampfes ſich befanden, alte Krieger der Napoleoniſchen Zeit, Aerzte, 
Advokaten und polytechniſche Schüler mit gezogenem Degen, mit Pi— 
ſtolen im Gürtel, in den Weſtentaſchen, wie es kam. Manche der 
dort Anweſenden find nachher eifrige Anhänger der Orleanifchen 
Dynaſtie geworden, allein damals betrachteten die meiſten von ihnen 
die Wahl des Herzogs von Orleans als eine Täuſchung der Er— 
wartungen, die ſie in die Revolution geſetzt, nachdem ſie einen ſo 
vollſtändigen Sieg erlangt hatten. Als die Abgeordneten, die dem 
Herzöge folgten, eingetreten waren, wurde die obenangeführte Procla— 
mation vorgeleſen. Laffitte, als Präſident, hätte ſie vorleſen ſollen, 
aber Viennet nahm ihm das Papier aus der Hand mit der Bemer— 
kung: „Ich habe eine prachtvolle Stimme,“ und las. Als er an 
die Stelle der Proclamation kam: „Das Geſchwornengericht für 
Preßvergehen,“ ſagte der Herzog halblaut zu Lafayette: „Es wird 
keine Preßvergehen mehr geben.“ 

Nachdem die Proclamation geleſen war, ſprach der Herzog fol— 
gende Worte: „Als Franzoſe bejammere ich das Unglück, das dem 
Lande widerfahren, und das Blut, das vergoſſen worden. Als Fürſt 
beglückt mich das Gefühl, zur Wohlfahrt der Nation beitragen zu 
können.“ Dieſe Worte wurden von den Abgeordneten mit Beifall 
aufgenommen, worin jedoch nur wenige von den Aue) des Stadt⸗ 
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hauſes einſtimmten. Dubourg, der ſich aus eigener Machtvollkom⸗ 
menheit zum General ernannt, eine Uniform von Evariſte Dumoulin, 
dem Redacteur des Conſtitutionel, und Epauletten vom Sänger 
Perlet aus der Garderobe der Opera comique bekommen hatte, trat 
zum Herzog, und, auf den von Bewaffneten angefüllten Greseplag 
deutend, ſagte er: „Sie kennen unſre Rechte; wenn Sie ſie vergeſſen 
ſollten, werden wir Sie daran erinnern.“ Der Herzog antwortete 
mit Entrüſtung, daß er ſeine Pflichten ſelbſt kenne, und nicht daran 
erinnert zu werden brauche. 

Hierauf überreichte Lafayette dem Herzog eine dreifarbige Fahne, 
fie traten auf den Balcon, wo Lafayette den Herzog umarmte, und 
nun ertönte der Groveplatz von dem Rufe: „Es lebe der Herzog 
von Orleans! Es lebe Lafayette!“ Das Volk ſah in der Umar- 
mung Lafayette's den Beweis, daß ſeine Führer im Stadthauſe die 
Generalſtatthalterſchaft gebilligt hatten, und es folgte ſeinen Führern, 
wie es ihnen in den Kampf gefolgt war. Der Herzog, umgeben 
von den Abgeordneten, kehrte nach dem Palais-Royal zurück. 

Die Stadthauspartei war bis dahin eine Macht geweſen, uns 
gefähr wie ein Armeecorps, das noch zögert, ſich der Entſcheidung 
des Heeres zu unterwerfen. Nachdem der Generalſtatthalter dort 
perſönlich erſchienen war, ohne Widerſpruch zu erfahren, war dieſe 
Partei politiſch entwaffnet, wenigſtens für den Augenblick; freilich 
nur, um ſich nachher in anderer Art zu zeigen. 

Was war denn nun das ſogenannte Programm des Stadt— 
hauſes, auf das man ſich ſpäter ſo oft berufen hat, und deſſen 
vermeintliche Verletzung dem König ſo bitter vorgeworfen worden iſt? 

Es hat nie ein Programm des Stadthauſes gegeben, das vor— 
gelegt und anerkannt worden wäre. Des Herzogs Beſuch auf dem 
Stadthauſe war, wie geſagt, ein Schritt politiſcher Klugheit und 
Schicklichkeit. Seine Einſetzung als Generalſtatthalter hatte er von 
den Kammern empfangen, und konnte ſie vom Stadthauſe weder 
begehren noch bekommen. Auch waren ihm dort keine Bedingungen 
vorgelegt, noch beſondere Verpflichtungen angeſprochen oder einge— 
gangen. Man betrachtete die Generalſtatthalterſchaft als eine vor—⸗ 
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läufige Maßregel, deren weitere Bedeutung durch Die am 3. Auguſt 
zuſammentretenden Kammern erſt beſtimmt werden ſolle. Aber das 
iſt nicht zu läugnen, daß die Mehrzahl der Stadthauspartei der 
Meinung war, daß die, unter dem abgeſetzten Königthum und nach 
der Form des doppelten Votums gewählten Abgeordneten gar nicht 
befugt waren, über die künftige Regierungsform zu beſtimmen. Sie 
wollten, daß keine Entſcheidung erfolgen ſollte, bis ganz Frankreich 
ſich ausgeſprochen, und das mußte, ihrer Meinung nach, dadurch ges 
ſchehen, daß im ganzen Lande Urverſammlungen zuſammenberufen 
würden, durch welche eine neue Volksvertretung gewählt werden ſollte. 
So hofften ſie unter allen Umſtänden eine breite demokratiſche Grund⸗ 
lage für jede künftige Beſtimmung zu gewinnen. Das war auch 
Lafayette's Anſicht. Diejenigen von der parlamentariſchen Partei 
aber, die mit ihm berathſchlagt hatten, meinten indeſſen, und ohne 
Zweifel mit vollem Rechte, daß aus einer ſolchen Berufung nur 
überall in Frankreich die heilloſeſte Verwirrung entſtehen müſſe, und 
ſogar wahrſcheinlicherweiſe ohne ein Ergebniß herbeizuführen; und 
unter dem Eindrucke dieſer Befürchtung hatte Lafayette geſchehen 
laſſen, was er jedenfalls nur durch einen Gewaltſtreich hätte verhin⸗ 
dern können, und wobei die Verantwortlichkeit um ſo größer geweſen 
wäre, als er in einem ſolchen Falle ſich ſelbſt wohl kaum getrauen durfte, 
das Aeußerſte abzuwenden, denn dann wären Gewalten entfeſſelt wor—⸗ 
den, die nur zu geneigt waren, jede Brücke hinter ſich abzuwerfen 
im fanatiſchen Eifer für ihr Syſtem. Nachdem aber der General 
Statthalter auf dem Stadthauſe erſchienen, und, dadurch ſchon, daß 
der Proclamation der Abgeordneten nicht widerſprochen wurde, als 
ſolcher anerkannt worden war, warfen Lafayette's politiſche Freunde 
ihm vor, daß das Alles geſchehen ſey, ohne daß Bedingungen ge⸗ 
ſtellt oder Gewährleiſtung erhalten worden. Lafayette empfand dieſe 
Vorwürfe umſomehr, als er vorher ſich beſtimmt erklärt hatte, daß man 
Sicherheit haben müſſe für die Erhaltung der Volksrechte. Nun erzählt 
man, daß der General mit Marchais und Joubert ein Programm be⸗ 
rathen und aufgeſetzt habe, worin die gehörige Sicherſtellung in ihrem 
Sinne für die Volksfreiheit bedungen war. Dieſe Urkunde habe der 


22 


General mitgenommen bei feinem Beſuche im Palais-Royal, in der 
Abſicht, die Anerkennung und Unterſchrift dieſes Gelöbniſſes zur Bes 
dingung ſeiner ferneren Mitwirkung für die Sache des Hauſes Or— 
leans zu machen. Der General ſey indeſſen vom Herzoge auf's 
freundlichſte empfangen und gleich in ein Geſpräch verſtrickt worden 
über die amerikaniſchen Inſtitutionen. Bei dieſem Gegenſtande war 
Lafayette ſtets unerſchöpflich in Lob, Bewunderung und Aufforderung 
zur Nachahmung. Der Herzog hätte zwar gemeint, es wäre immer 
noch ſehr zweifelhaft, ob das amerikaniſche Syſtem auf Frankreich 
anwendbar ſey, habe aber Lafayette beigepflichtet in der Anſicht, daß 
Frankreichs gegenwärtige Lage einen Thron verlange, der ſich auf 
republikaniſche Inſtitutionen ſtütze. Lafayette, entzückt über dieſe 
Billigung einer Lieblingsidee und über die Ausſicht, ſie verwirklicht 
zu ſehen, habe es für unſchicklich gehalten, die Urkunde vorzulegen, 
deren Unterſchrift er nun nicht verlangen konnte, ohne ein unziem— 
liches Mißtrauen an den Tag zu legen. Als nachher Armand Carrel 
ihm heftige Vorwürfe über dieſe Unterlaſſungsſünde gemacht, habe er 
zu ſeiner Rechtfertigung angeführt: „Mein Gott, lieber Freund, ich 
hielt ihn für gutmüthig und beſchränkt.“ Ohne weiter herausheben 
zu wollen, auf wen dieſe Aeußerung eigentlich volle Anwendung fand 
im gegenwärtigen Falle, bemerke ich nur, daß dieſe Mittheilung, die 
wir weiter nicht verbürgen können, obwohl fie die Wahrſcheinlichkeit 
für ſich hat, eben von der Partei kommt, die ſich immer auf ein 
Stadthausprogramm berufen hat, und die nun alſo ſelbſt einräumt, 
daß keines vorhanden iſt. Wäre indeſſen eines vorhanden geweſen, 
wie es nicht der Fall iſt, ſo hätte es dennoch weichen müſſen vor 
dem am 9. Auguſt in der Kammer geleiſteten Eide des Königs auf 
die neue Charte von 1830. Vor dieſer feierlichen Handlung, die 
volle politiſche und diplomatiſche Anerkennung gefunden, hätte unter 
allen Umſtänden die Handveſte einer Partei zurücktreten müſſen, auch 
wenn ſie da geweſen wäre, wie ſie es nicht war. 

Die Republikaner berichten, daß noch am Abend des 31. Juli 
einige von den Eifrigſten der Partei eine Zuſammenkunft mit dem 
Generalſtatthalter gehabt haben. L. Blanc behauptet, Thiers habe 
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fie davon in Kenntniß geſetzt, daß der Herzog ſie zu Sprechen 
wünſche. Es wird unentſchieden gelaſſen, ob er dieſen Schritt in 
Auftrag gethan, oder aus eigenem Antriebe in der Hoffnung, dieſe 
jungen Leute, die großen Einfluß in ihrer Partei hatten, für die 
Sache des Herzogs zu gewinnen. Thiers führte, dieſer Angabe nach, 
Boinvilliers, Godefroi Cavaignge, Guinard, Baſtide, Thomas und 
Chevallon in das Palais-Royal. In der Unterredung mit dem Her⸗ 
zog hätten ſie nun Fragen geſtellt über die Verträge von 1815, die 
nach ihrer Anſicht revidirt werden, über die Pairie, welche abge— 
ſchafft, über die Urverſammlungen, die einberufen und befragt werden 
müßten. Ueber alle dieſe Fragen hätte dann, nach ihrem eigenen 
Geſtändniſſe, der Herzog ſich mit der freundlichſten Herablaſſung, 
aber auch offen und ohne Rückhalt, ausgeſprochen. Er hätte ges 
äußert, wie er als Franzoſe wohl empfinde, was Frankreich in 
den Verträgen von 1815 eingebüßt, daß man aber in Beziehung 
auf die europäiſchen Mächte vorſichtig und redlich zu Werke gehen 
müſſe; er hätte die Erblichkeit der Pairskammer vertheidigt, und ge— 
meint, daß ſie nicht aufgegeben werden dürfe, als nur in dem Falle, 
wenn ſie nicht mit dem Willen des Landes zu erhalten wäre; er 
hätte darauf aufmerkſam gemacht, daß eine Berufung der Urver— 
ſammlungen die Zeiten des Convents zurückführen würden, und er 
zeigte das nicht zu berechnende Unglück und die Gefahr für Frank⸗ 
reich, die daraus entſtehen müßte; er äußerte, wie er ſelbſt Republi⸗ 
kaner geweſen, ſich aber überzeugt habe, daß dieſe Staatsform nicht 
in Frankreich Anwendung finden könne. Als ſie weggingen, be— 
merkte Baſtide: „Er iſt der Zweihundert zwei und zwanzigſte.“ Wenn 
nun aber der Herzog, wie ein Republikaner es ſelbſt berichtet, am 
erſten Tage der Generalſtatthalterſchaft ſo ohne alle Umſtände ſich 
erklärt, und alle die Punkte, woraus ſie ein Programm bilden wollen, 
bekämpft hat, wie können fie dann nachher über nicht gehaltene Ver—⸗ 
ſprechen klagen und Verrath ſchreien? 

An demſelben Tage hatte die Municipalcommiſſion folgende 
Miniſtercommiſſaire in proviſoriſcher Eigenſchaft ernannt: für die 
Juſtiz Dupont (de l Eure) — für die Finanzen Baron Louis — für 
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den Krieg General Gérard — für die Marine Admiral de Rigny — 
für das Auswärtige Bignon — für den öffentlichen Unterricht Gui— 
zot — für das Innere und die öffentlichen Arbeiten den Herzog von 
Broglie. ' 
Das Minifterium des Innern war Caſimir Perier zugedacht; 
er war auch von der Munieipalcommiſſion dazu ernannt wor— 
hatte es aber abgelehnt, und dann erſt war Broglie dafür beſtimmt 
worden. Dieſe Ernennungen wurden vom Generalſtgtthalter be— 
ſtätigt. 

An demſelben 31. Juli war auch ein Beſchluß des Generals 
Lafayette und der Munieipalcommiſſion von Paris veröffentlicht 
worden, der eine bewegliche Nationalgarde von zwanzig Regimentern 
errichtete, die auch im Felde dienen konnte. Der Sold der Offiziere 
und Unteroffiziere ſollte ſpäter beſtimmt werden, aber der für die 
Gemeinen wurde ſogleich zu anderthalb Franken täglich angeſetzt. 
Dieſe Maßregel hatte nicht allein eine militäriſche Abſicht, ſondern 
man wollte dadurch den in Folge der Revolution brodlos gewordenen 
Arbeitern Gelegenheit zum Verdienſt geben, und die Disciplin ſollte' 
ſie verhindern, von Unruhſtiftern mißbraucht zu werden, 

Dupont (de l Eure) war ein ſtrenger Juſtizbeamter, redlich und 
uneigennützig, aber von ſtarren Grundſätzen. Ohne höhere ſtaats— 
nänniſche Bildung oder Anſicht, war er unerbittlich in pünktlicher 
und gewiſſenhafter Anwendung des Geſetzes, forderte aber auch, daß 
Alles ſich ſeinem Syſtem unterwerfe. Er weigerte ſich zuerſt, das 
Miniſterium anzunehmen, indem er ganz richtig vorausſah, daß 
er hier einen Boden betrat, auf dem er mit ſeinem Charakter nicht 
beſtehen könne. Laffitte aber ſetzte den größten Werth darauf, daß 
Dupont ins Miniſterium trete, weil er wohl wußte, daß die eifrigen 
Patrioten, denen Dupont's Unbeugſamkeit bekannt war, ihn als einen 
Wächter ihrer Intereſſen betrachten würden. Dupont gab nach, 
und als er dem Herzoge vorgeſtellt wurde, verhehlte er nicht, daß 
er kein Hofmann, ſondern Republikaner ſey. Nun wollte Ludwig 
Philipp allerdings nicht die Republik, aber deſſen unerachtet konnte 
ein Republikaner dem Staate nützliche Dienſte leiſten auch unter 
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einer Monarchie. Ohnedieß erkannte der Herzog die Nothwendigkeit, 
die Wahlen der parlamentariſchen Partei nicht zurückzuweiſen; es 
ſollte ſich noch zeigen, welche Combination haltbar ſey, und ein 
Mann von republikaniſchen Grundſätzen im Kabinet würde gerade 
andeuten, daß man von vorne hinein kein Syſtem ausſchließen wolle. 
Der Herzog empfing daher Herrn Dupont wohlwollend, und wenn 
die Republikaner nachher das als Falſchheit bezeichnen, ſo ſcheint 
das ſehr ungereimt; der Verſuch ſollte angeſtellt werden, welche 
Richtung den Intereſſen Frankreichs am beſten entſpräche, und dazu 
konnte man ſich in Freundlichkeit vereinen, wie verſchieden auch die 
perſönlichen Anſichten ſeyn mochten. Von den übrigen Mitgliedern 
des proviſoriſchen Kabinets war es dem Herzog und dem politiſchen 
Publikum wohl bekannt, daß ſie der parlamentariſchen Mehrheit der 
Deputirtenkammer angehörten. 

Unterdeſſen hatte Carl X. mit ſeiner Familie und mit den 
Garden Trianon verlaſſen, obwohl ungerne und nur auf lebhafte 
Vorſtellungen von Laroche-Jacquelin und General Bordeſoulle; die 
Einwohner von Verſailles zeigten ſich ſehr feindlich geſinnt, und die 
königliche Familie war in der That in Trianon großer Gefahr aus— 
geſetzt. Noch am Abend ſpät ging der König nach Rambouillet, wo 
er in der Nacht eintraf. In dieſer ſelben Nacht bekam der König 
von Paris aus die Nachricht, daß die Deputirtenkammer den Herzog 
von Orleans zum Generalſtatthalter ernannt habe. 

Dieſer Schritt ſchien dem König ein zweckmäßiger Ausweg, um 
die Ruhe herzuſtellen, und er eilte daher, dieſe Maßregel auch zu 
der ſeinigen zu machen, indem er ſofort folgendes Schreiben an den 
Herzog abſandte: 

„In der Abſicht, die Unruhen zu beenden, die in Paris und 
einem Theile von Frankreich ſtattfinden, ernennt der König, der auf 
die aufrichtige Anhänglichkeit ſeines Vetters rechnet, den Herzog von 
Orleans zum Generalſtatthalter des Königreichs.“ 

„Da der König es zweckmäßig erachtet hat, die Ordonnanzen 
vom 25. Juli zurückzunehmen, ſo billigt er, daß die Kammern am 
3. Auguſt zuſammentreten, und gibt ſich der Hoffnung hin, daß 


26 


es ihnen gelingen werde, die Ruhe in Frankreich wieder herzu⸗ 
ſtellen.“ 

„Der König erwartet hier die Rückkehr desjenigen, der beauſ⸗ 
tragt iſt, die gegenwärtige Erklärung nach Paris zu bringen.“ 

„Wenn ein Verſuch gegen Leben und Freiheit der königlichen 
Familie gewagt werden ſollte, ſo wird der König ſich bis auf den 
Tod vertheidigen.“ 1 

„Gegeben zu Rambouillet am 1. Aug. 1830. 
Carl.“ 

Mit dieſem Schreiben traf der Obriſtjägermeiſter Graf Girardin 
am 1. Auguſt Morgens nach ſieben Uhr im Palais-Royal ein. Er be⸗ 
kam auch eine Antwort, deren Inhalt uns unbekannt iſt. Es wird 
erzählt, daß Dupin der Aeltere im Kabinet des Herzogs zugegen war, 
als das Schreiben Carl X. eintraf, und daß er darauf aufmerkſam 
gemacht habe, wie nothwendig es ſey, eine Antwort zu geben, welche 
die Sache des Herzogs nicht an die der ältern Linie wieder anknüpfe. 
Darauf ſoll Dupin auf den Wunſch des Herzogs eine energiſche Ant— 
wort aufgeſetzt haben, die der Herzog ſelbſt zur Abſendung beſorgte. 
Dennoch aber ſoll die Erwiederung, welche Carl X. überſandt wurde, 
keineswegs die Hoffnung des Königs auf eine Beilegung ſeiner Sache 
abgeſchnitten haben. Wir bemerken aber, daß dieſe Behauptung von 
den Republikanern herrührt, die, als ihre Hoffnungen nicht erfüllt 
wurden, die bitterſten Feinde des Herzogs geworden, und daß für dieſe 
Angabe kein Beweis angeführt iſt. Dieſes könnte nur dadurch ge— 
ſchehen, daß beide Briefe mitgetheilt würden, das haben aber weder 
Sarrans noch Louis Blane, welche die Behauptung aufſtellen, ver⸗ 
mocht, und wir ſind daher berechtigt, ihre Angabe zurückzuweiſen, 
oder anzunehmen, daß nur Ausdrücke gemildert worden ſind, deren 
ſchroffe Form den unglücklichen Monarch hätte verletzen können. 

Als einige Stunden darauf die Herren von Broglie, Laffitte, 
Caſimir Périer, Guizot, Sebaſtiani, Molé, Gerard beim Herzog ver— 
ſammelt waren, theilte er ihnen dieſe auch von Rambouillet eingetroffene 
Ernennung mit. Es war klar, daß er nur die der Deputirtenkam⸗ 
mer, die er bereits angenommen, als die gültige erkennen konnte. 
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Es wurde dabei geäußert, daß dieß abſichtlich geſchehen ſey, um den 
Herzog mit der Revolutionspartei zu verfeinden; Laffitte aber ver⸗ 
theidigte den König in dieſer Beziehung, indem er ſonſt die Er— 
nennung hätte datiren müſſen vom 30. Juli und nicht vom 1. Aug. 
wie es geſchehen ſey. 

Am 1. Aug. empfing der Herzog auch die Munieipaleommiſſion, 
an deren Spitze Lafayette war. Sie hatte bereits ſchriftlich gemeldet, 
daß fie das ihr übertragene Amt in die Hände des Generalſtatthal⸗ 
ters niederlege. Der Herzog dankte ihnen für die erfolgreiche Mühe— 
waltung, die ſie unter den ſchwierigſten Umſtänden mit unglaublichem 
Eifer ausgeübt hatten, bat ſie aber bis auf weitere Anordnung ihre 
Thätigkeit fortzuſetzen. 

Man erzählt eine Anekdote, die wohl geeignet iſt zu zeigen, 
welche Erwartungen die Stadthauspartei gehegt hatte, und wie ſehr 
ſie, obwohl das Stadthaus ſo eben auf ſeine officielle Gewalt Verzicht 
geleiſtet, dennoch ſich geachtet wiſſen wollte. Mauguin war als Mit— 
glied der Municipaleommiſſion ſehr geneigt geweſen, dieſer Behörde 
die Stellung und den Einfluß der alten Commüne zu geben. Ihm 
theilte Guizot den Entwurf zur ſchriftlichen Antwort des Generals 
Statthalters auf die angetragene Abdankung der Commiſſion mit. 
Sie ſchloß mit der Bitte, in Thätigkeit zu verbleiben bis auf weitere 
Befehle. — „Befehle?“ rief Mauguin entrüſtet. — „Ja ſo, das 
ſcheint Ihnen zu hart — ich werde dafür Anweiſung hinſchreiben.“ 
Hätte man nur immer ſo leichten Kaufs den Widerſtand beſchwich— 
tigen können; aber was diesmal mit einem Worte erreicht wurde, 
konnte ſpäter nur mit Blut bewerkſtelligt werden. 

Am 2. Auguſt empfing der Herzog eine noch wichtigere Sendung 
von Rambouillet, nämlich die Verzichtleiſtung Carl X. und des 
Dauphins auf die franzöſiſche Krone. Man hat geſagt, daß Carl X. 
zu dieſem Schritte hauptſächlich gebracht worden ſey durch die Hoff— 
nungen für die Fortdauer ſeiner Dynaſtie, welche der vom Herzog 
empfangene Brief in ihm erregt hatte. Da aber Niemand den au⸗ 
thentiſchen Inhalt dieſes Briefes anzuführen weiß, ſo iſt darauf nicht 
zu bauen. Der plötzliche Umſturz der Monarchie hatte Carl X. 
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bis ins Innerſte erſchüttert, er fand keine Kraft in ſich, mit dem 
Geſchick zu ringen, er nahm das Unglück als ein Strafgericht Gottes, 
vor dem er ſich in frommer Reſignation beugte. In Trianon hatte 
Guernon-Ranville als das beſte Mittel, um die Führer des Auf— 
ſtandes auſſer Faſſung zu bringen, vorgeſchlagen, der König ſolle 
ſich nach Tours begeben, und dorthin die Kammern, alle Befehls— 
haber und Würdeträger der Krone berufen; man hatte ſchon Runde 
ſchreiben aufgeſetzt. So wenig aber, wie in St. Cloud, konnte man 
den König zur Unterſchrift bewegen, er hatte allen Muth zu einem 
entſcheidenden Schritte verloren. Bis er nach Rambouillet kam, 
hatte der Abfall ihn ſchon belehrt, daß man feine Sache als verlo— 
ren betrachtete. Nur ein, im Verhältniß zum zahlreichen Hoflager, 
kleiner Kreis von Getreuen begleitete noch ſeine Flucht. Wo aber 
waren jene glühende und lärmende Ropaliſten, welche das weiße 
Band der königlichen Lilien zur Schau getragen, die in den Tuile— 
rien und auf der Rednerbühne fo oft unnöthigerweiſe aufgefordert 
hatten, ſich um den König zu ſchaaren? Da wo ſie hätten ſeyn 
ſollen, auf ihrem Poſten, bei ihrem Könige, fand man fie nicht, 
wenn man ſie nicht unter der dreifarbigen Fahne fand, die ſie ſpäter 
wieder verließen. Davon machten Biedermänner, wie Chateaubriand 
und manche Andere, eine Ausnahme; man hatte, als es noch Zeit war, 
ihre Warnungen verworfen, ſie aber verläugneten ihren König nicht, 
und ehrten ſich und ihren Namen durch offene Anhänglichkeitserklärungen 
unter bedrohlichen Verhältniſſen. Diejenigen, welche ſpäter ſich der 
Legitimiſtenpartei anſchloſſen, und deren Pflicht ſie in die Nähe des 
Königs berufen hätte, folgten wohl weniger einem großmüthigen 
Enthuſiasmus, der ſich der beſiegten Sache zuwendet, als einer Par— 
teiregung, die den Sieg um ſeine Früchte beneidet. Der unglückliche 
Carl X. aber konnte in Rambouillet, wo ſo viele ihn verlaſſen, und 
nur die mißmuthigen Garden ihren Fahnen treu blieben, all dieſen 
nachträglichen Legitimitätseifer nicht ahnen. In Rambouillet war die 
bedauernswerthe Herzogin von Angouléme, die Tochter Ludwigs XVI., 
angekommen von den Bädern in Vichy; unterwegs hatte die Revo⸗ 
lution ſie ereilt, oder ſie war ihr vielmehr entgegengereist, und nur 
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unter einer Verkleidung, und geſchmückt mit dem dreifarbigen Bande, 
dem Siegeszeichen über ihr Geſchlecht, war ſie der Gefahr entronnen, 
um ſie auf's neue mit ihrer Familie zu theilen. Unter Thränen hatte 
Carl X. ſeine hart geprüfte Schwiegertochter umarmt. Unter ſolchen 
Umſtänden war es bei ſeinem Charakter natürlich, wenn er den Muth 
verlor, perſönlich dem Sturm Trotz zu bieten. Auch mochte er wohl in 
einer ſolchen Stimmung, wo der Zauber des königlichen Glanzes ihn 
nicht blendete, einſehen, daß ſein Sohn nur geeignet geweſen wäre, eine 
Krone zu tragen, die von der allgemeinen Zuſtimmung eines treuen 
Volkes emporgehalten würde. Der Dauphin fügte ſich unbedingt 
dem Willen feines Vaters, dem er nie widerſprochen hatte. Carl X. 
glaubte durch ſeine und des Dauphins Verzichtleiſtung um ſo mehr 
eine günſtige Stimmung für ſeinen Enkel hervorzubringen, als der 
Volksunwille urſprünglich nur gegen die Regierung ſich aufgelehnt hatte, 
welche die Ordonnanzen erlaſſen; er wußte nicht, oder glaubte nicht, 
daß er ſich gegen die ganze ältere Linie ſeines Hauſes ausſprach, 
und er hoffte zuverſichtlich, daß Alles verſöhnt ſeyn würde, wenn er 
und ſein Sohn zurücktralen. Dieſe Beweggründe waren ohne Zweifel 
hinreichend, um feinen Beſchluß herbeizuführen, ohne daß es noth—⸗ 
wendig wäre, eine falſche Vorſpiegelung vorauszuſetzen, die wir, ſo 
lange nicht ein überzeugender Beweis dafür gebracht wird, als vom 
Parteihaſſe erfunden betrachten müſſen. 

Der General Graf Latour-Foiſſae wurde vom König beauftragt, 
dem Generalſtatthalter die Abdieationsgete zu überbringen. Er ertheilte 
ihm ſogar mehrere Vorſchriften in Beziehung auf den Einzug des 
Herzog von Bordeaux in Paris. Eine Zuverſicht, die erklärlich wird, 
wenn man den Inhalt der Abdankungsurkunde kennt. Sie war in 
folgenden Ausdrücken abgefaßt: 

„Ich bin zu tief erſchüttert von den Leiden, welche meine Völ— 
ker heimgeſucht haben, oder ihnen noch drohen könnten, um nicht 
auf ein Mittel bedacht zu ſeyn, das geeignet wäre, weiterem Unfall 
vorzubeugen. Ich habe daher beſchloſſen, auf die Krone Verzicht zu 
leiſten zu Gunſten meines Enkels.“ 

„Der Dauphin, der meine Gefühle theilt, verzichtet auch auf 
ſeine Rechte zu Gunſten ſeines Neffen.“ 
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„Sie haben demnach, in Ihrer Eigenschaft als Generalſtatthalter 
des Reichs, die Thronbeſteigung Heinrich des Fünften zu verkünden. 
Sie werden auch alle die Maßregeln treffen, welche Ihnen obliegen, 
um die Regierungsform während der Minderjährigkeit des neuen 
Königs zu beſtimmen. Ich begnüge mich, im gegenwärtigen Erlaſſe 
dieſe Anordnung feſtzuſtellen: es iſt ein Mittel, großem Unheile zu 
entgehen.“ 

„Sie werden dieſe meine Abſicht dem diplomatiſchen Corps mit— 
theilen, und mir fo bald als möglich die Proclamation überſenden, 
durch welche mein Enkel als König anerkannt werden ſoll unter dem 
Namen Heinrich des Fünften.“ 

„Ich habe dem Generallieutenant Grafen Latour-Foiſſae Auf 
trag gegeben, Ihnen dieſes Schreiben zu übergeben. Er hat Befehl, 
ſich mit Ihnen zu verſtändigen über Vorkehrungen zu Gunſten der 
Perſonen, die mir gefolgt ſind, ſowohl als auch in Beziehung auf 
mich und meine übrige Familie.“ 

„Wir werden dann auch noch ſonſtige Anordnungen feſtſetzen, 
welche durch dieſen Regierungswechſel nothwendig geworden ſind.“ 

„Ich erneuere die Verſicherung der Geneigtheit, mit welcher ich 
verbleibe Ihr wohl gewogener Vetter.“ 

„Carl.“ 

Graf Latour traf mit dieſem Schreiben am Abend des zweiten 
Auguſts im Palais Royal ein. Er verlangte beim Generalſtatthalter 
angemeldet zu werden. Der wachhabende Flügeladjutant erklärte ihm 
jedoch, daß er nicht vorgelaſſen werden könne. Vergebens berief ſich 
der Graf auf die Wichtigkeit ſeiner Sendung. Der Adjutant ſchlug 
es entſchieden ab, ihn zu melden, verwies ihn auf den folgenden Tag, 
und bemerkte, daß an dieſem die Eröffnung der Deputirtenkammer 
ſtatt finden werde. So wie die Lage der Dinge in Paris war, 
konnte der Herzog von Orleans ſich durch geheime Verhandlungen 
mit einem Abgeſandten Carl X. nicht nur Mißkennung, ſondern 
auch Gefahr ausſetzen, die nicht blos ihn perſönlich, ſondern auch 
die allgemeine Ruhe in Paris bedrohte. Die Stimmung des Volks 
war noch immer ſehr ſchwierig; es betrachtete den Aufenthalt 
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des Königs mit ſeiner Garde in der Nähe von Paris mit einem 
Mißtrauen, das bei der geringſten Veranlaſſung in helle Zornes— 
flammen auflodern konnte; es ſtempelte Jeden zum Verräther, der 
mit dem König verhandelte. Es war daher ganz natürlich, wenn 
der Adjutant den Abgeſandten auf eine gelegenere Stunde verwies, 
die der Zuſammenkunft, wenn ſie nöthig ſey, den Schein der Heim— 
lichkeit nehmen konnte, mag er nun hierin nach einem allgemeinen 
Befehl oder nach eigenem Dafürhalten gehandelt haben. 

Da der Graf auf keine Weiſe Zutritt erhalten konnte im Palais⸗ 
Royal, ſuchte er den Herzog von Mortemart auf, um feine Vermit—⸗ 
telung anzuſprechen. Sie fuhren im Verein nach dem Palais-Royal. 
Latour blieb im Wagen und übergab Mortemart ſeine Depeſche. 
Dieſer verſprach ihm, Alles anzuwenden, um ihm perſönlichen Zu— 
tritt zu verſchaffen. Das gelang indeſſen nicht; der Generalſtatthalter 
hatte den Brief genommen, weigerte ſich aber, den Grafen perſönlich 
zu empfangen. Dieſer hatte auch zwei Briefe an die Herzogin von 
Orleans, einen von Mademoiſelle, Tochter der Herzogin von Berry, 
und einen von der Frau von Gontaut, Gouvernante des Herzogs 
von Bordeaux. Er konnte dieſe der Herzogin perſönlich überreichen. 
Er war Zeuge ihrer Thränen beim Leſen der kindlich-unſicheren Züge 
der kleinen Prinzeſſin; die Herzogin verbarg nicht ihren Schmerz über 
den erſchütternden Schickſalswechſel der königlichen Familie, und be— 
zeigte die innigſte Theilnahme für ihre unglücklichen Verwandte. 

Konnte der Herzog von Orleans den Wunſch Carl X. erfüllen 
und die Thronbeſteigung des Herzogs von Bordeaux verkünden? In 
Paris ganz gewiß nicht — ohne Alles auf's Spiel zu ſetzen. Der Her— 
zog hatte von den Deputirten die Generalſtatthalterſchaft empfangen, 
und nachdem er ſich auf dem Stadthauſe gezeigt hatte, war keine 
offene Oppoſition dagegen vorhanden; man kann ſagen, daß er 
von der überwältigenden Mehrheit der Pariſer Bevölkerung an— 
erkannt war. Wir wiſſen, daß er nachher auch als König ohne 
allen Widerſpruch in ganz Frankreich anerkannt wurde. Eben ſo 
ſicher aber war es, daß (wenn noch verſchiedene Meinungen herrſchten 
über die Form der zu begründenden Regierung, oder, wenn auch die 
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meiſten ſich eine Monarchie gefallen laſſen wollten, wenigſtens über das 
Maß von Gewalt und Befugniß, das dem neuen Staatsoberhaupte 
eingeräumt werden ſollte,) dennoch die Meiſten darüber einig waren, 
daß die ältere Linie der Bourbons von allem Antheil an der Re— 
gierung Frankreichs ausgeſchloſſen werden müſſe. Was man vor 
Allem fürchtete und um jeden Preis entfernt wiſſen wollte, war der 
Einfluß der mit allem Fortſchritt unverſöhnlichen Emigranten und 
der jeſuitiſchen Hofgeiſtlichkeit. Dieſe würden aber bei einer Thron— 
beſteigung Heinrich V. nicht abzuhalten geweſen ſeyn, welche Gewalt 
man auch immer der Vormundſchaft während der Minderjährigkeit 
einräumen mochte. Sie würden Hoffnungen geſchöpft haben für die 
Volljährigkeit, und ohnedies wäre es unmöglich geweſen, ihnen 
einen geheimen Einfluß auf die Erziehung des Prinzen zu wehren. 
Wenn der Herzog nach dem Wunſche Carl X. die Thronbeſteigung 
Heinrich V. verkündet, ſo hätte er nothwendigerweiſe eine Spaltung 
in der parlementariſchen Mehrheit der 221 hervorgerufen, und wenn 
auch eine Anzahl davon ſich mit den wenigen Legitimiſten der Kam— 
mer vereinigt, ſo hätten die Republikaner und Patrioten ſich für die 
Oppoſition erklärt. So wäre alſo der einzige Rettungsanker des 
Zuſammenhalts der Intereſſen in Frankreich gebrochen geweſen, denn 
dieſer ruhte eben in der Majorität der 221, welche der Bewegung 
Einheit und Nachdruck gegeben hatte. Einerſeits wäre der General— 
ſtatthalter mit dem minderjährigen König geſtanden, andererſeits die 
antibourbon'ſche Partei, die nun auf den Herzog ganz dieſelbe An— 
ſicht, wie von der übrigen Familie übergetragen hätte, durch dieſe 
Spaltung aber genöthigt worden wäre, ſich der äußerſten Meinung 
der Volkspartei anzuſchließen. In den Provinzen hätte die Partei 
Heinrich V. wohl Anhang gefunden in Bretagne, Vendée und im 
Süden, obwohl ſie im letzteren auch einen lebhaften Widerſpruch er— 
fahren haben würde; dagegen hätte ſich der Oſten, der Norden und 
die Mehrzahl der mittleren Provinzen gegen ihn erklärt. Wofür 
aber denn, wenn nicht für Heinrich V.? Nun, in Ermangelung eines 
andern Haltpunktes ohne Zweifel für die Republik. Denn da ſie 
nicht die Bourbons der älteren Linie wollten, und der Herzog von 
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Orleans die Volksſache von ſich gewieſen hätte, was wäre ihnen 
anderes übrig geblieben. Napoleoniden hätten ſehr wenig Anklang 
gefunden, weil fie keine Napoleone find noch ſeyn können; den ver 
erbten Ruhm haben fie cum beneficio inventarii angetreten, und 
eine Tradition conſtitutioneller Geſinnungen konnte man bei ihnen 
nicht ſuchen. Sie hätten höchſtens helfen können, die Verwirrung 
größer machen. Ganz Frankreich wäre dann in zwei Lager getheilt, 
der Bürgerkrieg für vielleicht lange Zeit conſolidirt geweſen, und 
fremder Dazwiſchenkunft Thür und Thor geöffnet. Allein, wenn 
wir auch annehmen wollen, daß der Regierungsantritt des minder— 
jährigen Enkels von Carl X. keinen Widerſpruch erfahren, oder nur 
einen ſolchen, der hätte überwunden werden können, welche wäre 
dann die Lage des Reichsverweſers geweſen? Er hätte gleichzeitig 
gegen die Legitimiſten und Republikaner zu kämpfen gehabt. Dieſe 
beiden Parteien ſtehen freilich auch jetzt dem König der Franzoſen 
feindlich gegenüber, allein die Macht, womit er bis jetzt ihre Plane 
vereitelt, die Bürgerklaſſe, wäre dem Vormunde Heinrich V. ent⸗ 
gangen. Dieſe hätte nichts von der Volljährigkeit des jungen Königs 
zu hoffen gehabt, von dem ſie jedenfalls, mit Recht oder Unrecht, 
angenommen hätte, daß er früher oder ſpäter den Traditionen ſeines 
Geſchlechts verfallen werde. Es wäre ihr demnach keine andere 
Abwehr übrig geblieben, wenn ſie nicht zu offener Widerſetzlich— 
keit greifen wollte, als ſich durch parlamentariſche Mittel einen künf⸗ 
tigen Rechtszuſtand zu ſichern; ſie würde aber nicht haben vermeiden 
können, ſich bei wichtigen Fragen den Radicalen anzuſchließen, und 
ſo wäre aller Wahrſcheinlichkeit nach während der Minderjährigkeit 
die ganze Geſetzgebung einer Republik entſtanden, und die Legitimität 
hätte bei der Volljährigkeit für den jungen Heinrich ſtatt einer Krone 
höchſtens einen Präſidentenhut mit der nutzloſen Zier eines goldenen 
Reifes vorgefunden. Die Idee eines Throns, umgeben von republi⸗ 
kaniſchen Inſtitutionen wäre dann verwirklicht worden, und im Drange 
zwiſchen dieſen und den legitimiſtiſchen Forderungen wäre entweder 
Anarchie entſtanden, oder das Königthum wäre in der Republik 
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geneigt hätte; einen ſelbſtſtändigen Standpunkt hätte es ohne Unter⸗ 
ſtützung des Bürgerthums nicht gefunden. 

Aber wurde nicht durch das Aufgeben der Legitimität das Prin⸗ 
eip der Volksſouverainetät thatſächlich und grundſätzlich feſtgeſtellt, und 
dadurch für immer der Beſtand des Throns dem Schwanken eines 
wogenden Volkswillens anheimgeſtellt? Dieſe Gefahr war allerdings 
vorhanden, aber wie ihr damals begegnen, ohne ſich einer noch 
größeren Gefahr auszuſetzen? Wie das Recht der Legitimität erhalten 
und zugleich Frankreich? Allerdings ſind Formen im Staatsleben 
nicht gleichgültig, und es iſt ein großes Unglück, wenn der Glaube 
an ſchützende Grundſätze bis in ſeine Grundfeſten erſchüttert wird; 
um ſo größer iſt die Verantwortung derjenigen, die es herbeigeführt 
haben. Wenn wir die Sache nicht blos nach der Lehre der Schule, ſon— 
dern ſo darſtellen wollen, wie ſie ſich im wirklichen Leben äußert, ſo 
müſſen wir bekennen, daß die Volksherrlichkeit immer die Grundlage 
der Geſchlechtsherrlichkeit geweſen, fo wie fie auch früher da war. 
Die Legitimität iſt ein Dogma, und dieſes Dogma iſt nicht blos ein 
ideeller, ſondern ein im Leben ausführbarer Lehrſatz, wenn Alle 
oder doch die Meiſten daran glauben. Die Geſchlechtsherrlichkeit ge— 
winnt alſo nur ein äußeres Daſeyn, wenn die Volksherrlichkeit fie 
trägt und ſchützt. Die Volksſouverainetät iſt eine Thatſache, die 
immer bleibt, die unverrückbar iſt; wenn aber das Dogma der Le— 
gitimität eine lebendige Thatſache werden ſoll, ſo muß ein Volk da 
ſeyn, welches daran glaubt. Demnach iſt Legitimität die geſteigerte, 
geweihte Volksſouverainetät, die ſich ihrer Herrlichkeit ſo zu ſagen 
ſelbſt entäußert in der Annahme einer angebornen Würdigkeit des 
Herrſchergeſchlechts. Aber dieſe Legitimität hat Bedingungen, die, 
auch wenn ſie nicht in geſchriebenen oder geſprochenen Satzungen 
ausgedrückt werden, doch vorhanden ſind, die ſich entwickeln mit den 
Zeiten, welche die Legitimität verſtehen und deuten muß; denn fie 
darf ſich an Intelligenz nie vom Volke überholen laſſen, darf nicht 
hinter ihm zurückbleiben. Wenn die Legitimität ein göttliches Recht 
anruft, ſo muß ſie nicht vergeſſen, daß das Volk auch ein göttliches 
Recht hat. Das göttliche Recht des Volkes beſteht darin, daß ein 
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ſtaatliches Daſeyn ihm zu Theil werde, das in Uebereinſtimmung iſt 
mit den Bedingungen ſeiner religiöſen, geiſtigen und materiellen Ent⸗ 
wickelung. Will nun die Legimität ein ſolches Daſeyn nicht gewähren 
— entweder weil ſie dieſe Bedingungen nicht kennt, oder weil ſie 
ſich ſolche Beſchränkungen ihres abſoluten Willens nicht gefallen 
laſſen will — fo wird es darauf ankommen, ob der Entwickelungs⸗ 
gang des Volkes nur ein behaupteter oder ein wirklicher iſt. Wenn 
das Letztere der Fall, ſo wird er durch fortgeſetzte Weigerung der 
Dynaſtie, die ſich auf ein göttliches Verleihungsrecht beruft, vielleicht 
gehemmt, aber nicht zerſtört; und wenn keine Vermittelung eintritt, 
ſo appellirt zuletzt das Volk auch an ſein göttliches Recht. Wenn 
dies von der Mehrheit der Nation anerkannt wird, ſo hat die Le— 
gitimität zwar ihr behauptetes Recht, aber keine Macht, es auge 
zuüben. 

Und ſo war es damals gerade in Frankreich. Was man auch 
gegen die obige Schlußfolgerung einwenden mag, und auch von einem 
außerhalb der ſchlichten Wirklichkeit genommenen Standpunkte ein⸗ 
wenden kann, die Franzoſen hatten zu viele Dynaſtiewechſel erfahren, 
als daß nicht eine ſolche praktiſche Vorſtellungsweiſe ſich bei der 
überwiegenden Mehrheit der Nation feſtgeſtellt haben ſollte. Selbſt 
Diejenigen, welche die Legitimität als ein nothwendiges Stabilitäts⸗ 
prineip einer Monarchie anerkennen, konnten damals keine Wirkung 
davon zu Gunſten der älteren Linie ſich verſprechen, und wohl aber 
die Hoffnung nähren, daß bei ordnungsgemäßer Fortentwicklung eines 
verbeſſerten Staatslebens eine andere Legitimität durch das Geſetz der \ 
Gewohnheit wieder Wurzel ſchlagen werde. Was hauptſächlich dazu 
beitrug, daß manche, die ſonſt nicht ſo leicht über eine Verletzung 
der Grundſätze hinweggeſehen haben würden, auf eine ſchnelle Ent⸗ 
ſcheidung im Sinne der Volksanſichten drangen, war die Ueberzeu⸗ 
gung, daß bei längerem Zögern ein Parteikrieg entſtehen müſſe, der 
nur zu leicht Veranlaſſung zu fremder Dazwiſchenkunft geben könne. 
Dann aber mußte die Republik ſiegen, und faſt unausbleiblich einen 
europäiſchen Krieg herbeiführen. Unter allen Umſtänden brauchte 
Frankreich eines zuverläßigen Führers, der die entfeſſelten Gewalten 
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ohne Verletzung der Volksrechte meiſtern, und mit eben ſo viel Bes 
ſonnenheit als Kraft eine neue Ordnung ſchaffen und erhalten konnte, 
welche vermochte, im Innern Befriedigung, und nach Außen eine 
ſichere Haltung zu geben. Hiezu war eine Regentſchaft nicht geeig— 
net, die im Auftrage, nicht nach eignem Ermeſſen regiert, und die, 
wie in dieſem Falle, nicht blos der Nation und dem eigenen Gewiſſen, 
ſondern auch einem mißtrauiſchen Familieneinfluſſe über Verwaltung 
fremder Rechte Rechenſchaft zu geben hätte. 

Für Ludwig Philipp war die Regentſchaft ſo gefährlich, als die 
Krone. Frankreich bot die Regentſchaft entweder eine Vertagung 
feiner Hoffnungen oder ein ſchnelles Vorgreifen der äußerſten Mittel, 
um nicht ſein Schickſal abhängig zu machen von der Erziehung eines 
Kindes, auf deſſen Volljährigkeit das Syſtem hoffte, das eben bes 
kämpft worden war. Unter der ſelbſtſtändigen Regierung eines Fürſten, 
der ſchon in immer weiteren Kreiſen ſich Vertrauen erwarb, konnte 
dagegen das Land einer ruhigen Umgeſtaltung entgegenſehen, die 
nicht nachher bei einer von Intriguen umlagerten Volljährigkeit in 
Frage geſtellt würde. Proclamirte der Herzog von Orleans Hein— 
rich V., ſo nahm er die Vormundſchaft von Carl X., und erkannte 
die Generalſtatthalterſchaft als vom König, und nicht von der par— 
lamentariſchen Gewalt verliehen an. Er hatte ſie aber bereits vom 
Parlament angenommen und als aus ihm hervorgegangen anerkannt. 
Auf der anderen Seite war es klar, daß Heinrich V. nicht procla— 
miren, ſo viel bedeutete, als die Krone annehmen, wenn die Kam⸗ 
mern, die nun eben eröffnet werden ſollten, ſie ihm zuerkannten. Noch 
ſollten die Kammern den Ausſpruch thun, ſowohl über die Ab— 
dankung, als über die Rechte des Herzogs von Bordeaur. Daher 
überſandte Ludwig Philipp der Pairskammer die Abdankungserklärung, 
welche ſie in ihren Archiven hinterlegte. Daſſelbe geſchah in der 
Deputirtenkammer, jedoch unter Proteſtation von Mauguin, der er— 
klärte, daß Carl X. keine Rechte abzudanken habe, daß ſie erloſchen 
ſeyen in dem in Paris vergoſſenen Blute; dabei berief er ſich auf das 
uralte Recht der Franzoſen, ihre Könige zu wählen. 

Paris hatte indeſſen fat ganz fein gewöhnliches Anſehen wieder 
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gewonnen. Keine acht Tage waren verfloſſen ſeit einem Kampfe, 
worinn über 6000 Menſchen von allen Ständen gefallen, und eine 
noch weit größere Anzahl verwundet worden war, und ſchon ver⸗ 
ſchwanden die meiſten Spuren der Zerſtörung, die Straßen wurden 
wieder gepflaftert, die Läden waren wieder geöffnet, die Boulevards 
und die öffentlichen Gärten lebhaft beſucht, unde ein ſorgloſer Frie⸗ 
denszuſtand zeigte ſich während die wichtigſten Verhandlungen, von 
denen der künftige Zuſtand des Landes abhing, gepflogen wurden. 
Indeſſen blieben die Folgen einer ſo unerwarteten und ſo heſtigen 
Erſchütterung nicht aus. Eine Zeit von zehn Verzugstagen für alle 
in Paris fälligen Wechſel und Zahlungsanweiſungen war verkündet 
worden; allein große Summen waren verloren, der Wohlſtand vieler 
Familien war gebrochen, und viele Handlungen wurden zahlungsun— 
fähig, worunter wohl einige die gute Gelegenheit zu einem Bankerut 
benützt haben mögen. Immer aber entſtanden dadurch große Stok— 
kungen, und man mußte ſpäter dem Handelſtande mit dreißig Millionen 
zu Hülfe kommen. Eine große Anzahl von Arbeitern waren brod— 
los; die beſoldete Nationalgarde konnte nur einen Theil verſorgen, 
und die freiwilligen Geldbeiträge, die reichlich floßen, ſowohl für 
die Familien der im Kampfe Gebliebenen oder Verwundeten, als auch 
für Darbende überhaupt, erreichten viele Hülfsbedürftige nicht. In 
den Vorſtädten war eine gereizte und geſpannte Stimmung, die durch 
eine geringe Veranlaſſung auflodern konnte. 

In den Hoſpitälern fanden alle Verwundete die ſorgſamſte Pflege. 
Die herzogliche Familie gewährte viel Hülfe und Unterſtützung. Die 
Herzogin von Orleans, Madame Adelaide und die Prinzeſſinnen 
Louiſe, Marie und Clementine beſuchten die Hoſpitäler in Begleitung 
von Alexander Delaborde, Barbé-Marbois, Delaberge, Berthois. 
Hier ſahen ſie viele Leiden und viel Unglück. Wie tief muß das 
Herz der vortrefflichen Herzogin durch fremde und eigene Leiden in 
jener Zeit ergriffen worden ſeyn. 

Am 3. Auguſt wurde die Sitzung der Kammern eröffnet, aber 
nicht wie unter der Reſtauration, im Louvre, ſondern im Sitzungſaal 
der Depurtirtenkammer im Palaſte Bourbon, wo beide Kammern 
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verſammelt waren. Vor der Ankunft des Herzogs nahm die Herzogin 
mit den Prinzeſſinnen Platz in einer für ſie eingerichteten Tribüne. 
Es war ebenfalls ein Raum bereit für das diplomatiſche Corps. Kein 
fremder Geſandter war zugegen, wohl aber Cavaliere, die bei den 
fremden Miſſionen angeſtellt waren. 

In der Eröffnungsrede beſprach der Herzog, wie er, von ſeinen 
Mitbürgern zur Generalſtatthalterſchaft berufen, entſchloſſen fey, alle 
Kräfte aufzubieten, um die Herrſchaft geſetzlicher Ordnung wieder— 
herzuſtellen, und wie er hiezu die Anleitung von den Kammern 
erwarte. „Aus Geſinnung und Ueberzeugung einer freien Regierungs⸗ 
Verfaſſung ergeben, nehme ich alle ihre Folgen an.“ Er lenkte dann 
die Aufmerkſamkeit der Verſammlung auf mehrere von den Punkten, 
welche bereits in der Erklärung der Deputirten vom 31. Juli an⸗ 
geführt waren, als die nächſten Berathungsgegenſtände, und auch auf 
den vierzehnten Artikel der Charte, der ſo gehäſſig ausgelegt wor— 
den ſey. Er äußerte zugleich: „daß Frankreich, ausſchließlich be⸗ 
ſchäftigt mit ſeiner inneren Wohlfahrt, Europa zeigen werde, daß 
es den Frieden ſo ſehr liebe, als die Freiheit, und nur das Glück 
und die Ruhe ſeiner Nachbarn zu fördern wünſche.“ Wir wiſſen, 
unter wie ſchwierigen Verhältniſſen und mit welch unerſchütterlicher Bes 
harrlichkeit Ludwig Philipp dieſes Verſprechen erfüllt hat, das er am 
erſten Tage ſeiner öffentlichen Wirkſamkeit im Namen Frankreichs 
gegeben. — Am Schluſſe der Rede benachrichtigte er die Kammern 
von dem Empfang der Abdankung des Königs und des Dauphins, 
welche er den Kammern vorlegen wolle, ſobald ſie ſich conſtituirt 
hätten. Dieſe wichtige Urkunde wurde denſelben Tag im Moniteur 
veröffentlicht. 

Nach dieſer Abdankung mußte der fernere Aufenthalt Carl X. 
und ſeiner Familie in Frankreich ſie der höchſten Gefahr ausſetzen. 
Durch den Telegraphen und durch die Poſten hatte man Nachricht 
von faſt allen Provinzen. Ueberall hatie ſich das Volk der Be⸗ 
wegung gegen die Reſtauration angeſchloſſen, an den meiſten Orten 
hatten die Linientruppen ſich mit der Bürgerpartei verbunden, und 
überall wehte die dreifarbige Fahne. Der Monarch, der noch vor 
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acht Tage über alle Regierungsmittel, über die Heere und Flotten 
des mächtigen Frankreichs gebot, ſtand einſam, verlaſſen da. Aller⸗ 
dings umgab ihn noch ſeine Garde, allein ſie war muthlos, nieder⸗ 
geſchlagen; fie hatte umſonſt ſo viel Unglück anrichten, ſo viel er⸗ 
leiden müſſen; fie erſchrack vor dem Bürgerblut, das an ihren Waffen 
klebte, und nur mit widerſtrebendem Herzen hatte ſie eine harte 
Pflicht geübt. Manche von ihnen hatten eine Sache verlaſſen, welche 
die Unſchlüſſigkeit und Willenloſigkeit des Königs ſelbſt als aufge 
geben bezeichnete; der Obriſt des 15. Gardejägerregiments übergab 
in Rambouillet die Fahne, begleitet von dreizehn Mann, alle die 
andern hatten ſie verlaſſen. Die, welche zurückblieben, ſchienen mehr 
einem kriegeriſchen Ehrgefühl zu folgen. Und wie ſollten ſie auch 
noch ferner Vertrauen hegen, da der König nichts that für ſich, 
oder, nachdem er abgedankt, für ſeinen Enkel, da er für nichts 
Sorgfalt zeigte, als für die Etikette, nichtsſagende Erinnerung der 
Tage des Glanzes. Dieſe treu gebliebenen Truppen würden ohne 
Zweifel, trotz ihrem Mißmuthe, das Leben der königlichen Familie 
theuer verkaufen, allein ihre Lage war dennoch höchſt bedenklich. 
Von allen Seiten umgeben von feindlich geſinnten Bevölkerungen, 
wußte man kaum, wie nur noch einige Tage ihr Unterhalt gefichert 
werden konnte. Unter ſolchen Umſtänden war keine Zeit zu verlieren, 
um dem Unglücke vorzubeugen, daß die Volksrache wach werde, die 
ſich bis jetzt nur gegen die verhaßten Inſtitutionen gewendet hatte. 

Das Journal des Debats vom 3. Auguſt berichtet, daß der 
Marquis von Larochejacquelin nach Paris gekommen war, um ein 
freies Geleite für Carl X. und ſeine Familie zu verlangen. Com⸗ 
miſſaire wurden ernannt mit dem Auftrage, für die Sicherheit der 
königlichen Familie Sorge zu tragen, und ſie nach Cherbourg zu 
geleiten. Zugleich wurde der See-Capitain Dümont d'Urville nach 
Hävre geſendet, um zwei Schiffe zu beſorgen, die er nach Cherbourg 
führen ſollte, um dort die königliche Familie an Bord zu nehmen, 
und ſie nach England zu bringen. Dieſe Vorſichtsmaßregeln waren 
ohne Zweifel unerläßlich, denn die Nation ſprach ſich entſchieden 
dahin aus, daß die ältere Linie der Bonbons ihre Rechte eingebüßt 
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habe; die Stimmung in Paris, wie in den Provinzen wurde immer 
gereizter; und unter ſolchen Umſtänden war die Entfernung Carl X. 
und ſeiner Familie nothwendig, ſowohl für ihre eigene Sicherheit, 
als für die Beruhigung Frankreichs. Die ernannten Commiſſaire 
waren: Die Herzoge von Treviſo und von Coigny, der Obriſt Jac⸗ 
queminot, die Herren von Schonen und Odilon-Barrot. Der Her⸗ 
zog von Treviſo lehnte die Ernennung ab, und an ſeiner Stelle 
übernahm Marſchall Maiſon die Sendung; Obriſt Jacqueminot blieb 
ſpäter bei dem Aufbruch der Pariſer nach Rambouillet zurück. 

Die Commiſſaire begaben ſich nach Rambouillet, wo ſie ſpät 
am Abend des 2. Auguſts ankamen. Carl X. ließ ſie indeſſen 
nicht vor; man ſagte ihnen, daß die Sitte des königlichen Hauſes 
nicht geſtatte, ſie zu einer ſo ungewöhnlichen Stunde zu empfangen. 
Die Abdankungsurkunde war damals ſchon nach Paris abgegangen, 
wovon die Commiſſaire aber nichts wiſſen konnten, da die Urkunde 
erſt an demſelben Abende um 11 Uhr dem Generalſtatthalter in 
Paris übergeben wurde. Die Commiſſaire waren angewieſen, die 
Abreiſe der königlichen Familie ſobald thunlich zu veranlaſſen. Aus 
der Unterredung mit dem Herzog von Raguſa erkannten ſie, daß 
der König die Abſicht habe in Rambouillet zu bleiben. Dies geht 
auch aus der Abdankungsurkunde hervor, worin er den Herzog von 
Orleans aufforderte, ihm die Proclamation der Thronbeſteigung ſeines 
Neffen mitzutheilen, ſo wie er die Feſtſtellung der Einkünfte ſeiner 
Familie und ſeiner Hofhaltung abwarten zu wollen ſchien, ehe er einen 
Entſchluß in Beziehung auf ſeinen künftigen Aufenthalt faßte. Man 
muß daher annehmen, daß Larochejacquelin abgeſandt wurde, ehe 
die Abdankung beſchloſſen war, oder daß Carl X. ein Geleite nur 
zu feiner Sicherheit verlangt habe, ohne damit die Abſicht einer 
ſchnellen Abreiſe zu verbinden. In der ſchwankenden Gemüthsſtim⸗ 
mung des Königs kreuzten ſich Pläne und halbe Vorſätze, die oft 
einander wiederſprachen; aber nachdem er zu dem Entſchluſſe der Ab— 
dankung gekommen, war es klar, daß er das Weitere in Ram⸗ 
bouillet, oder doch in Frankreich abwarten wollte. 

Die Commiſſaire kehrten eiligſt nach Paris zurück mit dieſem 
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Berichte. Die Abdankungsurkunde war der Deputirtenkammer über⸗ 
ſendet und dem Moniteur zur Veröffentlichung übergeben. Was 
nun auch die Kammern beſchließen mochten, ſo war dennoch die Ent— 
fernung des Königs nicht weniger nothwendig geworden. Man wußte, 
daß die Mehrzahl der Deputirten der entſchiedenen Anſicht war, daß 
die Regierung der älteren bourboniſchen Linie als erloſchen zu be⸗ 
trachten ſey. Es war früh am Morgen des 3. Auguſts als die Com⸗ 
miſſaire von Rambouillet zurückkehrten und ſich dem Herzog von 
Orleans vorſtellten. 

Unterdeſſen hatte das Gerücht ſich in Paris verbreitet, daß 
die Commiſſaire von Rambouillet zurückgekommen waren, ohne daß 
ſie ihre Sendung hätten ausführen können. Es war ganz natürlich, 
daß die Kunde davon ſchnell ihren Weg fand durch alle Stände 
und bis in die entfernteſten Theile der Stadt, denn ganz Paris 
ſtrömte an dieſem Tage zuſammen, um der Eröffnung der Kammern 
oder dem Aufzuge des Herzogs von Orleans dahin beizuwohnen. 
Schon von 6 Uhr des Morgens an waren die Zugänge des Pallaſtes 
Bourbon und die Quais mit einer großen Menſchenmenge beſetzt. 
Neugierde und Erwartung veranlaßten Jeden, den Mittelpunkt zu 
ſuchen, wo man am ſchnellſten und am zuverläßigſten erfahren konnte, 
was ſich ereignete. Sobald es daher ruchbar wurde, daß Carl X. 
Rambouillet nicht verlaſſen wolle, fo verknüpfte ſich damit die Idee, 
daß der vertriebene König noch einen Verſuch auf Paris machen 
wolle: daraus entſtand der Wunſch und der Entſchluß, ihm zuvor— 
zukommen. Bald hörte man nur das Loſungswort: „Nach Ram— 
bouillet! nach Rambouillet! Carl X. will Paris überfallen!“ Man 
griff zu den Waffen, wie in den Julitagen, und bald war der 
Eintrachtsplatz (Ludwig des XV.) und der Eingang zu den Elyſeei⸗ 
ſchen Feldern mit einer zahllofen Menge Bewaffneter angefüllt. Meh⸗ 
rere hundert Wagen, angeboten oder genommen, wurden ſchnell über 
füllt und ſchlugen den Weg nach Rambouillet ein. Sehr viele waren 
zu Pferde, unter dieſen die polytechniſchen Schüler, auch mehrere 
beſpannte Kanonen ſetzten ſich in Bewegung. Es war der bunteſte 
und abenteuerlichſte Zug, den man ſich denken kann, — als wären die 
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Tage der Routiers wieder lebendig geworden. Scherz und Ernſt wechſel⸗ 
ten, Lachen und Geſchrei betäubten das Gewühl, das im Vorgenuſſe 
der Siegesfreuden ſtürmiſch wogte — man wußte kaum zu unter⸗ 
ſcheiden, ob zu freudigem oder blutigem Werke. 

Unter ſo bedrohlichen Anzeichen wurde es indeſſen Pflicht der 
Regierung, der Bewegung, die man nicht aufhalten konnte, eine 
Leitung zu geben. General Pajol wurde beauftragt den Oberbefehl 
zu übernehmen, und Obriſt Jacqueminot wurde ihm beigegeben. 
General Lafayette ertheilte Befehl, daß von jeder Legion der Natio— 
nalgarde 500 Mann auf Rambouillet marſchiren ſollten. 

Die Commiſſaire wurden wieder nach Rambouillet beordert; man 
konnte annehmen, daß ihre Vorſtellungen unter den obſchwebenden 
Verhältniſſen mehr Eindruck machen würden. Marſchall Maiſon, 
die Herren von Schonen und Odilon-Barrot begaben ſich eiligſt auf 
den Weg durch den ganzen phantaſtiſchen Zug, deſſen äußerſte Spitze 
bereits bis auf anderthalb Stunden nach Rambouillet gekommen war, 
Sie kamen gegen neun Uhr an, und wurden bald darauf zum Kö— 
nig geführt. Seine erſte Anrede zeigte, daß er glaubte, in der Ab— 
dankungsurkunde einen Schutz ſeiner Stellung zu finden, denn er 
fragte die Commiſſaire, was ſie von ihm wollten, da doch nun Alles 
geordnet ſey, und er ſich mit feinem Generalſtatthalter verſtändigt 
habe. Marſchall Maiſon erwiederte, daß eben der Herzog von Or— 
leans fie geſendet, um Seine Majeſtät zu beſchwören, ſich dem Anz 
griff der Pariſer nicht auszuſetzen, die im Anmarſch ſeyen, und deren 
Vorhut ſich ſchon in der Nähe von Rambouillet befinde. Carl X., 
der ſich hintergangen glaubte, äußerte ſeinen Unwillen in heftigen 
Worten. Odilon-Barrot ſtellte dem König vor, daß er durch ein 
ferneres Verweilen nicht nur ſich, ſondern auch ſeine Familie einer 
augenſcheinlichen Gefahr preisgebe, in der diejenigen, welche ihm bis 
zum letzten Augenblick treu geblieben, ihren Untergang finden wür⸗ 
den ohne Nutzen. Der König erwiederte, daß er die Rechte ſeines 
Enkels bis auf's Aeußerſte vertheidigen werde. Odilon⸗Barrot be⸗ 
merkte, daß welche Hoffnungen er auch für die Zukunft ſeines Enkels 
hegen möchte, ſie doch nur verlieren könnten, wenn ſeinetwegen fran⸗ 
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zöſiſches Blut vergoſſen werde. Was aber eigentlich den Entſchluß 
des Königs beſtimmte war Maiſons Verſicherung, daß das heran— 
rückende Volksheer 60,000 Mann ſtark ſey. Der Herzog von Ras 
guſa ſtimmte nun auch für die Abreiſe. 

Die Pariſer waren ohne Zweifel nicht ſo zahlreich, es war aber 
in dem Augenblicke ganz unmöglich, auch nur annäherungsweiſe ans 
zugeben, wie viel Köpfe dieſe Haufen betrugen, deren Zahl nie ge 
nau ermittelt worden iſt. Man konnte annehmen, daß Viele noch 
nachkommen würden; ohnedieß war die Nationalgarde aufgeboten, 
und die Rouenneſer, ſowie die Nationalgarden von Louviers und 
Elboeuf, die auf Paris marſchirten, hatten ſich mit ihnen vereinigt. 
Der Marſchall konnte glauben, daß ſie ungefähr ſo ſtark waren, 
wie er angab, oder es doch bald werden würden, ohne daß man 
anzunehmen braucht, daß er wiſſentlich ihre Anzahl übertrieb, um 
dem König Furcht einzujagen. Ueberdieß war es weſentlich, einen 
feindlichen Zuſammenſtoß zu vermeiden, denn die Lage des Volks— 
heeres konnte allerdings ſehr mißlich werden. Die Pariſer waren 
aufgebrochen, ohne daß irgend eine Fürſorge hatte getroffen werden 
können; ſie waren ohne Geld, ohne Lebensmittel, ohne Ordnung, 
und wenn ſie in dieſem Zuſtande von den Truppen des Königs, die 
man auf 12,000 Mann mit 38 Kanonen ſchätzte, in offenem Felde 
angegriffen würden, ſo wären ſie ohne Zweifel geworfen worden. 
Indeſſen war die Anhänglichkeit der königlichen Truppen auch auf 
eine harte Probe geſtellt, die nicht Alle beſtanden. Der größte Theil 
der Cavaleriediviſion unter General Bordeſoulle hatte ihre Fahnen 
verlaſſen. Die noch unter Gewehr ſtanden, murrten laut darüber, 
daß weder der König noch der Dauphin ſich unter ihnen zeigten. 
Wären ſie jedoch angegriffen worden, hätten ſie ſich zuverläßig 
muthig vertheidigt. Ein Fürſt von kriegeriſchem Geiſte hätte wohl 
noch einen Verſuch mit ihnen machen können, der alle Ausſicht bot, 
daß er wenigſtens Herr geblieben wäre über den Weg, den er hätte 
einſchlagen wollen. Ein Fürſt, der von Heinrich IV. nicht bloß ſei⸗ 
nen Stammbaum, ſondern auch ſeine Fähigkeiten geerbt, konnte, 
wenn er mit dem eigenen Beiſpiel vorangegangen, dieſen Truppen 
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noch ſo viel Zuverſicht einflößen, daß er fie bis nach der Bretagne 
oder der Vendée geführt, und wäre es nur geweſen, damit eine fo 
alte Herrſcherlinie mit kriegeriſchen Ehren von einem Schauplatze ab⸗ 
treten konnte, auf dem viele ihrer Vorfahren ein ruhmvolles Andenken 
hinterlaſſen hatten; es war wohl der Mühe werth, deſſen durch 
eine entſchloſſene That theilhaftig zu werden, um wie Franz J. ſagen 
zu können, daß Alles verloren ſey, nur nicht die Ehre. Es ſcheint 
aber, daß die Kühnheit Carls X. nicht über die Ordonnanzen hin— 
ausreichte; zum zweitenmale zog er ſich vor den Pariſer Bürgern 
zurück. Eine halbe Stunde nach der oben berichteten Unterredung 
war Carl X. mit ſeiner Familie unterwegs nach Maintenon, wo das 
erſte Nachtlager gehalten werden ſollte. Die Commiſſaire benachrich⸗ 
teten ſogleich General Pajol, der bei Einbruch der Nacht in Coi— 
gneres Halt gemacht hatte. Darauf verſiegelten fie die Krondiaman- 
ten, fertigten einen Courier nach Paris ab und folgten dem König. 
Ihr Bericht an den Generalſtatthalter iſt datirt von Rambouillet 
3. Aug. 10 Uhr Abends. Es war demnach ein ſehr wichtiger Tag 
für Ludwig Philipp. Morgens noch hatte die Weigerung des Kö— 
nigs ſich einer Löſung der Verwickelung entgegengeſtellt; Mittags 
hatte die Eröffnung der Kammern ſtattgefunden, und die Abdan— 
kungsurkunde war ihnen verkündet; Abends hatte Carl X. mit ſeiner 
Familie die Reiſe nach Cherbourg angetreten. 

Dieſe Vorgänge ſind in der Folge als Ergebniſſe einer Intrigue 
dargeſtellt worden, und ein foeben erſchienenes Werk über die Juli⸗ 
Revolution bemüht ſich, hiſtoriſch feſtzuhalten was bisher nur in 
Flugſchriften des Parteizorns angedeutet war. Dieſen Angaben nach 
ſollte Carl X. durch ausdrückliche Mittheilungen in dem Wahne bes 
ſtärkt worden ſeyn, daß die Generalſtatthalterſchaft im Vortheile ſei⸗ 
ner Linie geübt werde, und der Entſchluß der Abdankung nur hervor⸗ 
gegangen ſeyn aus der Zuverſicht, daß die Rechte Heinrich V. ſicheren 
Händen anvertraut wären. Man bezeichnet den Grafen Alexander 
von Girardin als den vertrauten Boten zwiſchen Rambouillet 
und Palais⸗Royal. Als Beweiſe für die feſt begründete Ueberzeu⸗ 
gung des Königs wird angeführt, daß Graf Girardin beauftragt 
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wurde, 600,000 Franken vom Schatzamte in Paris zu holen, und 
daß der Herzog von Luxemburg durch einen Tagsbefehl den Garden 
ankündigte, daß ihre Stellung unter Heinrich V. dieſelbe bleiben 
werde, wie unter Carl X. Bekanntlich verabſchiedete Carl X. vor 
der Abreiſe vom Schloſſe Maintenon die Garden, und nur ſeine 
Haustruppen ſollten ihn bis Cherbourg begleiten. Man legt nun “ 
beſonderes Gewicht auf die Schlußworte des Tagsbefehls, worin 
dieſer Beſchluß der Garde mitgetheilt wurde. Sie wurde für treu— 
geleiſtete Dienſte belobt, und dann hieß es: „Der König ertheilt 
den tapferen Garden, die ihm bisher gefolgt, ſeinen letzten Be— 
fehl: ſie werden ſich nach Paris begeben, und ſich zur Verfügung 
des Generalſtatthalters des Königreiches ſtellen, der alle Maßregeln 
getroffen hat für ihre Sicherheit und künftiges Wohlergehen.“ Selbſt 
in der Form der Abdankung will man, unter Erinnerung an des 
Königs ſtrenge Beobachtung der Etikette, einen Beweis finden. Was 
nämlich durch eine feierliche Staatsurkunde geſchehen ſollte, durch 
Mitunterſchrift von Zeugen bekräftigt, war in einem einfachen Briefe 
ausgeſprochen, und dem Herzog übertragen, die feierliche Verkündi— 
gung zu beſorgen, ſowie ihm auch anheim geſtellt war, beliebige 
Maßregeln für die Thronbeſteigung und die Minderjährigkeit zu 
treffen. Aus allem dieſem geht nun allerdings hervor, daß Carl X. 
feſt an die Anerkennung der Rechte feines Enkels glaubte; aber da- 
mit iſt keinesweges der Beweis geführt, daß dieſe Annahme auf Zus 
ſicherungen beruhte, die ihm von Palais-Ropal aus ertheilt waren, 
nachdem die Generalſtatthalterſchaft angetreten war. Carl X. hatte 
ja immer geglaubt, daß ganz Frankreich legitimiſtiſch geſinnt war, 
und daß der Widerſpruch nur von einer liberalen Partei in Paris 
ausging. Allerdings hätte, was eben geſchehen war, ihm eine an— 
dere Ueberzeugung beibringen können, aber er hatte ſich ſein ganzes 
Leben hindurch von Thatſachen nicht belehren laſſen. 

Man will ferner behaupten, daß ſelbſt die Herzogin von 
Orleans die Anſicht Carls X. damals noch theilte. Louis Blane 
führt an, daß als Graf Latour, der, wie wir ſchon berichtet, die . 
Abdankungsurkunde dem Herzog nicht perſönlich übergeben konnte, 
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dagegen durch Mortemarts Vermittelung *) von der Herzogin em⸗ 
pfangen wurde, und ihr die Briefe von Mademoiſelle und der Herz 
zogin von Gontaut überreicht hatte, die edle Fürſtin geäußert habe, 
daß die königliche Familie auf ihren Gemahl rechnen könne. Als die 
Commiſſaire ernannt waren, die ſich zu Carl X. begeben ſollten, 
und noch vor ihrer erſten Reiſe nach Rambouillet, ſollen fie ihre In⸗ 
ſtruetionen mündlich empfangen haben in Gegenwart der Herzogin 
von Orleans. Der Herzog ſoll bei der Gelegenheit die wohlwol— 
lendſten Geſinnungen für die ältere Linie geäußert haben. — Dieſe 
konnte er nun auch perſönlich ſehr wohl hegen, ſelbſt in dem Falle, 
daß die Sorge für Frankreichs Wohl feinen Verwandten ein unser 
meidliches Opfer auferlegte. Als hierauf Herr v. Schonen gefragt 
habe, wie die Commiſſaire ſich zu verhalten hätten, wenn man ihnen 
etwa den Herzog von Bordeaux übergeben wollte. „Der Herzog 
von Bordeaux?“ ſoll Ludwig Philipp ausgerufen haben — „er iſt 
Ihr König!“ Die Herzogin ſoll ſich dann gerührt in die Arme ihres 
Gemahls geworfen haben mit den Worten: „Sie ſind der redlichſte 
Mann des Königreiches!“ — Wir wiſſen nicht, ob dieſe Behaup⸗ 
tung wahr iſt, obwohl hier gerade Maiſon, Coigny, Jaecqueminot, 
Schonen und Odilon-Barrot als gegenwärtig bezeichnet werden. Das 
Staatswohl kommt manchmal in Widerſpruch mit den perſönlichen 
Neigungen; der Herzogin mußte es ſchwer fallen, ihre Familienpietät 
unter dem harten Joche der politiſchen Nothwendigkeit zu beugen. 
Jedenfalls konnten dieſe Gefühle auf Schonung Anſpruch machen, 
und noch hatte Frankreich ſich nicht über die Beſetzung des Thrones 
ausgeſprochen. Es muß am 2. Aug. geweſen ſeyn, denn an dieſem 
Tage um vier Uhr Nachmittags traten die Commiſſaire ihre erſte 
Reife nach Rambouillet an. Erſt um eilf Uhr Abends an demſelben 
Tage (wie er es in der Eröffnungsrede vor den Kammern erklärte) 
empfing der Generalſtatthalter die Abdankungsurkunde. 

Man behauptet endlich geradezu, daß die Bewegung, welche 


) Er ſoll es nur durch feinen Neffen erreicht haben, der mit den jungen Prin⸗ 
zen von Orleans befreundet war. 
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den Zug nach Rambouillet veranlaßte, künſtlich erregt worden ſey. 
Jacqueminot hätte es übernommen, ſie hervorzurufen, und Leute 
wären nach allen Stadtvierteln geſendet worden, welche die Nach⸗ 
richt verbreiteten, daß Carl X. Paris bedrohe. Von dem Waffen⸗ 
händler Lepage wäre ein Korb mit Piſtolen nach Palais-Royal 
gebracht worden, und Herr v. Rumigny hätte ſie, ſo wie auch Pulver, 
an polytechniſche Schüler vertheilt. Das ganze Unternehmen ſollte 
nur dazu dienen, dem zaudernden Könige Furcht einzujagen, und die 
Vorſtellungen der Commiſſaire, die an demſelben Tage zum zweitenmale 
nach Rambouillet abgingen, zu unterſtützen. Das wäre auch der Fall 
geweſen während der Flucht des Königs. General Hulot war nach 
Cherbourg abgegangen, und hatte den militäriſchen Oberbefehl be— 
kommen in den vier Departements, welche Paris vom Meer trennen 
in der Richtung nach Cherbourg, von wo aus die kürzeſte Ueberfahrt 
nach der Inſel Wight iſt, alſo in den Departements von Seine und 
Oiſe, Eure, Calvados und Lamanche. Am 10. Auguſt, alſo am 
Tage, nachdem Ludwig Philipp den Thron beſtiegen, traf Herr von 
La Pommeraye, Abgeordneter des Calvados, in Falaiſe ein. Er 
war geſendet worden, um die Reiſe Carl X. zu beſchleunigen, deſſen 
Gegenwart nun, nachdem Frankreich gewählt hatte, die Staats 
ſicherheit gefährdete. Unter demſelben Datum hatte der Kriegs- 
miniſter, General Gérard, dem Befehlshaber in Cherbourg darauf 
bezügliche Depeſchen geſendet. Darin ſoll ihm ausgedehnte Vollmacht 
ertheilt worden ſeyn, nach den Umſtänden mit Kraft vorzugehen; 
der Seepräfect von Cherbourg wurde unter feine Befehle ger 
ſtellt. General Hulot hatte indeſſen ſchon vor Empfang dieſer 
Mittheilung den Obriſt Trobriant Carl X. entgegengeſendet; er 
berichtete, daß die Commiſſaire keine Autorität über die Escorte aus⸗ 
übten, die nur vom Herzoge von Raguſa Befehle annehme. General 
Hulot habe darauf Nationalgardiſten, deren Zahl auf 400 angegeben 
wird, nach Carentan geführt, wo ſie die Ankunft des flüchtigen 
Königs erwarteten. Indeſſen hatte ſchon die Nachricht von einer 
bewaffneten Schaar, die ſich ihm entgegenſtellte, Carl X. veranlaßt, 
ſeine Flucht zu beſchleunigen, und den Anordnungen der Commiſſaire 
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ſich zu fügen. General Hulot verließ Carentan und Herr von La 
Pommeraye, der dem Zuge vorausgeeilt war, bewog die dort ver—⸗ 
ſammelten Nationalgardiſten zum Rückzug. Dieſe ganze Bewegung 
wird als eine künſtlich erregte dargeſtellt. 

Dieſe Angaben erſcheinen aber als bloße Behauptungen, ohne 
daß irgend ein Beweis für ihre Zuverläſſigkeit angeführt iſt, während 
die Vorgänge, wie wir oben gezeigt, aus ganz natürlichen Beweg⸗ 
gründen, und ohne eine abſichtliche Einmiſchung erklärt werden können. 
Die Darſtellungsweiſe, welche das Ganze als eine Intrigue des 
Palais⸗Rohal bezeichnet, rührt von erklärten Republikanern her, welche 
bekanntlich bittere Feinde des Königs der Franzoſen geworden ſind, 
weil er feinen Thron nicht mit den ihrer Partei wohlgefälligen In⸗ 
ſtitutionen hat umgeben wollen. Ihre Behauptungen könnten alſo 
nur dann hiſtoriſche Bedeutung bekommen, wenn ſie unbezweifelbar 
erwieſen wären. 8 

Am 4. Auguſt zog der Herzog von Chartres an der Spitze 
feines Huſarenregiments in Paris ein. An der Barriere des Throns 
ſchwenkte das Regiment auf, und man erwartete den Herzog von 
Orleans, der mit dem Herzog von Nemours kam, um das Regiment 
einzuholen, das ſchon ſo lange den Namen Orleans geführt hatte. 
An der Barriere hatten ſich mehrere Lehrer der Schule eingefunden, 
welche der junge Herzog beſucht, und viele feiner ehemaligen Kame— 
raden. Wie er fie nach einander erkannte, begrüßte er fie mit Ver⸗ 
traulichkeit, und die zahlreich verſammelte Menge jubelte, als der 
Prinz, von allen dieſen Freunden ſeiner Kindheit umgeben, ausrief: 
„Nie werde ich die Dankbarkeit vergeſſen, die ich meinen Lehrern 
ſchuldig bin, fo wenig als die Anhänglichkeit meiner Schulkameraden.“ 
Als der Herzog von Orleans zwiſchen ſeinen beiden Söhnen das 
ſchöne Regiment durch Paris nach Palais-Ropal führte, wurden fie 
überall auf dem Wege von dem freundlichen Zuruf des Volkes 
begrüßt. N 

Der Herzog von Chartres war einige Tage vorher in großer 
Gefahr geweſen. Am 30. Juli war er von Joigny, wo ſein Regi⸗ 
ment in Garniſon lag, nach Paris geeilt. In Montrouge wurde er 
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angehalten, und der Maire Luillier behielt ihn als Gefangenen. 
Herr Boismilon eilte nach dem Stadthauſe, um dieſen Vorgang 
Lafapette zu melden, und von ihm einen Befehl zur Loslaſſung des 
Prinzen zu erhalten. Der Republikaner Pierre Leroux hatte ſchon 
dem General einen Befehl angerathen, worin ſtatt der Befreiung, 
die Gefangenhaltung gültig erklärt wurde, als Odilon-Barrot dazu 
kam, und auf ſeine Zurede Herr Comte nach Montrouge geſchickt 
wurde, um den Prinzen zu befreien. Unter der Vorhalle des Theaters 
des Nouveautés lagerte eine Bande der heftigſten, und in ihrem 
republikaniſchen Zorn gefährlichſten Parteigänger jener Tage unter 
Anführung von Etienne Arago. Dieſe Leute erfuhren um dieſelbe 
Zeit die Verhaftung des Herzogs. „Es iſt ein Prinz,“ riefen ſie, 
„auf, um ihn zu erſchießen!“ Arago verſuchte vergebens fie abzu⸗ 
halten, und da er es nicht konnte, ſo ſchrieb er ſchnell ein paar 
Worte an Lafayette, er möge eilen, den Herzog von Chartres zu 
befreien, deſſen Leben in Gefahr ſchwebe. Er ſetzte ſich dann an die 
Spitze ſeiner Leute, und verlängerte die ohnedieß weite Strecke, indem 
er fie auf langem Umwege an die Barriere du Maine führte. Hier 
gelang es ihm, ſie zu einem Halt zu bewegen, indem er ihnen vor⸗ 
ſtellte, daß ſie noch ein Stück Weges nach Montrouge hätten, und 
zuerſt ausruhen müßten. Er konnte nun die Wache an der Barriere 
bewegen, Niemand mit Waffen herauszulaſſen, und eilte ſelbſt nach 
Montrouge, wo indeſſen Comte angekommen war. Der Prinz reiste 
ſogleich mit Poſtpferden nach Croix-le-Berny. 

Anterdeſſen hatte die Deputirtenkammer ihre Sitzungen am 4. Aug. 
begonnen unter dem Vorſitze des Alterspräſidenten Labbey de Pom⸗ 
pierre. Die Mitglieder der neun Büreaus waren nach dem Looſe bez 
ſtimmt worden. Auf den Vorſchlag von Charles Dupin hatte ſich 
die Kammer in Permanenz erklärt, bis die Beglaubigung der Voll⸗ 
machten vollendet ſeyn werde. Für die Präſidentenwahl hatte Caſimir 
Perier die meiſten Stimmen; außer ihm wurden nach dem Negles 
ment noch vier andere Candidaten durch eine Deputation dem General⸗ 
ſtatthalter zur Wahl vorgeſchlagen. Der Herzog antwortete, daß feiner 
Anſicht nach die Kammer das Recht haben müſſe, ihren Präſidenten 

Birch, Ludwig Philipp. Bd. II. 4 


50 
zu wählen ohne Dazwiſchenkunft der Regierung; er wählte Caſimir 
Perier, der die meiſten Stimmen hatte. Da dieſer aber ſich mit feiner 
ſchlechten Geſundheit entſchuldigte, To führte von da an Laffitte als 
Vicepräſident den Vorſitz in der Kammer während der merkwürdigen 
und folgenreichen Verhandlungen, die bald darauf begannen. 

Es hatte ſich damals ſchon klar herausgeſtellt, daß Heinrich der 
Fünfte mit einer Regentſchaft in der Deputirtenkammer nur wenige 
Stimmen für ſich habe, daß dagegen die Wahl des Herzogs von 
Orleans für den franzöſiſchen Thron jedenfalls eine überwiegende 
Mehrheit bekommen werde. Nicht die Wahl war zweifelhaft, ſondern 
nur die Bedingungen, unter welchen der Thron verliehen werden ſollte. 
Die Mehrheit der Kammer beſtand noch immer aus der Oppoſition 
gegen die rückwärtsſtrebende Politik der Reſtauration. Es kam nur 
noch darauf an, welches Maß von Rechten der Krone und der Nas 
tion, oder eigentlich der Deputirtenkammer ertheilt werden ſollte. 
Dieſe Frage, über den Umfang des Fortſchrittes, über die Zuläſſig⸗ 
keit von Garantien, welche ihn innerhalb gegebener Grenzen feſt⸗ 
halten, oder ihm eine Ausdehnung geben ſollten, welche den Ständen 
eine indirekte Mitherrſchaft verleihen konnte, mit einem Worte, ob 
die Kammern den Juliusthron berathen oder bevormunden ſollten — 
dieſe Frage ſonderte ſchon damals die zwei Parteien der Erhaltung 
und der Bewegung aus, welche ſpäter ſo benannt wurden, und noch 
heute den Kampf fortſetzen. Im Grunde iſt das die politiſche Frage 
in der ganzen Welt, wo der Standpunkt einer abſoluten Monarchie 
aufgegeben iſt, aber in Frankreich, am Tage nach einer Revolution, 
mußten dieſe Gegenſätze ſchärfer hervortreten. 

Die Patrioten des Stadthauſes, in ſo fern ſie eine Republik 
wollten, waren unterlegen, und mußten ſich eine Monarchie gefallen 
laſſen. Dieſe aber wollten ſie durch republikaniſche Inſtitutionen ſo 
zerſetzen, daß fie nur den Gehalt einer erblichen Präſidentenwürde 
bekäme. Sie betrachteten die jetzige Abfindung mit der Tendenz der 
Bürgerſchaft zur Monarchie als eine Vertagung der Republik. Der 
Liederdichter Béranger, der, ohne perſönlich hervorzutreten, in der 
Art eines poetiſchen Sieyes, in den Berathungen bei Laffitte eine 
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Rolle geſpielt hatte, ſagte zu dieſem: „Den Herzog von Orleans 
alſo, weil es nicht anders ſeyn kann; aber, glauben Sie mir, wenn 
Sie ihn in feine Boutik eingeſetzt haben, kehren Sie zu der Ihrigen 
zurück. Später eine Republik, das iſt meine Meinung.“ Nicht alle 
Anhänger der Bewegung waren Republikaner, aber ſie vereinigten ſich 
mit dieſen, um den liberalen Ideen den möglichſten Spielraum geſetzlich 
zu ſichern durch Ausdehnung des Wahlrechts, durch Entbindung der 
Preſſe von hemmenden Verboten, durch Beſchränkung der Ariſtokratie 
und des Privilegiums. Hierüber vereinigten ſich die Anſichten von 
Laffitte, Benjamin Constant, Lafayette, Dupont (de l'Eure), Mauguin, 
Bérard, Demargay, Eufehe Salverte, Audry de Puyraveau und 
Andern. Sie wollten einen andern Ausgangspunkt, als den der 
Reſtauration, für das Staatsverhältniß deſſen Grundlagen nun ge⸗ 
legt werden ſollten. 

Die Männer der Erhaltung wollten zwar nicht die Reſtau— 
ration, aber ihre ſchützende Formen der Hoheitsrechte gegen die 
von unten aufſtrebende demokratiſche Tendenz; nur mit Garantien 
für eine zuſtändige Dazwiſchenkunft des beſitzenden und intelligenten 
Bürgerthums durch Initiative und Berat hung der Geſetze, Sicher 
ſtellung einer Aeußerung der öffentlichen Meinung mit Repreſſions⸗ 
mitteln gegen eine antismonarchifche Preſſe, alſo eine durch parlamen⸗ 
tariſche Rechte beſchränkte Monarchie. Ihnen war Aufrechthaltung 
der Grundſätze der Charte Zweck der Revolution geweſen; nichts war 
geändert, als die der Charte feindliche Dynaſtie. Den Kern dieſer 
Partei bildeten die, zwar nicht zahlreichen, aber durch geiſtige und 
geſellſchaftliche Bedeutung in der höheren Mittelklaſſe einflußreichen 
Doctrinairs. Unter ihnen find zu nennen Roher-Collard, Guizot, 
Broglie, Molé, Villemain; ihre Clientel war in den publiziſtiſchen 
und univerſitariſchen Kreiſen, aber ohne Wurzeln im Volksleben, dem 
ſie zu ferne ſtanden. 

Was nun Lupwig Philipp betrifft, ſo fand er allerdings feine 
Grundſätze durch die Doetrinairs vertreten. Er achtete ihre Kenntniſſe, 
ihre Redlichkeit, ihre Ehrenhaftigkeit, wenn er ſich vielleicht auch 
nicht angezogen fühlte von der herben und kathegoriſchen Aeußerungs⸗ 
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weiſe, die etwas erinnerte an die Formen der alten Parlamentsherren 
und der ehemaligen Nobleſſe de Robe. Uebrigens ſprach der Herzog 
ſich nicht für und nicht gegen die eine noch die andere Partei aus; 
er betrachtete die Deputirtenkammer als die konſtitutive Gewalt, welche 
die künftige Staatsform und ſeine Stellung in derſelben beſtimmen 
ſollte, und wartete ihren Spruch ab, ohne einen ſichtbaren Einfluß 
darauf auszuüben. Lafayette war vertieft in der Organiſation der 
Nationalgarde und den davon unzertrennlichen Plackereien, und bez 
ruhigt durch die glänzende Idee einer von republikaniſchen Grund— 
ſätzen umgebenen Monarchie, deren Widerſpruch im Zuſatze ihn nicht 
verhinderte an ihrer Verwirklichung zu zweifeln. Laffitte, der tägliche 
Gaſt im Palais-Royal, war entzückt von Allem, was er dort hörte 
und ſah; und, weil der proviſoriſche Zuſtand keine Veranlaſſung zu 
einer Erörterung von Prinzipien herbeiführte, ſo faßte ſogar der 
ſtrenge Dupont gute Hoffnung. Die Doetrinairs aber arbeiteten für 
den Herzog, indem ſie für ſich arbeiteten. Das Klügſte war daher, 
das Ereigniß ſich von ſelbſt entwickeln, und Alles möglichſt unbe— 
fangen an ſich kommen zu laſſen. 

Uebrigens gewannen vorerſt die Männer der Bewegung den 
größten Einfluß auf die Abänderungen des Grundvertrags. Bérard 
hatte einen Vorſchlag ausgearbeitet, welcher in der Deputirtenkammer 
vorgetragen werden ſollte. Seine Arbeit wurde von Dupont dem 
Miniſterrathe mitgetheilt, fand jedoch nicht den Beifall der Doctri— 
nairs. Guizot übergab nachher Bérard einen Vorſchlag von Broglie, 
aber Bérard ließ ihn unberückſichtigt und brachte ſeinen urſprüng⸗ 
lichen Plan vor die Kammer. . 

In der Sitzung der Deputirtenkammer vom 5. Auguſt, in 
welcher die Beglaubigung der Vollmachten vollendet wurde, gab 
Duvergier de Hauranne, bei Veranlaſſung einer Klage über Verletzung 
des Geheimniſſes der Abſtimmung bei den Wahlen, die erſte Andeu—⸗ 
tung über die wichtige Handlung, welche bevorſtehe, indem er, zur 
Eile mahnend, bemerkte: „Wir können Morgen wichtigere Gegen> 
ſtände zur Berathung bekommen, als die Wahlen.“ Dieſe Worte, 
welche die unmittelbare Nähe der Kriſe verkündete, von der wohl 
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Jedermann wußte, daß ſie bevorſtand, wiederhallten auch außerhalb 
der Kammer, und man ſah mit geſpannter Erwartung der 8 14 
Sitzung entgegen. 

Die denkwürdige und folgenreiche Sitzung vom 6. Auguſt wurde 
um 10 Uhr morgens, noch unter dem Vorſitze des Alterspräſidenten 
Labbey de Pompierre eröffnet. Nach einigen Verhandlungen über die 
Quäſtoren der Kammer, deren Ergebniß war, daß man die bisherigen 
beibehielt, um keine Zeit zu verlieren, traf die Ordonnanz des General⸗ 
ſtatthalters ein, welche Caſimir Périer zum Präſidenten der Kammer 
ernannte. Da dieſer aber ſich wegen leidender Geſundheit entſchuldigt 
hatte, fo übernahm der Vieepräſident Jacques Laffitte den Vorſitz. 
Bemerkenswerth iſt, daß ſein erſtes Geſchäft als Präſident war, der 
Kammer einen Vorſchlag des Abgeordneten der Seine, Euſèbe Sal- 
verte, vorzutragen, der in folgenden Worten abgefaßt war: 

„Die Kammer der Deputirten Frankreichs klagt die Miniſter, 
welche den Bericht an den König und die Ordonnanzen vom 25. Juli 
1830 unterzeichnet haben, des Hochverraths an.“ 

Die linke Seite und das Centrum ſtimmten bei; die Wente 
Mitglieder der rechten Seite, welche anweſend waren, verhielten ſich 
ruhig. Da von keiner Seite Widerſpruch eingelegt wurde, ſo war 
keine Abſtimmung über die Erheblichkeitsfrage nöthig, und Salverte's 
Vorſchlag wurde an die Büreaus überwieſen. Man hatte bereits in 
Paris Nachricht, daß Peyronnet und Chantelauze in on ange⸗ 
halten und feſtgenommen waren. 

Bérard bekam nun das Wort für ſeinen Vorſchlag. Er zerfiel 
in drei Theile. Er begann damit, zu erklären, daß der Thron erledigt 
und daß es unerläßlich nothwendig ſey, darüber Fürſorge zu treffen 
(d'y pourvoir). Dann wurde vorgeſchlagen, mehrere Artikel der bis⸗ 
herigen Charte zu unterdrücken und anderen eine veränderte Faſſung 
zu geben. Darauf wurden dieſelben Punkte, welche die in Paris an⸗ 
weſenden Deputirte vor Eröffnung der Kammern in ihrer Proclama⸗ 
tion vom 31. Juli benannt, als ſolche angeführt, die in möglichſt 
kurzer Friſt durch beſondere Geſetze feſtgeſtellt werden ſollten. Schließlich 
wurde erklärt, daß die allgemeine Wohlfahrt und das dringende Be⸗ 
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dürfniß des franzöſiſchen Volks den Herzog von Orleans auf den 
Thron Frankreichs berufe, und daß demnach die Deputirtenkammer 
Seine Königliche Hoheit Ludwig Philipp von Orleans, Herzog von 
Orleans und Generalſtatthalter des Reichs, erſuchen möge, nach Des 
ſchwörung der conſtitutionellen Charte und der oben angeführten Be⸗ 
ſtimmungen, den Thron zu beſteigen, mit dem Titel eines Königs der 
Franzoſen, für ſich und ſeine rechtmäßigen männlichen Nachkommen 
nach der Erſtgeburtsfolge, mit ewiger Ausſchließung der weiblichen 
Nachkommen und ihrer Abſtammung. 

Dieſer Vorſchlag mußte nun nach der parlamentariſchen Vor⸗ 
ſchrift den Büreaur zur Berichterſtattung überwieſen werden. Eine 
Erörterung entſpann ſich über das Büreau, dem er zugetheilt werden 
ſollte. Auguſtin Perier ſchlug die Adreſſecommiſſion vor. Villemain 
trug an auf Ernennung einer beſonderen Commiſſion, welche ſich mit 
der Adreſſecommiſſion zu vereinigen habe; aus ihrer gemeinſchaſt⸗ 
lichen Berathung ſolle der Bericht über Bérards Vorſchlag hervor⸗ 
gehen. Demargah bekämpfte dieſen Antrag, indem er erklärte, daß noch 
viel weſentlichere Abänderungen getroffen werden müßten, denn die 
Charte enthalte Beſtimmungen, welche unverträglich ſeyen mit der 
öffentlichen Meinung und den Intereſſen Frankreichs. Dieſe Einwen⸗ 
dung im Sinne der ultrademokratiſchen Partei lehnte Laffitte mit 
Gewandtheit ab, als nicht zur Frage gehörig, welche hier allein die 
Ueberweiſung an die Büreaur betreffe. Die Kammer entſchied für die 
Ernennung eines beſonderen Büreaus, das ſich mit dem der Adreſſe 
zu vereinigen habe. Letzteres beſtand aus: Villemain, Pavée de Van⸗ 
doeuvre, Humblot-Conté, Keratry, Dupin dem Aelteren, Matthieu 
Dumas, Benjamin Constant, Jacques Lefebvre, Etienne. Darauf 
wurden folgende Mitglieder für die beſondere Commiſſion gewählt: 
Beérard, Auguſtin Périer, Humann, Benjamin Deleſſert, Graf Sade, 
Graf Sebaſtiani, Bertin de Veaur, Graf Bondy, von Tracy. Diefen 
Männern wurde die Unterſuchung dieſer hochwichtigen Angelegenheit 
und die Berichterſtattung darüber anvertraut. Sie bekamen aber nicht 
lange Zeit, um den künftigen Grundvertrag des Reichs feſtzuſtellen, 
denn die Kammer, die ſich noch in Permanenz befand, vertagte die 
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Sitzung nur bis acht Uhr Abends, bis zu welcher Zeit Keratry er⸗ 
klärte, daß die Commiſſion hoffe, den Bericht erſtatten zu können. 
Allerdings waren die vorgeſchlagenen Abänderungen ſolche, die in 
dieſer oder annähernder Weiſe von der Oppoſition unter der Reſtau⸗ 
ration angeregt und in Flugſchriften beſprochen worden, und ſeit 
dem erſten Auguſt in größeren und kleineren Vereinigungen der 
Kammermitglieder erörtert worden waren, ſo daß jedes Mitglied der 
vereinigten Commiſſion ohne Zweifel eine auf reifliche Ueberlegung 
begründete Anſicht und Ueberzeugung in Betreff der wichtigſten von 
den vorliegenden Fragen und ihrer Tragweite mitbringen konnte. 
Allein die Geſammterörterung in der Commiſſion konnte nicht er⸗ 
ſchöpfend ſeyn, wenn Zeit bleiben ſollte für eine vollſtändige Abfaſ⸗ 
ſung des Berichts. 

Von ſechs Uhr Abends an waren die Zugänge zu den für 
Zuhörer beſtimmten Plätzen in der Kammer von einer viel größeren 
Menge belagert, als darin Platz finden konnte, und vor dem Pallaſte 
Bourbon wogte eine Menſchenmaſſe, die ſehr geneigt ſchien, die freie 
Erörterung der Kammer zu ſtören. Man hörte rufen: „Weg mit 
der Erblichkeit! die Kammer verräth uns!“ Es waren Verſuche der 
Stadthauspartei, oder Solcher, die von ihren Ideen aufgeregt waren, 
um möglicherweife einer Beſchlußnahme vorzubeugen, oder doch eine 
Entſcheidung zu verſchieben, in der Hoffnung, daß Zeit gewonnen, 
wenigſtens viel gewonnen ſey. Benjamin Constant, Labbey de Pom⸗ 
pierre erſchienen nach einander unter den Säulen des Portals, und 
redeten die Menge an. Zuletzt auch Lafayette, und es gelang, den 
Tumult ſo weit zu beſchwichtigen, daß er die Kammerverhandlungen 
nicht mehr ſtörte. Eigentliche Führer kamen nicht zum Vorſchein; 
ohne Zweifel, weil ſie ſich überzeugten, daß ſie auf keine Unter⸗ 
ſtützung einer nachdrücklichen Bewegung rechnen konnten. 

Gegen zehn Uhr Abends erſchien die Commiſſion, und Dupin 
der Aeltere legte in ihrem Namen Bericht ab. Er berührte nur die 
Punkte, welche durch das Bedenken der Commiſſion Abänderungen 
erlitten hatten. Das Mißliche des Bérard'ſchen Vorſchlags lag nicht 
ſowohl in den Zugeſtändniſſen, welche er der ultraliberalen Meinung 
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cuach der Benennung unter der Reſtauration) machte, ſondern viel⸗ 
mehr darin, daß weſentliche Controversfragen ſchwebend erhalten 
wurden, die ſpäter beſtimmt werden ſollten. Dadurch ſchuf man 
eine Reihe von Veranlaſſungen zu den heftigſten Parteikämpfen, die 
in der Folge auch nicht ausblieben. Die Commiſſion hatte dieſen 
Fehler nicht gehoben, ſondern vielmehr beſtätigt; ſo unter anderem 
in Beziehung auf die Stellung der Pairie, worüber fie. die Exörte— 
rung auf die Sitzung des Jahres 1831 verwies. Hierin erkannte 
man, wie ſehr die Kammer unter dem Drange des Augenblicks mit 
Haft und Eile verfuhr, denn das Verfaſſungswerk, wie es hier vor— 
geſchlagen und nachher angenommen wurde, war weder das Alte, 
da der Grundſatz, aus dem es entſprungen, verworfen wurde, noch 
ein Neues, da man dennoch die Hauptbeſtimmungen des Alten bei— 
behielt, und fo bekam man eine Charte, welche man bei ihrer Pro— 
mulgation als unvollſtändig erklärte, indem ſie ſelbſt vorſchrieb, daß 
fie der Tortur künftiger Amendements zu unterwerfen ſey. *) 
Corcelles verlangte den Druck des Berichts, und Rambuteau, 
daß die Erörterung ſogleich eröffnet werde. Dagegen erhoben ſich 
Benjamin Constant, Salverte und Mauguin. Guizot ſchlug vor, 
daß der Bericht ſogleich in Druck gegeben und in der Nacht ausge⸗ 
theilt werden ſolle, damit die Kammer nach voller Kenntnißnahme 
des Inhalts am folgenden Morgen um zehn Uhr die Erörterung 
eröffne. Dies wurde angenommen. Die Sitzung wurde um eilf Uhr 
Nachts aufgehoben. N 
Am folgenden Morgen des 7. Auguſt verſammelten ſich wehre 
Agenten ſchon von acht Uhr an in der Deputirtenkammer; aber 
die Tribüne der Journaliſten und die der Zuhörer waren leer. Bei 
der Trennung am vorhergehenden Abend war die Morgenſitzung auf 
zehn Uhr beſtimmt worden, aber in der Nacht hatte man die Er⸗ 


) um die Darſtellung der Begebenheiten nicht aufzuhalten, folgt am Schluſſe 
dieſes Bandes in der Beilage die Charte von 1830 mit den Aenderungen, 
wie fie von der Commiſſton beantragt und von der Kammer vorgenommen 
wurden, und mit dem Texte der Artikel der älteren Charte von 1814 die 
unterdrückt oder anders abgefaßt wurden. 
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öffnung für acht Uhr anſagen laſſen. Di eſe Aenderung wurde von 
den Feinden der Kammerpartei gedeutet als ein Verſuch, die Eröff⸗ 
nung und einen Theil der Erörterung der Anweſenheit des Publikums 
zu entziehen. Gegen zehn Uhr erſt konnte die allgemeine Erörterung 
über Bérards Vorſchlag beginnen. 

Herr von Conny hatte zuerſt das Wort. Als Rogaliſt vertrat 
er die Rechte der Legitimität, und erklärte, wenn dieſe verkannt wür⸗ 
den, den Verhandlungen nicht beiwohnen zu können. Außer ihm 
traten in dieſer Sitzung mehrere Legitimiſten auf, die den Ruhm ern⸗ 
teten, als Ehrenmänner, und ihrer Ueberzeugung getreu, gegenüber 
von einer überwältigenden Mehrheit feindlich Geſinnter, der beſiegten 
Sache auf dem Wahlplatze ſelbſt, auf dem fie unterlegen, noch im 
letzten Augenblicke Zeugniß zu geben und das Wort zu reden. Der 
edle und treue Hyde de Neuville, der nicht ein Paraſit der Hofgunſt, 
ſondern ein unerſchrockener Warner vor den Abwegen geweſen war, 
auf welchen die alte Monarchie ihrem Verderben entgegeneilte, betrat 
den Rednerſtuhl unter achtungsvoller Stille der Kammer. Er konnte 
ſagen, daß er Alles gethan habe, was ein Mann von Gewiſſen 
und Ehre thun konnte, um unſäglichem Unglücke vorzubeugen; die 
ganze Kammer beſtätigte das, und rief ihm laut zu, daß er die 
Achtung Aller beſitze. Er erklärte ferner, daß er Diejenigen, denen 
er von Kindheit an treu gedient habe, im Unglück nicht verlaſſen 
wolle. Er äußerte dann, daß es gefährlich ſeyn könnte, wie die 
Kammer es eben thun wolle, die Zukunft eines großen Volkes zu 
begründen auf Eindrücke und vorgefaßte Anſichten des Augenblicks. 
„Aber,“ rief er aus, „Gott hat mir nicht die Gewalt verliehen, den 
Blitz aufzuhalten, und ich vermag nichts gegen den Strom, der aus 
ſeinem Bette tritt; ich kann daher Handlungen, die ich nicht billigen, 
nicht fördern darf, nur ſchmerzliches Stillſchweigen entgegenſtellen.“ 
Er zog ſich zurück unter Bezeigung der lebhafteſten Theilnahme. 
Als ſpäter Herr von Podenas Carl X. als einen wilden und grau⸗ 
ſamen Tyrann bezeichnet hatte, gleich Carl IX., der die Bartholo⸗ 
mäusnacht befohlen, erhob ſich Herr von Martignae, den die Cabale 
Polignac als einen zaghaften Ropaliſt verdrängt hatte, und verthei⸗ 
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digte den perſönlichen Charakter des vertriebenen Königs vor einer 
Verſammlung, von deren meiſten Mitgliedern Benjamin Constant 
noch in derſelben Sitzung hatte ſagen können, daß ſie nur dem ſieg⸗ 
reichen Volke ihre Köpfe verdankten, denn um dieſe wäre es geſchehen 
geweſen, wenn Polignac mit feinen Kartätſchen den Sieg errungen 
hätte. Auch Berryer trat auf, und hier ſchon deutete er die Stellung 
an, die er künftig einnehmen wolle, indem er erklärte, daß er ſich 
wohl das Recht zuerkenne, an der Erörterung über vorgeſchlagene 
Aenderungen der Charte Theil zu nehmen, daß er dagegen keinen 
Antheil haben könne an Verhandlungen, deren Gegenſtand ſey, den 
Thron für erledigt zu erklären, und einen neuen König von Frank⸗ 
reich zu wählen. f 

In der allgemeinen Erörterung, welche der der einzelnen Artikel 
voranging, war unter den Rednern für Bérard's Vorſchlag Benja— 
min Constant derjenige, welcher am klarſten und unverhohlen die 
Grundſätze angab, worauf er beruhte. Er widerlegte zuerſt den 
Redner, der vor ihm das Wort geführt (Conny). Dieſer hatte 
geäußert, die Gewalt begründe kein Recht. „Iſt es denn,“ fragt 
Constant, „iſt es denn die Partei, die einen conſtitutionellen Prinzen 
in Vorſchlag bringt, welche ihre Zuflucht zur Gewalt genommen hat? 
Wir haben nicht mit Kartätſchen tyranniſche Grundſätze geltend machen 
wollen: wir haben nicht die Bitten der Abgeordneten zurückgewieſen, 
welche Alles thaten, um zu erlangen, daß das Morden eingeſtellt 
werde; wir haben nicht den ſchändlichen Plan genährt, das Volk 
zum Sklaven machen zu wollen!“ Er erkennt die Legitimität als 
eine das Staatswohl erhaltende Idee an, wenn man darunter das 
Princip der Erblichkeit des Thrones verſtehe, aber nicht in dem 
Sinne, daß das Volk einer Familie anheimfallen könne, um ohne 
Murren ſich jede Behandlung von ihr gefallen laſſen zu müſſen. 
„Die öffentliche Meinung und die Souverainetät des Volkes, inner⸗ 
halb geſetzlicher Beſchränkung, ſind die Grundlagen jeder Freiheit, 
ſie ſind aber auch die Grundlage jeder Regierung, wenn ſie die Be⸗ 
dingungen angenommen hat, unter denen ſie gewählt worden iſt — 
das iſt meine Lehre! Man ſagt uns, wir verletzten unſern Eid, 
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wenn wir einen andern Fürſt auf den Thron erhöben. Aber wer 
vermag ſich denn die Rückkehr irgend eines Mitgliedes der gefallenen 
Dynaſtie zu denken in Gegenwart der Gräber von ſo vielen Opfern 
ihres Syſtems? können wir an Eide glauben, die ſo oft verletzt 
wurden?“ Er beruhigt die Kammer wegen der Meinung von Eu⸗ 
ropa, das keinen Widerſpruch erheben werde, wenn man eine weiſe 
und verfaſſungsmäßige Freiheit begründe und ſich nicht um die An⸗ 
gelegenheiten des Nachbars bekümmere. 

Man ging nun zur Erörterung der einzelnen Artikel über. Wir 
wollen den erſten Artikel wörtlich geben, weil er die Erwägungs⸗ 
gründe ausſpricht und alſo den Urſprung des Juliusthrons enthält: 

„In Erwägung der gebieteriſchen Nothwendigkeit, welche durch 
die Ereigniſſe der 26. 27. 28. und 29. Juli hervorgetreten iſt, und 
der Lage Frankreichs in Folge der Verletzung des verfaſſungsmäßigen 
Vertrags: In Erwägung ferner, daß, in Folge dieſes Verfaſſungs⸗ 
bruchs und des heldenmüthigen Widerſtandes der Bürger von Paris, 
der König Carl X., Seine königliche Hoheit Ludwig Anton, Dau⸗ 
phin, und alle Mitglieder der älteren Linie der königlichen Familie 
in dieſem Augenblicke den Boden Frankreichs verlaſſen: Erklärt die 
Deputirtenkammer, daß der Thron thatſächlich und rechtlich erledigt 
iſt, und daß es unerläßlich nothwendig ſey, darüber Fürſorge zu 
treffen.“ 

Dieſer Artikel wird mit einer überwiegenden Mehrheit der 
Linken, des linken Centrums und eines Theils vom rechten Centrum 
angenommen. Der übrige Theil der äußerſten Rechten erhebt ſich 
weder für noch gegen. 

Bei der Erörterung des zweiten Artikels verlangt Perſil, 1 daß 
der Grundſatz der Volksſouverainetät in der Charte ausgeſprochen 
werden ſolle. Man überzeugte ihn, daß der Druck des Geſetzvor⸗ 
ſchlags nicht correet ſey, weil in der Nacht keine vollſtändige Reviſion 
ſtattfinden konnte, daß aber der Artikel im Commiſſionsberichte aus⸗ 
drücklich enthalte, daß die Einleitung zur Charte von 1814 auszu⸗ 
laſſen ſey, weil ſie dem franzöſiſchen Volke Rechte verleihe, die ihm 
ſelbſt weſentlich zuſtehen. 
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Der Beérard'ſche Vorſchlag hatte den Artikel der alten Charte 
unterdrückt, worin die katholiſche Religion als Staatsreligion aner⸗ 
kannt wird. Die Commiſſion hatte vorgeſchlagen, zu erklären, daß 
die Mehrzahl der Franzoſen ſich zur katholiſch-apoſtoliſch-römiſchen 
Religion bekennen. Benjamin Constant fragte, warum man in einem 
Grundvertrage, der ſich als beſtändig ankündige, einer Thatſache 
Erwähnung thun wolle, die Niemand läugne, die aber einem Wechfel 
unterworfen ſeyn könnte im fortſchreitenden Laufe der Zeit. Charles 
Dupin erinnerte daran, wie gefährlich es ſey, keine Rückſicht zu neh⸗ 
men auf die Geſinnungen des Südens, beſonders nach Salverte's 
Aeußerung, daß die Thatſache vielleicht in zehn Jahren nicht mehr 
wahr ſeyn könnte. Das Amendement der Commiſſion wurde ange⸗ 
nommen. i 

Die übrigen Punkte des Vorſchlags wurden mit geringen Aen⸗ 
derungen ſo angenommen, wie ſie von der Commiſſion beantragt 
waren, und endlich las der Präſident den letzten Artikel über die 
Berufung des Herzogs von Orleans zur Königswürde vor, und 
fragte: „Verlangt Jemand das Wort?“ Nach einem allgemeinen 
Stillſchweigen erhob ſich Herr von Corcelles und beantragte, daß 
man hinzufüge: „mit Vorbehalt der Beiſtimmung der Urverſamm⸗ 
lungen.“ Man rief ihm zu, es gebe keine ſolche mehr. „Nun wohl,“ 
antwortete Corcelles, „mit Vorbehalt der Beiſtimmung des Volkes!“ 
Das war nun freilich nicht gleichbedeutend, obwohl es ſo ſchien, 
denn es kam eben Alles an auf die Form, in welcher das Volk 
ſich ausſprechen ſollte. Wollte man die gegenwärtige Deputirtenkam⸗ 
mer, deren Mehrheit unläugbar aus einer Berufung an die Wähler 
hervorgegangen war — denn ſo konnte man mit Recht die letzten 
Wahlen anſehen — wollte man dieſe nicht als die rechtmäßigen Or⸗ 
gane des Volkswillens betrachten, ſo konnte das nur darauf beruhen, 
daß man annahm, fie müßten mit einem beſonderen Auftrage ser 
ſehen werden, um eine Königswahl vornehmen zu können. In ihrer 
allgemeinen Befugniß lag es übrigens, Aenderungen in der Verfaſſung 
berathen zu können, und der beſondere Fall, um den es ſich hier 
handelte, hatte allerdings nicht vorgeſehen werden können. Wollte 
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man nun von der Deputirtenkammer Berufung einlegen an das 
Volk, ſo konnte das nur dadurch geſchehen, daß man die Wahl⸗ 
collegien zuſammenberufen hätte, um entweder neue Abgeordnete 
zu wählen, oder den bereits Gewählten für die beſondere Frage eine 
beſondere Vollmacht zu geben. Wer aber hätte die Wahlceollegien 
berufen ſollen? Nur der Generalſtatthalter konnte das, wenn 
die Deputirtenkammer ſich incompetent erklärte. Sie hatte ſich aber 
bereits durch Berathung des Bérard'ſchen Vorſchlags competent er— 
klärt. Die Republikaner und die Legitimiſten wollten die Berufung 
nur um Zeit zu gewinnen, und damit hätte Frankreich nur die Zus 
rüſtung zu einem wüthenden Parteikampfe gewonnen, der gewiß nicht 
auf dem Boden der Berathung geblieben wäre, ſondern aller menſch⸗ 
lichen Vorausſicht nach den Ausbruch eines Bürgerkriegs herbeigeführt 
hätte. Was man auch ſagen, und welche Formfehler man auch 
nachweiſen möge, ſo läßt ſich doch gar nicht läugnen, daß dadurch 
allein, daß die Deputirtenkammer die dictatoriſche Gewalt auf ſich 
nahm, um die Verfaſſung und die Dyſtaſtie zu ändern, die Wieder⸗ 
herſtellung der Ordnung möglich wurde, ohne Frankreich einer neuen 
Erſchütterung preiszugeben. Wurde Corkelle's Vorſchlag angenommen, 
ſo war damit die ganze Berathung umgeworfen, und die Kammer 
hatte ihre Incompetenz ausgeſprochen. Laffitte indeſſen ließ über den 
letzten Artikel abſtimmen, der auch angenommen wurde. Coreelles 
rief dem Präsidenten zu: „Sie haben aber nicht über meinen Vor⸗ 
ſchlag abſtimmen laſſen!“ Laffitte antwortete: „Er iſt nicht unterſtützt 
worden!“ — und ſo verhallte der letzte Widerſpruch gegen die nun 
vollendete Thatſache. 

Die Kammer fühlte auch, daß man die Thatſache noch durch einen 
öffentlichen Schritt ſogleich als ſolche verkünden mußte. Daher wurde 
beſchloſſen, daß die Kammer ſogleich nach der Abſtimmung über das 
Ganze perſönlich dem Herzog von Orleans die Beſchlußnahme ſtatt 
einer Adreſſe überbringen ſolle. Die Geſammtzahl der Stimmen bez 
trug 252. die abſolute Mehrheit 127. Der Vorſchlag wurde ange⸗ 
genommen mit 219 Stimmen gegen 33. 

Um fünf Uhr Nachmittags verfügten ſich die er 
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zu Fuß, escortirt von der Nationalgarde nach dem Palais⸗ 
Royal. 

Der Herzog von Orleans, umgeben von feiner erlauchten Familie, 
empfing die Abgeordneten Frankreichs. Laffitte las dem General⸗ 
ſtatthalter die Erklärung der Deputirtenkammer vor. Der Herzog 
erwiederte: 

„Mit tiefer Bewegung empfange ich die Erklärung, welche Sie 
mir überbringen. Ich betrachte ſie als den Ausdruck des Volks⸗ 
willens, und ſie erſcheint mir in Uebereinſtimmung mit den poli⸗ 
tiſchen Grundſätzen, zu denen ich mein ganzes Leben hindurch mich 
bekannte. Umgeben von Erinnerungen, welche ſtets den Wunſch 
in mir rege hielten, nie einen Thron zu beſteigen, frei von allem 
Ehrgeize, gewöhnt an ein häusliches Leben, kann ich Ihnen die 
Empfindungen nicht verbergen, die in dieſer wichtigen Stunde mein 
Herz bewegen. Ein Gefühl jedoch überbietet alle andere — die 
Liebe zum Vaterlande! Ich kenne ihr Gebot, und werde es voll⸗ 
ziehen.“ 

Lafayette nahm hierauf die Hand des Herzogs und ſagte: „das 
iſt der Fürſt, den wir brauchen, das iſt die beſte Republik!“ Dies 
ſes Wort fol übrigens ſchon früher von Odilon-Barrot geſagt 
worden ſeyn. 

Es war indeſſen in der einſeitigen Ueberbringung der Erklärung 
durch die Deputirtenkammer Umgang genommen von dem gewöhnli⸗ 
chen Gebrauch und der parlamentariſchen Sitte. Eine Staatshandlung 
von ſo unermeßlicher Bedeutung, worin die Deputirtenkammer nicht 
in ihrer gewöhnlichen Befugniß als geſetzgebende Verſammlung auf— 
getreten war, ſondern ſich die Sendung zuerkannt hatte, den Grund⸗ 
vertrag des Landes in ſeinem Urſprung wie in ſeinem Umfange zu 
ändern, ihm neue Beſtimmungen anzufügen, die, nur dem Princip 
nach feſtgehalten, einer ſpäteren Entwicklung überwieſen wurden, den 
Thron für erledigt zu erklären, und die Krone einer neuen Dynaſtie 
anzutragen — ein ſolcher Beſchluß, der über das Geſchick von ganz 
Frankreich entſchied, und der Nation eine neue hiſtoriſche Bahn 
anwieß, der ein Urtheil in ſich faßte, und einem Geſchlechtszweige 
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nahm, was er einem andern gab, konnte ſicherlich nur als vollzogen 
angeſehen werden, wenn er die Billigung der erblichen Kammer er⸗ 
fahren. Ja man hätte wohl erwarten können, daß beide Kammern 
ſich in einer Geſammtſitzung vereinigt hätten zu einer feierlichen Anz 
erkennung der Erwägungsgründe für die Umgeſtaltung des franzö⸗ 
ſiſchen öffentlichen Rechts. Nicht allein das geſchah nicht, ſondern 
man wartete nicht einmal den Beitritt der Pairskammers zu dem 
gefaßten Beſchluß ab, um ihn dem Generalſtatthalter zu verkünden, 
und hiemit zeigte man deutlich genug, daß man die öffentliche Hand⸗ 
lung als vollendet betrachtete auch für den Fall, daß ſie nicht von 
der Pairskammer gebilligt werde. In der Deputirtenkammer hatte 
die Bewegungspartei in dem Beérard'ſchen Vorſchlag die Initiative 
gewonnen, und ihre Abneigung gegen die Pairskammer, als ariſto⸗ 
kratiſchen Staatskörper, hatte ſich bereits ausgeſprochen in dem Artikel 
des nun zum Beſchluß erhobenen Vorſchlags, worin alle von Carl X. 
verfügten Ernennungen zur Pairswürde für null und nichtig erklärt 
wurden. Hiedurch traten vierundneunzig Mitglieder aus der Pairs- 
kammer, von denen ſechsundſiebzig bei dem großen Pairsſchube am 
5. November 1827 ernannt worden waren. Eine Reinigung der hohen 
Kammer von der in reactionairem Sinne eingeſchobenen Pairs würde 
eher dazu beigetragen haben, die öffentliche Meinung mit dieſer In- 
ſtitution zu verſöhnen; ihr Anſehen bekam aber einen herben Stoß, 
indem die Abgeordneten die Beſtätigung der Pairskammer nicht 
abwartete, um eine neue Dynaſtie und eine neue Verfaſſung zu 
verkünden, und hiedurch erſchien die Nullitätserklärung der Pairs⸗ 
ernennungen von Carl X. als eine Demüthigung der erſten Kammer, 
der man den ſchon verkündeten Beſchluß zuſtellte, mehr zum Ein— 
regiſtriren als zur Berathung. Allerdings wurde etwas der Art nicht 
ausgeſprochen noch angedeutet, vielmehr erſchien Alles als das Werk 
der augenblicklichen Eingebung unter der Dringlichkeit der Verhält⸗ 
niſſe und der öffentlichen Stimmung. Laffitte hatte vor der Abſtim⸗ 
mung vorgeſchlagen, daß der Beſchluß nach der Annahme dem Her⸗ 
zog von Orleans überbracht, und der Pairskammer zugeſtellt werden 
ſolle, und Etienne bemerkte, die ſchönſte Adreſſe ſey die Ueberbringung 
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des Vorſchlags durch die ganze Kammer; und ſo ſchien dieſe die 
Adreſſe zu erſetzen, welche gewöhnlich jede Kammer für ſich zu über⸗ 
reichen pflegte. Auch mag die unruhige Bewegung, die den ganzen 
Tag während der Berathung um die Deputirtenkammer herum ſich 
regte, zu dieſem Entſchluß beigetragen haben. 

Die Pairskammer verſammelte ſich denſelben Abend (7. Aug.) 
um neun Uhr. Der Präſident, Baron Pasquier, las die ihm kurz 
vorher von der Deputirtenkammer überſandte, und von ihr ange⸗ 
nommene Erklärung vor. Der Herzog von Choiſeul verlangte, daß 
die Kammer, wie es ſchon früher zweimal ſtatt gefunden, ohne Er— 
örterung unmittelbar zur Abſtimmung gehe. Die Kammer entſchied 
dahin, daß wenn auch nur ein Mitglied das Wort verlange, es 
gehört werden ſolle. Chateaubriand fragte die Kammer, ob ſie es 
noch für ſchicklich halte, eine Erörterung zu beginnen, nachdem die 
Deputirtenkammer bereits den Beſchluß dem Generalſtatthalter des 
Königreichs überbracht habe. Der Herzog von Broglie bemerkte, 
daß es unvermeidlich ſey, zur Berathung zu bringen was die De— 
putirtenkammer nach den gebräuchlichen Formen vorgelegt habe, indem 
dieſe eben dadurch anzeige, daß ſie das Ergebniß ihrer Berathung 
nicht allein auf ſich nehmen wolle; ohnedies habe der Generalſtatt— 
halter den Antrag weder abgelehnt noch angenommen, und werde 
das auch erſt nach dem Ausſpruch der Pairskammer thun. Der 
Präfident erklärte die Eröffnung der Erörterung. Chateaubriand 
hatte das Wort. Man wußte, daß er für die beſiegte Sache auf- 
treten wolle, daß er von den letzten Dingen der vertriebenen Monarchie, 
von ihren Gebrechen und ihren Rechten reden wolle; man kannte 
feine ritterliche Unabhängigkeit, fein Genie, das fi dem Märter— 
thum und erlauchtem Mißgeſchick geweiht, die Lapidarformen ſeiner 
Rhetorik, und man konnte nicht zweifeln, daß der edle Pair des 
alten Königthums ein catoniſcher Richter ſeiner Irrthümer und ein 
düſterer Wahrſager ſeiner Nachfolge ſeyn werde. Man behauptet, daß 
Madame Adelaide von Orleans Befürchtungen gehegt habe wegen 
des Eindrucks, den Chateaubriands Rede hervorbringen könne, und 
Francois Arago beauftragte, ihn zu vermögen, von ſeinem Vorhaben 
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abzuſtehen. Was einigen Zweifel in die Zuverläffigfeit dieſer Behaup⸗ 
tung erregen kann, iſt, daß dem Grafen eine Stellung im Mini⸗ 
ſterium angeboten worden ſey; denn wenn man es auch nicht für 
unmöglich hielt, daß der ehemalige Miniſter der Reſtauration auf 
den Ruinen der Legitimität ein Portefeuille annehme, wie könnte 
man glauben, daß der Dichter darauf verzichten werde, der ſchei⸗ 
denden Dynaſtie das letzte Wort zu reden, — daß er den Ruhm 
eines geſchichtlichen Auftritts gegen ein Portefeuille des öffentlichen 
Unterrichts vertauſchen wolle. Es war vorauszuſehen, daß eine Rede 
von Chateaubriand bei ſolchem Anlaſſe Nachhall haben müſſe in 
Frankreich, ja in ganz Europa; aber ſie hallte der vollzogenen 
Thatſache nach, wie ein Nekrolog, und konnte daher nur wirken auf 
die Anſichten über das Vergangene, nicht auf die Geſtaltung des 
Künftigen. N 

Die Kammer, unter dem Einfluſſe einer gebieteriſchen Noth⸗ 
wendigkeit, ließ die geiſtreiche und kühne Rede des edlen Vicomte über 
ſich ergehen wie eine Bußpredigt in der Charwoche. Der Redner be⸗ 
nutzte die Ausnahmsſtellung, welche ihm das Genie verliehen, um 
das zu ſagen, was Andere nicht ſagen konnten, um das nicht zu 
thun, was Andere thun mußten. Den ganzen Aufwand ſeiner begei⸗ 
ſterten Bewunderung weihte er dem heldenmüthigen Volke, „dieſen 
Ladendienern, die ſo leicht den Pulverdampf einathmen, und die ſich 
von vier Mann und einem Korporal nicht bewältigen laſſen — den 
tapfern Schülern von Paris, den Söhnen der Sieger von Auſterlitz 
und Marengo; “ feine ganze Entrüſtung traf „die Verſchwörung der 
Dummheit mit der Heuchelei, die Meuterei, welche Eunuken des 
Schloſſes angezettelt.“ Er ſprach für die Sache des königlichen Waiſen, 
der von dem Volke und für das Volk erzogen werden könne, um es 
regieren zu lernen; aber, äußerte er, er vertrete nicht den Verlaſſenen 
„aus ſentimentaler Ergebenheit oder mit einer Ammenzärtlichkeit, die 
von Windeln zu Windeln überliefert ſey, von der Wiege des heiligen 
Ludwig an bis auf die des jungen Heinrich. Ich will keinen Roman, 
nicht Ritterſchaft, nicht Märterthum machen. Ich glaube nicht an 


das göttliche Recht des Königthums, ich glaube an die Macht der 
Birch, Ludwig Philipp. Bd. II. 2 » 
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Revolutionen und der Thatſachen. Ich will nicht Feldwache halten in 
der Vergangenheit unter dem alten Banner, das nicht ohne Ruhm 
iſt, das aber ſchlaff an ſeiner Stange herabhängt, weil kein Lebens⸗ 
othem es hebt. Wenn ich den Staub aller fünfunddreißig Capetinger 
aufwühlte, ich brächte kein Beweismittel heraus, das man heutzutage 
nur anhören wollte. Der Götzendienſt eines Namens iſt zerſtört, die 
Monarchie wurzelt nicht mehr in einer religiöſen Ueberzeugung, ſie iſt 
eine politiſche Form. Wie eine unnütze Caſſandra habe ich den Thron 
und die Pairie hinreichend ermüdet mit meinen nichtbefolgten Vorher—⸗ 
ſagungen; es bleibt mir nur übrig, mich auf einem Wrack niederzu⸗ 
laſſen in dem Schiffbruche, den ich ſo oft verkündigte.“ Nach ſolchen 
Geſtändniſſen, mit welchen Gründen wollte dann der Redner hoffen, 
der Annahme Heinrich V. Eingang zu verſchaffen? Wenn er ſich 
ſelbſt losſagte von der Pietät des legitimen Anrechts, wie konnte er 
fie. von Andern fordern? Und hatte er dieſen hiſtoriſchen Ankergrund 
verlaſſen, fo mußte feine Sache die Segel ſtreichen vor der Nath- 
ſamkeit des Augenblicks, welche gebot, einen erfahrenen Steuermann 
an das Ruder zu ſtellen, um durch die Brandung einer Revolution 
das Staatsſchiff in den Hafen zu bringen. Damit hatte der Vicomte 
den parlamentariſchen Zweck ſeines Vortrags aufgegeben, er war 
nur die academiſche Würdigung des abgetretenen Vorgängers. In 
ſeiner Rede blitzten auch einige Lichter auf, welche einen zuckenden 
Stral auf die Zukunft werfen ſollten. Zu den Pairs ſagte er: 
„Ihr ſollt berathſchlagen über den Beſchluß, der eine Strafe ver— 
hängt über Eure Genoſſen, die von Carl X. ernannt ſind? Ich 
ſelbſt habe gegen die bloße Drohung der Pairslieferungen Verwahrung 
eingelegt; aber die Mitglieder der Pairskammer ſtreichen, jedesmal 
wenn man der Stärkere iſt, ſieht einer Proseriptiom zu ähnlich. Will 
man die Pairie vernichten? Es ſey! Beſſer das Leben einbüßen, als 
darum betteln.“ Als er die Staatsformen muſterte, unter denen Frank⸗ 
reich wählen könne, fand er, daß die Republik jetzt zur Anarchie 
führen werde, „und könnt Ihr dann den Herkules wecken, der auf 
ſeinem Felſen ſchläft, und der allein es vermochte, das Ungeheuer zu 
erſticken? Solcher Rieſen des Geſchicks gibt es fünf oder ſechs in 
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der Geſchichte. Mögen Eure Nachkommen nach einigen tauſend 
Jahren einen zweiten Napoleon erblicken, — Ihr dürft es nicht er⸗ 
warten. Eine repreſentative Republik iſt vielleicht die künftige Staats⸗ 
form der Welt, aber ihre Zeit iſt noch nicht gekommen.“ Er wies 
darauf hin, daß die Preßfreiheit, durch welche und für welche ein ſo 
ſtaunenswerther Sieg erfochten war, unter einer neuen Dynaſtie ge⸗ 
fährdet ſey. „Jede neue Monarchie muß früher oder ſpäter die Preß⸗ 
freiheit knebeln. Napoleon ſelbſt konnte ſie nicht ertragen.“ Er ſchloß 
mit den Worten: „Fern ſey es von mir, Samen der Zwietracht in 
Frankreich zu ſtreuen, darum habe ich meiner Rede die Sprache der 
Leidenſchaft verſagt. Wenn ich die innige Ueberzeugung hätte, daß, 
um die Ruhe von 33 Millionen Menſchen zu ſichern, ein Kind zu 
verbleiben hätte in den verborgenen und darum glücklichen Kreiſen des 
Lebens, ſo würde ich als ein Verbrechen jedes Wort betrachten, das 
im Widerſpruch wäre mit dem Bedürfniß der Zeit; ich habe nicht 
dieſe Ueberzeugung. Hätte ich das Recht, über eine Krone zu ver⸗ 
fügen, ich würde ſie gerne dem Herzoge von Orleans zu Füſſen 
legen. Allein, nicht ein Thron ſcheint mir erledigt, nur ein Grab in 
Saint⸗Denis. Welches auch das Schickſal ſeyn möge, das den Generals 
ſtatthalter des Königreiches erwartet, nie werde ich ſein Feind ſeyn, 
wenn er das Glück meines Vaterlandes begründet!“ 

Die Pairskammer verordnete den Druck dieſer Rede — und 
nahm den Beſchluß der Deputirtenkammer an, mit Ausnahme einer 
einzigen Beſtimmung. Sie billigte den Vorſchlag des Barons von 
Barante, die Pairskammer wolle erklären, daß ſie nicht berathſchlagen 
könne über die Nichtigkeitserklärung der von Carl X. verfügten Pairs⸗ 
ernennungen, in dieſem Betreff aber die hohe Klugheit des fürſtlichen 
Generalſtatthalters anrufe. Das hieß allerdings um ein Leben bitten, 
das ihnen nachher nur halb geſchenkt wurde. Es waren 114 Pairs 
gegenwärtig; 89 ſtimmten für die Annahme des Beſchluſſes der 
Deputirtenkammer, 10 dagegen; 14 Stimmzettel waren leer, einer 
ungültig. Die Pairskammer wollte in Darlegung ihres Eifers auch 
nicht hinter den Deputirten zurückbleiben. Eine Abordnung wurde 
durchs Loos beſtimmt, um ſogleich in Begleitung der Mitglieder, welche 
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ſich ihnen anſchließen wollten, den Beſchluß dem Generalſtatthalter 
zu überbringen. 

Gegen elf Uhr Abends empfing der Herzog von Orleans die 
Abordnung der Pairskammer. Baron Pasgquier redete ihn mit fol⸗ 
genden Worten an: 


„Gnädigſter Herr! 

„Die Pairskammer überreicht Eurer königlichen Hoheit die Ur— 
kunde, welche unſere Zukunft feſtſtellen ſoll. Ehedem haben Sie mit 
den Waffen in der Hand unſre noch neuen und unerprobten Frei⸗ 
heiten vertheidigt, von nun an werden Sie fie durch geſetzliche Ein— 
richtungen ſchützen. Ihr Geiſt, Ihre Gewohnheiten, die Erinne- 
rung Ihres ganzen Lebens, verſprechen uns einen Bürgerkönig. 
Sie werden unſre Rechte achten, die auch die Ihrigen ſind. Die 
erlauchte Familie, welche wir um Sie verſammelt erblicken, erzo— 
gen in der Liebe zum Vaterlande, zur Gerechtigkeit und zur Wahr⸗ 
heit, verheißt unſern Kindern den friedlichen Genuß der Verfaſſung, 
die Sie beſchwören werden, und die eee einer ſtätigen und 
freiſinnigen Regierung.“ 


Der Herzog erwiederte: 

„Meine Herren! Indem Sie mir dieſe Erklärung überreichen, 
erweiſen Sie mir ein Vertrauen, das mich innigſt rührt. Aus Ueber⸗ 
zeugung den verfaſſungsmäßigen Grundſätzen ergeben, wünſche ich 
nichts ſo ſehr, als das gute Vernehmen beider Kammern. Ich danke 
Ihnen für die Ausſicht, hierauf rechnen zu können. Sie übertragen 
mir ein ſchweres Amt, ich werde mich beſtreben, 5 deſſen würdig 
zu zeigen.“ 

In dieſen Worten ſprach der Herzog viel beſtimmter die Anz 
nahme der Krone aus, als in denen, welche er an die Deputirten 
gerichtet hatte; was auch ſehr natürlich war, da er, von feinem Stand⸗ 
punkte aus, ſeine Wahl erſt als feſtgeſtellt betrachten konnte nach der 
Beſtätigung der Pairskammer. Acht Tage waren gerade verfloſſen 
ſeit ſeinem Beſuche auf dem Stadthauſe, und er war König der 
Franzoſen. 
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Montag den 9. Auguſt war der Tag der Thronbeſteigung. Die 
Pairs verſammelten ſich mit den Abgeordneten im Palaſte Bourbon. 
Auf einem Gerüſte, oberhalb der Rednerbühne, war der Thron mit 
paſſenden Verzierungen angebracht, wie bei der Eröffnung der Kammer 
am 3. Auguſt; nur waren von den Sammtgehängen die Lilien ver⸗ 
ſchwunden. Vor dem Throne ſtanden drei Seſſel. Rechts war ein 
Tiſch, auf dem Krone, Seepter, Schwert und die Hand der Gerech⸗ 
tigkeit lagen, links ein Tiſch mit einer Urkunde auf Pergament und 
einem Schreibzeuge. In der diplomatiſchen Tribüne ſah man nur 
Damen und einige Fremde. Die Pairs wie die Abgeordneten waren 
in großer Zahl gegenwärtig. Nur die Abgeordneten der äußerſten 
Rechten fehlten, dagegen hatten viele Mitglieder des royaliſtiſchen 
rechten Centrums ſich eingefunden, unter denen Berryer, Martignae, 
Jaequinot⸗Pampelune und Andere. Gegen zwei Uhr verkündigten die 
Kanonen der Invaliden und die Fanfaren der Muſikbanden die An⸗ 
näherung des Zuges. Die Herzogin von Orleans, Madame Ade⸗ 
laide, die treue Gefährtin ihres Bruders in Landflüchtigkeit und 
Verfolgung, erſchienen in Begleitung des Prinzen von Joinville, der 
Herzöge von Aumale und Montpenſier, der Prinzeſſin von Orleans, 
der Mademoiſelle von Valois und der Mademoiſelle von Beaujolais, 
und nahmen Platz in der für die herzogliche Familie eingerichteten 
Tribüne. 

Als Ludwig Philipp, begleitet von den Herzögen von Chartres 
und Nemours, in den Saal rat, empfing ihn der Ruf: „Es lebe 
der Herzog von Orleans!“ Es war das letztemal, daß er unter 
vdieſem Titel begrüßt werden ſollte. Der Herzog feste ſich auf dem 
mittleren Seſſel vor dem Throne, zu beiden Seiten ſeine zwei Söhne. 
Der Herzog grüßte die Verſammlung, und nach den Worten: „Setzen 
Sie ſich, meine Herren!“ bedeckte er fi. Darauf las Cafimir Perier, 
als Präſident der Deputirtenkammer, die Erklärung vom 7. Auguſt 
laut vor, und überreichte Seiner königlichen Hoheit die Erklärung. 
Baron Pasgquier überreichte dieſelbe Erklärung mit der Beſtätigung 
der Pairskammer. Sitzend, mit bedecktem Haupte ſprach darauf der 
Generalſtatthalter: Bus 
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„Meine Herren Pairs, meine Herren Deputirte!“ 
»Ich habe mit der größten Aufmerkſamkeit die Erklärung der 
Deputirtenkammer geleſen, ſo wie die Beitrittserklärung der Pairs⸗ 
kammer. Ich habe alle Ausdrücke überdacht und erwogen.“ 

„Ohne Ausnahme oder Vorbehalt, nehme ich, an alle Be⸗ 
dingungen und Verpflichtungen, welche dieſe Erklärung enthält, 
ſo wie den Namen eines Königs der Franzoſen, welchen ſie 
mir ertheilt, und bin bereit, die Beobachtung dieſer Erklärung zu 
beſchwören.“ 

Der Herzog erhebt ſich, wie die Prinzen, ſeine Söhne. Die 
ganze Verſammlung ſteht auf. Dupont (de l Eure), als Siegelbewahrer, 
überreicht die Eidesformel. Der Herzog zieht den Handſchuh aus, 
nimmt den Hut ab, und mit aufgehobener Hand ſpricht er folgen⸗ 
den Eid: 

„In Gegenwart Gottes ſchwöre ich, den verfaſſungsmäßigen 
Grundvertrag und die in der Erklärung ausgeſprochenen Beſchrän⸗ 
kungen deſſelben treu zu beobachten: nur zu regieren nach den Ge— 
ſetzen und durch die Geſetze: Jedem nach ſeinem Rechte gute und 
pünktliche Gerechtigkeit ertheilen zu laſſen, und in allen Dingen zu 
handeln mit ausſchließlichem Bedacht auf den Vortheil, 5 Wohlfahrt 
und den Ruhm des franzöſiſchen Volks.“ 

Unter dem enthuſiaſtiſchen Rufe der Verſammlung: „Es lebe 
Philipp der Erſte! Es lebe der König der Franzoſen!“ begibt ſich 
der König zum Tiſche an der linken Seite des Throns, und unter 
ſchreibt die verſchiedenen Urkunden, worin die eben vollzogenen Ver⸗ 
handlungen verzeichnet ſind, welche der Siegelbewahrer ihm unter⸗ 
breitet. 

Vier Marſchälle von Frankreich nähern ſich dem Tiſche zur 
Rechten, worauf die Reichsinſignien liegen. Marſchall Macdonald 
nimmt die Krone, Marſchall Herzog von Reggio das Scepter, Mar⸗ 
ſchall Herzog von Treviſo das Schwert, und Marſchall Molitor die 
Hand der Gerechtigkeit. Der Seſſel vor dem Thron wird wegge⸗ 
nommen. Unter einem neuen Ausbruch von Freudenrufen beſteigt der 
König den Thron, bedeckt ſich, und ſpricht: 
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„Meine Herren Pairs, meine Herren Deputirte!“ 

„Ich habe eine hochwichtige Handlung vollzogen. Ich erkenne 
tief den ganzen Umfang von Pflichten, die Sie mir auferlegt. 
Ich fühle in meinem Gewiſſen, daß ich ſie erfüllen werde. Mit 
voller Ueberzeugung m ich den mir vorgeſchlagenen Vertrag an⸗ 
genommen. 

„Es war mein (haft Wunſch, niemals den Thron zu bes 
ſteigen, auf den der Volkswunſch mich berufen hat. Allein Frank⸗ 
reich, angegriffen in ſeinen geſetzmäßigen Freiheiten, ſah die öffentliche 
Ordnung in Gefahr; die Verletzung des Staatsvertrags hatte Alles 
erſchüttert, die Herrſchaft der Geſetze mußte wieder hergeſtellt werden, 
und den Kammern lag es ob, dafür Sorge zu tragen. Dies haben 
Sie gethan, meine Herren.“ 

„Die beſonnenen Beſchränkungen, welche wir der Charte att- 
gefügt haben, gewährleiſten die Sicherheit der Zukunft, und 
Frankreich, ſo hoffe ich zuverſichtlich, wird im Innern glücklich ſeyn, 
nach Außen geachtet, und der europäiſche Friedensſtand wird mehr 
und mehr begründet werden.“ 

Der Siegelbewahrer verkündigte dann, daß der König die Pairs 
und die Deputirten auffordere, am nächſtfolgenden Tage ſich in ihren 
Kammern zu verſammeln, um dem Könige Treue, dem Staatsver⸗ 
trag und den Geſetzen des Reiches Gehorſam zu ſchwören. 

Darauf wurde die Urkunde über den Wortlaut der eben voll⸗ 
zogenen Handlung, nach dem König, noch von folgenden Perſonen 
unterzeichnet: 

Von dem Präſidenten Pasquier, vom Marquis Mortemart, dem 
Herzog von Placenzia und dem Grafen Lanjuinais, als Seeretairen 
der Pairskammer; 

vom Präſidenten Caſimir Perier, von den Vicepräſidenten Laffitte, 
Dupin dem Aelteren und Benjamin Deleſſert, von Jacqueminöt, 
Cunin⸗Gredaine, Pavée de Vandoeuvre und Jars, als Secretairen 
der Deputirtenkammer; 

von dem Siegelbewahrer Dupont (de Eure) und vom Du 
des Innern Guizot. 
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Unter dem Freudenrufe aller Anweſenden verließ der König mit 
Familie und Gefolge den Pallaſt Bourbon. Er und die Herzöge von 
Orleans (der nun als Kronprinz den Titel eines Herzogs von 
Chartres niedergelegt hatte) und von Nemours ſtiegen zu Pferde; die 
Königin mit der übrigen königlichen Familie fuhren in einem offenen 
Wagen. N 
Ueberall auf ihrem Wege wurden ſie von dem Jubelrufe der 
Menge empfangen, und kein Mißton ſtörte den Volksgruß. 


Ludwig Philipp der Erſte, 


König der Franzoſen. 


gudwig Philipp, König der Franzoſen, 


Erſtes Kapitel. 


Ludwig Philipp empfing die Krone durch eine Revolution, aber 
nicht von einer Revolution. Er war nicht das gekrönte Haupt der 
Revolution, nicht ein König der Barrieaden, wozu raſende Fanatiker 
ihn gerne machen wollten, und wie Legitimiſten ihn gerne ſchalten. 
Er hatte ohne Zweifel eine feſte und klare Anſchauung von der Sen⸗ 
dung, die ihm geworden war, wenn er auch, wie alle Andere, von 
den Ereigniſſen überraſcht, im erſten Augenblicke nicht überſehen 
konnte, ob alle Bedingungen ihm ſogleich zu Gebote ſtehen würden, 
die unerläßlich waren, um den Weg einzuhalten, den er mit klarem 
Bewußtſeyn als den rechten anerkannte. Er wußte was er wollte 
und was er ſollte, aber er wußte nicht, ob er es gleich konnte. Noch 
ſollten die Elemente der verſchiedenen Richtungen, welche Geltung ver⸗ 
langten, ſich um den neuen Thron gruppiren, und ihre Kräfte ver⸗ 
ſuchen, bis es ſich herausſtellte, mit wem der König es verſuchen konnte. 

Es iſt ſchwer für Alle, die nicht Aehnliches erfahren haben können, 
ſich einen Begriff zu machen von den Gefühlen und Anſichten eines 
Prinzen, der, entſproſſen aus einem der älteſten Fürſtengeſchlechter, ge⸗ 
boren auf einem Vulkan, entwurzelt durch eine politiſche Springfluth, 
die den ſtaatlichen, religiöfen und moraliſchen Boden in einer alles⸗ 
gleichmachenden Anſchwemmung verſandete, auch in der Verbannung 
nicht den Zuſammenhang mit dem Vaterlande verlor, und der nun, 


76 


nach einer neuen Erſchütterung zur Herrſchaft berufen, ſich bemühte, 
den geſunden Boden Frankreichs wiederzufinden, aus dem allein ein 
neues Staatsleben hervorblühen kann. Das Bürgerthum war die 
Macht, welche ſiegreich aus der Julirevolution hervorgegangen war; 
und nicht die überraſchende Thatſache des Siegs belehrte den König 
davon, denn während der ganzen Reſtauration war er ein ſcharf— 
ſichtiger Beobachter geweſen von der Entwickelung dieſer Macht, 
welche, nach Napoleons Sturz, zum Bewußtſeyn ihrer Bedeutung 
gelangt, unter Ludwig des Achtzehnten Charte ihre politiſche Erzie— 
hung begonnen hatte, im Kampfe gegen die rückgängigen Beſtre⸗ 
bungen unter Carl X alle intelligenten Kräfte, die eine Zukunft in 
ſich trugen, angezogen und an ihre Spitze geſtellt hatte, und im ges 
ſetzlichen Widerſtande hinlänglich erſtarkt war, um die Gegner des 
Geſetzes von dem Boden zu verdrängen, den ſie mit ungeſetzlichen 
Mitteln behaupten wollten. War nun auch der Umſturz des Beſtan⸗ 
denen nicht urſprünglich in der Abwehr des Bürgerthums als Abſicht 
enthalten geweſen, ſo war es doch nicht davor zurückgetreten, als die 
Fehler der Gegner ihm keine Wahl gelaſſen hatten. Es konnte aber 
nicht vollbracht werden, ohne daß andere Kräfte ſich mit dem Bürger⸗ 
thum verbanden, die mit ihm nur augenblicklich darin übereinſtimmten, 
daß die Gewalt der Rompflichtigen Geiſtlichkeit und des lehnſüchtigen 
Adels, welche die Volksfreiheiten zum Vortheil einer von ihnen über⸗ 
flügelten Regierung einziehen wollten, gebrochen werden müſſe. Nach⸗ 
dem dies geſchehen war, forderten nun die Helfer des Bürgerthums 
einen Lohn, bedrohlich genug, um die Errungenſchaft des Sieges zu 
gefährden; die Abrechnung konnte bedenklich werden. Das Bürger⸗ 
thum hatte ſeinen König bekommen; und die Patrioten, welche den 
alten König vertreiben halfen, zwar nicht ihre Republik, aber ſie 
hatten in die Erklärung, welche den Thron errichtet, ungelöste Fra⸗ 
gen hineingeſtellt bei deren vorgeſchriebenen Löſung ſie hofften, eine 
demokratiſche Grundlage unter den Thron des Bürgerthums einzu⸗ 
ſchieben. Eben die Eile, womit die Bürgerſchaft zur Errichtung des 
neuen Königthums trieb, hatte die Patrioten begünſtigt in Erlangung 
von Vorbedingungen ihres Einfluſſes, deren gewichtige. Bedeutung der 
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Generalſtatthalter wohl erkannt hatte, die indeß Manchen von der 
Biürgerſchaft nicht ſehr verfänglich erſchienen, ſo daß ſie billigten, was 
ſie nachher auf ihre eigenen Koſten zurückweiſen mußten. Der König 
wußte ſchon vor ſeiner Thronbeſteigung, mit welchen Gefahren er zu 
thun haben werde, und vom erſten Tage an faßte er ſein Ziel ſcharf 
ins Auge; aber ſo lange bis er die Zuverläſſigkeit der Mittel, welche 
ihm zu Gebote ſtehen würden, erforſcht hat, ſehen wir ihn die Dinge 
mehr an ſich kommen laſſen, als ihnen offenbar vorbeugend entge⸗ 
gentreten. Im Kabinete warnte er vor Maßregeln, deren Mißbrauch 
ein Ordnungsſyſtem erſchüttern konnte, er zeigte ihre Tragweite, und 
ſoll öfter geäußert haben: je vous attends à Tépreuve; aber er 
ließ ſeine Miniſter die Probe deſſen beſtehen, was ſie unter ihrer 
Verantwortlichkeit riethen. 

Die erſte Handlung der Kammern nach der königlichen Sitzung 
war die Vereidung der Mitglieder; ſie ſchworen dem Könige der 
Franzoſen und der Charte von 1830 Treue und Gehorſam. Die 
wenigen Deputirten, welche eigentliche Republikaner waren, hatten 
keinen Grund, um den Eid, den man forderte, zurückzuweiſen. Wir 
kennen ihre Hoffnungen; ſie unterließen nichts, um ſie zur Ausfüh⸗ 
rung zu bringen. In beiden Kammern konnten es nur die Legiti⸗ 
miſten ſeyn, welche ſich der neuen Regierung und der neuen Ders 
faſſung nicht anſchließen wollten. Dieſes war, und mußte hauptſächlich 
in der Pairskammer ſeyn; doch kamen dabei keine perſönlichen Prote⸗ 
ſtationen von Bedeutung vor; die meiſten, welche nicht Theil nehmen 
wollten, zeigten dies ſchriftlich an. Einige, wie Fitz-James, leiſteten 
den Eid, aber erklärten dabei, daß ſie ihre Ueberzeugung nicht geän⸗ 
dert hätten. Es waren ſolche, die, wie Berryer, für nöthig erach— 
teten, daß ihre Sache in den Kammern, wenigſtens indirect, und 
für Wechſelfälle der Zukunft vertreten ſey. Die Partei der Legiti⸗ 
miſten hatte ſich noch nicht zuſammengefunden, ſie war verſprengt und 
zerſtreut, aber ein Kern hatte ſich gebildet durch einige entſchloſſene 
und fähige Männer, die ihren Poſten nicht aufgaben. Vorderhand 
war keine Ausſicht für fie, und in der That hat ſich auch ſpäter 
kaum eine gezeigt, ohne daß die Meiſten von ihnen durch unkluges 
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Benehmen die trügeriſchen Hoffnungen zerſtörten, welche ſie eine 
Zeit lang hegen zu können glaubten. 

Das erſte Miniſterium der neuen Regierung wurde am 11. Au⸗ 
guſt durch eine Ordonnanz gebildet. Dieſe ernannte: Dupont (de 
Eure) zum Siegelbewahrer und Juſtizminiſter — Generallieutenant 
Graf Gerard zum Kriegsminiſter — den Herzog von Broglie zum 
Miniſter des öffentlichen Unterrichts und des Cultus, und zugleich 
zum Präſidenten des Staatsraths — Guizot zum Miniſter des In⸗ 
nern — Baron Louis zum Finanzminiſter — den Grafen Molé 
zum Miniſter des Aeußern — den Generallieutenant Grafen Seba- 
ſtiani zum Seeminiſter. Dieſelbe Ordonnanz ernannte ferner Jae— 
ques Laffitte, Caſimir Périer, Dupin den Aelteren und Baron Bignon 
zu Mitgliedern des Miniſterrathes. Unter den bald darauf folgenden 
Beförderungen, welche Männern von Auszeichnung zu Theil wurden, 
bemerken wir, daß Gérard Marſchall von Frankreich wurde, Marſchall 
Jourdan zum Gouverneur der Invaliden, und Duperre zum Admiral 
von Frankreich ernannt wurden, wobei beſtimmt war, daß künftig ein 
wirklicher Admiral einem Marſchall von Frankreich gleich geachtet werden 
ſolle; Benjamin Constant wurde Staatsrath und Mitglied des Ge- 
ſetzausſchuſſes im Staatsrathe. In dieſem Miniſterium war nur 
Dupont, und unter den Miniſtern ohne Portefeuille Laffitte und 
zum Theil Bignon, Männer der Bewegung oder doch Anhänger 
einer demokratiſchen Begründung des Throns. Die übrigen im 
Rathe des Königs huldigten conſervativen Grundſätzen, obwohl 
damals die Grenzen beider Parteien noch nicht genau abgeſteckt 
waren. 

Kaum hatten dieſe Miniſter ihre Amtsthätigkeit begonnen, ſo 
wurden ſie überflutet von der Plage aller Miniſter, von einem Schwarm 
von Stellenjägern, die läſtiger ſind als die Fliegen im Herbſt, und 
von denen die Meiſten faſt ſo bereit ſind, Alles um eine Anſtellung 
zu thun, wie die Fliegenwedler eines Sultans. Präfecten, Unter⸗ 
präfecten, alle abſetzbare Beamten, die es nur irgend konnten, ließen 
ihre Provinzen im Stich, die ſich adminiſtriren mochten, wie es immer 
ging, und lagen auf den Landſtraßen, um nach Paris zu kommen. 
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Wurden ſie abgeſetzt? Oder hatten ſie Hoffnung beibehalten zu wer⸗ 
den, oder gar zu ſteigen? Einer neuen Regierung mußte man ſich 
perſönlich vorſtellen, mußte ſelbſt der Herold ſeiner Verdienſte ſeyn, 
und von dieſen brachte Jeder beträchtlichen Vorrath mit. Von allen 
Ecken und Enden Frankreichs kamen die öffentlichen Wagen in Paris 
an, vollgeſtopft mit Bittſtellern geringerer Sorte, die am grauenden 
Morgen nach ihrer Ankunft im ſchwarzen Frack, das dreifarbige Band 
im Knopfloche, eine ungeheure Kokarde am Hut, von hoffnungszit⸗ 
ternden Händen erwartungsvoller Provinzialmütter und Frauen ge⸗ 
fertigt, Papiere und Zeugniſſe in der Bruſttaſche, nach den Miniſter⸗ 
hotels ſtürzten, um mit unabweisbarer Beharrlichkeit an der 
Kabinetsthüre eines Vorzimmers Tage lang zu kleben. Die Miniſter 
und ihre Seeretaire konnten ſich zu keiner Thüre hinaus retten, ohne 
an der Schwelle über ſolche Stellenjäger zu ſtolpern, die mit Prä— 
fectur- und Staatsanwaltsſtellen anfingen und ſich zuletzt mit einer 
Tabacksconceſſion begnügten. Hier offenbarte ſich ſogleich ein Haupt- 
gebrechen der Staatsgeſellſchaft, welches fünfzehn Jahre eines con— 
ſtitutionellen Syſtems nicht gemindert hatte. So war es unter dem 
Kaiſerthum, unter der Reſtauration, beim Beginn der Juliregierung, 
und ſo iſt es noch. Es iſt unglaublich, welche Gier man hat, ſich 
dem Budget anzuſchließen. Die bekannte Empfehlung: Je suis le 
bätard de votre apothicaire hatte nur Variationen bekommen; es waren 
nun natürliche Söhne der Eroberer der Baſtille, Oheime von polytech- 
niſchen Schülern, aber immer Bewerber um ein Amt oder ein Aemtchen 
um jeden Preis. Eine traurige Erſcheinung, in ſolcher Weiſe, wo ſie 
immer vorkommen mag, und ſie zeigt ſich mehr oder weniger überall, 
aber kaum in ſolchem Ueberſchwange wie in Frankreich. In manchen 
andern Staaten ſind Vorbedingungen, Staatsprüfungen, die eine 
große Menge von unbefugten Bewerbern ausſchließen, welche aber in 
Frankreich nur ſelten gefordert werden, wo ohnedieß bei der aus⸗ 
ſchließlichen Centraliſation, die Anſtellungsgewalt in den Miniſterien 
der Hauptſtadt ruht. Die Grundſätze, nach welchen in den letzten 
Jahren der Reſtauration die Anſtellungen in allen Theilen der Staats⸗ 
verwaltung erfolgten, waren unbezweifelt nicht nur entſchieden royali⸗ 
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ſtiſch geweſen, ſondern die Empfehlung der Geiſtlichkeit hatte dabei 
eine große Rolle geſpielt, und das Zeugniß eines Beichtvaters ent⸗ 
ſchied in manchen Miniſterien, und faſt immer am Hofe, mehr als 
Belege über Befähigung des Candidaten. Wo Religioſität nicht 
als eine freie Handlung des Gewiſſens und der Ueberzeugung 
betrachtet wird, ſondern Beſcheinigung der Prieſterſchaft über 
Beobachtung äußerer Formen die Würdigkeit der Menſchen darthun 
ſoll, da muß nothwendig Scheineifer und Heuchelei entſtehen, denn 
dieſe Maske iſt von allen die leichteſte, weil weder Geiſt noch Fähig⸗ 
keit nothwendig ſind, um fromm zu ſcheinen, ſo wenig, als um ſich 
überköniglich geſinnt zu geberden. Diejenigen, welche ihrer religiöſen 
und politiſchen Ueberzeugung nach aufrichtige Legitimiſten waren, 
konnten, wenn ſie fortfuhren unter der neuen Regierung zu dienen, 
dieſe höchſtens als eine äußere Nothwendigkeit betrachten, ihrem 
Syſtem aber nicht zugethan ſeyn; und diejenigen, welche tief in das 
Netz der Geiſtlichkeit verſtrickt waren, entweder aus Geſinnung oder 
durch Intrigue, konnte man wohl mit gutem Fug für gefährlich 
halten, wenn ſie auch nichts beſſeres verlangten, als ſich dreifarbig 
zu erweiſen. Mochte man auch einigen Werth darauf legen, wenn 
hochgeſtellte Ropaliſten ſich für die Regierung erklärten, To konnte 
dabei doch das Heer der Namenloſen nicht in Betracht kommen, und 
die öffentliche Meinung verlangte eine Reinigung im Perſonale der 
Verwaltungsbehörden. Für die Regierung war dieſes Bedürfniß nicht 
in allen Theilen Frankreichs daſſelbe, denn es war klar, daß dort, 
wo eine Mehrzahl der Bevölkerung legitimiſtiſch geſtimmt war, eine 
Verwaltung im Sinne der neuen Regierung ſich am dringendſten 
nothwendig erweiſen mußte, während in andern Gegenden eine con⸗ 
ſtitutionell geſinnte Bevölkerung ein wachſamer Wächter der Beamten 
wurde. Im Kabinet drang beſonders Düpont auf eine durchgreifende 
Erneuerung aller Beamten; er wollte dieſe auch auf die Richter 
ausgedehnt wiſſen, welche bekanntlich in Frankreich faſt die einzigen 
unwiderruflich angeſtellten Staatsdiener ſind. Gegen letztere Meinung 
vorzüglich erklärte ſich die Mehrzahl des Miniſterraths, und namentlich 
Düpin, der ſchon 1815 für die Unabſetzbarkeit geſprochen hatte. Man 
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wollte dieſen Grundſatz nicht antaſten, und erblickte darin mit Recht 
ein willkürliches Verfahren der Regierung, das zu bedenklichen Folge⸗ 
rungen führen könnte. In den übrigen Zweigen der Verwaltung aber 
wurde eine große Anzahl neuer Ernennungen angeordnet, und das 
Heer der Bittſteller hatte ſich nicht umſonſt auf den Markt begeben. 
Die Verlegenheit der Miniſter war groß, um die Anſprüche der 
Kammerclientel zu befriedigen, und aus einer Maſſe von Unbekann⸗ 
ten die Fähigen und Zuverläßigen herauszufinden. Die Eile, womit 
verfahren werden mußte, während die Miniſter gleichzeitig den geſetz— 
gebenden Berathungen der Kammern und der Geſtaltung einer neuen 
Regierungsverwaltung genügen ſollten, geſtattete keine lange Prüfung; 
man wählte nicht, man ernannte. So konnte nicht ausbleiben, was 
wirklich eintraf. In der zweiten Hälfte Auguſts veröffentlichte der 
Moniteur königliche Ordonnanzen mit ganzen Spalten von Anſtel⸗ 
lungen, von denen nachher ſehr viele als vollſtändige Irrthümer ge⸗ 
ändert werden mußten. Um ſich einen Begriff zu machen von der 
Ueberbürdung der Centralſtellen, mag es genügen zu wiſſen, daß 
Lafayette, der ausſchließlich nur mit Organiſation der Nationalgarden 
beſchäftigt war, täglich an fünf hundert Briefe empfing, und in den 
Zeitungen bekannt machen mußte, es ſey ihm unmöglich alle zu 
leſen, geſchweige denn ſie zu beantworten. 

Nur das Volk verlangte nichts — als Arbeit. Es iſt eine rühe 
rende und ſehr zu beherzigende Erſcheinung, daß der gemeine Mann 
nach dem Kampfe ſtillſchweigend zurücktrat, die Gräber der Gefallenen 
und die verwundeten Kameraden in den Spitälern, aber kein Vor⸗ 
zimmer beſuchte, und nichts wollte von allen Herrlichkeiten, welche 
die Regierung zu vergeben hatte, für die er dem Tode getrotzt, als 
das beſcheidene Loos eines nicht arbeitloſen Arbeiters. Das Pariſer 
Volk hatte ſich im Kampfe großartig gezeigt, und feine Uneigennützigkeit 
bei der-Preisvertheilung nach dem Siege iſt eine ſybilliniſche Mahnung 
für die Zukunft, die man nicht überhören möge, da man ihm 
eben nicht mit dem Beiſpiel der Genügſamkeit vorangeht, und es 
doch zuletzt lernen könnte, auch ſeinen Preis zu machen. Ich weiß 


wohl, daß mit dem Unkengeſchrei trüber Warnungen nichts gethan 
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iſt; ich weiß, daß wir ſo ziemlich Alle rathlos ſtehen vor der Auf⸗ 
gabe, die eine Hülfe verlangt, welche nicht Einer, ſondern nur Alle 
gewähren können; ich weiß, daß ſie nicht in politiſchen Formen liegt, 
ſondern nur aus einem geläuterten Geiſte der Geſellſchaft hervorgehen 
kann — aber die Geſchichte müßte herzlos ſeyn, wenn ſie bei ſo 
ſchneidenden Gegenſätzen, wie ſie hier einander gegenüberſtanden, nicht 
daran erinnern wollte, daß das Unglück diejenigen treffen mußte, 
welche ſich keiner Schuld bewußt waren, und denen man die Früchte 
des Siegs vorweg nahm mit dem böſen Troſte, daß das nicht anders 
ſeyn könne. Das eben iſt das größte Unglück, daß es in der That 
jetzt nicht anders ſeyn kann, während es doch anders werden muß. 
Es war damals nicht ſo leicht, die gerechte Forderung der Arbeiter 
zu befriedigen, und ihnen Arbeit zu geben, denn nichts iſt ſo furcht— 
ſam, und nichts wird ſo leicht verſcheucht, als Capitalien, die allein 
Arbeit ſchaffen können. Dazu kam, daß die gute Sache der Arbeiter 
getrübt wurde durch politiſche Ungebühr. Solche, deren Syſtem ber 
ſiegt war, oder diejenigen, deren Erwartungen der Sieg nicht ent— 
ſprochen, und die nur auf Erneuerung der Unruhen die Hoffnung 
bauten, daß die Regierung ſich nicht feſtſtellen könne, ſendeten Auf— 
wiegler zu den Arbeitern, die unter allerlei Vorwänden, fie zur öffent— 
lichen Darlegung ihrer Unzufriedenheit treiben ſollten. Es gelang nicht 
ſogleich, ſie zur Widerſetzlichkeit zu bringen, wohl aber veranlaßte 
man ſie dazu, unhaltbare Forderungen zu ſtellen. Ein langer Zug 
von Arbeitern ging unter Vortragung einer Fahne, aber in beſter 
Ordnung, nach dem Stadthauſe, wo ihr Vormann eine Bittſchrift 
überreichte, welche darauf antrug, daß alle fremde Arbeiter aus Paris 
weggewieſen werden möchten, damit die Einheimiſchen Arbeit bekämen. 
In ſolchen Gewerken, in welchen Maſchinen in einigen Theilen Hand⸗ 
arbeit erſetzen, verlangten die Arbeiter die Abſchaffung der Maſchinen. 
Solche Forderungen konnten natürlich nicht gewährt werden, und 
die Unzufriedenheit wurde noch genährt durch Beſchlüſſe von Vereinen 
und Geſellſchaften aller Art, welche von Ausrufern vertheilt und 
durch Maueranſchläge bekannt gemacht wurden, und worin man zur 
ſtandhaften Behauptung der Volksrechte aufforderte. Die Arbeiter 
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gingen zur Drohung über; einige Maſchinen wurden zerſtört; die 

Buchdrucker verweigerten die Arbeit, wenn man nicht ſtatt Maſchinen⸗ 
preſſen Handpreſſen einführe, ſo daß an einem Tage mehrere Jour⸗ 
nale nicht erſcheinen konnten. Die Regierung hatte noch keine organi⸗ 
ſirten Polizeimittel, kein Gensd'arme durfte ſich blicken laſſen. Girod 
(de Ain) war Polizeipräfect. Er erließ ermahnende Proclamationen 
an die Arbeiter. Charles Düpin, der früher in dem Conſervatorium der 
Künſte und Handwerke Vorträge gehalten, verſtändigte die Arbeiter 
in einer öffentlichen Bekanntmachung über ihre Stellung und ihren 
wahren Vortheil. Der berühmte Typograph Didot, Mitglied der 
Deputirtenkammer, der, wie ſeine Söhne, durch alle Grade eines 
Buchdruckerarbeiters emporgeſtiegen war, überzeugte die Buchdrucker, 
daß man ohne Schnellpreſſen weder Zeitungen in großer Auflage, 
noch große Ausgaben von Büchern beſorgen könne, und wieß nach, 
daß ſeit der Einführung der Maſchinenpreſſen noch einmal ſo viele 
Arbeiter in den Druckereien gebraucht wurden, als vorher. Die Ver⸗ 
ſtändigern ließen ſich bedeuten, aber die Noth war groß. Aufläufe 
und Zuſammenrottungen, die indeſſen mehr drohend als handelnd 
auftraten, fanden ſtatt; die Nationalgarde wachte über Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung, eine Obliegenheit, die ihr noch oft und in den 
wichtigſten Fällen zufiel. Das Weſentlichſte aber war, daß fünf 
Millionen bewilligt wurden, um Arbeit zu ſchaffen. Eine Menge 
öffentlicher Bauten, welche unterbrochen waren, wurden ſogleich auf⸗ 
genommen, und neue begannen. Schon die Wiederherſtellung der in 
der Revolution zerſtörten oder beſchädigten öffentlichen Gebäude war 
beträchtlich. Der Wiederaufbau der an den Pariſer Barrieren und 
ſonſt in der Stadt ganz oder großentheils vernichteten Wachthäuſer 
forderte allein beinahe eine halbe Million. Hiedurch wurde vorderhand 
geholfen; ſpäter noch weſentlicher durch den Vorſchuß von dreißig 
Millionen, womit man dem Pariſer Handelsſtande Hülfe brachte. 
Dieſe kamen allerdings direct nur denen zu Gute, welche Geldeswerth 
beſaßen, aber ſie hoben das Vertrauen, und ohne Credit gibt es 
keine Arbeit, ſo daß ſie dadurch in weſentlichem Maße, obwohl in⸗ 


direct, auch den Arbeitern zu Gute kamen. Bald darauf wurde 
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Odilon⸗Barrot Präfect des Seinedepartements. Er und Girod (de 
l' Ain) organiſirten die Polizei. Die Gensd'armerie wurde aufgehoben, 
und eine Municipalgarde eingerichtet; mit einer andern Uniform und 
einem andern Namen waren es auch Gensd'armen. Die Polizei konnte 
nun eine etwas entſchiedenere Stellung nehmen gegenüber von den 
Ruheſtörern, aber ſie hatte noch immer mit unendlichen Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen, mußte mit der größten Behutſamkeit verfahren, 
und konnte Aufläufen von einiger Bedeutung nur mit Hülfe der 
Nationalgarde entgegentreten. 

Die erſten Arbeiten der Regierung, um die ihr nach der Charte 
gebührende Stellung zu nehmen, waren durch eine Proclamation 
unterſtützt worden, die wir hier anführen, weil in dieſer der König, 
und ohne Zweifel nicht blos der Form nach, ſelbſt ſpricht:— 

„Franzoſen! 

„Ihr habt Eure Freiheiten gerettet, und mich berufen, nach den 
Geſetzen zu regieren. Eure Arbeit iſt rühmlich vollzogen; die meine 
beginnt. Mir liegt es ob, der geſetzlichen Ordnung, die Ihr erobert 
habt, Achtung zu verſchaffen. Ich kann Niemand geſtatten, ſich ihr 
zu entziehen, denn ich ſelbſt muß ihr Folge leiſten.“ 

„Die Verwaltung muß in allen Theilen wieder ihren Fortgang 
nehmen. Zahlreiche Aenderungen ſind bereits verfügt, andere werden 
vorbereitet. Die Regierungsgewalt muß ausgeübt werden von Män⸗ 
nern, welche der Nationalſache entſchieden ergeben find. Eine fo plög- 
liche und ſo durchgreifende Bewegung hat nicht ſtatt finden können 
ohne einige augenblickliche Verwirrung; ſie naht ſich ihrem Ende. Ich 
fordere alle guten Bürger auf, ſich ihrer Behörde anzuſchließen, und 
ihr beizuſtehen, um im Vortheile Aller die Ordnung wie die Freiheit 
aufrecht zu erhalten. Aenderungen ſind unerläßlich im öffentlichen 
Dienſte. Die Erhebungsweiſe gewiſſer Abgaben belaſtet das Volk mit 
einer ſchweren Bürde. Geſetze ſollen vorgeſchlagen werden, um dieſem 
vorzubeugen. Bei ihrer Erörterung ſoll keine Klage überhört, keine 
Fürſorge vernachläßigt, kein Thatbeſtand mißkannt werden. Allein, 
bis neue Geſetze gegeben werden können, muß denen, die in Kraft 
ſind, unweigerlicher Gehorſam geleiſtet werden; das verlangt die 
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öffentliche Vernunft, wie die Sicherheit des Staats es gebietet. Mögen 
alle Wohldenkende ihren Einfluß anwenden, um ihre Mitbürger 
davon zu überzeugen. Ich werde mein Verſprechen erfüllen in der 
Zukunft, wie meine Pflichten in der Gegenwart.“ 

„Franzoſen! Europa betrachtet unſre glorreiche Revolution mit 
Bewunderung ſowohl, als mit Erſtaunen; es wirft die Frage auf, 
ob Civiliſation und Arbeitſamkeit bewirken können, daß ſolche Be⸗ 
gebenheiten ſich ereignen, ohne daß die geſellſchaftliche Ordnung er= 
ſchüttert werde. Verſcheuchen wir Europa's Zweifel! Schnell möge 
eine ordnungsmäßige Regierung folgen auf die Niederlage der will— 
fürlihen Gewalt. „Freiheit und öffentliche Ordnung“ iſt der Wahl- 
ſpruch auf den Fahnen der Pariſer Bürgergarde; möge er auch ver— 
wirklicht werden vor den Augen Europa's, dann haben wir in einigen 
Tagen die Wohlfahrt und den Ruhm des Vaterlandes geſichert für 
Jahrhunderte. Ludwig Philipp. 

Der Siegelbewahrer: Düpont.“ 
ö Die hier ausgeſprochenen Hoffnungen ſollten nicht ſo bald in 
Erfüllung gehen. Die Macht, welche niedergehalten wurde ſogleich 
nach Vertreibung des alten Königthums, erſtarkte in dem unheil— 
vollen Einfluſſe, den fie ſich vorbehalten hatte in den unerledigten 
Fragen. Wiewohl ſtets zurückgewieſen von der ordnungsliebenden 
Mehrheit, gab ſie doch nicht die Hoffnung auf, dieſe zu ermüden 
durch immer wiederholte Angriffe; durch eine unterminirende 
Thätigkeit geheimer Verbindungen aller Art in dem politiſchen und 
ſozialen Leben Frankreichs eine Aengſtlichkeit und Unſicherheit zu er⸗ 
zeugen, die ſie durch jedes Mittel auszubeuten entſchloſſen war. Ich 
glaube, daß im Jahre 1830 weder der König eine ſo lange Fort⸗ 
dauer der revolutionairen Verſuche vermuthete, noch daß die Revo⸗ 
lutionaire erwarteten, daß er ſie mit ſo viel Kraft und Beharrlichkeit 
zurückweiſen werde. 

Die Regierung zeigte ſich ſo volksthümlich als möglich. Aus 
Politik ohne Zweifel, denn ſie ſollte noch erſt den Boden erkennen 
und genau erforſchen, auf dem ihr Verwaltungsſyſtem Wurzel faſſen 
konnte, und die Regierungsmittel verſuchen, welche Anwendung finden 
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konnten, ohne einem zu heftigen Widerſtreben zu begegnen; ich glaube 
aber auch, daß ſie mit Aufrichtigkeit volksthümlich war, denn warum 
hätte ſie es nicht ſeyn ſollen, ſo lange ſie das Volk zufrieden ſtellen 
konnte mit einem Verfahren, welches nicht den Beſtand der Dinge 
gefährdete. Der König lebte wie er es als Prinz gethan hatte. 
Seine ganze Zeit gehörte den Regierungsgeſchäften, denen er ſich 
mit unermüdlicher Beharrlichkeit widmete. An ſeine Tafel lud er 
nicht blos die Großwürdenträger feiner Regierung, ſondern ver⸗ 
diente Männer aller Stände ohne Rückſicht auf Rang und Geburt; 
und das geſchieht noch. Faſt alle Abende erſchien er, umgeben 
von feiner zahlreichen Familie, auf den Teraſſen im Palais-Royal; 
Muſikbanden ſpielten die Marſeillaiſe, welche damals ein National⸗ 
geſang war, und eigentlich nie verboten, ſondern nur ſpäter zus 
rückgewieſen wurde, als man ſie zu einem Symbol des Aufſtandes 
machte. Der König ging allein und zu Fuß, mit einem Schirm bei 
ſchlechtem Wetter, durch die Straßen; er zeigte ein unbedingtes Ver— 
trauen, ſo lange es erwiedert wurde. Uebrigens kannte Ludwig 
Philipp die Natur der Volksthümlichkeit gut genug, wie man es aus 
feinen Lebensſchickſalen wohl erſehen haben wird, und hatte in Frank 
reich, wie in der Fremde zu viele Beiſpiele erlebt, wie ſie gewonnen 
und verloren wird, um ihrer Unbeſtändigkeit nicht gewärtig zu ſeyn. 
Die Königin, Madame Adelaide, und die jüngere königliche Familie 
waren gegenwärtig bei der Preisaustheilung im Collegium Heinrich IV. 
In den Reihen der Schüler waren der Herzog von Nemours und 
der Prinz von Joinville. Beide bekamen Preiſe in mehreren Lehr⸗ 
fächern. Dieſe waren übrigens Ergebniffe der Lehrernoten vom ganzen 
Jahre, und alſo von ihnen verdient, lange ehe man eine Ahnung 
haben konnte von der Erhebung ihrer Familie. Es war der poly— 
techniſchen Schule, denen der Rechte und der Mediein, jeder eine 
Anzahl Ehrenlegionskreuze zugeſtellt worden, damit ſie nach eigener 
Wahl den Schülern zuerkannt würden, die ſich während des Juli⸗ 
kampfes am meiſten ausgezeichnet hatten. Alle drei Schulen gaben 
ſie aber zurück mit der Erklärung, daß ſie Alle glaubten ihre Pflicht 
gethan zu haben, und Keiner ſich vor ſeinen Kameraden ausgezeichnet 
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wiſſen wollte. Es liegt in der großmüthigen Selbſtverläugnung der 
Jugend, die an dem Aufſchwung eines ungewöhnlichen Ereigniſſes 
ruhmvollen Antheil genommen, ein Stolz, der edel und ſchön, ein 
unſchätzbares Unterpfand für das Vaterland iſt, und ſo geſchah es, 
daß, unter ſolchen Verhältniſſen, vielleicht unbewust, eine demokratiſche 
Aufwallung ſich einmiſchte, die in der Zurückweiſung einen größeren 
Genuß fand, als in der Annahme. Man erwies dieſer Jugend auch 
noch die Ehre, ihre Abgeordnete zu Mitgliedern der Commiſſion zu 
ernennen, welche beſtellt wurde, um diejenigen zu beſtimmen, welche 
für ihren Antheil am Kampfe Auszeichnung verdient hatten. Das 
Pantheon wurde feiner Beſtimmung zurückgegeben, und die alte In⸗ 
ſchrift wieder hergeſtellt: „Seinen großen Männern das dankbare 
Vaterland.“ 5 a i 

Unterdeſſen hatte Carl X. und ſeine Familie Cherbourg erreicht, 
wo ſie ſich ſogleich am Bord des Great-Britain nach Portsmouth 
einſchifften, um zwei Uhr Nachmittags am 16. Auguſt. Merkwürdig 
genug war es, wie beziehungsreich der Zufall ſich erwies bei dieſem 
Abſchied der älteren Bourbonſchen Linie von Frankreich. Die beiden 
amerikaniſchen Schiffe, Great-Britain und Caroll, welche Capitain 
d'Urville zu dieſem Zwecke in Hävre gefrachtet hatte, gehörten Joſeph 
Napoleon. Unter der Flagge einer Republik, deren Befreiung einen 
bedeutfamen Einfluß geübt hatte auf die erſte franzöſiſche Revolution, 
auf den Schiffen eines amerikaniſchen Bürgers, der einſt König von 
Neapel und Spanien geweſen war, von deren Thronen die ſiegreichen 
Waffen ſeines Bruders die Bourbonen verdrängt hatten, gelangte 
der landflüchtige König nach Portsmouth, wo derſelbe General 
Colin⸗Campbell den Befehl führte, der im Jahre 1814 den auf den 
Thron feines Geſchlechtes rückkehrenden Ludwig XVIII. nach Frank⸗ 
reich begleitet hatte. Jetzt hatte der General die Weiſung, Carl X. 
nicht als König von Frankreich zu empfangen, und ihm nur den 
Zutritt auf Englands Boden zu geſtatten, wenn er ihn als Privat⸗ 
mann betreten wolle. 

Carl X. hatte die Krone eingebüßt, aber die Unverletzlichkeit 
ſeiner Perſon wurde aufrecht erhalten. Nicht ſo glücklich waren die⸗ 
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jenigen feiner Miniſter, denen es mißlungen war, ins Ausland zu 
entkommen. Früh Morgens an demſelben Tage, an welchem die 
königliche Familie der älteren Linie die franzöſiſche Küſte verließ, war 
Polignac in Granville verhaftet worden, kurz ehe er ein Boot, das 
ihm zugeſichert war, beſteigen wollte. Er war mit der Marquiſe von 
St. Fargeau dahingekommen in der Verkleidung ihres Bedienten. 
Der Fürſt, und die bereits in Tours verhafteten Peyronnet, Chan⸗ 
telauze und Guernon-Ranville wurden unter ſtarker Bedeckung nach 
Vincennes gebracht. Die Abreiſe Carls X. und ſeine Ankunft in 
Portsmouth, wo er wenigſtens vor Verfolgung ſicher war, mußten 
ebenfalls bezeichnende Tage werden für einige ſeiner Miniſter, welche 
die Volksrache gegen ſich aufgeregt hatten, weil ſie ſich vom Könige 
überreden ließen die Verantwortlichkeit eines Verfaſſungsbruchs auf 
ſich zu nehmen, denn gerade um die ſelbe Zeit, als der vorige König 
an der engliſchen Küſte Anker warf, machte Herr von Tracy in der 
Deputirtenkammer den Vorſchlag, die Todesſtrafe abzuſchaffen. Dies 
war offenbar ein Nachhall von Salverte's Vorſchlag, die Miniſter 
Carl X. des Hochverraths anzuklagen, um wenigſtens abzuwenden, 
daß auf dem Schaffott Blut fließe für die Revolution. Tracy ent⸗ 
wickelte die Beweggründe ſeines Vorſchlags, welche aus allgemeinen 
humaniſtiſchen Rechtsideen floßen, wie fie feit Becearia oft vorgebracht 
worden find, die aber bei der drohenden Anwendung der Todesſtrafe, 
wenn ſie nicht aufgehoben würde, in der ganzen Lebendigkeit des 
Augenblicks zitterten, und auf dem düſteren Hintergrunde der bereits 
ausgeſprochenen peinlichen Anklage mit ſchärferen Zügen hervortraten, 
als es ſonſt in einer juridiſchen Erörterung der Fall ſeyn konnte. 
Es war mißlich, über eine auf dem Rechtsgebiete ſo umfaſſende und 
ſo vielfach mit dem Staatsleben verflochtene Frage in einem ſolchen 
Augenblick einen Entſchluß zu faſſen, der jedenfalls im Gedränge ſeyn 
mußte zwiſchen der beſonderen Abſicht, die zur Eile mahnte, und 
einer reiflichen und beſonnenen Erörterung, wie die Frage fie ihrer 
Natur nach verlangte. Lafayette unterſtützte Traey's Vorſchlag, deſſen 
Erheblichkeit mit überwiegender Stimmenzahl von der Kammer aner⸗ 
kannt wurde. Zwei Tage darauf wurde, in einer ziemlich ſtür miſchen 
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Sitzung, der Anklagecommiſſion der Kammer alle Befugniſſe eines 
Unterſuchungsrichters zuerkannt mit einer großen Stimmenmehrheit. 
In dieſen Vorgängen bereitete ſich der Hochverrathsprozeß vor, der 
am Schluſſe deſſelben Jahres Paris, Frankreich, ja das ganze Aus⸗ 
land in eine ängſtliche Spannung verſetzte, und deſſen Ausgang für 
die neue Regierung eine ſo gefährliche Probe wurde. 

Es war nothwendig geworden, die Deputirtenkammer zu ver⸗ 
vollſtändigen; viele Mitglieder waren zurückgetreten, und die neue 
Charte ſchrieb vor, daß Deputirte, die nach ihrer Wahl und während 
der Ausübung ihres Mandats zu einem mit Gehalt verbundenen 
Regierungsamte ernannt würden, ſich einer neuen Wahl unterwerfen 
müßten. In der neuen Charte war auch ein neues Wahlgeſetz vers 
kündigt. Ein ſo wichtiges Geſetz forderte eine ruhige und leidenſchafts— 
loſe Berathung, die bei der noch zu ſtark nachklingenden Aufregung 
der Revolution nicht zu erwarten war, indem man vielmehr voraus⸗ 
ſehen konnte, daß die Demokraten Alles aufbieten würden, um, wenn 
nicht allgemeines Stimmrecht, wenigſtens fo weit ausgedehnte Wähler: 
und Wahlfähigkeit zu erlangen, als nur immer möglich. Während 
nun nicht vorher zu ſehen war, was hiebei erhalten werden könne, 
ſo ſtand doch immer feſt, daß nach Annahme eines neuen Wahlgeſetzes 
jedenfalls die Deputirtenkammer aufgelöst werden müſſe. Die gegen⸗ 
wärtige Deputirtenkammer war aber der Regierung in ihrer Feſt— 
ſtellung durch geſetzgebende Fürſorge ſo unentbehrlich, als die National⸗ 
garde es war gegen offenen Aufſtand. Man wählte daher den Ausweg, 
der Kammer einen Geſetzvorſchlag über Ergänzungswahlen vorzu⸗ 
legen, der nur vorläufige Gültigkeit haben ſollte, bis ein organiſches 
Wahlgeſetz eingebracht werden konnte. Dieſer Vorſchlag wurde in der 
Sitzung vom 25. Auguſt mit 210 Stimmen gegen 18 angenommen. 

Am 26. Auguſt ſtarb im Schloſſe St. Leu der Herzog von 
Bourbon⸗Condé. Er lebte in den letzten Jahren in den freund⸗ 
ſchaftlichſten Verhältniſſen mit der Familie Orleans und hatte den 
jungen Herzog von Aumale zu ſeinem Erben eingeſetzt. An dem 
Tage, an welchem die Ordonnanzen unterſchrieben wurden, war 
Ludwig Philipp in St. Leu, wo ein Feſt, und Abends theatraliſche 
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Vorſtellungen gegeben wurden. Nach der Julirevolution folgte der 
Herzog von Bourbon nicht der älteren Linie, ſondern blieb in 
St. Leu. Da er ſeit Jahren nicht in irgend einer Art von öffentlicher 
Thätigkeit geweſen war, ſo erfolgte auch, ſo viel ich weiß, keine 
ausdrückliche Anerkennung der neuen Regierung von ſeiner Seite; 
ſie gab ſich nur mittelbar kund dadurch, daß er in Frankreich blieb; 
auch war ſein Adjutant erſchienen in dem Gefolge, das am 9. Aug. 
den König in die Deputirtenkammer begleitet hatte. Der Herzog 
war im Jahre 1756 geboren, und hatte die Schweſter des Herzogs 
von Orleans, Vaters des Königs der Franzoſen, geheirathet. Seine 
Gemahlin ſtarb plötzlich im Jahre 1822; ihr Sohn, der Herzog 
von Enghien, war 1804 auf Napoleons Befehl getödtet worden. 
Der letzte Sprößling des berühmten Hauſes Condé hatte ſich ſelbſt 
das Leben genommen, ohne daß man einen beſtimmten Grund das 
für angeben kann. Er war ein Mann von geringer Geiſteskraft. 
Ludwig XVIII. erzählte, daß er ſich bei der Rückkehr Napoleons 
1815 überzeugt habe, daß der Herzog von Bourbon ganz außer 
Stande ſey, bei außergewöhnlichen Ereigniſſen Faſſung zu gewinnen. 
Die Julirevolution mußte einen ſo ſchwachorganiſirten Kopf in die 
peinlichſte Spannung verſetzen. In dem neuen Staatsleben, das 
ſich zu entwickeln begann, konnte er keine Zukunft finden für ſeine 
Anſichten und Gewohnheiten, und vielleicht warf er ſich vor, das 
Schickſal der älteren Linie nicht getheilt zu haben. Die Legitimiſten 
behaupteten damals, und behaupten noch, der Herzog von Bourbon 
habe ſich nicht ſelbſt erhängt, wie man ihn in ſeinem Schlafgemache 
fand, ſondern ſey getödtet worden. Sie meinen, man habe gewußt, 
daß der Herzog die Abſicht hege, Frankreich zu verlaſſen und ſich 
mit der älteren Linie zu vereinen; dadurch ſey die Befürchtung ent⸗ 
ſtanden, er würde ſein Teſtament ändern. Die Unterſuchung, welche 
ſogleich von dem Präſidenten Baron Pasquier und dem Großreferen⸗ 
dar der Pairskammer Herrn von Sͤmonville an Ort und Stelle 
angeſtellt wurde, ergab durch Briefe von des Herzogs Hand, daß 
er ſelbſt ſein Leben abgekürzt hatte. Bekanntlich ließ der Herzog fich 
faft willenlos von der Baronin von Feucheres leiten, und wenn er 
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auch die Abſicht gehabt hätte, Frankreich zu verlaſſen — wofür 
übrigens gar kein Beweis vorhanden iſt — ſo war nichts leichter, 
als ihn von dieſem Vorhaben abzubringen, ohne daß Jemand nö⸗ 
thig gehabt, Hand anzulegen an dem armen, ſchwachen Greis, der 
ſchon ſeit vielen Jahren gewohnt war, nur das zu thun, was ihm 
von ſeiner Umgebung vorgeſchrieben wurde. 

Am 29. Aug. war eine große Heerſchau der Bürgergarde auf 
dem Marsfelde; der König übergab die Fahnen. Begünſtigt von 
dem ſchönſten Wetter und der beſten Stimmung, zeigte dieſes Bür⸗ 
gerfeſt eine bewaffnete Macht, die durch Zahl und Haltung Vertrauen 
einflößen konnte für Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung. Der 
König wurde mit aufrichtigem und allgemeinem Enthusiasmus auf⸗ 
genommen. Die Pariſer Bürgergarde hat oft und mit großer Selbſt⸗ 
verläugnung eine beſchwerliche und gefahrvolle Pflicht geübt. Es 
liegt aber in der Natur der Dinge, daß in einem Lande, in welchem 
politiſche Parteien hervortreten, eine ſo große Zahl bewaffneter Bür⸗ 
ger ihnen nicht fremd bleiben können, und fo kamen allmählig Ber: 
würfniſſe auch hier zum Vorſchein, weil ſie unvermeidlich waren. 
Lafayette, der zum Oberbefehlshaber aller Bürgergarden Frankreichs 
ernannt war, feierte am Tage dieſer Heerſchau einen Triumph, der 
noch erhöht wurde, als er im Tagesbefehl einen Brief bekannt machen 
konnte, worin der Herzog von Orleans anzeigte, daß er in der Ars 
tillerie der Nationalgarde zu dienen wünſche unter dem Feldherrn, 
unter dem ſein Vater und ſein Oheim ſchon gedient hatten. Lafayette's 
Stellung konnte, in den Händen eines ehrgeizigen, klugen, thatkräf⸗ 
tigen und unternehmenden Mannes, der eines Connetable von Frank⸗ 
reich gleich gebracht werden; er hätte den Einfluß ſeines Poſtens 
einer indirecten Dietatur annähern können. So verſtanden es ohne 
Zweifel mehrere ſeiner politiſchen Freunde. Allein Lafayette war ein 
redlicher Mann, der zwar unermüdlich mitzuhelfen ſuchte zum Siege 
demokratiſcher Grundſätze, und dem zum Abbruch des Abſolutismus 
Revolution und Aufwiegelung geläufig worden war, dem aber nach 
Erreichung dieſes Zweckes aller perſönlicher Ehrgeiz fremd blieb. 
Später, als zu befürchten ſtand, daß es Lafayette's Anhängern 
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gelingen werde, den Oberbefehlshaber der bewaffneten Bürger zu 
überzeugen, daß die Sache der Patrioten durch ihn gerettet wer⸗ 
den müſſe, konnte er entlaſſen werden, weil er in der That ſeinen 
Poſten nicht mißbraucht hatte, um ſich eine perſönliche Macht zu 
ſchaffen. Er entging nicht den Vorwürfen der Eifrigen ſeiner Partei, 
die, von ihrem Standpunkte aus wohl nicht ganz mit Unrecht, einen 
Widerſpruch darin erblickten, einen Zweck zu wollen, und die Mittel 
zu deſſen Erlangung in der Hand zu halten, ohne ſie zu verwenden, 
als wäre es nur der ſymboliſche Donnerkeil eines thönernen Jupi⸗ 
ters. Man kann es eigentlich den Männern der äußerſten Meinung, 
zu denen Lafayette ſich mit dem Worte immer bekannte, nicht ver⸗ 
denken, wenn fie ſich in ſeinen revolutionairen Conſervatismus nicht 
finden konnten, der ihn immer ſtill ſtehen hieß, wenn er feinem eige⸗ 
nen Syſteme nach vorgehen ſollte. Kann man es nun Andern ver⸗ 
denken, wenn ſie dieſen Umſtand benützten, um die ihnen feindlichen 
Plane zu vereiteln? Die Heerſchau vom 29. Aug. täuſchte die Pa⸗ 
trioten, welche ihren Heerführer an der Spitze einer Achtung gebie- 
tenden Macht ſahen, aber nicht Denjenigen, der Lafayette durchſchaut 
hatte, und den rechten Augenblick beſſer zu erkennen wußte, als der 
Oberbefehlshaber der Bürgergarden. 

Am 13, September erſtattete Guizot auf Befehl des Königs 
Bericht in der Deputirtenkammer über die Maßregeln, welche bis 
dahin genommen waren zur Begründung einer im Sinne der neuen 
Charte zweckmäßigen Verwaltung. Wir können aus den mitgetheil⸗ 
ten Ergebniſſen den Umfang der Aenderungen ermeſſen. 

Im Heere waren vorerſt nur in den höheren Stellungen Aen⸗ 
derungen vorgenommen. Von 75 Befehlshabern der oberen und un⸗ 
teren Militärdiviſionen waren 65 neu beſetzt: 39 Infanterie⸗ und 
26 Cavalerieregimenter hatten neue Oberſte bekommen; in 31 Feſtun⸗ 
gen waren neue Commandanten eingeſetzt worden. Zur Beſetzung 
der Grade abwärts vom Stabe war eine Commiſſion ernannt, die 
bei aller Thätigkeit dennoch in einer ſo umfaſſenden Unterſuchung 
nicht raſch vorſchreiten konnte. Das dauerte den liberalen Gemeinen 
an einigen Orten zu lange. In Metz, Saargemünd, Pont⸗à⸗Mouſſon 
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und Befort erhoben ſich die Regimenter und jagten ihre Offiziere 
fort, ohne die Anordnungen des Kriegsminiſters abzuwarten. 

In der Flotte waren wenige Veränderungen vorgenommen wor⸗ 
den. In einem Fache, das eigenthümliche Kenntniſſe und lang vor—⸗ 
angegangene Uebung verlangt, kann man nicht plötzlich mit durch— 
greifenden Aenderungen einſchreiten, ohne dem Dienſte zu ſchaden; 
ohnedieß waren auch unter der Reſtauration die Flotteoffiziere meiſt 
als ſehr freiſinnig bekannt. Nur 3 Gegenadmiräle, 12 Schiffscapi⸗ 
taine, 5 Fregattencapitaine, 4 Schiffslieutenante und ein Fähnrich 
wurden zum Rücktritt aus dem ordentlichen Dienſte zugelaſſen. Die 
Würde eines Admirals von Frankreich war geſchaffen worden. 

Die größten Aenderungen waren im Bereiche des Miniſteriums 
des Innern vor ſich gegangen: von 86 Präfecten waren 76 — von 
277 Unterpräfeeten waren 196 — von 86 Generalſecretairen waren 
53 — von 315 Präfecturräthen waren 127 geändert worden. Es 
war natürlich, daß man in den beiden letzteren Graden mit mehr 
Vorſicht zu Werke gegangen war, denn ohne Generalfeeretaire oder 
Präfecturräthe, die ſchon mit den Localgeſchäften der Departements 
vertraut waren, konnten neue Präfeete unmöglich zurecht kommen. 
Solche Fälle traten deſſen unerachtet ein, wie es nicht anders zu 
erwarten war. In der Munieipalverwaltung waren 393 Amtsän⸗ 
derungen vorgenommen. 

Von den im Juſtizfache angſtellten widerruflichen Beamten 
wurden bei den Ober- und Untergerichten 328 Generalprocura⸗ 
toren, Generaladvocaten und Subſtitute neu angeſtellt. Unter den 
unwiderruflich Angeſtellten waren durch Beſetzung von bereits erle- 
digten Stellen, oder wegen freiwilliger Amtsniederlegung 103 Erz 
nennungen zu Präſidenten-, Raths- oder Richterſtellen erfolgt. Die 
Unterſuchung über Erneuerung der Friedensrichter, deren Zahl außer⸗ 
ordentlich groß iſt, war noch nicht beendet. 

Die Zahl der Staatsräthe im ordentlichen Dienſte war von 53 
auf 38 gemindert worden, und von dieſen waren 20 geändert. 

Die Mehrzahl der Geſandten an den fremden Höfen wurden 
zurückberufen. 
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Vom Miniſterium des öffentlichen Unterrichts waren vorläufig 
24 Oberbeamten, Räthe, Inſpectoren und Rectoren geändert worden. 

Die Geſammtzahl dieſer vorläufigen Amtsänderungen, die Mi⸗ 
niſter eingerechnet, betrug 1536. Dieſe aber waren meiſt nur in den 
höheren Graden erfolgt; als die der unteren Grade dazu kamen, 
müſſen ſie in den erſten Monaten der Juliregierung die Summe von 
4000 weit überſchritten haben. Hiemit aber war die Oppoſition noch 
keineswegs zufrieden. 

In den Provinzen Frankreichs war der Regierungswechſel durch— 
gängig faſt ohne allen Widerſpruch angenommen worden; an einigen 
Orten nur wurde der Uebergang durch einige Widerſetzlichkeiten bezeichnet, 
die aber verhältnißmäßig gering waren. Man hatte zunächſt für die 
Erhaltung der Ruhe in der Vendée Beſorgniß gehabt; denn wäre 
Carl X. mit ſeinen Garden an die Loire gerückt, ſo wäre, aller 
Wahrſcheinlichkeit nach, eine Erhebung in der Vendée bewerkſtelligt 
worden. Allerdings hatten ſich die Verhältniſſe außerordentlich ge— 
ändert in der wegen ihrer legitimen Anhänglichkeit berühmten Pro— 
vinz; dennoch konnte die Herzogin von Berry ſpäter dort Unter⸗ 
ſtützung finden. General Lamarque war hingeſendet worden; er 
fand Alles ruhig, und keine Spur zum Widerſtande. Eine ſpäter 
im November ſtattgefundene Bewegung wurde vom Obriſt Langer 
mann unterdrückt. Die fanatiſchen Geſinnungen im Garddeparte⸗ 
ment veranlaßten Unruhen in Nismes. Hier nimmt jeder Gegenſatz 
ſogleich einen religiöſen Charakter an. Weil die Proteſtanten ſich 
laut freuten über den Sturz der Jeſuiten, wurde den Katholiken 
die neue Regierung verdächtig als den Ketzern günſtig; ſie glaubten 
den Katholicismus gefährdet durch die Vertreibung der Bourbonen. 
Die Erbitterung war auf's höchſte geſtiegen, als zwei edle Pfarrer, 
Bonhomme, Katholik, und Vincent, Proteſtant, unter die erhitzten 
Widerſacher traten; den Ermahnungen dieſer ehrwürdigen Geiſtlichen, 
die ſich vor dem Volke brüderlich umarmten, gelang es, die Auf 
regung zu beſchwichtigen. Später kam es aber mehreremal zu blu⸗ 
tigen Gefechten, und erſt nachdem die Proteſtanten, welche in der 
Minderzahl waren, proteſtantiſche Bauern aus den Cevennen herbei⸗ 
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gerufen und die Nationalgarde von Lyon ihnen zu Hülfe gekommen, 
konnte die Ruhe hergeſtellt werden. An mehreren Orten kamen tu⸗ 
multuariſche Auftritte gegen Jeſuiten vor, die indeſſen ohne weitere 
Folgen blieben, und ſogleich wieder gedämpft wurden. Das aber 
muß Jedem einleuchtend ſeyn, daß alle dieſe begonnenen Bewegungen 
allein darum im Keime erſtickt werden konnten, und zwar ohne alle 
Anwendung von außerordentlichen Mitteln, weil in Frankreich nur 
ein Princip der Ordnung geblieben war. Hätten politiſche und 
religiöſe Leidenſchaften Hoffnung oder Furcht nähren können durch 
die Erwartungen, welche die Reichsverwaltung im Namen eines Min⸗ 
derjährigen nothwendig erwecken mußte; wäre Carl X. im Lande 
geblieben, um die Einſetzung ſeines Enkels und die Bedingungen 
für eine Minderjährigkeitsregierung zu überwachen; ſo hätten zumal 
mehrere Parteiheerde das Feuer einer Bürgerſpaltung in den Pro: 
vinzen erhalten, der nur dadurch vorgebeugt wurde, daß eine neue 
Gewalt auftrat, in der die conſtitutionelle Mehrheit ihren Ausdruck 
fand, der fie ſich anſchließen, und thatſächliche Aeußerungen nieder⸗ 
halten konnte, welche perſönliche Verhältniſſe der Vergangenheit wie 
der anknüpfen wollten. 8 
Allerdings gab es noch viele bedenkliche Fragen, die vermittelt 

werden ſollten; allein Frankreich erſchien dennoch in ſeiner Geſammt⸗ 
heit auf eine überraſchende Weiſe beruhigt nach einem ſo plötzlichen 
und vollſtändigen Regierungsſturze. Dieſer Umſtand trug weſentlich 
dazu bei, die europäiſchen Kabinette zur Anerkennung des Regierungs⸗ 
wechſels in Frankreich zu beſtimmen. Wir haben im erſten Theile 
ſchon nachgewieſen, daß Rußland und Oeſterreich die Regierung Carl X. 
förmlich gewarnt hatten vor jedem gewaltſamen Eingriffe in das ver⸗ 
faſſungsmäßige Staatsleben Frankreichs, und daß ſie jede Theilnahme 
an Abwendung der daraus entſtehenden Folgen ablehnten. Alle Ka⸗ 
binette kannten die Unfähigkeit und die leichtſinnige Zuverſichtlichkeit 
Polignac's. Sie wußten, daß dieſer Miniſter, bei achtungswerthen 
perſönlichen Eigenſchaften im häuslichen Leben, ſehr geneigt war, 
einer Pallaſtintrigue ſich rückſichtslos hinzugeben, uneigennützig ſeiner 
Idee von Treue ſich ſelbſt zum Opfer zu bringen; daß er es aber 
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nicht verſtand und nicht vermochte, einen Staatsſtreich durchzuführen. 
Polignac, unwiſſend in der Kenntniß ſeines Landes, ließ ſich nicht 
irre machen durch die Warnungen Fremder, welche Frankreich beſſer 
als er zu würdigen wußten. Aus den Depeſchen der franzöſiſchen 
Botſchafter in Petersburg und Wien konnte er ſchließen, in wel⸗ 
chem Sinne die Geſandten dieſer Mächte in Paris über ihn berichtet 
hatten. Dem diplomatiſchen Corps gegenüber hatte er daher eine 
fremdartige, und für einen Conſeilpräſidenten der Reſtauration unge⸗ 
wöhnliche Stellung angenommen, die einer Spannung ſehr gleich 
kam: er erwiederte das Mißtrauen durch ein kaltes Sichfernhalten. 
Nur der päbſtliche Nuntius war in feine Plane eingeweiht. Als rö— 
miſcher Prinz, und feiner devoten Geſinnung zufolge, war Polignac 
dem päbſtlichen Hofe unbedingt ergeben. Der Cardinal hatte, ſeinen 
diplomatiſchen Collegen in Paris gegenüber, das ihm anvertraute 
Geheimniß gut bewahrt. In Rom dagegen ſcheint es, daß man 
mehr davon wußte. Am 31. Juli, am Tage des heiligen Ignatius, 
predigte Pater Graſſi in Rom in der Kirche del buon Jesu. Der 
Pater ſprach von dem ſündhaften Verderben der Zeit, und ſchilderte 
die Preßfreiheit als die Urheberin alles Uebels. Er rief den Heiligen 
an um Schutz gegen dieſen überhandnehmenden Frevel, und äußerte: 
„Vielleicht hat er mich ſchon erhört in dem Augenblicke, wo ich dieſe 
Bitte an ihn richte.“ In mehreren engliſchen Zeitungen wurde auf 
einen bevorſtehenden Staatsſtreich des franzöſiſchen Kabinets hinge— 
deutet; Briefe aus London meldeten, daß einige Häuſer der City 
auffallende Nachrichten bekommen hätten über Pariſer Börſenabſchlüſſe, 
die zu einem ſehr großen Betrag auf einen ſinkenden Cours berechnet 
waren. Mehrere Botſchafter ſtellten geradezu Fragen an Polignac 
im Betreff der umgehenden Gerüchte über die Möglichkeit eines 
Staatsſtreichs. Der Miniſterpräſident erklärte Alles dergleichen für 
leeres Zeitungsgeſchwätz. Lord Stuart fragte, ob er das feinem 
Hofe melden könne, und Polignac antwortete: „Unbedenklich!“ Der 
franzöſiſche Botſchafter am ruſſiſchen Hofe, Herzog von Mortemart, 
war in Paris angekommen. Er zeigte Carl X. einen Brief der 
Frau von Neſſelrode, worin der Plan der Ordonnanzen faſt ganz, 
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oder doch dem weſentlichen Inhalte nach, fo wie fie nachher erſchie— 
nen, enthalten war. Der König läugnete, wie ſein Miniſter: „Was 
fällt ihr ein? Niemand denkt an ſo etwas.“ Und auf Herrn von 
Mortemarts Frage, ob er in dieſem Sinne antworten dürfe, 
ſagte der König: „Ich bevollmächtige Sie dazu!“ Deſſen uner⸗ 
achtet ſchenkte Pozzo di Borgo dieſen Verſicherungen keinen vollen 
Glauben. Er konnte nicht wiſſen, was man thun, und wie weit 
man gehen wolle; aber er war, trotz der Verſicherungen Polignac's, 
überzeugt, daß etwas vorbereitet werde, und legte in dieſer Beziehung 
Werth auf einige Tagsbefehle an die Chefs der Garde, die zwar im 
Allgemeinen nur als eine ſtrengere Faſſung der Disciplin gedeutet 
werden konnten, den Tieferblickenden indeſſen als auf einen beſon⸗ 
deren Fall berechnet erſchienen. Die erſten und einflußreichſten Mit⸗ 
glieder des diplomatiſchen Corps waren alſo nicht auf der Seite des 
Polignac'ſchen Miniſteriums, und hatten ſich laut gegen einen Staats⸗ 
ſtreich ausgeſprochen; ſie hatten außerdem zuverläſſige Aeußerungen 
ihrer Kabinette in demſelben Sinne. Es iſt weſentlich, dieſe Stim- 
mung feſtzuſtellen, um das nachherige Benehmen des diplomatiſchen 
Corps zu erklären, das einen nicht geringen Einfluß auf die Lage 
der Dinge nach Ausbruch der Revolution äußerte. N 
Der König war in St. Cloud, als die Revolution ausbrach. 
Das wußte zwar Jedermann, allein es war dem diplomatiſchen Corps 
nicht officiell angezeigt worden. Was im gewöhnlichen Laufe der Dinge 
nur Unterlaſſung einer Etifettenform geweſen, wurde von weſentlicher 
Bedeutung nachdem das franzöſiſche Miniſterium Paris verlaſſen mußte, 
und ſich nach St. Cloud begab. Dort war nunmehr alſo nicht nur der 
Aufenthalt des Königs, ſondern der factiſche Sitz der Regierung. Hätte 
man vorher, oder noch am Dienſtag (27. Juli) das diploma⸗ 
tiſche Corps in Kenntniß geſetzt, ſo hätte dieſes beim völligen 
Ausbruch der Revolution ſich nach St. Cloud begeben können und 
müſſen. Dort wären die Botſchafter ſchwerlich ſtumme Zuſchauer 
der Vorgänge geblieben. Aller Wahrſcheinlichkeit nach hätte der Kö⸗ 
nig ihren Rath verlangt; ohne Zweifel hätten ſie den Vorſchlag, 
nach Orleans oder Tours den Regierungsſitz zu verlegen, unterſtützt; 
Birch, Ludwig Philipp. Bd. II. 7 
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jedenfalls hätten fie ſich nicht mehr von der Perſon des Monarchen 
trennen, und ſelbſt nach der Abdankung ſich nur nach Paris begeben 
können mit Heinrich V., als dem legitim ernannten Nachfolger, oder 
nachdem die Minderjährigkeitsregierung in ſeinem Namen verkündet 
worden wäre. Durch die Anzeige wäre alſo den fremden Geſandten 
am Hofe der Tuilerien dieſes Verfahren als eine diplomatiſche Noth- 
wendigkeit vorgeſchrieben geweſen, der ſie ſich nicht hätten entziehen 
können. Als der Kampf ſeinen Höhepunkt erreicht, konnte man in 
Paris nicht frei verkehren, und eine Vereinbarung der Geſandten 
war nicht möglich. Erſt nachdem die königlichen Truppen vertrieben 
waren, fand eine Zuſammentretung des diplomatiſchen Corps ſtatt. 
Es läßt ſich nun gar nicht läugnen, daß beglaubigte Geſandte ihren 
Aufenthalt zu nehmen haben an dem Orte, wo die Regierungsperſon 
ſich befindet, bei der ſie beglaubigt ſind; und das war in dieſem 
Falle allerdings nicht Paris, nachdem der König von Frankreich und 
fein Miniſterium nicht mehr da waren; beſonders nicht, nachdem 
die königliche Autorität nicht mehr in Paris anerkannt wurde. In 
wenigen Tagen aber war jeder Haltpunkt verſchwunden, dem das 
diplomatiſche Corps ſich hätte anſchließen können; es lagen nur vier 
und zwanzig Stunden zwiſchen der Entſagung und der Flucht. Dem 
flüchtigen Könige, der ſelbſt ſeine Regierung aufgegeben, und keine 
Mittel zu ſchaffen wußte, um eine andere einzuſetzen, konnten die 
Diplomaten nicht folgen. Sie wären ohne Zweifel factiſch daran 
verhindert worden. Einen ſolchen Schritt, der unter den gegebenen 
Umſtänden faſt das Ausſehen einer Parteinahme an dem inneren 
Zwiſte Frankreichs gehabt hätte, konnten die Geſandten um ſo wer 
niger thun, als die meiſten von ihnen zur Genüge davon unterrichtet 
waren, daß die Regierungen, welche ſie repräſentirten, ſich aller 
Theilnahme daran enthalten wollten. Eine andere Frage mußte ent⸗ 
ſtehen, nachdem eine neue Regierung eingeſetzt war. Die Geſandten 
befanden ſich offenbar ohne Miſſion ſeitdem das Königthum ver⸗ 
ſchwunden war, bei dem ſie beglaubigt geweſen. Sie wußten, daß 
ihre Regierungen, die dem geſchehenen Umſturze nicht hatten vorbeu⸗ 
gen können, es jedenfalls als weſentlich wichtig für den europäiſchen 
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Frieden anſehen mußten, daß ein Syſtem der Ordnung ſich in Frank⸗ 
reich feſtſtelle. Es handelte ſich aber darum, ob die Geſandten Paris, 
wo vorläufig ihre officiellen Functionen aufgehört hatten, verlaſſen, 
oder ob ſie bleiben ſollten und neue Verhaltungsbefehle ihrer Regie⸗ 
rungen abwarten. Die Ordnung wurde ſchnell, faſt unmittelbar 
nach dem Umſturze wieder hergeſtellt; die neue Regierung flößte den 
Geſandten perſönlich Vertrauen ein, und trat ſogleich auf mit der 
Zuſtimmung der Mehrheit der Nation; Ludwig Philipp hatte bei 
beiden Kammereröffnungen am 3. und am 9. Auguſt die Ioyalften 
Abſichten und die friedlichſten Geſinnungen in Beziehung auf Frank⸗ 
reichs auswärtige Verhältniſſe ausgeſprochen. Alle Gründe vereinig⸗ 
ten ſich, um annehmen zu können, daß die Bedingungen erfüllt 
würden, welche eine Anerkennung der neuen Regierung herbei⸗ 
führen müßten. Die fremden Geſandtſchaften waren während des 
Kampfes vollkommen reſpectirt worden. Depeſchen an Lord Stuart 
wurden aufgegriffen, nach dem Stadthauſe gebracht, und ſogleich 
dem Botſchafter uneröffnet zugeſtellt. Der ſchwediſche Geſandte, 
Graf Löwenhielm, hatte einen Boten hinausgeſchickt, um von 
der nächſten Station an, wo die Poſtlinie nicht unterbrochen 
war, Briefe an ſeinen Hof zu befördern. Dieſer Bote wurde von 
den Volkswachen an der Barriere angehalten, nach dem Stadt⸗ 
hauſe gebracht, und die Briefe unverletzt dem Geſandten übergeben. 
Der Graf begab ſich ſelbſt zur Municipaleommiſſion, und ſtattete 
ihr ſeinen Dank ab für dieß achtungsvolle Benehmen, das man 
zwar von einer Behörde nicht anders erwarten konnte, das aber 
eine Mäßigung des bewaffneten Volkes gegen Perſonen und Eigen⸗ 
thum vorausſetzte, die volle Anerkennung verdiente. So ſehr die 
Abreiſe des diplomatiſchen Corps von Paris in der Natur der di⸗ 
plomatiſchen Gebräuche geweſen wäre nach der Wahl einer neuen 
Dynaſtie, ſo wurde doch ein ſolcher Schritt unter den obwaltenden 
Verhältniſſen eine öffentliche Demonſtration von großer Bedeutung. 
Niemand hätte ſich gewundert, wenn die Geſandten einer Einladung 
nach St. Cloud gefolgt, als es noch Zeit war, und dann nicht nach 
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neue Regierung eingeſetzt war, To hätte ihre Abreiſe den Charakter 
einer Anerkennungsverweigerung angenommen, die ſie zwar ohne 
Inſtruktionen nicht förmlich ertheilen konnten, die aber, weil man 
darin eine muthmaßliche Meinung über die Anſichten der Kabinette 
erblickt, dem Princip der Ordnung geſchadet, und den Einfluß der 
Kriegspartei in Frankreich vermehrt hätte. Die Anweſenheit der Ger. 
ſandten in Paris wurde allgemein als eine große Beruhigung des 
öffentlichen Zuſtandes, als eine Hoffnung für Erhaltung des euro— 
päiſchen Friedens betrachtet. Dieſer Umſtand war wichtig für Frank⸗ 
reich und für das Ausland, und ganz geeignet, zur Beſchwichtigung 
der Aufregung beizutragen, die, wie man vorausſehen konnte, ſich 
überall hin verbreiten mußte. Das diplomatiſche Corps war zuſam⸗ 
mengetreten, und hatte beſchloſſen, im Verein zu handeln. Es wa- 
ren beſonders der ruſſiſche Botſchafter, Graf Pozzo di Borgo, und 
der ſieilianiſche, Ruffo Fürſt von Caſtel-Cicala, welche die Gründe 
geltend machten, die es als rathſam erſcheinen ließen, daß das diplo⸗ 
matiſche Corps in Paris bleibe, um die Verhaltungsvorſchriften der 
Regierungen abzuwarten. Dieß Benehmen wurde vollkommen ge- 
rechtfertigt durch die nachherige Anerkennung der neuen franzöſiſchen 
Dynaſtie von allen europäiſchen Höfen, welchen der König der 
Franzoſen feinen Regierungsantritt durch beſondere Bevollmächtigte 
hatte anzeigen laſſen. 

Die engliſche Regierung mußte nothwendig die öffentliche Mei⸗ 
nung ihres Landes zur Richtſchnur ihres Beſchluſſes nehmen. Die 
Volksmeinung in England, in den höheren wie in den niederen 
Ständen, ſprach ſich entſchieden für die Julirevolution aus, beſon⸗ 
ders nachdem ſie ſogleich eine Verfaſſung, Ordnung und eine Re— 
gierung geſchaffen hatte, welche beiden Anerkennung und Folgeleiſtung 
zu erwerben wußte. Wilhelm IV. hatte keinen Augenblick geſchwankt. 
Das Toryeabinet wollte und konnte nicht auf die Seite eines Ver⸗ 
faſſungsbruchs treten, und da ſeine Politik war, nicht einzugreifen 
in die inneren Verhältniſſe fremder Staaten, fo mußte es ſich für 
die Regierung in Frankreich erklären, welche die Zuſtimmung der 
franzöſiſchen Nation für ſich hatte und öffentlich kundgab, daß fie den 
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europäiſchen Frieden achten wolle. Seine Neutralität hatte England: 
ſchon zu erkennen gegeben in der Art, wie Carl X. und ſeine Fa⸗ 
milie aufgenommen wurden. Sobald die Ueberzeugung gewonnen 
war, daß die neue Regierung in Frankreich ohne Widerſtand von 
der Bevölkerung aller Provinzen anerkannt war, zögerte man nicht 
länger. Am 31. Auguſt übergab Lord Stuart de Rothſah feine Be⸗ 
glaubigungsſchreiben als engliſcher Botſchafter am Hofe des Ben 
der Franzoſen. 

Das europäiſche Feſtland richtete feinen Blick auf den bewährten 
Staatsmann, der, ſeitdem er die Würde eines öſterreichiſchen Staats⸗ 
kanzlers bekleidet, einen jo großen Einfluß übt auf die Continental⸗ 
Politik; deſſen Meinung ſchiedsrichterliches Anſehen ſich erworben, 
weil ſie nicht blos das Ergebniß iſt der umſichtigſten Klugheit und 
einer geläuterten Kenntniß der wahren Sachlage, ſondern auch hoher 
Gewiſſenhaftigkeit für Recht und Wahrheit; weil die Politik dieſes 
großen Staatsmannes nicht blos die Verlegenheit des Augenblicks, 
ſondern das organiſche Leben der Staaten im Auge behält. Der 
Rath, den Fürſt Metternich feinem Kaiſer in Beziehung auf das in. 
Frankreich Vorgefallene ertheilen werde, mußte weithin reichen und 
gleich wichtig ſeyn für die Freunde wie für die Feinde der beſtehen⸗ 
den europäiſchen Staatsordnung. Es war vorauszunehmen, daß 
der Fürſt Staatskanzler nach ſeinen Grundſätzen einem Staatsſtreich, 
der ein anerkanntes Recht verletzte, nicht das Wort reden konnte, 
wenn es auch nur in einem kleineren Kreiſe bekannt war, daß er 
bereits vor dem Ereigniſſe ſich in dieſem Sinne gegen den franzöſiſchen. 
Botſchafter, Grafen Raineval, ausgeſprochen hatte. Ohne Zweifel: 
betrachtete der Fürſt den alten Bourbonismus, der es nicht verſtand, 
ſich conſtitutionell zu verjüngen, um ſich dem neuen Frankreich anzu⸗ 
paſſen, als abgenutzt. Allein, wenn es auch nicht rathſam ſchien, 
einem in feiner Starrheit und Rathloſigkeit ſo unbrauchbaren Syſtem 
beizuſtehen, dem man umſonſt ſo große Opfer gebracht hatte, fo 
mußte es doch bedenklich ſehn, eine Aenderung gut zu heißen, in der 
nicht blos eine haltloſe Regierung geſtürzt, ſondern auch ein Grund⸗ 
ſatz mißkannt worden war, der als die Grundbedingung des Beſtandes 
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der europäiſchen Regierungen betrachtet werden muß. Die Legitimität 
der Thronfolge war in Frankreich durch einen Akt der Volksherr⸗ 
lichkeit ſuſpendirt worden. Auf die Aufrechthaltung des Grundſatzes 
der Legitimität konnte und wollte man zuverläſſig nicht Verzicht leiſten. 
Da man aber ebenfalls keine Opfer bringen wollte noch konnte, um 
dieſem Grundſatze in dem vorliegenden Falle in Frankreich eine Aus⸗ 
führung zu erzwingen, fo ſchien es zuläſſig — eben im Intereſſe 
der Erhaltung des legitimen Zuſtandes im übrigen Europa — einer 
Ordnung der Dinge in Frankreich die Anerkennung nicht zu verſa⸗ 
gen, welche den Grundſatz und die Bedingungen für ungeſtörten 
Fortbeſtand der europäiſchen Mächte ſtillſchweigend anerkannte und 
achtete. Der von den Franzoſen erwählte König, deſſen perſönliche 
Fähigkeit man in Wien ſehr wohl kannte, hatte in richtiger Würdi⸗ 
gung ſeiner Stellung zum Auslande, ſogleich öffentlich und feierlich 
ſolche Geſinnungen angekündigt. Wenn man nun auch nicht daran 
zweifelte, daß Ludwig Philipp, da er ſein wahres Intereſſe ſo richtig 
erkannt, den aufrichtigen Willen habe, ſeiner Politik eine verſöhnliche 
Richtung zu geben, ſo durfte dagegen in Zweifel gezogen werden, 
ob er Mittel finden werde, die innere Ruhe Frankreichs zu erhalten, 
ohne welche er nicht Herr über ſeine äußere Politik bleiben konnte. 
Niemand erkannte wohl mehr, als Fürſt Metternich, die Schwierig⸗ 
keit der Aufgabe, welche Ludwig Philipp geſtellt war, und im Jahre 
1830 mußte er bezweifeln, ob es in der Macht eines Menſchen 
liege, ſie überwinden zu können. Der Fürſt Staatskanzler ſoll dieſe 
Zweifel unverholen ausgeſprochen haben in der erſten Unterredung, 
welche er mit dem Generallieutenant Grafen Belliard hatte, der mit 
einer Botſchaft Ludwig Philipps an den öſterreichiſchen Hof in Wien 
eingetroffen war. Er fügte indeſſen hinzu, daß er dieſe Befürch⸗ 
tung nur als Privatmann äußere, und ohne im entfernteſten die 
Abſicht zu haben, ſich in die innere Angelegenheiten Frankreichs 
miſchen zu wollen. Er bedauerte dann, den vom Grafen über⸗ 
brachten Brief nicht in Empfang nehmen zu können, bevor er die 
Befehle des Kaiſers eingeholt habe. Metternichs Entſchluß war be⸗ 
reit; er erklärte im voraus, daß der Kaiſer ſich durch keine Senti⸗ 
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mentalitätspolitik werde leiten laſſen. In den weiteren Unterredungen 
mit General Belliard äußerte der Fürſt, daß der Kaiſer beſorgt ſey 
über die Möglichkeit für die franzöſiſche Regierung, ſich auf ihrem 
gefährlichen Poſten zu erhalten. Als er am 8. September die Ant⸗ 
wort auf das Notificationsſchreiben übergab, bemerkte er, daß 
nur die Ueberzeugung des Kaiſers, die franzöſiſche Regierung müſſe, 
um ihren Beſtand zu ſichern, den Principien und Regeln folgen, 
auf welchen allein alle Staaten ruhen, ihn das Bedenkliche eines 
mißkannten Grundſatzes überſehen laſſe. „Möge,“ äußerte der Fürſt, 
„Ihre Regierung ſich behaupten und auf einer practiſchen Linie vor⸗ 
wärts ſchreiten — wir verlangen nur das. Was wir für Sie thun 
können, haben wir gethan. Niemals werden wir Eingriffe von Sei⸗ 
ten Frankreichs dulden. Es wird uns und Europa ſtets auf der 
Breſche finden, wenn es verſuchen ſollte, ein Syſtem der Propa⸗ 
ganda auszuüben. Unſere Politik wird bleiben in der Sphäre der 
Aufrechthaltung der Verträge und der öffentlichen Ordnung.“ Dieſe 
Aeußerungen waren ſehr natürlich in dem Augenblicke und in den 
Verhältniſſen, unter welchen ſie ſtattfanden. Der Fürſt Staatskanz⸗ 
ler iſt ſeinen Grundſätzen und ſeinem Worte treu geblieben, und hat 
ſtets der weiſen und energiſchen Mäßigung des Königs der Franzoſen 
die vollſte Anerkennung gezollt. Oeſterreich wieß auch mit Entſchieden⸗ 
heit das Anſinnen einer bonapartiſtiſchen Partei zurück, welche den 
Herzog von Reichſtadt als einen Prätendent aufſtellen wollte, in dem 
Wahne, daß man in ſeiner Verwandtſchaft und ſeiner Erziehung am 
kaiſerlichen Hofe eine Garantie für Erhaltung der freundſchaftlichen 
Beziehungen zu dem europäiſchen Staatenbunde erblicken ſollte, wenn 
Napoleons Sohn den franzöſiſchen Thron beſteige. Allein Fürſt 
Metternich war nicht davon überzeugt, daß perſönliche Größe ſich 
nothwendig vom Vater auf den Sohn vererbe, und glaubte, daß 
ein Napoleonismus ohne Napoleon unmöglich ſey. Nichts bewies 
beſſer den Mangel an Vorausſicht derjenigen, welche auf Napoleons 
Sohne Plane bauten, als daß fie eine Billigung derſelben vom Fürſten 
Metternich erwarten konnten. Die Wirkung von dem Namen Na⸗ 
poleon beruhte auf dem Andenken an Frankreichs Siege über Europa; 
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wie konnte man annehmen, daß Fürſt Metternich die Hand bieten 
werde, um der Kriegspartei in Frankreich eine Hoffnung zu bereiten! 
Von Preußen, den Niederlanden, Dänemark, Schweden, Sar⸗ 
dinien, den deutſchen Mächten, der Pforte und den Staaten zweiten 
und dritten Ranges folgte bald die Anerkennung der neuen Regie⸗ 
rung in Frankreich. An Don Miguel in Portugal erging keine 
Notification, weil er ſelbſt von Frankreich nicht anerkannt war. Es 
machte keinen großen Eindruck, daß der Herzog von Modena das 
Schreiben des Königs uneröffnet zurückſchickte; die politiſche Lage 
des Herzogs geſtattete ihm, einer perſönlichen Ueberzeugung aus⸗ 
ſchließlich Gehör geben zu können, ohne daß dadurch das europäiſche 
Gleichgewicht geſtört werde. Spanien verbot Anfangs der dreifarbigen 
Flagge den Zutritt in ſeine Häfen, empfing aber bald darauf den 
Herzog von Montebello als franzöſiſchen Geſandten. Sobald man in 
Rußland Nachricht bekam von dem Ausbruche der Revolution, wurden 
alle ruſſiſche Unterthanen, welche ſich in Frankreich befanden, zurück⸗ 
berufen; das erſte Schiff jedoch, welches mit der dreifarbigen Flagge zu 
Kronſtadt anlief, wurde zugelaſſen. Baron Athalin wurde mit einem 
Schreiben Ludwig Philipps an Kaiſer Nicolaus nach Petersburg ge— 
ſendet. Er brachte eine Antwort des Kaiſers zurück, die zwar keine 
unmittelbare Anerkennung enthielt, worin jedoch ausgeſprochen war, 
daß der Kaiſer mit ſeinen Verbündeten in den Verſicherungen der 
franzöſiſchen Regierung eine Bürgſchaft des europäiſchen Friedens mit 
Freude erblickte. Rußland verharrte noch längere Zeit in einer zwei— 
felhaften Stellung gegen Frankreich, wo man in der Zuſammenzie⸗ 
hung einer Truppenmacht in Litthauen, und in ſtrategiſchen Bes 
wegungen in Oeſterreich, die indeſſen nur auf Italien Bezug hatten, 
Vorboten einer europäiſchen Coalition finden wollte. Erſt nach dem 
Ausbruch der polniſchen Revolution bekam Graf Pozzo di Borgo 
ſeine Beglaubigung als Botſchafter am franzöſiſchen Hofe. 

Ein wichtiges Ereigniß an ſich, und noch mehr durch die Zeit, 
in der es vorfiel, gab dem franzöſiſchen Kabinette Veranlaſſung, ſeine 
auswärtige Politik genauer zu charakteriſiren. Die belgiſche Revolution, 
die Anfangs September ausbrach und ſchnell das Ergebniß einer 
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vollſtändigen Trennung von Holland herausſtellte, war um jo bes 
deutungsvoller für Frankreich, als ſie offenbar in Folge der in Paris 
ſtattgefundenen Erhebung geſchehen war, wiewohl die Unverträglich— 
keit zwiſchen Belgien und Holland ſich ſchon ſeit Jahren bemerkbar 
gemacht hatten. Dieſe gründete ſich eben ſowohl auf dem Widerſpruch 
der Intereſſen zwiſchen dem für ſeine lebhafte Induſtrie Schutz 
ſuchenden Belgien, und dem für feinen Handel freien Verkehr for— 
dernden Holland, als auf der in Nationalität und Religion ausge- 
ſprochenen Verſchiedenheit zwiſchen den beiden Volksſtämmen, welche 
durch die Beſtimmungen des Wiener-Congreſſes unter eine Herrſchaft 
gebracht worden waren. Belgien war von einer franzöſiſchen Provinz 
im Jahre 1814 zu einer Vorpoſtenlinie der europäiſchen Allianz gegen 
Uebergriffe Frankreichs umgewandelt, und zu dieſem Zwecke mit einer 
Kette von Feſtungen umfaßt worden. Alle dieſe Umſtände mußten 
nothwendig in Frankreich eine große Sympathie erzeugen für die 
belgiſche Revolution, welche Frankreich von einem Wächter befreite, 
und ihm einen gleichgeſinnten Nachbar, wo nicht gar einen Zuwachs 
des Reiches verſprach. Die belgiſche Revolution bot der franzöſiſchen 
Regierung die erſte Veranlaſſung, mit der europäiſchen Diplomatie 
vereint aufzutreten. Frankreichs Lage in der Verhandlung dieſer Frage 
war von der Art, daß es eine entſchiedene Stellung nehmen, und 
ſowohl den europäiſchen Kabinetten, als den Parteien im Innern 
Gelegenheit geben mußte, die Art und Weiſe kennen zu lernen, wie 
die Regierung ihre Politik zu handhaben gedenke. Der König, und 
mit ihm die Mehrheit ſeines Miniſteriums, war über den zu faſſenden 
Entſchluß ſchnell im Reinen. Frankreich mußte der belgiſchen Revo⸗ 
lution gegenüber dieſelbe Stellung nehmen, welche es von den euro—⸗ 
päiſchen Kabinetten in Beziehung auf die franzöſiſche Revolution bes 
obachtet zu ſehen wünſchte und verlangte; es mußte ſelbſt nach den 
Grundſätzen verfahren, welche es Andern an's Herz gelegt hatte. 
Nichteinmiſchung in die Angelegenheiten des geborſtenen Reichs von 
Seite Frankreichs, wie von der der andern Mächte, war der Grund⸗ 
ſatz, den das Kabinet vom Palais-Royal beobachten, und dem es 
allſeitige Beobachtung verſchaffen mußte. Die Behauptung dieſer 
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Richtung konnte innere wie äußere Hinderniſſe darbieten; aber fie 
mußte angetreten werden, da man überhaupt nur durch Bekämpfung 
der Widerſprüche zur Erhaltung gelangen kann. Nicht nur die Re⸗ 
publikaner, ſondern auch zahlreiche Anhänger eines gemäßigten Syſtems 
im Innern, waren der Anſicht, daß die Verträge von 1815 zu“ 
Gunſten Frankreichs umgeſtaltet werden müßten. Sie ſahen in der 
Losreißung Belgiens die factiſche Vernichtung dieſer Verträge, und 
erwarteten, daß die Juliregierung auf den Abſchluß einer neuen 
Länder- und Machtbetheilung des continentalen Staatenverbandes, 
mit einer Erweiterung der franzöſiſchen Grenzen, beſtehen werde. 
Das Mittel der Regierung zur Erlangung einer, dieſer Anſicht nach, 
ſo billigen Forderung, ſchien ihnen unzweifelhaft; die Drohung mit 
einem Propagandakrieg und ſeinen Schreckniſſen, deren Europa noch 
gedenke, müßte von unzweifelhafter Wirkung ſeyn, beſonders in einem 
Augenblicke, wo das Volk in England ſich lebhaft gegen die Tory— 
verwaltung ausſprach, und Volksaufſtände in Braunſchweig, Sachſen 
und Heſſen auch eine Gährung in Deutſchland offenbarten. 

Die franzöſiſchen Republikaner wollten — und fie haben ihre 
Geſinnungen nicht geändert — keine Größe im Frieden erkennen, 
außer wenn er erobert und mit einer Oberherrſchaft Frankreichs be— 
ſiegelt iſt. Sie ſagen zwar, daß ſie keinen Völkerkrieg wollen, wohl— 
verſtanden aber nur unter der Vorausſetzung, daß man Frankreich 
ſeine natürlichen Grenzen wiedergebe — worunter ſie wenigſtens den 
Umfang verſtehen, den die franzöſiſche Republik nach dem Frieden von 
Campo Formio (1797) hatte; — daß Polen und Italien befreit; daß 
den Exaltados in Spanien und Portugal geſtattet werde die pyrenäiſche 
Halbinſel politiſch homogen zu machen mit dem Volksprincip in Frank⸗ 
reich; daß die deutſchen Stämme auf dem rechten Rheinufer auch fran⸗ 
zöſiſche Inſtitutionen bekommen — denn, ihnen nach, muß Frankreich, 
um ſicher zu ſeyn, umgeben werden mit Staatsformen, die mit den ſei⸗ 
nigen wenigſtens dem Princip nach gleichförmig ſind. Unter dieſen 
Bedingungen wollten ſie einen Frieden gelten laſſen; jede Regierung 
in Frankreich aber, die von dieſem Allen ein Jota abläßt, erklären 
ſie für feig, nichtswürdig; für eine ſolche, welche die franzöſiſche Ehre 
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in den Staub treten läßt. Die Einwendung, daß auf ſolchen Forbes 
rungen beſtehen ſo viel bedeute, als einen allgemeinen europäiſchen 
Krieg verkünden, macht auf die Republikaner keinen Eindruck, denn 
gerade einen ſolchen wollen fie, indem fie nicht zweifeln, daß fie damit 
eine Gebietsvergrößerung und eine Republik erobern; ſie ſehen die 
erſte als ein unumgängliches, aber auch unfehlbares Mittel an, um 
letzterer Eingang zu verſchaffen. Dieſe Anſicht haben die Republikaner 
noch, aber im Jahre 1830, unmittelbar nach der Revolution, trat 
ſie noch unzweifelhafter und zuverſichtlicher hervor, und ſie verſäumten 
kein Mittel, um die öffentliche Meinung auf ihre Seite zu bringen, 
und eine Nöthigung für die Regierung zu ſchaffen, die ſie eben in 
dem aufgedrungenen Entſchluſſe zu beſiegen hofften. Wie geſagt, fie 
fanden auch außerhalb ihrer Partei Anhänger, wenn nicht für die 
Republik, jo doch für den Plan, die Regierung in die Nothwendigkeit 
zu verſetzen, einen Entſchluß zu faſſen, der über die beſtehenden Ver⸗ 
träge hinwegblickte. Bei vielen guten und ordnungsliebenden Fran⸗ 
zoſen leben Erinnerungen, welche ſich mit Frankreichs Stellung, nach 
der Bewältigung durch die verbündeten Heere Europa's, nicht beru⸗ 
higen können. Das große und erhabene Epos der Napoleoniſchen 
Europaherrſchaft hat in demſelben Grade, wie es in der Wirklichkeit 
alle diejenigen zerſchmetterte und vernüchterte, denen es nicht Gewinn 
an Ruhm und Gut brachte, in feinem Nachhalle eine poetiſche Herr— 
ſchaft über die Geifter in Frankreich ausgeübt. Es verſtrickt und 
berauſcht die Phantaſie der älteren Generationen, in deren Erinne⸗ 
rung das Erlebte, von Blut, Thränen und Willkür geläutert, nur 
ein unvergängliches Denkmal des Ruhmes iſt, an dem das, unter 
der Reſtauration im Verhältniſſe zur früheren Größe gedemüthigte 
Frankreich ſich erwärmt und erhebt; und die jüngere Generation, die 
es nicht erlebte, ſchwärmt um ſo mehr dafür, als ſie es nicht kannte. 
Daher in einem' weiten Kreiſe der Maßſtab für Staatsmänner, der 
nur denen großartige Ideen zuerkennt, die jeden Augenblick bereit 
ſind, der europäiſchen Diplomatie den Handſchuh ins Geſicht zu 
werfen. 

Die Regierung Ludwig Philipps ließ ſich keinen Augenblick irre 
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machen von den fie umgebenden aufregenden Anſichten, die ſogar im 
Kabinette Vertreter fanden, in ſo weit wenigſtens, daß man auf 
einer imponirenden Stellung Frankreichs beſtand, der ſtillſchweigend 
die Unterlage einer Drohung mit der Prapaganda gegeben werden 
ſollte. Der König indeſſen und die Mehrheit des Kabinets beharr—⸗ 
ten in der Ausführung des Prineips, das man verkündet, und deſ— 
ſen Vollzug Frankreich eine achtungswerthe Stellung ſichern werde, 
ohne Europa zu einer Allianz gegen umwälzende Uebergriffe zu nöthi⸗ 
gen. Von Seiten einiger Mächte konnte man wohl mit Sicherheit 
darauf rechnen, daß die Anſicht des franzöſiſchen Kabinets Billigung 
und Unterſtützung finden werde, während man vom Anfange an in 
Beziehung auf die Abſichten anderer Mächte nicht ohne Beſorgniß 
war. Der ruſſiſche und der preußiſche Hof waren mit dem holländi⸗ 
ſchen nahe verwandt, und man konnte jedenfalls eine Neigung vor⸗ 
ausſetzen, ihm beizuſtehen. Allerdings hatte England ſich ſogleich für 
eine Nichteinmiſchung in die belgiſche Angelegenheit erklärt, allein in 
Rußland, Preußen und Oeſterreich wurden militäriſche Maßregeln vor⸗ 
bereitet, die nicht auf friedliche Geſinnungen ſchließen ließen. ... Fürſt 
Talleyrand wurde zum franzöſiſchen Botſchafter am Hofe von St. 
James ernannt. Dieſer erfahrene Diplomat, der zu ſeiner Zeit 
auch die franzöſiſche Republik am engliſchen Hofe vertreten hatte, 
und nun ſeine merkwürdige politiſche Laufbahn an demſelben Hofe 
beſchließen ſollte, an dem er fie begonnen, war vorzugsweiſe ge⸗ 
eignet, die diplomatiſchen Beziehungen der Juliregierung mit den 
großen Mächten Europa's in einer Zuſammentretung über eine für 
Alle ſo wichtige Angelegenheit anzuknüpfen. Seit einer langen Reihe 
von Jahren vertraut mit den Zuſtänden der Nationen, mit den Per- 
ſonen und den Localverhältniſſen der Höfe und Kabinette, wie mit 
dem Geiſte Frankreichs und der Zeit, wußte Talleyrand für jedes 
Stadium einer Unterhandlung das rechte Maß, für jede Entwickelung 
das rechte Ziel, in jedem Zweifel die rechte Bezeichnung zur Entwir⸗ 
rung zu finden, und war ein Meiſter in der Kunſt, einen Knoten zu 
löſen und zu binden. Wiewohl nun allerdings Talleyrand nicht für 
einen Märtyrer unabänderlicher Grundſätze galt, ſo war ſeine Er⸗ 
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nennung unter den gegenwärtigen Verhältniſſen doch ein Merkmal, 
daß man der europäiſchen Diplomatie entgegenkommen wollte. Die 
Radicalen ſahen in Talleyrands Ernennung den Anfang einer Reae⸗ 
tion gegen die Prineipien der Revolution, und behaupteten, die Ne 
gierung verkünde damit gleichſam eine amendirte Reſtauration ſtatt 
einer neuen Aera, die ſich von allem bisher Beſtandenen entbinde. 
Die Regierung aber wollte das Lebensfähige aus der Vergangenheit 
erhalten, wie die verbeſſerte Charte eine Brücke baute in einen neuen 
Zuſtand, der ſich nur von den Irrthümern und Fälſchungen der 
Reſtauration losſagen und fernhalten ſollte, ohne die Grundſätze zu 
mißachten, auf denen jede geordnete Staatsgeſellſchaft ruht, und die 
auch die Reſtauration erhalten haben würden, wenn ſie ihnen treu 
geblieben wäre. 

Unterdeſſen geſtalteten die Verhältniſſe ſich günſtig für die Auf— 
rechthaltung des allgemeinen Friedens. Fürſt Metternich erwies fich 
als ein treuer Förderer aller verſöhnlichen Beſtrebungen. Er bekämpfte 
insgeheim kräftig Rußlands kriegeriſche Abſichten, und ſeine Politik 
zeigte dieſelbe Mäßigung, die er von Andern als Bedingung des 
guten Vernehmens verlangt hatte. Obwohl die Bildung des König⸗ 
reiches der Niederlande durch den Wiener-Congreß verbürgt worden 
war, ſo wollte Oeſterreich nicht aus einer gezwungenen Vereinigung der, 
in Geſinnungen und Gewohnheiten ſich widerſtrebenden Provinzen, 
eine Lebensfrage für die Erhaltung des europäiſchen Friedens machen. 
Allerdings mußte Oeſterreichs Lage damals einen Krieg bedrohlich 
machen, denn ſchon die Befürchtung davor, welche namentlich durch 
die ruſſiſchen Rüſtungen genährt wurde, hatte eine für das künſtliche 
Finanzſyſtem Oeſterreichs gefährliche Kriſe im Stande der Staats- 
papiere hervorgerufen, und die Stimmung in Italien ließ voraus⸗ 
ſehen, daß die Revolution bald an den ſüdlichen Grenzen des Kaiſer— 
ſtaats erſcheinen werde. Oeſterreich adoptirte die Anſicht, daß die durch 
Tractate geſtiftete Vereinigung Belgiens und Hollands nicht mit Waffen 
aufrecht zu erhalten ſey, und daß die großen Mächte nur den Cha⸗ 
rakter eines neutralen Vermittlers entwickeln ſollten. In dieſem Sinne 
waren die Vorſchriften des von Oeſterreich an den Londoner⸗Congreß 
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bevollmächtigten Miniſters, Baron Weſſenberg. Diefer Congreß wurde 
am 4. November eröffnet. Noch vor Ende des Jahres wurde Ruß⸗ 
land durch den Aufſtand ſeiner polniſchen Provinzen von allen Kriegs⸗ 
planen nach Weſten abgezogen, und die franzöſiſche Regierung ſah 
den Grundſatz, nach welchem fie die belgiſche Revolution betrachtete, 
ohne Widerſpruch anerkannt. 

Bedenklicher wurden die Vorgänge im Innern. Die Partei der 
Bewegung ſuchte jeden Anlaß zu benutzen, um die Regierung aus der 
Bahn einer beſonnenen Mäßigung zu drängen. Alle ihre Maßnahmen 
wurden als dem Volksintereſſe widerſtrebend geſchildert. Der in der 
Deputirtenkammer gemachte Vorſchlag, die Todesſtrafe abzuſchaffen, 
hatte eine ängſtliche Beſorgniß über den Ausgang des Prozeſſes gegen 
die Miniſter Carl X. an den Tag gelegt, und man beſchuldigte die 
Regierung, dieſe der gerechten Strafe entziehen zu wollen. Der Haß 
des Volkes wurde genährt durch aufregende Zeitungsartikel und Flug⸗ 
ſchriften, und brach bald in offenen Widerſtand aus. Am 18. Oetbr. 
fanden zahlreiche Aufläufe ſtatt; man ſchrie gegen Polignae, deſſen 
Kopf man verlangte, und rief: „Nieder mit den Miniſtern,“ welche 
man in dem Beſtreben, ein ungeſtörtes Gericht zu ſichern, zu Mit⸗ 
ſchuldigen der Reſtauration machen wollte. Dieſe Aufläufe nahmen 
einen bedenklichen Charakter an, und wiederholten ſich mit erneuerter 
Heftigkeit. Maueranſchläge und überall auf Straßen und Plätzen 
ausgeworfene gedruckte Aufforderungen verlangten eine blutige Volks⸗ 
rache; die Perſon des Königs und ſeiner Miniſter wurde mit den 
gröbſten Beſchimpfungen überhäuft in dieſen Schriften, die ganz den 
Charakter der Schreckenszeit an ſich trugen. Man drohte damit, daß 
viel Blut fließen müſſe, wenn man das Leben von vier Schuldigen 
der Volksgerechtigkeit länger vorenthalten wolle, und zugleich rief man 
dem Volke zu, daß die Verzögerung des Prozeſſes nur die Abſicht 
habe, die heimliche Flucht der Exminiſter auszuführen. Die Zuſam⸗ 
menrottungen richteten ſich gegen das Palais-Royal, und drangen in 
die Höfe des königlichen Schloſſes ein. Die Nationalgarde zeigte eine 
große Feſtigkeit, ſie vertrieb die Aufwiegler aus dem Schloſſe; und 
als ſie ſich nachher auf dem Platze vor demſelben wieder verſammelten, 
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wurden ſie auseinander geſprengt. Fünf bis ſechshundert, deren Zahl 
in der Vorſtadt vermehrt wurde, begaben ſich nach Vincennes, und 
verlangten die Auslieferung der gefangenen Miniſter. Der Comman⸗ 
dant, General Daumesnil, erklärte ihnen, daß die Gefangenen nur 
dem Geſetze ausgeliefert würden, und daß, wenn je ungeſetzliche 
Uebermacht ihn bedrohen ſollte, er lieber die Feſtung in die Luft 
ſprengen werde, als ihr weichen. Der Volkshaufe, unverrichteter Sache 
von Vincennes zurückgekehrt, wandte ſich in der Nacht wieder gegen 
Palais⸗Royal, wurde aber von der Nationalgarde vertrieben, welche 
eine ziemliche Zahl von den Rädelsführern gefangen nahm. Es waren 
indeſſen nur die untern Führer, deren man ſich bemächtigen konnte. 
Diejenigen, welche aus dieſer Bewegung Vortheil ziehen wollten, 
kamen nicht zum Vorſchein unter den Unruhſtiftern auf den Straßen. 
Die Minifter Carl X. in die Gewalt des Volks bringen, welches To 
viel als ihren Tod bedeutete, war nicht der Zweck der eigentlichen 
Anſtifter dieſer Unruhen, ſondern nur ein naheliegender Vorwand, 
um Haß gegen die Deputirtenkammer zu erregen, und die National- 
garde auf eine gefährliche Probe zu ſtellen. Der letzte Zweck wurde 
erreicht, aber nicht im Sinne der Feinde der Regierung. Dieſe hatten 
gehofft, daß die Nationalgarde gleichgültig bleiben, oder nicht wagen 
werde, gegen das Volk Gewalt zu gebrauchen; ſie entwickelte aber 
den größten Eifer in Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung. Da⸗ 
gegen gelang es, eine Reibung der Parteien in der Deputirtenkammer 
herbeizuführen. Odilon-Barrot hatte als Seinepräfeet eine Procla⸗ 
mation an das Volk im Betreff der vorgefallenen Aufläufe erlaſſen. 
In dieſer hatte er geäußert, daß ein ungeeigneter Schritt Veranlaſſung 
hätte geben können zu der Annahme, daß eine Abſicht beſtünde, um 
den gewöhnlichen Gang der Gerechtigkeit in Beziehung auf die Ber 
handlung der Sache der vorigen Miniſter zu unterbrechen; der Auf⸗ 
ſchub, den die Erfüllung gerichtlicher Formalitäten verlange, hätte 
eine ſolche Meinung noch beſtärken können, und in dieſem Mißver⸗ 
ſtändniſſe fände er den eigentlichen Urſprung der ſtattgehabten Unord⸗ 
nungen. Hierin war ein förmlicher Tadel des Miniſteriums und der 
Majorität der Deputirtenkammer ausgeſprochen. Der Seinepräfeet 
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mißbilligte in einem öffentlichen Erlaſſe den Miniſter des Innern, der 
ſein unmittelbarer Vorgeſetzter war, indem er geradezu ausſprach, daß 
das Miniſterium und die Mehrheit der Kammer, worauf es ſich 
ſtützte, durch einen unpaſſenden Schritt Cdemarche inopportune) 
ſelbſt Veranlaſſung gegeben habe zu den vorgefallenen Unruhen; 
indem der Präfect das Volk aufmerkſam machte, daß Alles auf 
einem Mißverſtändniſſe beruhte, gewährleiſtete er einen ungetrübten 
Rechtsgang im Prozeß der Miniſter, und das ganz im Tone einer 
Beſchwichtigung wegen des unpaſſenden Benehmens ſeiner Vorgeſetz— 
ten. Ohne Zweifel war der Vorſchlag wegen Abſchaffung der Todes— 
ſtrafe in dem Augenblicke, wo er vorgebracht wurde, keine geeignete 
Maßregel, denn ſie zeigte Furcht und Mangel an Vertrauen in die 
eigenen Kräfte, und drückte der allgemeinen Frage den Stempel einer 
beſonderen Abſicht auf. Auf dem Rednerſtuhl der Deputirtenkammer 
hätte Odilon-Barrot dieſe Anſicht mit vollem Fuge entwickeln können, 
aber als Prafeet konnte er in einer amtlichen Veröffentlichung eine 
ſolche Mißbilligung nicht erklären, ohne dem ganzen amtlichen Ord— 
nungsverhältniſſe Hohn zu ſprechen. Dieſes forderte unumgänglich 
zur Aufrechthaltung des Anſehens der Staatsbehörde entweder die 
Entlaſſung des Präfecten oder des Miniſteriums. Der Herzog von 
Broglie und Guizot erklärten ſich auch ſofort in dieſem Sinne, und 
da die Entlaſſung des Präferten im Kabinette nicht einſtimmig ge⸗ 
billigt wurde, reichten ſie ihre Entlaſſung ein. Düpont (de 
Eure) wollte den Austritt der Doctrinairs und Einſetzung eines 
Miniſteriums der äußerſten Linken; er behauptete, daß nur ein ſolches 
der öffentlichen Meinung entſpräche. Nach allen conſtitutionellen Merk— 
malen jedoch beſaß das gegenwärtige Miniſterium das Vertrauen 
des Landes, denn nicht nur hatte es unbedingt die Mehrheit der 
Deputirtenkammer für ſich, ſondern die in Folge des proviſoriſchen 
Wahlgeſetzes vorgenommenen Ergänzungswahlen waren ganz im Sinne 
des Miniſteriums ausgefallen, und vermehrten noch ſeine Majorität. 
Allein Düpont und die Männer feiner Meinung ſuchten die Auflö— 
ſung der Kammer und ein neues Wahlgeſetz herbeizuführen. Außer 
ihm aber glaubten andere Mitglieder des Miniſteriums, die ſonſt nicht 
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feiner politischen Meinung angehörten, daß man unter den gegen⸗ 
wärtigen Umſtänden der Unterſtützung des linken Centrums nicht 
entbehren könne. In der That waren die Umſtände kritiſch, denn 
wenn auch die am 18. und 19. October vorgefallenen Unruhen voll⸗ 
kommen gedämpft waren und die Nationalgarde eine feſte Haltung 
gezeigt hatte, ſo konnte man ſich doch nicht verbergen, daß in der 
Nationalgarde ſelbſt eine Stimmung herrſchte, die eine volle Anwen⸗ 
dung der Strenge der Geſetze gegen die angeklagten Miniſter der 
Reſtauration forderte, und daß man auch in der Bürgerſchaft das 
Miniſterium vom 11. Auguſt als geneigt betrachtete, der größtmög⸗ 
lichen Milderung in der Beſtrafung der des Hochverraths Angeklagten 
die Oberhand zu verſchaffen. Dieſen Einfluß hatte unſtreitig der 
Vorſchlag wegen Abſchaffung der Todesſtrafe geübt. Daß der 
Vorſchlag nachher zurückgenommen wurde, hatte bewieſen, daß 
man den Eindruck der Erörterung ſcheute. Man glaubte da⸗ 
her, daß ein Miniſterium von der Meinungsfarbe des linken Cen⸗ 
trums mehr geeignet ſey, die Regierung zu halten in der Kriſe, 
welche bei dem Urtheilsſpruche im Prozeſſe der Miniſter offenbar bes 
vorſtehe. Es zeigten ſich Schwierigkeiten, um eine paſſende Zuſam⸗ 
menſtellung eines neuen Miniſterperſonals zu finden, allein im Ganzen 
blieb es entſchieden, daß Broglie und Guizot austreten, und ein 
Miniſterium der Linken gebildet werden ſolle. Eine Zeit lang ſchien 
Caſimir Périer als der nothwendige Mann bezeichnet zu werden, durch 
den eine Löſung der Verwickelung erlangt werden könne. Allein er 
zog ſich zurück nach einer Sitzung des Miniſterrathes, die von 11 Uhr 
Vormittags bis 6 Uhr Abends gedauert hatte. Broglie und Guizot 
beſtanden auf der Abſetzung des Seinepräfeeten als der unabänder⸗ 
lichen Bedingung ihrer Mitwirkung. Düpont und Lafayette hatten 
erklärt, von ihren Poſten abtreten zu müſſen, wenn Odilon-Barrot 
nicht beibehalten werde. Um 8 Uhr am 2. November Abends ver⸗ 
ſammelte ſich wieder der Miniſterrath. Auch Molé und Baron Louis 
erklärten, daß man nicht auf ſie rechnen könne. Von eilf Miniſtern 
traten alſo fünf zurück, und darunter vier mit Portefeuille. Am fol⸗ 


genden Tage (3. November) traten die Kammern wieder zuſammen 
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nach einer Vertagung, und um 10 Uhr am Abend des 2. Nopbr. 
war noch kein neues Miniſterium zuſammengebracht. Der König 
wandte ſich nun an Laffitte, der, wie er der Kammer öffentlich er⸗ 
klärte, aus freundſchaftlicher Anhänglichkeit den Vorſtellungen des 
Königs nachgebend, es übernahm, ein neues Miniſterium zu bilden. 
Mehrere ſchlugen aus, daran Theil zu nehmen. Man nannte unter 
denen, welche Anträge ablehnten, Humann, Argoult und Saint⸗Crie. 
Endlich wurde das Miniſterium vervollſtändigt, und eine königliche 
Ordonnanz unter dem Datum des 2. Noybr, verkündigte es am 
folgenden Tage. 

Das Miniſterium vom 3. November war folgendermaßen zu⸗ 
ſammengeſetzt: Laffitte — Präſident des Miniſterrathes und Finanz⸗ 
miniſter; Düpont (de Eure) — Siegelbewahrer und Juſtizminiſter; 
Marſchall Gérard — Kriegsminiſter; Graf Sebaſtiani — Seeminiſter; 
Marſchall Maiſon — Miniſter des Auswärtigen; Graf Montalivet 
— Miniſter des Innern; Mérilhou — Minifter des öffentlichen 
Unterrichts und Staatsraths-Präſident. 

Obwohl dieſes Miniſterium in ſeiner Mehrheit nicht eigentlich 
der Linken angehörte, ſo war es doch durch die Bedeutung dieſer 
Seite der Kammer entſtanden; denn es war die Linke, welche Odilon- 
Barrot in feinem Poſten erhalten wollte und dadurch die Doctrinairs 
zum Rückzug nöthigte, die ohne Zweifel mit Recht auf den Grundſatz 
nicht Verzicht leiſten wollten, den der Seinepräfect verletzt hatte — 
und zur Linken gehörten auch der Minifterpräfident und der Siegel— 
bewahrer, welche dem neuen Miniſterium feinen charakteriſtiſchen Aus⸗ 
druck geben ſollten. Dennoch war die äußerſte Linke, und namentlich 
Lafayette damit unzufrieden, daß man nicht alle Portefeuilles aus⸗ 
ſchließlich an Männer ihrer Farbe gegeben hatte. Als Laffitte am 
3. November in der Deputirtenkammer zuerſt das Wort bekam, um 
ſeine Stelle als Kammerpräſident niederzulegen, erklärte er ausdrücklich, 
daß er ſich nicht um ein Portefeuille beworben habe. Er ſagte: „Meine 
Collegen und ich glaubten einem erlauchten Willen Gehorſam leiſten 
zu müſſen. In ſo ſchweren Zeitverhältniſſen, in denen die Tüchtigſten 
ihren Kräften nicht vertrauen, mißtraue ich nicht weniger meinen 
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Fähigkeiten — allein der König und Frankreich müſſen Miniſter haben. 
Ich habe mich daher, wie meine Amtsgenoſſen, einer höheren Noth⸗ 
wendigkeit ergeben. Es iſt der Zweck einer repräſentativen Verfaſſung, 
Namen, Fähigkeiten, Volksthümlichkeiten zu verwenden und aufzu⸗ 
brauchen. Jede politiſche Stellung muß ſich dieſer furchtbaren Probe 
unterwerfen; für jede iſt es eine Pflicht gegen Frankreich und den 
König, es mit den Verhältniſſen aufzunehmen.“ Hierin ſprach ſich 
allerdings nicht der Triumph einer politiſchen Partei aus, welche ihre 
Geltung auferlegt, ſondern eine politiſche Individualität erklärte, 
gegen ihren Willen einer conſtitutionellen Pflicht Genüge geleiſtet zu 
haben. Waren auch nicht alle Mitglieder des neuen Kabinets aus 
der Majorität der Kammer gewählt, ſo war die Zuſammenſetzung 
im Ganzen doch auch nicht in einem der Majorität geradezu wider⸗ 
ſtrebenden Sinne erfolgt. Dieſes Miniſterium hatte dadurch den Vor⸗ 
theil, daß es nicht ſchon durch feine Ernennung Feindſeligkeit hervor⸗ 
rief, keine ſchon im Voraus berechnete Oppoſition zu fürchten hatte, 
und erwarten konnte, rein nach feinem Verfahren beurtheilt zu wer—⸗ 
den. Wenn Laffitte erklärte, daß der Miniſterrath, in dem er den 
Vorſitz führte, nicht das freie Werk ſeiner Wahl geweſen, ſo erkannte 
man deutlich, daß der König nur der Nothwendigkeit einer Aende⸗ 
rung ſo weit nachgegeben hatte, als der Augenblick es unvermeidlich 
forderte, daß er in der Majorität der Kammer eine Stütze für die 
Erhaltung der Regierung anerkannte, und ſie durch die Ernennung 
eines neuen Miniſteriums nicht aufopfern wollte. Gleich nach Er⸗ 
nennung des Miniſteriums nahm der Polizeipräfeet Girod (de l Ain) 
ſeinen Abſchied von einem Poſten, deſſen Beſchwerde ſeine Kräfte zu 
ſehr in Anſpruch nahm. An ſeine Stelle trat Graf Treilhard. Zu⸗ 
gleich wurde Thiers als Unterſtaatsſecretair im Finanzminiſterium 
angeſtellt. 

Das Miniſterium vom 3. Noobr. befand ſich ſogleich in der 
Deputirtenkammer einer bedeutenden und aufregenden Frage gegen⸗ 
über, deren Verhandlung in und außerhalb der Kammer nothwendig 
von großem Gewichte ſeyn mußte. Die Regierung, durch eine Staats⸗ 
umwälzung herbeigeführt, welche durch die Preffe bewirkt worden war, 
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ſah ſich von derſelben Macht gedrängt und gefährdet, welche die Re⸗ 
ſtauration bewältigt hatte; denn in der Preſſe liegt die Hebekraft des 
modernen Staates. In den drei Monaten ſeit der Revolution war 
die Art und Weiſe, ſich der Preſſe zu bedienen, eine ganz verſchiedene 
geworden. Unter der Reſtauration war die Preſſe innerhalb geſetzlicher 
Schranken frei; der größte Beweis dafür iſt, daß eben die Reſtauration 
durch die Preſſe geſtürtzt worden iſt. Die Preſſe hatte eine außeror⸗ 
dentliche Kraft erlangt durch die feſte und ſichere Stellung der Oppo⸗ 
ſition, die im Kampfe mit entſchiedenen und ſcharfausgeſprochenen 
Gegenſätzen Zuſammenhang und Körper gewonnen, zugleich aber eine 
vollkommene Disciplin übte in ihren feſtgeſchloſſenen und taetiſch wohl⸗ 
geordneten Reihen. Die Preſſe, deren ſich die Oppoſition unter der 
Reſtauration bediente, war auch dieſer Disciplin unterworfen, die darum, 
weil ſie als freiwillige Unterordnung beſtand, nicht minder ſtreng und 
um ſo wirkſamer war. Die Oppoſition wollte geſetzlichen Widerſtand 
gegen nicht⸗verfaſſungsmäßige Uebergriffe, aber keine allgemeine Un— 
botmäßigkeit gegen Behörden als ſolche; ſie wollte nicht eigentlich die 
Regierung ſtürzen, ſondern nur die Partei, welche ſich der Regierung 
bemaͤchtigt; erſt nachdem beide ſich identifizirten, bekam der Widerſtand 
eine antidynaſtiſche Färbung, die ſich indeſſen in der höhern Oppo⸗ 
ſitionspreſſe gemäßigt — vielleicht darum eben gefährlicher — aber 
doch nur in hiſtoriſchen Hindeutungen ausſprach; nie aber wurde die 
von der organiſirten Oppoſition anerkannte Preſſe geſellſchaftlich ſub⸗ 
verſiv, und ſtets beobachtete fie auch in den heftigſten Angriffen An⸗ 
fand und guten Ton. Was ſich von bieſen Regeln entfernte und 
auf eigene Hand Unfug trieb, konnte nicht aufkommen gegen die 
große, und in ihrer Ausübung ehrenhafte Macht der Oppoſition. 
Die abſolut ſchlechte Preſſe wurde in den letzten Jahren der Reſtau⸗ 
ration vernichtet von der doppelten Macht der repreſſiven Regierungs⸗ 
gewalt und des überragenden Anſehens der organiſirten Oppoſition. 
Durch dieſe Spannung der mit gleicher Tragkraft entgegenwirkenden 
Machtäußerungen wurden während der Reſtauration alle geſellſchaftlich 
auflöſende Tendenzen wie unter einem feſten Gewölbe niedergehalten. 
Dieſes war durch die Revolution gebrochen, und jene ſchnellten nun 
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empor mit der Haft eines eomprimirten Naturtriebes, wie wilde Ge⸗ 
ſchoſſe einer unnatürlichen Erzeugungskraft. Die alte Oppoſition war 
eine junge Gewalt geworden. Ihre bisherigen Gegner hatte fie ge— 
kannt, und ſich ihnen überlegen erwieſen in der Kunſt des Angriffs 
wie des Wiederhaltens. Jetzt hatte ſie nicht blos Widerſacher, welche 
in der geregelten Weiſe des guten Krieges kämpften, ſondern ſie ſah 
ſich umſchwärmt von zügellofen Haufen und Parteigängern, die in 
der Preſſe keine andere Regel kannten, als die mechaniſche des Druckes, 
die keiner Farbe treu blieben, und in einem Paar Schuhe ſieben Par⸗ 
teipotentaten dienten. Dieſe Flibuſtier des Journalunfugs hatten die 
Preſſe aus dem Kreiſe legaler Verantwortlichkeit und Erreichbarkeit 
verſchleppt, und der wilde Druck von Maueranſchlägen, Aufforde⸗ 
rungen und Erklärungen an das Volk, Beſchlüſſen von geheimen 
Geſellſchaften — die, nachdem die Nationalgarde aus eigenem Ans 
triebe die Clubſitzungen geſprengt, ſich auf dieſem Wege Bahn brechen 
wollten — wucherten mit der Freudigkeit des Unkrauts in toller 
Fruchtbarkeit heran. Mit einer ſolchen Preſſe kann keine monarchiſche 
Staatsordnung beſtehen; ihre Unſchädlichkeit ſetzt eine tief begründete 
demokratiſche Selbſtregierung der Geſellſchaft voraus, die Alles neu- 
traliſirt, was die Mehrheit nicht will. Es iſt aber eine höchſt auf— 
fallende Wahrnehmung, daß ein To geiſtvolles, und in fo vielfachen 
Erfahrungen geprüftes Volk, wie das franzöſiſche, noch immer ſo 
leichtgläubig und ſo bereit iſt, alle auf die Spitze getriebenen Angaben 
für die wahrſcheinlichſten zu halten, und ohne ſich die Zeit zu nehmen, 
ihre Zuverläßigkeit zu prüfen, darnach eine Meinung bildet, die bei 
der Lebhaftigkeit und Beweglichkeit ſeines geiſtigen Weſens ſich ſchnell 
zur That drängt. Es würde nicht ſo viel auf ſich gehabt haben, daß 
dieſe wandernde Straßenpreſſe damals Placate ausſchreien ließ, 
worin es hieß, daß die Preußen in Belgien eingerückt ſeyen und 
500,000 Mann in Frankreich ausgehoben werden ſollten, wenn nicht 
der Handelsſtand es geglaubt und die Capitaliſten ihre Fonds zurück⸗ 
gehalten hätten. Es war reine Polizeiſache, dieſen Unfug von den 
Straßen zu vertreiben, und man konnte erwarten, daß die äußere 
Behörde bald genug erſtarken werde, um ſolche grobe Ordnungsver⸗ 
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letzungen abzuwenden. Bei weitem wichtiger war es, dieſen Tendenzen 
den Weg zu verlegen in die regelmäßig erſcheinenden Tageblätter. 
Der Verſuch, ihnen dieſen Weg zu öffnen, war in der Deputirten⸗ 
kammer gemacht, jedenfalls mit der Ausſicht, daß dieſe durch Ge⸗ 
währung einer unbedingten Preßfreiheit die Regierungsmacht ſchwäche, 
oder durch Aufrechthaltung der Preßgeſetzgebung ihre Unvolksthüm⸗ 
lichkeit vermehre. Es wurde der Vorſchlag geſtellt, die Cautionen, 
welche die verantwortlichen Zeitungsherausgeber erlegen, und die 
Stempel- und Poſtgebühren, welche fie bisher zahlen mußten, ſowie 
auch die Cautionen und beſonderen Abgaben der Buchdrucker und 
Buchhändler aufzuheben. Die Erörterung über dieſe Gegenſtände fand 
das Miniſterium vom 3. Novbr. ſogleich bei feinem Amtsantritt vor. 
Benjamin Constant ſprach für eine vollſtändige Freigebung der 
Gewerbe der Buchdrucker und Buchhändler, und de Traey verlangte 
Aufhebung der Cautionen für Zeitungen; ſtatt der Stempelabgabe 
wollte Letzterer eine geringe Patentſteuer, und die Poſtgebühren wollte 
er auf eine Centime für den verſendeten Bogen herabgeſetzt wiſſen. 
Herr von Lameth trat auf für Beibehaltung der beſtehenden Preß⸗ 
geſetzgebung in allen ihren Beſtimmungen. Der greiſe Redner, welcher 
Mitglied der conſtituirenden Verſammlung geweſen war, und mit 
daran gearbeitet hatte, die Preßfreiheit in Frankreich einzuführen, 
hielt die von ihm erlebten Erfahrungen ſeit 1791 warnend vor, und 
machte aufmerkſam auf die Fortſchritte der Demagogie, die er erlebt, 
und der man durch eine völlige Freigebung der Preſſe einen gefähr⸗ 
lichen Spielraum gewähre. Lafayette forderte unbedingte Preßfreiheit, 
und berief ſich darauf, daß man in Amerika keine ſolche Abgaben 
kenne. Das Miniſterium verlangte die Beibehaltung des Schutzes der 
Preßgeſetzgebung, und ſowohl Laffitte als Sebaſtiani ſprachen in dieſem 
Sinne. Sie hoben nicht nur die politiſche, ſondern auch die finan⸗ 
zielle Seite der Frage hervor. Letztere war nicht ohne Bedeutung, 
denn es wurde nachgewieſen, daß die jährliche Einnahme an Stempel⸗ 
gebühren von den vorhandenen 373 Journalen 2,389,365 Franken 
betrage. Laffitte beſonders beſtand darauf, daß die Staatseinnahmen 
keine Verminderung ertragen könnten, und daß die einſtimmige Anſicht 
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des Miniſteriums ſich dahin vereinige, dieſe Beſtimmungen aufrecht 
zu erhalten und günſtigere Zeiten für einen Steuernachlaß zu er⸗ 
warten. Am 8. November wurden die Vorſchläge, welche eine unbe⸗ 
dingte Preßfreiheit herbeiführen wollten, in der Kammer verworfen 
mit 142 Stimmen gegen 95. Düpont (de lEure) hatte für mehrere 
Amendements zu Gunſten der Erweiterung der Preßfreiheit geſtimmt. 
Alſo hatte das unter dem Einfluß der Linken gebildete Miniſterium 
bei feinem erften Auftreten in einer wichtigen Frage den Erwartun— 
gen der Patrioten nicht entſprechen können. 

Gerade zu derſelben Zeit, als das Tory-Miniſterium in England 
durch das Miniſterium des Grafen Grey erſetzt wurde, vervollſtändigte 
ſich das Miniſterium vom 3. Nov. durch einige Aenderungen. Marſchall 
Gerard zog ſich zurück. Sein Augenleiden iſt ohne Zweifel auch eine 
mitwirkende Urſache geweſen, allein, obwohl man ſich der Hoffnung 
hingab, daß der europäiſche Friede erhalten werde, ſo mußte Frank⸗ 
reich doch ein ſchlagfertiges Heer ſchaffen, und man betrachtete den 
Marſchall Soult, einen der Oberbefehlshaber der Napoleoniſchen Zeit, 
als durch ſein militäriſches Organiſationstalent und ſeine Popularität 
im Heere beſonders geeignet, den gebieteriſchen Forderungen des Augen⸗ 
blicks zu genügen. Der Herzog von Dalmatien wurde zum Kriegs⸗ 
miniſter ernannt. Marſchall Maiſon wurde Botſchafter in Wien, 
und an ſeine Stelle trat Graf Sebaſtiani als Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen. Graf Argoult wurde Seeminiſter. 

Das Miniſterium Laffitte adoptirte allerdings die Stellung, 
welche Frankreich nach dem Ausbruche der belgiſchen Revolution dem 
Auslande gegenüber genommen hatte, doch herrſchte ohne Zweifel 
großer Unterſchied in der Art die aufgeſtellten Grundſätze zu deuten, 
zwiſchen dem König und einem Theil des Miniſteriums, ſowie den, 
dieſem zunächſt ſtehenden politiſchen Freunden. Laffitte, Düpont (de 
Eure) Merilhou, Lafayette, Odilon-Barrot wollten freilich die 
Nichtintervention und den Frieden. Letzteren aber wollten ſie unter 
der Bedingung, daß er dem Fortſchritte der Julirevolution in ihrem 
Sinne kein Hinderniß in den Weg ſtellte. Die Nichtintervention 
wollten ſie beachten und beachtet wiſſen, aber ſie hofften aus dieſem 
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Grundſatze eine uneigentliche Waffe für die Verbreitung der Revo⸗ 
lution zu machen. Sie hofften, daß die Völker unter dem Schirme 
der Nichtintervention aufſtehen würden, da ſie auf Frankreichs indi⸗ 
recten Schutz rechnen konnten. Sie waren nämlich entſchloſſen, jede 
Einmiſchung in fremde Revolutionen als einen Kriegsfall für Frank⸗ 
reich anzuſehen; denn ihr Wunſch war, analoge Revolutionen ent⸗ 
ſtehen zu ſehen, um Bundesgenoſſen derſelben politiſchen Grundſätze 
zu bekommen. Ihre innere Politik ſtrebte nach einer vollen Ent: 
wickelung der Julirevolution in einem liberalen Wahlgeſetz mit Aus— 
dehnung der Wahlfähigkeit und Herabſetzung des Cenſus. Dieſe 
Anſichten wurden in der Art und in der Anwendung nicht vom 
König und den übrigen Mitgliedern des Miniſteriums getheilt. Eine 
Ausdehnung der Wahlberechtigung und der Wahlfähigkeit in einem 
Augenblicke, wo Frankreich von feindlichen Parteibeſtrebungen durch- 
furcht war, hieß ſeine eigene Niederlage verkünden. Was in Frank⸗ 
reich vor allem Andern nach Innen wie nach Außen Noth that, 
war eine ſtarke Regierung, die ſich eben nur dadurch Gehorſam und 
Achtung verſchaffen kann, daß ſie ſich als ſtark erweißt. Eine eon⸗ 
ſtitutionelle Regierung muß ſich nothwendig auf eine Macht im Lande 
ſtützen, welche ſie als die natürliche Vermittlerin der Intereſſen be— 
trachten kann. Eine ſolche Macht war in Frankreich vorhanden, 
und fie hatte die Probe ihrer Bedeutung beſtanden in der Oppoſition 
gegen die illegalen Beſtrebungen der Reſtauration, und noch mehr 
durch die Schöpfung einer Regierung in der Revolution. Dieſe Ne- 
gierung würde offenbar ihre Sendung wie ihren Urſprung verkennen, 
wenn ſie ſich an die Spitze einer immer weiter vorſchreitenden Revo⸗ 
lution ſtellte, weil ſie auf dieſem Wege nothwendig durch Auflöſung 
der Macht, welche die Regierung zum Schutze gegen die Republik 
herbeigerufen, zur Republik kommen mußte. Die Republikaner und 
die Legitimiſten wollten die Regierung als der Revolution lehenpflich⸗ 
tig betrachtet wiſſen, damit die Macht des Bürgerthums gebrochen 
werde in unbedingter Preßfreiheit wie im allgemeinen Stimmrechte. 
Die Nichteinmiſchung in die belgiſche Revolution war eine Maßregel, 
um den Frieden aufrecht zu erhalten, von Europa anerkannt als 
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ein Auskunftsmittel in einem gegebenen Falle, deſſen Eigenthümlich⸗ 
keit forderte, daß man die Revolution beſchränke, ſtatt fie zu er⸗ 
ſticken. Die Nichtintervention aber als ein unbedingtes Princip in 
das europäiſche Völkerrecht einſchieben und die Befolgung dieſes Prin- 
cips als die Bedingung aufftellen, unter welcher Frankreich den Bes 
ſtand der Staatenverhältniſſe anerkennen wolle, war nichts Anderes, 
als die Erklärung eines indireeten Propagandakriegs. Man konnte 
doch unmöglich erwarten, daß die europäiſchen Regierungen die Un⸗ 
verletzlichkeit der Revolution, als ſolcher, proelamiren, und damit 
ihre Völker zum Aufſtand auffordern würden; hievon den Frieden 
abhängig machen, war in allen Punkten gleichbedeutend mit der 
Erklärung eines Prineipienkrieges und eine poſitive Intervention 
Frankreichs in die europäiſche Politik. Die Bedingung, welche man 
hiemit der Politik des Königs auferlegen wollte, erklärte die Bewe—⸗ 
gungspartei als die einzige würdige Stellung Frankreichs und ſah in 
jedem anderen Benehmen eine Erniederung der Nation, ohne zu 
bedenken, daß ſie hiemit auch von ihrer eigenen Regierung eine Er— 
niederung forderten, die im Auftrage der Propaganda die europäiſche 
Diplomatie auffordern ſollte, ſich, gleich ihr, dem unbedingten Prin⸗ 
eip der Revolution unterwürfig zu erklären. Das eben wollte die 
Bewegungspartei; die Regierung ſollte ſich ſchwach erweiſen nach 
Außen wie nach Innen. Es wird Niemand daran zweifeln, daß 
der König dieſe Abſicht vollkommen durchſchaute, ſich nicht blenden 
ließ von der glorreichen Dietatur, welche man Frankreich verhieß, 
und in der vorgehaltenen Lorbeerkrone klar die Dornen erkannte, die 
man unter Ruhmesblättern zu bergen vermeinte. Eine ſolche Täu⸗ 
ſchung konnte den viel erfahrenen, welt- und ſtaatenkundigen Fürſten 
nicht irre leiten. Allein der Weg, den die rechte Erkenntniß vor 
ſchrieb, konnte ſo gefährlich werden, als der Irrweg, auf den man 
die Regierung drängen wollte, wenn es den Gegnern gelang, unter 
Vorſpiegelung von Ruhm und Gebietserweiterung die Kräfte an ſich 
zu ziehen, durch welche die Regierung ſich erhalten ſollte. Der Aus 
genblick war in vielen Beziehungen dazu geeignet, den Aufforderungen, 
Frankreich ſolle an der Spitze der Revolution durch die Propaganda 
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einen ſchiedsrichterlichen Einfluß auf die Continentalpolitik ausüben, 
Gehör zu verſchaffen. Die Julirevolution hatte in Europa Wieder⸗ 
hall gehabt, eine krampfhafte Unruhe durchzuckte die Völker; die 
Volksgährung in England, welche den Rücktritt des Toryminiſteriums 
umtobte, war entſchieden revolutionärer, und ließ ſich nachher nur 
durch die Reformbill beſchwichtigen; in Spanien und Portugal 
ſchwankten die unterhöhlten Throne, und die Revolution erſtarkte 
durch die Ausſicht, daß der Abſolutismus keiner Hülfe von Außen 
gewärtig ſeyn konnte; in Deutſchland hatten Aufſtände eine Regierung 
vertrieben, mehrere modifieirt, und eine beunruhigende Stimmung 
ſprach ſich in der Preſſe aus; die italieniſchen Patrioten erhoben ſich 
mit Manifeſten und Protokollen und bereiteten geräuſchvoll einen 
Ausbruch vor; am Schluſſe des Jahres brach die polniſche Revo— 
lution aus. Auf dieſe Thatſachen hinweiſend, ſchilderte die Bewe⸗ 
gungspartei den Erfolg als unzweifelhaft, wenn Frankreich für die 
nach Emaneipation ſtrebenden Völker den Handſchuh hinwarf, den 
die fremden Regierungen ihrer Anſicht nach nicht aufheben konnten, 
ohne in einen doppelten Hinterhalt der Revolution zu gerathen. Die 
Sendung, welche Frankreich durch dieſe Politik ſich zuerkennen ſollte, 
ſchmeichelte dem Verlangen nach Ruhm wie der Kriegsluſt, und ſtets 
war in Frankreich die Berufung an ſolche Empfindungen, die tief in 
dem Bewußtſeyn der Nation wurzeln, einer großen Volksthümlichkeit 
gewiß. Dieſen hochſinnigen Zumuthungen gegenüber erſchienen die 
Warnungen vor Uebergriffen der Revolution farblos und falb; hatte 
doch der Figaro den alten Lameth, der ſeine Erfahrungen von 1791 
an vorgehalten, einen Cadaver genannt; nur die Jugend ſollte 
Geltung haben. Erinnerte Jemand an Gefährdung des Beſitzes, 
der Induſtrie, des Handels, aller poſitiven Intereſſen, ſo warf man 
dem Bürgerthum Individualismus, Engbrüſtigkeit, Gemeinheit der 
Ideen und kraſſen Materialismus vor; dieſe Gebrechen, die allerdings 
in der Zeit vorhanden waren, wies man den Gegnern eines unauf⸗ 
haltſamen Fortſchreitens der Revolution zu; nur die Bewegungs⸗ 
männer erklärten ſich davon frei. Der Miniſterprozeß nahte heran, 
und da man ſchon angedeutet hatte, daß er nicht den blutigen Aus⸗ 
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gang haben werde, den die erbitterten Patrioten als eine gerechte Sühne 
für die im Kampfe gefallenen Vertheidiger der Volksrechte betrachteten, 
fo war vorauszuſehen, daß die ſchon vor dem Anfange des Prozeſſes 
vorgefallenen Unruhen ſich bei der Entſcheidung in größerem Maße 
wiederholen würden. 

Die Mitglieder des Kabinets, welche unter dieſen Verhältniſſen 
zu einer Bewegungspolitik riethen, wollten zuverläſſig nicht Anarchie; 
ſie glaubten vielmehr, nur auf dieſem Wege der Anarchie vorbeugen 
zu können. Nur in einer freien und offenen Entwickelung demokra⸗ 
tiſcher Grundſätze fanden ſie Sicherheit für Frankreich, und um die— 
ſen Preis nahmen ſie kein Bedenken, außerhalb die Anarchie zu ver⸗ 
breiten, der ſie ſelbſt entgehen wollten. Sie fürchteten keine Coalition 
der Regierungen gegen Frankreich, und rechneten auf Sympathie und 
Allianz der Völker mit den Grundſätzen der Revolution. Der König 
aber hatte nicht umſonſt die Geſchichte erlebt und erforſcht, und wußte, 
daß wer eine ſolche Bewegung beginnt, nicht ihr Herr, ſondern ihr 
Sklave wird; daß die Anarchie, welche man verbreitet, zu ihrem Ur— 
heber zurückkehrt. Er hatte nicht den Thron beſtiegen, um ein Thro⸗ 
nenſtürmer zu werden; und die Wahrſcheinlichkeit eines momentanen 
Erfolgs verbarg ihm nicht die Folgen einer allgemeinen Erſchütterung 
der beſtehenden Verhältniſſe in Europa, deren Verantwortlichkeit vor 
der Zukunft man ſeiner Regierung aufbürden wollte. Er vertraute 
auf den geſunden Sinn und die aufgeklärte Mehrheit der Bürger, 
und rechnete auf ihren Eifer im Widerſtande gegen die Anarchie, 
wie ſie ihn bewährt hatten im Widerſtande gegen die Verfaſſungs⸗ 
feinde der Reſtauration. In der Ausführung dieſer ſchwierigen Auf— 
gabe wurde der König unterſtützt von Männern, welche mit ihm die 
Bedeutung des Augenblicks erkannten, und entſchloſſen waren, der 
Erhaltung des Friedens ihre Kräfte zu widmen. Mit geſpannter 
und ängſtlicher Aufmerkſamkeit beobachtete Europa das Benehmen des 
Königs, in deſſen Hand die Vorſehung die Entſcheidung über Krieg 
und Frieden eines ganzen Welttheils gelegt hatte, ſo weit ſie von 
menſchlichen Rathſchlüſſen abhing. Mit Bewunderung ſah man 
ſeine feſte und entſchiedene Haltung im wirren Gedränge der nach 
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Umſturz und Herrſchaft lüſternen Parteien, die den Julithron um⸗ 
wogten. Wer nicht an ſeinem Willen zweifelte, verzweifelte an der 
Möglichkeit, ihn durchzuführen. 

Hier drängt ſich die Frage auf: hätte der Vormund Heinrich V. 
dieſe Haltung behaupten können mit der Entſchiedenheit eines Man⸗ 
nes, der auf ſeine Gefahr hin einen Entſchluß zu faſſen hat? Auf 
einem ſolchen Scheidepunkte iſt das Bewußtſeyn, fein eigenes Geſchick 
beſtehen zu müſſen, der innere Träger der Geiſteskraft, aus der allein 
die Zuverſicht eines feſten Willens hervorgehen kann. Auf dem ſo 
vielſeitiger Deutung unterworfenen Standpunkte der Fürſorge für ein 
künftiges Königthum hätte die Verantwortlichkeit mit ihrem unver⸗ 
meidlichen Gefolge von Eiferſucht und Mißtrauen die Energie des 
Willens gelähmt, und die beſſere Erkenntniß hätte geſchwankt vor 
einem Urtheil, dem die Entſcheidung des eigenen Geſchicks unbedenf- 
lich die Stirne bot. Man glaube ja nicht, daß Ludwig Philipp, als 
Vormund des jungen Heinrich, auf den Beiſtand der Legitimiſten 
hätte rechnen können in dem Beſtreben, dem Drängen der Bewe⸗ 
gungspartei zu widerſtehen, in ſo fern dieſe auf einer drohenden 
Stellung gegen das Ausland beſtand. Es iſt bekannt, daß Chateau⸗ 

„briand ſchon auf dem Congreſſe von Verona (1822) die Billigung 
des Kaiſers Alexander für einen Plan erſtrebte, und ſeiner Behaup⸗ 
tung nach, auch erhielt, der Frankreich die Rheingränze wiedergeben 
ſollte. Dieſer Plan — der begreiflicherweiſe auf vielfache Hinderniſſe 
ſtoßen mußte, und nur zur Ausführung kommen konnte in einer 
Umwühlung der europäiſchen Staatsverhältniſſe — war keinesweges 
aufgegeben, und bildete noch immer einen Hauptpoſten in dem Pro⸗ 
gramm, das die Legitimiſten entworfen hatten, um der Reſtauration 
die Volksthümlichkeit in Frankreich zuzuwenden. Als Graf La Fer⸗ 
ronays franzöſiſcher Botſchafter in Petersburg war, gab der Krieg 
Rußlands gegen die Türkei Veranlaſſung, dieſen Plan wieder aufzu⸗ 
nehmen. Man glaubte, dieſſeits und jenſeits der Donaumündungen 
Gelegenheit zu finden, um Entſchädigungen in partibus infidelium 
anbieten zu können bei der Länderverſchiebung, durch welche das Ge- 
biet feiner allerchriſtlichſten Majeſtät einen Zuwachs erhalten ſollte, 
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der in den ehemaligen Eroberungen der Republik, die Erinnerungen 
an die Waffenerfolge Frankreichs mit dem Thron des heiligen Ludwig 
zu verſöhnen beſtimmt war. Nach dieſem Plane ſollte Frankreich die 
Rheingränze bekommen, und die deutſchen Mächte, welche überrhei⸗ 
niſche Beſitzungen haben, ſollten entſchädigt werden durch eine Um⸗ 
geſtaltung der Ländervertheilung, welche im Wiener Congreß gewähr—⸗ 
leiſtet wurde. Hierüber ſind die Angaben verſchieden und unbeſtimmt, 
da eben nichts feſtgeſtellt werden konnte, und Alles nur in Vorſchlä⸗ 
gen beſtand. Es iſt anzunehmen, daß Verhandlungen in diploma⸗ 
tiſcher Form nicht beſtanden, ſondern nur Beſprechungen, über welche 
indeſſen eonfidentielle Berichte ſtattgefunden haben müſſen. Die diplo⸗ 
matiſche Correſpondenz, welche bei Polignac gefunden und nicht 
bekannt worden iſt, würde aller Wahrſcheinlichkeit nach darüber Aus⸗ 
kunft geben können, denn Polignac ſuchte dem Plane Eingang zu 
verſchaffen, und Erörterungen fanden ſtatt unter ſeinem Miniſterium. 
Immer aber wurde vorgeſchlagen, Preußen für ſeine Rheinlande 
durch Hannover und Sachſen zu entſchädigen. Ohne hier auf alle 
Schwierigkeiten eintreten zu wollen, bemerken wir nur, daß der 
Punkt wegen Sachſen für das Bourbonſche Miniſterium ein beſon⸗ 
deres Hinderniß bildete, denn Carl X. wollte nie von einem Pla ne 
hören, in dem Sachſen ſeine deutſchen Erbländer einbüßen ſollte. 
Die zweite Gemahlin des Dauphins, Sohnes Ludwig XV., war die 
Prinzeſſin Marie Joſephe von Sachſen, die Mutter des früh ver⸗ 
ſtorbenen Herzogs von Burgund, Ludwigs XVI., Ludwigs XVIII. und 
Carls X. Der König hatte zu viel Familienpietät, um das Königs⸗ 
geſchlecht, aus dem ſeine Mutter ſtammte, aus Deutſchland vertreiben 
zu helfen, ſelbſt zum Vortheil einer Gebietsvergrößerung Frankreichs, 
obwohl der Plan die ſächſiſche Krone erſetzen wollte durch die 
von Polen, das zu einem unabhängigen Königreiche erhoben werden 
ſollte, — worin, beiläufig geſagt, Rußland wohl niemals gewilligt hätte, 
obſchon die Anreger des Planes, wie es ſcheint, eine Zeit lang in 
dem Irrthum gelaſſen wurden. Die Legitimiſten hätten nach der 
Abdankung Carls X. ſolche Rückſichten natürlich nicht zu beachten 
gehabt. Es iſt um ſo mehr erlaubt, anzunehmen, daß ſie nicht 
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unterlaffen hätten, den Vormund Heinrichs V. auf dieſen Weg zu 
drängen, da ſie noch in dieſem Augenblick den Plan nähren, und 
ihn bei fremden Höfen angeregt haben als ein Mittel, ihrem Prä⸗ 
tendenten die Volksthümlichkeit in Frankreich zu ſichern. Daß dieſer 
Zweck unter einer Regentſchaft nach der Julirevolution mit Androhung 
einer Propaganda hätte erſtrebt werden müſſen, würde ſchwerlich die 
Legitimiſten abgeſchreckt haben, da ſie ſonſt es nicht verſchmähen, ſich 
der Bewegungspartei anzuſchließen, um unter dem Banner einer 
volksthümlichen Idee für ihre beſondere Abſichten zu kämpfen, mit 
dem Vorbehalte, ſich nach Erlangung des im Verein Erſtrebten von 
ihren zeitweiligen Bundesgenoſſen zu trennen, und ſich gegen ſie zu 
wenden. So ſehen wir eine Fraction der Legitimiſtenpartei mit den 
Republikanern das allgemeine Stimmrecht, die demokratiſche Begrün⸗ 
dung der Gemeindeverwaltung, und die Selbſtregierung der Pro— 
vinzen anrufen. Unter ſolchen Umſtänden hätte das Bürgerthum der 
Regentſchaft keinen ſichern Standpunkt gegen die Bewegung darbieten 
können, denn um Garantien gegen eine mögliche Reaction der Voll— 
jährigkeit zu bekommen, hätte es ſich im Innern der Bewegungs⸗ 
partei anſchließen müſſen, und wäre dadurch in eine Bewegung nach 
Außen gegen ſeinen Willen und gegen ſein Intereſſe fortgeriſſen 
worden. Somit hätte ein Regent ſich an die Spitze der Revolution 
ſtellen, und im Namen der franzöſiſchen Legitimität gegen die legiti⸗ 
men Throne Europa's eine Bewegung richten müſſen, welche nur 
der König der Franzoſen zu bewältigen vermochte, ohne daß 
der europäiſche Friedenszuſtand weſentlich erſchüttert wurde. 

Welche menſchliche Vorausſicht vermöchte wohl, in dem kaleido⸗ 
ſkopiſchen Gedränge möglicher Geſtaltungen, welche aus einem ſolchen 
Zuſtande der Dinge hätte hervorgehen können, diejenigen herauszu— 
heben, welche die Umriſſe gäben von dem Gebilde der europäiſchen 
Staatengeſellſchaft, das dann entſtanden wäre? In dem mächtigen 
Anſtoß, der in einem ſolchen Augenblicke der allgemeinen Gährung 
erfolgt wäre, wer kennt die Schranken, die ſich als probehaltig ber 
währt hätten gegen einen Andrang, dem es unter allen Umſtänden 
gelungen wäre, die gewaltigſten Kräfte zu entfeſſeln? Wenn wir 
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jetzt nach zwölf erfahrungsreichen Lehrjahren uns der Hoffnung über⸗ 
laſſen dürfen, daß die Geſtaltung der politiſchen Geſellſchaft Euro⸗ 
pa's, in der durch innere Nothwendigkeit gebotenen Entwickelung, 
auf der Bahn beſonnenen Fortſchrittes die Ergebniſſe erlangen werde, 
welche den unruhvollen Drang nach Aenderung mit allgemeiner Er⸗ 
kenntniß des wahren Zieles befriedigen, ſo hätte damals die von 
ihrem Herde aufbrechende Julirevolution einen von ihrem Nachhalle 
zitternden Boden betreten, und nicht blos dem Staatenverbande, 
ſondern dem geſellſchaftlichen Leben Europa's die Gefahr einer deſtrue⸗ 
tiven Umwühlung bereitet. So betrachtete es ohne Zweifel Ludwig 
Philipp. Die Männer der unbedingten Bewegung kennen freilich 
kein Bedenken, treten vor keiner Folgerung zurück, und zweifeln nie 
an dem Siege Frankreichs. Jede Nationalkraft aber hat ihre Gren— 
zen. Ein Propagandakrieg muß alle andern Regierungen gegen den 
Urheber vereinigt finden. Wenn eine ſolche Coalition überwunden 
worden wäre durch den Aufſtand der Völker, ſo wäre ganz Europa 
in eine Bahn geſchleudert worden, auf welcher der Fortſchritt zu 
einer Verſchiebung der organiſchen Gliederung des ſocialen Lebens 
führen mußte, und der Sieg wäre jo gefährlich geworden für den 
Sieger wie für die Beſiegten. Die Aufrechthaltung der Ordnung 
war, und muß ſtets die unentbehrliche Bedingung ſeyn für den wahr 
ren Fortſchrttt, in dem die Civiliſation nicht überflutet wird von 
denen, welche ſie zu ſich erheben will. Indem Ludwig Philipp ſeine 
Kraft und ſein Streben der Erhaltung eines Standpunktes widmete, 
von dem aus die Bahn eines gedeihlichen Vorſchreitens ohne Um⸗ 
ſturz und ohne Rückfall eingehalten werden konnte, hat er in der 
Geſchichte der Civiliſation eine Stellung genommen, welche die Zu— 
kunft nach den Wohlthaten, die ihr dadurch zu Theil werden, zu 
würdigen wiſſen wird, deren Bedeutung aber ſchon die Gegenwart 
anerkennt aus dem, was bereits dadurch gewonnen wurde. 

Der Herzog von Orleans unternahm eine Reiſe in die Pro: 
vinzen, und fand überall die beſte Aufnahme. Es iſt nur billig zu 
erwähnen, daß wenn er dieſe Wahl vorzüglich der Popularität ſeines 
Vaters und den Hoffnungen, die man in ſeine Regierung ſetzte, zu 
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verdanken hatte, er fie auch perſönlich erwarb durch ſein geiſtvolles 
und leutſeliges Benehmen. Der zwanzigjährige Prinz, deſſen ſchöne 
Perſönlichkeit ſchon einen vortheilhaften Eindruck machte, hinterließ 
überall die günſtigſte Meinung durch die edle Einfachheit, mit der er 
auftrat, und den feinen und ungekünſtelten Takt ſeines Benehmens. 
Stets hatte er das rechte Wort bereit für jede Perſon und jedes 
Verhältniß, das ihm entgegentrat, wie unerwartet und unvorbereitet 
das Begegniß immer ſeyn mochte. In Saint-Etienne meldete ſich 
die Geiſtlichkeit, um dem Prinzen aufzuwarten. Die Geiſtlichkeit der 
Erzdioceſe Lyon, wozu Saint-Etienne gehört, hatte ſich fortwährend 
geweigert, das Domine salvum fac regem für den König der 
Franzoſen anzuſtimmen. Der Herzog von Orleans erklärte demnach, 
daß er chriſtliche Prieſter nicht empfangen könne, welche ſich weiger— 
ten, den König ſeinen Vater in ihre Gebete einzuſchließen, ſie, deren 
Pflicht es ſey, ſogar für ihre Feinde zu beten. Der Biſchof von 
Amaſien, Herr von Pins, der das Erzbisthum Lyon verwaltete, er— 
mächtigte die Geiſtlichkeit von Saint-Etienne, das Kirchengebet für 
den König zu verrichten, da er, nach ſeiner Verſicherung, eben am 
Abende vorher die Erlaubniß hiezu von Seiner Heiligkeit empfangen 
habe. Als der Prinz hierauf dieſe Geiſtlichen zur Tafel einladen 
ließ, blieben ſie aus ohne irgend eine Entſchuldigung vorzubringen. 
Solcher kleinlicher Widerſtand, der weder der einen Sache nützen 
noch der andern ſchaden konnte, brachte nur einen ungünſtigen Ein⸗ 
druck gegen die Geiſtlichkeit hervor. Viel weſentlicher wurde, daß die 
großen legitimiſtiſchen Grundeigenthümer ſich von aller Theilnahme 
an öffentlichen Werken zurückzogen, obwohl ſie damit in der Folge 
weniger der Regierung, als dem verfaſſungsmäßigen Antheil der 
Nation an öffentlichen Angelegenheiten ſchadeten. 

Graf Kergorlay, Pair von Frankreich, eröffnete ſo zu ſagen 
die Reihe von heftigen, perſönlichen Angriffen gegen die Orleaniſche 
Dynaſtie; eine Literatur, die nur zur Befriedigung des Unmuths und 
der Parteirache, aber dem Erfolge nach nur zum Nachtheil ihrer 
Urheber ausgebeutet wurde, bis die Septembergeſetze (1835) die 
öffentliche Verneinung der Rechtmäßigkeit der Regierung unterſagte 
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und mit wirkſam abſchreckenden Strafen belegte. Graf Kergorlay 
hatte in einem Briefe an den Präſidenten der Pairskammer ſeine 
Verweigerung des Eides in einer Weiſe begründet, die nicht nur die 
Rechtmäßigkeit der neuen Staatsordnung beſtritt, ſondern die könig⸗ 
liche Familie und die Pairskammer beleidigte. Der Präſident hatte 
aus gebührender Rückſicht für alle Theile dieſen Brief nicht der 
Pairskammer mitgetheilt. Es lag aber dem Grafen daran, daß er 
öffentlich bekannt werde, und er ließ ihn in der Quotidienne und in 
der Gazette de France abdrucken. Der Graf und die Redacteure 
dieſer legitimiſtiſchen Blätter, Briand und Genoude, erſchienen vor 
dem Gerichtshofe der Pairskammer. Graf Kergorlay vertheidigte ſich 
in einer Rede, die ſtatt aller Vertheidigung das angeſchuldigte Ver— 
gehen nicht nur wiederholte, ſondern vermehrte. In der That miß⸗ 
brauchte der Pair das Recht des Angeklagten auf ungehinderte Aeuße⸗ 
rung ſeiner Ueberzeugung in ſo ungeeigneter und gemeiner Weiſe, 
daß er dadurch der Sache, für die er auftreten wollte, mehr ſchadete, 
als ſeine Freiſprechung ihr jemals hätte nützen können. Der Graf 
wurde zu ſechs Monaten Gefängniß und 500 Franken Geldbuße, 
die, welche durch Aufnahme des Briefes ſeine Mitſchuldige geworden, 
zu geringeren Strafen verurtheilt. So unbedeutend der Vorfall an 
und für ſich in der Reihe von Ereigniſſen auftritt, ſo bezeichnete 
er doch die Haltung der Regierung und der Pairskammer, die in 
einem Augenblicke der höchſten Aufregung, unter dem Gewichte der 
höchſten Impopularität, die beſchwerliche Pflicht eines oberſten Staats⸗ 
gerichtshofes auszuüben begann. In dieſem Falle lag allerdings die 
Competenz der Pairskammer nicht in der Natur des Verbrechens, 
das eigentlich nur ein Vergehen war, ſondern in dem Umſtande, 
daß es von einem Mitgliede der Pairskammer ausgegangen war; 
allein der äußerlichen Wirkung nach ſtellte ſich die Verhandlung im⸗ 
mer dar als die erſte richterliche Thätigkeit der Pairskammer ſeit der 
letzten Revolution, und die öffentliche Aufmerkſamkeit war um ſo 
mehr darauf gerichtet, da man am Vorabende des großen Hochver⸗ 
rathprozeſſes war, in dem die in Kergorlay's Falle angeregte Frage, 
ja die ganze Revolution anklingen mußte. 
Birch, Ludwig Philipp. Bb. II. 9 
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In dem letzten Monate des verhängnißvollen Jahres, das ſo 
große und folgeſchwere Ereigniſſe hervorgebracht, drängte ſich die 
ganze Bedeutung der ungeheuern That zuſammen, und mit erſchüt⸗ 
ternden Stößen rüttelte die Revolution ſo zu ſagen an ihrem eigenen 
Werke. Die Nachricht von dem Ausbruche der polniſchen Revolution 
ertönte wie eine Antwort auf den Ruf der Julitage an alle Völker; 
das ohnehin in Europa weit verbreitete und faſt religiöſe Mit⸗ 
gefühl für das oedipiſche Schickſal des polniſchen Volkes identifizirte 
die fremde Sache mit der eigenen, und beide traten hier und dort 
auf wie mit ſolidariſcher Verpflichtung der gegenſeitigen Unterſtützung. 
Das Panier der Volksbefreiung, das im fernen Oſten aufgepflanzt 
worden, erſchien den Julipatrioten als das Wahrzeichen eines vor 
geſchobenen Poſtens der franzöſiſchen Ehre mitten im Lager des 
Feindes, der ſich rüſtete zur Bewältigung der glorreichen Erhebung 
in Frankreich. Noch war die Revolution nicht aufgebrochen in einem 
Kreuzzuge gegen den Abſolutismus, um die Geißel ihrer Propaganda 
über das ſaumſelige Europa zu ſchwingen; darum erſchien der 
polnische Aufſtand als die naturgemäße Wirkung der Wahlverwandt⸗ 
ſchaft des Volksgefühls für ein hochherziges Streben nach Erlangung 
der unveräußerlichen Menſchenrechte. Alles was je für die gute 
Sache der Freiheit ſprach, von der Erhebung der nordamerikaniſchen 
Staaten an bis auf unſere Tage, ertönte wieder in der gewaltigen 
That der Polen, die in einem furchtbaren Anſtoße mit einemmale das 
Joch zerbrochen, unter dem ihr Nationalgefühl ſeufzte. Polen, das 
klaſſiſche Land politiſchen Mißgeſchicks, in dem die eigene Schuld 
weit überboten war von der ländergierigen Gewalt eines gehäſſigen 
Staatsſtreichs der europäifchen Diplomatie aus dem vorigen Jahr⸗ 
hundert, trat mit der alten Beſchwerde gegen bitteres Unrecht auf 
den Kamplatz der neuen Zeit in einem Augenblicke, der feiner ges 
rechten Sache faſt unausbleiblichen Erfolg zu verſprechen ſchien. Wie⸗ 
wohl ſich nachher zeigte, daß gerade das, was der polniſchen Sache 
Ausſicht auf Gelingen verſprach, ihr verderblich wurde — nämlich die 
zu gleicher Zeit eingetretene allgemeine Kriſe, worin ſich gerade die 
Kraft entwickelte, die man für gebrochen hielt — ſo ſchien im Anbe⸗ 
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ginn ſich Alles günſtig anzulaſſen. Die politifche Rathſamkeit, welche 
für die Unabhängigkeit Belgiens auftrat, ſchien in einem noch höhe⸗ 
ren Grade die Selbſtſtändigkeit Polens zu fordern, dem man einen 
weit wichtigeren Poſten anzuvertrauen hatte zur Sicherung der 
europäiſchen Civiliſation in Zeit und Zukunft. Alle dieſe Hoff⸗ 
nungen wurden in Paris lebhaft empfunden, und die Partei der 
Bewegung wies auf die Ereigniſſe hin, in denen fie die Rechtferti⸗ 
gung ihrer Politik finden wollte. In der Deputirtenkammer hatte 
Marſchall Soult, als Kriegsminiſter, aus Veranlaſſung einer Aus⸗ 
hebung an Mannſchaft, eine Erklärung gegeben über die Bildung 
des Heeres, aus der zwar hervorging, daß man bis jetzt noch nicht 
ganz den vollſtändigen Friedensſtand der Armee erreicht hatte, zugleich 
aber nachgewieſen wurde, daß alle Anſtalten getroffen werden ſollten, 
um im Falle der Nothwendigkeit ein vollſtändiges Heer aufſtellen 
zu können. Die Kriegsfrage war erörtert worden, aber nur als 
eine Möglichkeit, deren Eintritt man nicht erwartete. Artikel der 
engliſchen Preſſe, die man als halbofficiell betrachten konnte, erklär⸗ 
ten alle Gerüchte von einer Continentalebalition gegen Frankreich 
für ungegründet, und wieſen darauf hin, daß England in einem ſol⸗ 
chen Falle faſt unumgänglich der natürliche Bundesgenoſſe der Un⸗ 
verletzlichkeit des franzöſiſchen Prineips ſeyn werde. Am 6. Dezbr. 
hatte Graf Sebaſtiani, als Miniſter des Aeußern, in der Kammer 
die beruhigendſten Verſicherungen über die gegründete Hoffnung zur 
Aufrechthaltung des Friedens gegeben, und dabei bemerkt, daß die 
„Rüſtungen des Nordens“ weder jetzt noch für die Zukunft einen 
Krieg anzeigten, denn ſie wären nur aus dem Irrthum entſtanden, 
in dem eine große Macht ſich befunden, der man die franzöſiſche 
Regierung als ohne Bedeutung und Einfluß im eigenen Lande ge⸗ 
ſchildert, und dadurch die Befürchtung von einem die europäifche 
Ordnung bedrohenden Ausbruche erregt hatte. Dieſe Macht — die 
nicht genannt, aber keine andere als Rußland ſeyn konnte — ſey 
nun über den Irrthum aufgeklärt, und „heute eben,“ verſicherte der 
Miniſter, habe man die genügendſten Erklärungen empfangen. Nicht 


damit übereinſtimmend lauteten indeſſen die in Paris eingetroffenen 
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Briefe aus Warſchau, welche von auffallenden Rüſtungen ſprachen, 
ſo wie von dem allgemein geglaubten Gerüchte, daß die polniſche 
Armee ſich gegen Frankreich in Bewegung ſetzen ſolle. Letzteres je⸗ 
doch war gewiß nicht von der ruſſiſchen Regierung veranlaßt worden, 
ſondern eine Vorbereitung der revolutionären Abſicht, um eine Ent⸗ 
rüſtung unter den polniſchen Truppen, den ehemaligen Waffenbrüdern 
der Franzoſen, hervorzubringen. 

Unterdeſſen nahte ſich der Miniſterprozeß, beſſen Anfang auf den 
15. Dezember angekündigt war. Die öffentlichen Blätter enthielten die 
vor der Commiſſion der Deputirtenkammer, und nachher vor der 
Pairskammer vorläufig ſtattgefundenen Verhöre der Angeklagten. In 
Klein⸗Luxemburg, unmittelbar neben dem Pallaſte der Pairskammer, 
waren die Gefängniſſe eingerichtet worden, in welche die Angeklagten 
während der Verhandlung des Prozeſſes vor der Pairskammer ge⸗ 
bracht werden ſollten. Von dem Augenblicke ihres Eintreffens an 
verlegte Lafayette fein Hauptquartier nach dem Pallaſte von Luxem⸗ 
burg. Die ernannten Vertheidiger der angeklagten Miniſter, die 
Herren von Martignae, Mandarour-Vertamy, Hennequin, Sauzet 
und Crémieur, ließen in alle Zeitungen eine Aufforderung einrücken, 
worin fie darauf aufmerkſam machten, wie eine leidenſchaftliche Er⸗ 
örterung der Streitfragen, auf welchen der bevorſtehende Prozeß be⸗ 
ruhe, gefährlich werden müſſe in einem Augenblicke, wo ihre Anwen⸗ 
dung ſtörend eingreifen könne in eine gerichtliche Verhandlung, deren 
Entſcheidung ſo verhängnißvoll werden konnte für die Angeklagten. 
In der Nacht vom 9. auf den 10. Dez. wurden dieſe unter ſtarker 
Bedeckung von Vincennes nach dem Luxemburg gebracht; der Mi⸗ 
niſter des Innern, Graf Montalivet war zu Pferde an der Spitze 
des Zuges. 

Mitten unter dieſen Vorbereitungen zu den gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen, deren Bedeutſamkeit Alle in Spannung verſetzten, fiel 
die Nachricht von dem Ausbruche der polniſchen Revolution. Sie 
wurde am 9. Dez. nach Paris gebracht durch einen Courier, der 
am 4. von Berlin abgegangen war. Sie brachte einen großen Ein⸗ 
druck hervor wegen der aus Polen eingetroffenen Berichte von einer 
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militäriſchen Bewegung gegen Frankreich, deren Vorhut aus der 
polniſchen Armee beſtehen ſollte. Aus freiem Antrieb alſo, und mit 
einer kühnen That, die ſogleich im erſten Schlage die Vertreibung 
des Großfürſten Conſtantin und eine proviſoriſche Regierung erreichte, 
waren die Polen als Bundesgenoſſen der franzöſiſchen Revolution 
aufgetreten. Ein Gürtel von Volksaufſtänden legte ſich gleichſam 
um die Throne von Mittel-Europa, eine revolutionaire Atmoſphäre 
ſchien ſich überall hin zu verbreiten, und ſelbſt in republikaniſchen 
Staaten, in der Schweiz, wurden ariſtokratiſche Verfaſſungen ger 
ſtürzt und durch demokratiſche erſetzt. In allen dieſen Vorgängen 
lag eine Aufforderung an die Bewegungspartei in Paris, die allge⸗ 
meine Stimmung zur Förderung ihrer Zwecke zu benutzen. Sie 
ſelbſt aber war in einer kritiſchen Lage. Ihre Führer wollten die 
öffentliche Ordnung und das Gericht über die Miniſter ſichern gegen 
den anarchiſchen Andrang, der unter der Drohung des Aufſtandes 
dem Gerichte das ſtrengſte Urtheil gegen die angeklagten Miniſter 
entreißen wollte. Ihnen ſelbſt, als Mitgliedern der Regierung, lag 
es ob, die kräftigſten Maßregeln zu treffen, um die Ordnung zu 
wahren und zu erhalten, und ſie mußten mit den Conſervativen im 
Verein der demokratiſchen Bewegung den entſchiedenſten Widerſtand 
entgegenftellen. Würde die dadurch gekräftigte Regierung die Ver⸗ 
pflichtung übernehmen müſſen, der Politik der Bewegungspartei bei 
zutreten, oder konnte ſie durch die Bewältigung der Anarchie eine 
Stellung gewinnen, die ihr geſtattete, einen ſelbſtſtändigen Weg ein⸗ 
zuhalten? Laffitte zweifelte nicht daran, daß es ihm gelingen werde, 
den König zu überzeugen, daß ein kühnes und rückhaltloſes Auftre⸗ 
ten, ſowohl nach Außen vor dem mit Verlegenheiten aller Art um⸗ 
ſtellten Europa von Erfolg ſeyn, als auch im Innern die Ruhe bes 
feſtigen müſſe. 

Der Prozeß der Miniſter, wie wichtig ſein Verlauf in einer 
Geſchichte des Conſtitutionalismus auch ſeyn kann, bot in ſeiner 
allmäligen Entwickelung vor dem Gericht keine für die Stellung der 
Regierung bemerkenswerthen Einzelnheiten dar. Die Schuld der Anz 
geklagten war im voraus klar und erwieſenz man wußte und glaubte, 
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daß, mit Ausnahme des Herrn von Polignae, die Ordonnanzen den 
übrigen Miniſtern vielmehr auferlegt, als von ihnen angerathen 
waren. Streng genommen blieb ihre Schuld dabei dieſelbe, da es ſtets 
in ihrer Macht war, einem Verfaſſungsbruche ihre Theilnahme zu 
entziehen, ſie dagegen durch die gegebenen Unterſchriften, wie dieſe 
auch immer erhalten worden, die Maßregel unter ihre Verantwort⸗ 
lichkeit genommen hatten. Allerdings bemerkte man von Seite der 
Ankläger das Beſtreben, in Behauptungen, Verhören und Exörte⸗ 
rungen eine Mäßigung zu beobachten, die geeignet wäre, das Aeußerſte 
abzuwenden, da es im höchſten Grade in dem wohlverſtandenen In⸗ 
tereſſe der Revolution lag, ein Bluturtheil zu vermeiden. Zum Tode 
verurtheilt, wären die Angeklagten als Märtyrer einer fremden Schuld, 
als Opfer einer nach ihrem Blute lechzenden Revolution erſchienen; 
ihr Tod war ein gefährliches, jede andere Beſtrafung ein heilſames 
Beiſpiel. Es kam jedoch Alles darauf an, den gerichtlichen Verhand⸗ 
lungen volle Freiheit, dem Urtheilſpruche, wenn er erfolgt ſey, ſeine 
Unverletzlichkeit zu erhalten. 

Ungeheure Volksmaſſen ſtrömten nach dem Luxemburg, das eine 
ſtarke Garniſon hatte. Man erkannte, daß man im Falle eines 
thätlichen Ausbruchs des Volksunwillens es mit einer heftigen Gewalt 
zu thun haben werde. So lange die Verhandlungen des Gerichts 
dauerten, erhob das Volk wohl ein feindliches Geſchrei und drängte 
ſich nach dem Pallaſte, wich aber vor der in Maſſen auftretenden 
Nationalgarde zurück, ohne einen andern Widerſtand ihr entgegen- 
zuſtellen, als den paſſiven ſeiner großen Zahl. Die Beharrlichkeit 
aber, welche dieſe Menge zeigte, indem ſie fortwährend alle Zugänge 
und die ganze Gegend um Luxemburg beſetzt hielt, und immer wie⸗ 
der zurückgedrängt werden mußte, war ſehr beunruhigend. Man 
durfte allerdings annehmen, daß der negative Zuſtand der Ordnung 
aufrerot erhalten werden konnte fo lange kein Ergebniß bekannt 
war, abe“ bei der Bekanntmachung jedes andern, als eines Todes⸗ 
urtheils, muy te die Kriſe eintreten, und es war Alles zu befürchten 
von dem Ausbrushe des Rachgefühls gegen die Angeklagten und ihre 
Richter. Die Nattomalgarde war hauptſächlich die Macht, durch 
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welche ein Angriff, wenn er erfolgte, zurückgewieſen werden ſollte. 
Die Stimmung der Nationalgarde war indeſſen eine mißliche, denn 
ſo ſehr die bewaffneten Bürger im Allgemeinen bereit waren, die 
Ordnung zu unterſtützen, ſo konnte man ſich doch nicht ver— 
bergen, daß manche von ihnen die Anſicht derer theilten, deren 
Angriff ſie bei einem Ausbruche zurückſchlagen ſollten. Unter 
der Nationalgarde waren zu viele, die in den Julitagen mitge⸗ 
kämpft, die das angerichtete Unglück mit erlebt und empfunden 
hatten. Nicht auf Alle wirkte die Vorſtellung, daß das ver⸗ 
goſſene Bürgerblut wahrhaft verſöhnt und geehrt werde durch 
einen Urtheilſpruch ohne Blutgerüſt; auch unter den Bürgern 
meinten Viele, daß der volksthümlich gewordene Lehrſatz, der Blut 
um Blut fordert, in dieſem Falle gerechte Anwendung finden müſſe. 
Jedenfalls mußte die Geſinnung der Nationalgarde und ihr Eifer 
für Erhaltung der öffentlichen Ordnung auf eine gefährliche Probe 
geſtellt werden. N 

Unterdeſſen näherten die Verhandlungen des Prozeſſes ſich ihrem 
Ende. Man glaubte allgemein, daß die Todesſtrafe nicht ausge⸗ 
ſprochen werde, und man kann ſagen, daß die Aufrührer eben darauf 
rechneten, denn ihre Abſicht war, gegen Luxemburg und nachher 
gegen Palais⸗Rogal vorzudringen. Allerdings beruhte ihre Hoffnung 
darauf, daß die Nationalgarde ihnen keinen kräftigen Widerſtand ent⸗ 
gegenſtelle. Dieſe aber bewährte ſich als unerſchütterlich. Ueber 30,000 
Mann Nationalgarde und Linientruppen waren unter Waffen auf 
dem linken Seineufer. Am 20. Dez. ſchien die Haltung der Volks⸗ 
maſſen drohender zu werden. An dieſem Tage wurden die Verhand⸗ 
lungen des Pairsgerichtshofes auf den Wunſch des Oberbefehlshabers 
der Nationalgarden noch vor Eintritt der Nacht auf den nächſtfol⸗ 
genden Tag vertagt. Das ganze Quartier von Luxemburg war wie 
im Belagerungszuſtande. An allen Punkten, von wo aus ein Vor⸗ 
dringen gegen den Pallaſt für möglich gehalten werden konnte, bi⸗ 
vouaquirten Bataillone, und Patrouillen machten Runde von zehn 
zu zehn Minuten. Proclamationen des Miniſters des Innern, ſo 
wie der Präfecten der Seine und der Polizei forderten alle Bürger 
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auf, die Behörden zu unterſtützen gegen die Verſuche der Feinde der 
Ordnung. Es zeigte ſich eine ſtarke und ſchmerzhafte Spannung des 
öffentlichen Zuſtandes in Paris. Der nächſtfolgende Tag mußte 
entſcheidend werden. 

Am 21. Dez. Mittags waren die Verhandlungen vor dem Pair⸗ 
gerichtshofe beendet. Die Vertheidigung der Angeklagten und ihrer 
Anwälte war gehört, und Alle erklärten, daß ſie in ihrer Sache 
nichts mehr vorzubringen hätten. Die öffentliche Sitzung war ges 
ſchloſſen, und die Pairs ſollten nun die Berathung über das zu 
fällende Urtheil in geheimer Sitzung beginnen. Man hatte beſchloſſen, 
die Angeklagten vor Fällung des Urtheils nach Vincennes zu bringen, 
Dieſer Rath, der am geeignetſten ſchien, um unter allen Umſtänden 
die unmittelbaren Opfer eines Ausbruchs der Volksrache ſicher zu 
ſtellen, wurde vom Miniſter des Innern, Montalivet, ertheilt und 
hatte allgemeine Zuſtimmung gefunden. Alle Vorbereitungen zur 
Ausführung waren in der Stille getroffen, und als Baron Pasquier 
und Herr von Semonville in das Zimmer traten, wo Lafayette, 
Montalivet und Odilon-Barrot warteten, und ihnen den Schluß 
der öffentlichen Verhandlungen anzeigten, kamen Alle überein, daß 
man ſogleich die Gefangenen abführen ſollte. An einem kleinen Ein⸗ 
laßpförtchen von Klein⸗Luremburg hielt ein einfacher Wagen; vom 
Schlage aus bis an die kleine Pforte bildeten doppelte Reihen von 
Nationalgardiſten eine Straße, in deren Mitte die Angeklagten, 
einer nach dem andern, herauskamen und in den Wagen ſtiegen. 
Eine Cavalerieescorte begleitete ſie nach Vincennes, wo ſie in Sicher⸗ 
heit waren. Der Miniſter des Innern war an der Spitze dieſes 
eiligen und geheimnißvollen Zuges mit General Fabvier, der den 
Befehl über die Bedeckung führte. Um zehn Uhr Abends traten die 
Pairs wieder in die öffentliche Sitzung, und das Urtheil wurde ver⸗ 
kündet. In den Erwägungsgründen war angeführt, daß die Ange⸗ 
klagten des Hochverraths ſchuldig befunden wurden, daß aber kein 
Geſetz die Strafe des Hochverraths feſtgeſetzt habe. Man nahm 
nun Deportation als die nächſte nach der Todesſtrafe an, da aber 
außerhalb des franzöſiſchen Feſtlandes kein Ort vorhanden ſey, wo 
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die zur Deportation Verurtheilten ihre Strafe erleiden konnten, ſo 

verurtheilte der Pairshof die vier Schuldigen: Polignac, Peyronnet, 
Chantelauze und Guernon-Ranville zum ewigen Gefängniſſe auf dem 
franzöſiſchen Feſtlande mit allen den charakteriſtiſchen Folgen der 
Deportation. Für Polignac enthielt das Urtheil die Verſchärfung 
des bürgerlichen Todes. 

Bekanntlich hatten damals die Studirenden einen großen Ein⸗ 
fluß auf das Volk. Man benachrichtigte die mit der öffentlichen 
Ordnung beauftragten Behörden, die alle in Luxemburg verſammelt 
waren, daß die Studirenden in großer Zahl in den Localen der ver— 
ſchiedenen Facultäten verſammelt waren, und daß in ihren Ers 
örterungen Vorſchläge gemacht waren, deren Heftigkeit, wenn ſie 
bekannt würde, den ſchlimmſten Eindruck auf das Volk hervorbringen 
müſſe. Man theilte ihnen den Wunſch mit, daß eine Abordnung 
aus ihrer Mitte ſich nach Luxemburg begeben möge. Mehrere der 
jungen Leute kamen. Die Beſprechung mit ihnen fand ſtatt in Ge⸗ 
genwart des ganzen Generalſtabes der Nationalgarde, und zeigte, 
in welchem Grade die Gemüther aufgeregt waren. Als man ſie 
fragte, wie ſie den Tod einiger Männer, wie ſchuldig ſie immer ſeyn 
mochten, für unentbehrlich halten konnten zur Begründung der Frei⸗ 
heit, antworteten ſie — wie Odilon-Barrot es ausdrücklich berichtet: 
„Es handelt ſich hier nicht um die Angeklagten, nach deren Blut 
wir nicht mehr Verlangen haben, als Sie — die wir ſogar, wenn 
es nöthig iſt, vertheidigen wollen. Es handelt ſich um eine Regie⸗ 
rung, welche die Revolution verrathen hat; eine Gelegenheit, ſie zu 
ſtürzen, bietet ſich dar, und wir wollen ſie benützen.“ Dieſe frei⸗ 
müthige Erklärung ſtimmte ganz überein mit dem Inhalt der Pro= 
elamationen der Schulen, die vollſtändig revolutionirt waren, und 
worin die ſtudirende Jugend die Erfüllung der auf dem Stadthauſe 
gemachten Verſprechungen und republikaniſche Inſtitutionen verlangte. 
Als man nun der nach Luxemburg gekommenen Abordnung der jun⸗ 
gen Leute vorſtellte, wie gefährlich es ſey, eine neue Revolution her⸗ 
vorrufen zu wollen, und daß man vielmehr die Regierung unterſtützen 
müſſe, um ein größeres Recht zu haben, auf Erfüllung patriotiſcher 
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Wünſche zu beſtehen, antworteten fie, was beſonders Lafayetie und 
Odilon⸗Barrot zu Gehör geſagt wurde: „Man braucht Eure Hülfe, 
und erträgt Euch; morgen, wenn die Gefahr vorüber, wird man 
Euch fortſchicken, und die Reaction nach der Vergangenheit hin, wird 
vollzogen.“ Man konnte eine ſolche Verhandlung nicht fortſetzen, 
und erklärte den jungen Leuten, daß die Nationalgarde den Entſchluß 
gefaßt hatte, bis zum letzten Mann die Ordnung zu vertheidigen. 
Indeſſen überwog doch beſſere Ueberlegung. Die feſte und entſchie⸗ 
dene Haltung der Nationalgarde wie der Linientruppen überzeugte 
die Studirenden, daß eine Revolution unter ſolchen Umſtänden blu⸗ 
tige Folgen haben müſſe, und die Vorſtellungen des Miniſters des 
öffentlichen Unterrichts fanden Eingang. Die Eleven der polptech⸗ 
niſchen Schule, der Rechte und der Mediein, ſtolz auf Wiedererlan⸗ 
gung ihrer revolutionairen Bedeutſamkeit, fühlten ſich geſchmeichelt, 
als eine Macht um Beiſtand angegangen zu werden — worin frei⸗ 
lich nur ein zu deutliches Zeichen der Unmacht lag — und vereinig⸗ 
ten ſich mit der Nationalgarde zur Aufrechthaltung der Ordnung. 
Sie machten Runden mit der Nationalgarde, und trugen auf ihren 
Hüten Aufſchriften mit den Worten: „öffentliche Ordnung!“ Die 
Studirenden der Univerſität trugen an den Hüten auch ihre In⸗ 
ſcriptionskarten, um das Volk zu überzeugen, daß fie wirkliche Stu⸗ 
denten waren, und nicht etwa Phantome, die man für ſolche aus⸗ 
geben wollte. Ohne Zweifel war dieſe Demonſtration von Wichtigkeit 
in jenen Augenblicken der Spannung und der Gährung, denn in 
der Julirevolution hatte das Volk aus den Schulen einen großen 
Theil ſeiner verwegenſten Führer bekommen. 

Der gefährlichſte Augenblick kam. Als die gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen Nachmittags gegen zwei Uhr geſchloſſen waren, las Obriſt 
Feiſthamel der Abtheilung der Nationalgarde, welche Klein-Luxemburg 
beſetzt hielt, den Befehl des Präſidenten des Pairshofes vor, die 
Gefangenen nach Vincennes abzuführen. Das war nothwendig, da⸗ 
mit man nicht glaubte, daß es auf eine Flucht der Miniſter abge⸗ 
ſehen ſey; ohnedieß hing die Sicherheit des Abzugs ganz von der 
Haltung der Nationalgarde ab. Die Anſtalten waren ſo gut ge⸗ 
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troffen, daß vor der Eröffnung des Urtheils keine Nachricht von dem 
Abzug der Gefangenen ſich außerhalb Klein-Luremburg verbreitete. 
Gegen Abend hatte ſich unter den Bataillonen der Nationalgarde, 
welche in dem großen Hofe des Pallaſtes, innerhalb des Gitters, 
bivouacquirten, die Nachricht verbreitet, daß das Urtheil auf den 
Tod der Angeklagten lauten werde. Als nun nach zehn Uhr Abends 
das wirkliche Urtheil bekannt wurde, entſtand unter dieſen Bataillonen 
eine höchſt gefährliche Gährung. Sie betrachteten die Verſchärfung 
der Gefängnißſtrafe durch die Attributionen der Deportation nicht als 
die nächſte Stufe nach der Todesſtrafe, und hielten das Gefängniß 
vielmehr für eine Sicherung der Angeklagten, deren Befreiung bei 
guter Gelegenheit nunmehr in die Hand der Regierung gelegt ſey. 
Ein heftiger Ausbruch der Entrüſtung fand ſtatt; unter den gefähr- 
lichſten Drohungen ſtürzten dieſe Bataillone gegen die Thore des 
Pallaſtes. Wenn dieſe Bewegung ſich nach Außen verbreitete, konnte 
Alles verloren ſeyn. Vor dem Thore aber ſtand General Lafayette; 
ſeinen Vorſtellungen und Ermahnungen gelang es, die Gemüther 
zu beruhigen und die Ruhe wieder herzuſtellen in der Garniſon des 
Pallaſtes ſelbſt. Als ſpäterhin das Urtheil allgemein bekannt wurde, 
war dadurch ſchon viel gewonnen, daß die nächſten Gegenſtände der 
Volksrache aus ihrem Bereiche gerückt waren. Die Gefangenen wa⸗ 
ren in Sicherheit gebracht, die Richter waren auseinander gegangen, 
und die Perſonen, die bei einem Ausbruch des Volksunwillens 
zunächſt gefährdet geweſen wären, befanden ſich nicht mehr im 
Luxemburg. Freilich war dieſer Pallaſt noch immer der Sitz der 
dem Volke verhaßten Pairskammer, aber dennoch konnte durch einen 
Angriff auf dieſen Punkt in dem Augenblicke nichts Weſentliches ge⸗ 
wonnen werden, die Initiative eines Aufruhrs gegen Gefangene, 
Urtheil und Richter, war vorbei, und eine Bewegung mußte nun 
ſogleich zu einer Revolution gegen die Regierung ſchreiten. Einen 
Volksaufſtand hätten allenfalls die Republikaner benutzen können und 
wollen zu einem Umſturze der beſtehenden Verfaſſung und Regierung. 
In keiner andern Abſicht aber konnte in jenem Augenblicke ein poli⸗ 
tiſcher Mann eine Revolution unter ſeine Verantwortlichkeit nehmen, 
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denn noch war nichts geſchehen, was den Hoffnungen der Patrioten 
geradezu widerſprochen hätte. Die Aufrechthaltung der bisherigen 
Preßgeſetzgebung und die Nichtanwendung der Todesſtrafe bei Verur⸗ 
theilung der Miniſter erſchienen ſelbſt den Gemäßigten der Bewe⸗ 
wegungspartei als unerläßliche Maßregeln zur Erhaltung irgend 
welchen Regierungsſyſtems, und die übrigen Geſetze, bei denen die 
Fragen der Revolution entſchieden werden konnten, ſollten erſt ſpäter 
eingebracht und erörtert werden. Nach Außen hatte die Regierung 
in der belgiſchen Frage gerade die Stellung genommen, welche die 
Bewegungspartei wollte; der Grundſatz der Nichtintervention fand 
hier vollkommene Anwendung, und die andern Fälle, in denen man 
ihm auch Geltung geben wollte, waren theils noch nicht vorhanden, 
theils noch nicht ſo weit entwickelt, daß ſie überhaupt zur diplomati— 
ſchen Verhandlung gelangt waren. Laffitte, der den Vorſitz im Mi⸗ 
niſterrath führte, beſaß das Vertrauen der Patrioten, und glaubte 
die Regierung auf einer Bahn halten zu können, die von ſeiner 
Partei gebilligt werden würde. Nachdem daher die Kriſe des Mir 
niſterprozeſſes glücklich überſtanden war, fehlte jeder haltbare Vor⸗ 
wand zu einer gewaltſamen Auflehnung gegen die Regierung; ſie 
konnte nur auf Unterſtützung derjenigen rechnen, welche Republik oder 
Anarchie wollten. Letztere aber ſtanden vereinzelt, da alle Andern 
ſich zur Aufrechthaltung der Ordnung vereinigt hatten. Die Kriſe 
ſelbſt war ohne Zweifel von der gefährlichſten Art geweſen, weil, fo 
lange ſie dauerte, der geringſte Anſtoß von unberechenbarer Wirkung 
ſeyn konnte. Nachdem ſie aber glücklich überſtanden war, konnte die 
Regierung ſelbſtſtändiger vorſchreiten. 

Alles ſchien nun vorüber. Die Nationalgarde, welche acht volle 
Tage im Verein mit den Linientruppen den beſchwerlichſten Dienſt, 
wie er nur immer in einer belagerten Stadt vorkommen kann, 
verſehen hatte, konnte endlich von ihren Anſtrengungen ausruhen. 
Man wurde indeſſen plötzlich wieder aus dieſer Ruhe aufgeſchreckt. 
Am 22. Dez. Morgens um zehn Uhr zeigten ſich auf einmal an 
verſchiedenen Punkten von Paris zahlreiche Banden. Wer Volks⸗ 
aufläufen in Paris beigewohnt hat, weiß, wie plötzlich Maſſen zum 
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Vorſchein kommen, ohne daß man angeben kann, woher fie ſtam⸗ 
men. Es iſt, als wenn in entlegenen und verborgenen Stadtthei⸗ 
len und Winkelſtraßen eine Bevölkerung haust, deren verwilderte 
und Unheil verkündende Geſtalten nur an's Tageslicht treten, 
wenn die Umwälzung das Lärmhorn bläst, deren Töne nur fie ser 
nehmen. Untermiſcht mit entlaſſenen Sträflingen, die einen Boden 
ihres Gewerbes ſuchen, umſchwärmt von Haufen von Gamins, denen 
jede Abweichung von der Regel, auch ohne bewußte bösliche Abſicht, 
Wonne iſt, wälzen ſich dieſe Banden durch die Straßen und ver- 
mehren ſich durch Neugierige. Der rechtliche Bürger hält fich aller 
dings von ſolchen Banden fern; ſelbſt in einem Ausbruche der all 
gemeinſten Unzufriedenheit wählt er nie ihre Theilnahme, aber ſie 
drängen ſich ein unter der allgemeinen Benennung von „Volk.“ 
Solche Banden zeigten ſich an dieſem Morgen zugleich vor Palais⸗ 
Royal, Louvre, auf dem Carrouſelplatze, in der Straße St. Honoré, 
am Luxemburg. Diesmal aber blieben ſie ganz auf ſich beſchränkt. 
Einen Augenblick war die Unruhe allgemein, aber ſchnell griff die 
Nationalgarde zu den Waffen; man kann ſagen, das ganze recht— 
liche Paris erhob ſich, um die Aufwiegelung zurückzutreiben. Die 
Studirenden hatten ſich auch ſogleich der Nationalgarde angeſchloſſen. 
Die Aufrührer wurden überall abgewieſen und zerſtreut; ſie zogen 
ſich, mit Ausnahme von einigen Steinwürfen, ohne Widerſtand ſtill 
zurück. Indeſſen zeigte ſich doch im Aufſtande ein planmäßiges Ver⸗ 
fahren; da aber die Unruhſtifter nirgends Unterſtützung fanden, und 
Alle, auf die ſie gerechnet hatten, ſich in Uebereinſtimmung gegen ſie 
wandten, ſo waren ſie nach einigen Stunden verſchwunden, wie ſie 
gekommen waren. 

Die Deputirtenkammer votirte eine Dankſagung für die löblichen 
Anſtrengungen zur Bewahrung der Ruhe an die Nationalgarde, To 
wie an die Studirenden der polytechniſchen, wie der Schulen der 
Rechte und der Mediein. Den Studirenden hatte man überhaupt 
vielfache Aufmerkſamkeit erwieſen; ihre Deputationen waren vom Kö⸗ 
nig empfangen worden, der ihnen perſönlich gedankt hatte für ihre 
Bemühungen zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung; ſie waren 
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auch an die königliche Tafel gezogen worden. Dieſe Beweiſe von 
Theilnahme ſchienen aber bei den jungen Leuten nur die Ueberzeugung 
zu beſtärken, daß ihre politiſche Hülfe unentbehrlich ſey. Ihre Ant⸗ 
wort auf all dieſe Zuvorkommenheit waren Proclamationen, worin 
alle drei Schulen in beinahe höhniſcher Weiſe den Dank der Depu⸗ 
tirtenkammer von ſich wieſen, und geradezu Unzufriedenheit mit dem 
politiſchen Syſtem der Regierung ausſprachen. Die jungen Leute 
hatten ſich kaum getrennt von den republikaniſchen Schriften der al⸗ 
ten Claſſiker, ſie waren noch den platoniſchen Träumen zu nahe, und 
dem rechten Verſtändniſſe des Lebens zu fern, um eines umſichtigen 
politiſchen Urtheils fähig zu feyn; das hatte man denn auch eigent⸗ 
lich nicht von ihnen verlangt. Es ſchmeichelte aber ihrer Eitelkeit zu 
ſehr, politiſch herangezogen worden zu ſeyn, um nicht die Gelegenheit 
zu benützen, ſich großartig geltend zu machen, und König und Kam⸗ 
mer zurückzuweiſen in einem feierlich ausgeſprochenen Tadel. Die 
Ereigniſſe hatten die Stellungen verſchoben, und ſo war die ſtudi⸗ 
rende Jugend auch auf einen faſchen Platz hingerathen. 

Um die Sprache kennen zu lernen, welche die Schüler von Paris 
ihrem Uebermuthe geſtatteten, wollen wir einige Ausdrücke aus ihren 
Proteſtationen anführen. Bereits am 21. Dez. hatte man an meh⸗ 
reren Orten in Paris eine Proclamation der Schulen angeſchlagen 
geſehen, welche in dem heftigſten Tone gehalten war, und republi⸗ 
kaniſche Inſtitutionen verlangte. Dieſe war nur von vier Namen 
unterſchrieben. Der Minifter des öffentlichen Unterrichts, Merilhou, 
wurde in der Deputirtenkammer, bei Erörterung der Dankſagung, we⸗ 
gen dieſer Proclamation angerufen, und erklärte, daß er ſich wäh⸗ 
rend der Unruhen nach der Rechtsſchule begeben habe, wo man ins 
deſſen von dieſer Proelamation nichts wiſſen wolle, und fie nicht 
anerkannt habe. Nachher aber erklärten die Schüler, daß ſie aller⸗ 
dings von ihnen ausgegangen war. In der Proteſtation gegen die 
Dankſagung der Deputirtenkammer von der Schule der Mediein 
hieß es: „Wir haben für dieſe Proclamation geſtimmt, wir billigen 
ſie noch: nur Feiglinge läugnen ihre That, und verneinen ihr Wort. 
Die Schule der Mediein übernimmt und vertritt die Verantwortlich⸗ 
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keit aller Proclamationen in ihrem Namen, und weißt die antinatio⸗ 
nalen Acelamationen vom Centrum der Deputirtenkammer zurück.“ 

Die Proteſtation der polgtechniſchen Schule ſagte in ironiſchem 
Tone: „Ein Theil der Deputirtenkammer hat die polytechniſche Schule 
einer Dankſagung gewürdigt nach Anhörung eines ſehr treuen Der 
richts. Wir, die unterzeichneten Eleven, läugnen einen Theil der in 
jenem Berichte angeführten Thatſachen, und wollen von ſolchem 
Danke nichts wiſſen (nous ne voulons pas de ces remer- 
eimens). Wir haben geſucht, die öffentliche Ordnung aufrecht zu 
erhalten, aber durch Ueberredung der Heftigſten aus den Maſſen, 
indem wir uns mit ihnen in Erörterungen einließen. Indem ſie auf 
ſolche Freundesſtimmen hörten, haben ſie aber, wie wir, gemeint, 
daß die Verſprechungen, die auf dem Stadthauſe gemacht wurden, 
nicht vergeſſen werden durften, und daß der Volksthron mit ſei— 
nen republikaniſchen Inſtitutionen eine Wahrheit werden 
müſſe. Unſer Glaubensbekenntniß iſt daſſelbe, welches die Kugeln 
aus den Julitagen an den Mauern der Tyrannen eingeſchrieben ha— 
ben. Das Recht, Einer im Staate zu ſeyn, würde Niemand in 
der großen Woche dem Bürger verweigert haben; er fordert dieſes 
Recht, denn man hat ihm dieſe republikaniſche und naturgemäße 
Inſtitution verſprochen.“ 

Die Proteſtation der Rechtsſchule lautete volftändig ſo: „Man 
hat die Schulen verläumdet; man beſchuldigte ſie, ſich an die Spitze 
von Unruheſtiftern ſtellen zu wollen, um durch die rohe Stärke die 
Folgerungen des Grundſatzes zu erzwingen, der durch unſer Blut 
geheiligt iſt. Wir haben uns feierlichſt dagegen verwahrt, und wir, 
die wir die Freiheit baar bezahlt haben, um die man mit 
uns feilſcht, wir haben die öffentliche Ordnung gepredigt, ohne 
welche es keine Freiheit gibt. Aber haben wir das gethan, um den 
Dank und das Händeklatſchen der Deputirtenkammer hervorzurufen? 
Nein — wir haben eine Pflicht erfüllt. Frankreichs Dank würde 
uns allerdings ſtolz und glorreich machen; wir ſuchen jedoch verge⸗ 
bens Frankreich in der Deputirtenkammer, und weiſen einen Dank 
zurück, deſſen Bedingung ſeyn ſoll, Proclamationen zu verläugnen, 
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deren Geiſt und Ausdrücke wir auf das . ae anerkennen und 
vertreten.“ 

Während dieſer mißlichen Vorgänge, aus denen man endlich 
ſiegreich, wenn auch noch nicht ganz geborgen, herausgetreten war, 
wurde das neue Geſetz über die Nationalgarde berathen in der Des 
putirtenkammer, und noch ehe es angenommen werden konnte, gab 
es Veranlaſſung zu einem Schritte, der von politiſcher Bedeutung 
war, und auch weithin Nachhall fand. Dieß Geſetz verpflichtete alle 
Franzoſen, welche nicht dem Staate dienten, zum Dienſte in der 
Nationalgarde. Es war demzufolge ganz klar, daß dieſe bewaffnete 
Macht an Zahl viel größer werden mußte als die Armee. Unter 
ſolchen Umſtänden, und bei der politiſchen Bedeutung der Nationale 
garde in Frankreich, kann, wenn eine Monarchie beſtehen ſoll, Nie— 
mand als der König den Oberbefehl aller Nationalgarden in Frank⸗ 
reich führen. Einen ſolchen Poſten geſetzlich ſchaffen, zu dem, wenn 
auch die Ernennung vom König ausging, ſtets Jemand ernannt 
werden mußte, der nicht der König war, hieße den Befehlshaber des 
ganzen bewaffneten Volks auf die Stufe des Throns ſtellen mit 
einer prätorianiſchen Gewalt, in der faſt die Einladung läge, ſie in 
ähnlicher Art zu gebrauchen, wie fie im byzantiniſchen Kaiſerthume 
verwendet wurde. Das neue Geſetz enthielt demgemäß die Beſtim⸗ 
mung, daß Niemand Oberbefehlshaber der Nationalgarde, auch nicht 
eines Departements ſeyn könne — woraus natürlich um ſo mehr 
folgte, daß Niemand Befehlshaber aller Nationalgarden von ganz 
Frankreich ſeyn könne. Nach Annahme dieſes Geſetzes mußte alſo 
die Stellung Lafayette's von ſelbſt wegfallen. Bei Erörterung dieſer 
Beſtimmung CS. 57.) in der Deputirtenkammer wurden mehrere 
Amendements geſtellt, welche alle zum Gegenſtande hatten, im Bes 
tracht der ausgezeichneten Dienſte des Generals Lafayette, mit ihm 
eine Ausnahme zu machen, und ihm lebenslänglich dieſen Poſten 
zuzuerkennen, den er allerdings mit dem lobenswertheſten Eifer und 
unter den ſchwierigſten Berhältniffen bekleidet hatte. Es war aber 
natürlich, daß dieſe Amendements fallen mußten auf die einfache 
Betrachtung hin, daß die Deputirtenkammer wohl über Geſetze ab⸗ 
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ſtimmen, aber nicht Amtsernennungen verfügen und eben fo wenig 
in einem allgemeinen Geſetze zu Gunſten irgend einer Perſon Aus⸗ 
nahme machen konnte. Die Kammer wäre aus ihrer geſetzlichen 
Befugniß getreten, und hätte ſich den offenbarſten Eingriff in die 
königliche Prärogative erlaubt. Der Paragraph wurde angenommen, 
da ſein Inhalt im Allgemeinen als richtig und zweckmäßig anerkannt 
werden mußte. Dieſe Erörterung fiel am 24. Dez. vor, am 25. 
reichte General Lafayette ſeinen Abſchied ein. 

Wir haben bereits die Stellung Lafayette's beechnet; wir ha⸗ 
ben angedeutet, welche ſie hätte ſeyn können, und wie ſie, eben durch 
die Rechtlichkeit des Generals, es nicht geworden war; wir haben 
aber auch gezeigt, daß er leicht mißbraucht werden konnte von ſeinen 
politiſchen Anhängern. Die Verhältniſſe, unter denen der Generals 
ſtatthalter Lafayette zum Oberbefehlshaber aller Nationalgarden Frank⸗ 
reichs ernannt hatte, waren ganz außerordentlicher Art. Es war 
damals nothwendig, eine populaire Perſönlichkeit voranzuſtellen und 
die Organiſation der Nationalgarden einem Manne zu übertragen, 
der von allen Lebenden die größte Erfahrung darin beſaß, deſſen 
Grundſätze das meiſte Vertrauen einflößen konnten. Nach der vollen⸗ 
deten Organiſation aber hatte dieſe außerordentliche Miſſion aufge— 
hört, und ein Geſetz mußte um ſo mehr die Stellung und die Rechte 
der Bürgerbewaffnung in Frankreich beſtimmen, als die Charte 
von 1830 ausdrücklich verordnet, daß die Grundverfaſſung unter die 
Obhut der Nationalgarden geſtellt iſt. Eine Nationalgarde, das 
heißt: eine Bewaffnung der anſäßigen, Gewerbe ausübenden, und 
vom Staate nicht beſoldeten Bürger, — iſt überhaupt eine politiſch— 
polizeiliche Einrichtung. In militairiſcher Beziehung iſt eine National⸗ 
garde nur wichtig bei einer Vertheidigung. So lange Europa durch- 
gehends ſtehende Heere hält, iſt es vorzüglich durch die Armee, daß 
ein Widerſtand bewerkſtelligt werden ſoll. Das Beiſpiel, welches in 
den erſten Revolutionskriegen gegeben wurde von einer mobiliſirten 
Nationalgarde, fand unter ungewöhnlichen Verhältniſſen ſtatt; ſie 
hörte bald auf, Nationalgarde zu ſeyn und wurde Linientruppe. 


In militairiſcher Beziehung iſt ohne Sri die e der 
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preußiſchen Landwehr eine vorzüglichere, aber in ihrer ganzen Aus⸗ 
führung eine weit mehr demokratiſche Einrichtung. In Frankreich 
iſt unter den beſtehenden Verhältniſſen eine Nationalgarde von 
politiſcher Bedeutung im Innern, und ihre Organiſation von der 
größten Wichtigkeit zur Erhaltung des Gleichgewichts der Staats⸗ 
gewalten. Der Geiſt der Bürgerſchaft war zuverläßig überwiegend 
für Ordnung und Recht, aber es war höchſt nothwendig, dafür zu 
ſorgen, daß bei einem Zwieſpalt der politiſchen Anſichten eine Mei⸗ 
nung nicht bewaffnet auftreten könne. Daher mußte der König 
den Oberbefehl der bewaffneten Bürgermacht ausſchließlich in ſeiner 
Hand haben, die Oberoffiziere ſelbſt ernennen, und unter gewiſſen 
Bedingungen theilweiſe die Nationalgarde auflöſen können; ſie hätte 
ſonſt factiſch die politiſche Initiative bekommen. Daß die Radica⸗ 
len über dieſes Geſetz und die daraus hervorgehende Abtretung La⸗ 
fayette's ſehr erbittert waren, ſprach eben am lauteſten für die 
Unerläßigkeit der Maßregel, und zeigte am deutlichſten, welche Hoff— 
nungen ſie von Lafayette und der Nationalgarde gehegt hatten. Man 
rief laut über den ſchwärzeſten Undank gegen die brave National⸗ 
garde und ihren edlen Oberbefehlshaber, die ſo eben die Regierung 
gerettet hätten, und von denen man nun den Einen fortſchicke und 
die andere erniedere. Dieſe Beurtheilungsweiſe konnte man wohl 
den jungen Studirenden nachſehen, die in der Aufregung einer po⸗ 
litiſchen Kriſe, zwiſchen dem Hochverrathsprozeſſe und dem tobenden 
Aufſtande in Luxemburg mit Odilon-Barrot verhandelt hatten; viel 
auffallender war es, daß politiſche Männer eine ſo unhaltbare Anklage 
anbringen konnten. Zuserläſſig verdiente der Eifer, ja die Aufopfe⸗ 
rung der Nationalgarde und ihres würdigen Befehlshabers den wärm⸗ 
ſten Dank und die vollſte Anerkennung, die ihnen auch vom Könige 
perſönlich dargebracht wurde in der Heerſchau, die er unmittelbar 
nach der Dämpfung der Unruhen mit jeder einzelnen Legion der Na⸗ 
tionalgarde von Paris und des Stadtbannes vornahm; ſo wie es 
auch von der Deputirtenkammer in einem feierlichen Beſchluſſe ausge⸗ 
ſprochen wurde. Wenn aber die Nationalgarde die öffentliche Ordnung 
geſchützt hatte, ſo hatte ſie eben auch ſich ſelbſt geſchützt, ſo gut als 
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die von ihr gewählte Regierung, der fie die Sorge für das Wohl 
der Bürger übertragen hatte. Als Dank für ſolche Dienſte die Auf- 
opferung eines politiſchen Grundſatzes, und die Betheilung mit einer 
dietatoriſchen Gewalt für einen Mann, wie verdient er auch immer 
ſeyn mochte, verlangen, hieß ein Ausnahmsverhältniß zur Regel er 
heben, und die Ordnung gefährden, für welche die Nationalgarde 
ſelbſt eingetreten war. 

Man verſichert, General Graf Belliard habe, in feiner Un⸗ 
terredung mit Fürſt Metternich in Wien, eingeräumt daß die 
Gewalt eines Oberbefehlshabers des bewaffneten Volks in Wahr⸗ 
heit eine Geiſel ſey; daß man ihn niederhalten müſſe, und 
mit ihm die Demagogie. Der Fürſt ſoll darauf geäußert haben: 
„Da werden Sie ein großes Werk vollbringen. Es hätte aber 
ein noch leichteres gegeben — nämlich, ihn niemals zu erhöhen.“ 
Dieſe Erhöhung war aber beim Ausbruch der Revolution eine Noth⸗ 
wendigkeit geworden; auch es iſt nicht zu läugnen, daß ſie weſentlich 
beitrug, die Bürger zu ſammeln um das Banner der Ordnung. 
Das Verdienſt der Regierung war, den rechten Augenblick zu erkennen 
und zu ergreifen, in welchem man, ohne Gefahr für die Erhaltung 
der Ruhe, aus dem Ausnahmsverhältniſſe heraustreten konnte. Sie 
that es, und gewann dadurch an Kraft und Vertrauen nach Innen 
wie nach Außen. Dieſer Schritt war umſichtig vorbereitet, und richtig 
ausgeführt. 

Mit General Lafayette legten auch Matthieu Dumas, als Ge⸗ 
neralinſpector der Nationalgarden, und General Carbonnel, als Chef 
des Generalſtabs der Nationalgarden, ihre Stellen nieder. Generals 
Lieutenant Graf Lobau wurde zum Generaleommandant der Natio⸗ 
nalgarde von Paris ernannt. Nach dem neuen Geſetze kann der 
König einen Oberbefehlshaber der Nationalgarde für ſolche Orte 
ernennen, wo mehrere Legionen vereinigt ſind. Obriſt Jacqueminot 
wurde Chef des Generalſtabes. u 

Lafayette's Rücktritt gab auch Veranlaſſung zu einer theilweiſen 
Aenderung des Miniſteriums. Düpont (de Eure) führte feinen 
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ein. Düpont konnte die Regierung nicht in die Bahn bringen, Die, 
ſeiner Ueberzeugung nach, eingehalten werden mußte; denn er wollte, 
daß man ganz mit aller Vergangenheit abſchließen, die Revolution 
vollziehen und weiter führen ſollte. Ohne Zweifel war es die Mei⸗ 
nung der Bewegungsmänner, daß mit Düpont auch die Männer 
ihrer Farbe ſich von der Regierung zurückziehen ſollten; ſie wünſchten, 
daß Laffitte, Mérilhou und Odilon-Barrot gleichfalls ihre Entlaſſung 
einreichen möchten, damit die Regierung als retrograd dargeſtellt, und 
aus einer Miniſterverlegenheit eine Veranlaſſung zu einem durchgrei⸗ 
fenden Syſtemswechſel herbeigeführt würde. Dieſe Hoffnung aber 
ſcheiterte. Mérilhou wurde an Düpont's Stelle zum Siegelbewahrer 
und Juſtizminiſter ernannt; und Barthe, Präſident einer Kammer 
des königlichen Gerichtshofes von Paris, wurde, an Mérilhou's Stelle, 
Miniſter des öffentlichen Unterrichts. Odilon-Barrot blieb in ſeiner 
Stellung als Präfeet des Seinedepartements. 

In den letzten Kammerſitzungen des Jahres traten alle Anſich⸗ 
ten und Meinungen hervor; denn da das Miniſterium durch den 
Austritt Düpont's ergänzt worden war, ſo fühlte es das Bedürfniß 
einer Erklärung, die ohnedies nach einer Epoche, wie die durch welche 
man eben gegangen, paſſend ſcheinen konnte. Die dadurch herbeige— 
führte Erörterung ſtellte die Parteien ganz in dem Sinne heraus, 
wie wir es früher angedeutet haben. Laffitte bezeichnete den Gang, 
den die Regierung einhalten wollte, nach ſeinem Syſtem, von 
dem man allerdings bis jetzt nicht merklich abgewichen war, deſſen 
Anwendung für die Zukunft aber noch die Probe beſtehen ſollte. 
Bignon paraphraſirte die diplomatiſche Stellung Frankreichs, und 
ſtellte das Prineip der Nichtintervention als ihre Bedingung auf; 
fand in deſſen Anwendung in Belgien mit Zuſtimmung der Mächte 
eine Anerkennung des Prineips, ohne ſich darüber zu wundern — was 
doch wohl natürlich geweſen wäre für einen diplomatiſchen Schrift⸗ 
ſteller, der ſchon ſo oft in Flugſchriften den Begebenheiten ſein Wort 
geliehen hatte; denn ihm konnte es wohl nicht entgehen, daß eine 
Anerkennung des Grundſatzes der Nichtintervention für alle Fälle, 
von Seite der europäiſchen Kabinette nichts mehr und nichts weniger 
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wäre, als eine Umgeſtaltung des öffentlichen Rechts. Man erklärt 
ſich dies aber, wenn man ihn ſagen hörte, daß die Bundesgenoſſen 
Frankreichs, auf die er gerechnet habe — die Volksaufſtände näm⸗ 
lich — nicht ausgeblieben wären. Guizot ſtellte die Fragen, wie 
fie vorlagen, am einfachſten und klarſten dar; indem er vollkom⸗ 
men billigte, was das Miniſterium gethan hatte in der letzten Zeit 
um die Kraft der Regierung zu befeſtigen, deutete er genugſam an, 
was er weiter von ihr erwartete, ohne indeſſen auf Beſonderheiten 
einzugehen, welche eine Principienerörterung hervorrufen konnte. Der 
Generalprocurator Perſil zeigte an, daß die in den letzten Unruhen 
verhafteten Perſonen der gerichtlichen Unterſuchung überliefert wären. 
Er theilte dann einen Brief mit, der bei einem der Theilnehmer an den 
Unruhen vorgefunden worden war. Dieſer Brief eines Legitimiſten an 
einen Gleichgeſinnten in England, der mit der flüchtigen Königsfamilie 
ſich dort aufhielt, ſagte ausdrücklich: „Wir müſſen eine Republik 
haben, um die Familie Orleans verjagen zu können; ohne eine Re— 
publik iſt keine Hoffnung für uns.“ Obwohl dies die alte Taktik iſt, 
die ſchon die Cavaliere unter den Stuarts, und in der erſten Revo 
lution die Royaliſten befolgt haben, indem fie unter dem Directorium 
und dem Conſulat die äußerſten Conſequenzen der Volksherrſchaft, 
und unter dem Kaiſerthum Republik herbeiführen wollten, ſo bezeich— 
nete ſie doch ganz richtig den Standpunkt der Dinge dahin, daß die 
Legitimiſten nicht durch ſich, ſondern nur durch Vereinbarung mit 
andern Feinden der Regierung etwas unternehmen können. Dies hat 
ſich auch bisher vollkommen bewährt. 

Gerade der Schluß dieſes Jahres bildete einen Abſchnitt in der 
Geſchichte der Juliregierung. Sie hatte in dem Anſtoße feindlicher 
Elemente einen Standpunkt gewonnen, denn ſie hatte den thatſäch— 
lichen Beweis für ſich, daß die Macht, auf welche ſie ſich ſtützte, 
ſelbſt durchdrungen ſey von der Ueberzeugung, daß ſie der Regierung 
kräftigen Beiſtand leiſten müſſe. Es war gelungen, für die Natio- 
nalgarde ein Geſetz zu bewerkſtelligen, in dem ein zuverläßiger Anz 
haltspunkt für die öffentliche Ordnung war. So viel auch noch der 
Regierung fehlte, um der Zukunft ſicher zu ſeyn, ſo war man doch 
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aus dem proviſoriſchen Zuſtande getreten, und die Regierung konnte 
mit einiger Zuverſicht ihre Organiſation vornehmen. Zwar war 
vorauszuſehen, daß ſie mit jedem Schritte zu ihrer Feſtſtellung den 
Widerſpruch jener Parteien erfahren müſſe, deren Bahn ſie nicht wählte; 
allein ſie konnte eine Wahl treffen mit der Ausſicht auf legale Unter⸗ 
ſtützung der Beſonnenen. Mit dem Rücktritte Lafayette's und Düpont's 
mußte die äußerſte Linke darauf Verzicht leiſten, der Regierung ihr 
Syſtem durch die Initiative des Miniſteriums aufzudringen; ſie konnte 
nur auf dem Wege der parlamentariſchen Erörterung ihm Geltung 
verſchaffen. Die Anhänger der Linken, welche noch in der Regierung 
waren, hatten dort nicht mehr die Bedeutung einer unumgänglichen 
Nothwendigkeit. Das Syſtem, das Laffitte in ſeiner letzten Rede 
vor den Kammern angekündigt hatte, war das Seinige, und konnte 
das der Regierung werden; aber es war nicht mehr eine unausweich⸗ 
liche Bedingung. 

Laffitte hatte angezeigt, daß alle Ausſicht zur Erhaltung des 
Friedens vorhanden ſey, Frankreich aber dennoch ſeine Rüſtungen 
fortſetzen werde; ſo lange andere Mächte nicht die ihrigen eingeſtellt 
hätten, müſſe es unter allen Verhältniſſen der Zukunft mit Zu⸗ 
verſicht entgegentreten können. 

Der ruſſiſche Botſchafter, Graf Pozzo di Borgo, bekam ſeine 
Beglaubigung noch vor dem Schluſſe des Jahrs, und a fie 
bald erh 


Zweites Kapitel. 


Die Parteien, welche den Umſturz der Regierung Ludwig Phi- 
lipps wollten, waren in ihren letzten Aufruhrverſuchen zurückgewieſen 
worden. Sie hatten erkannt, daß, wiewohl der Verwaltungsbetrieb 
noch immer nicht mit voller Gelenkigkeit arbeitete, und ein kräftiger 
Beſchluß in der Ausführung nicht immer mit gleicher Entſchiedenheit 
gehandhabt wurde, dennoch eine Macht beſtehe, die nicht beim erſten 
Anlauf über den Haufen gerannt werden konnte. Die Rädelsführer 
ſahen ein, daß ein Erfolg nur zu bewerkſtelligen ſey, durch ein 
übereinſtimmendes Zuſammenwirken der Preſſe und ränkevoller Um⸗ 
triebe. Sie merkten aber auch damals ſchon, daß ſie nicht blos mit 
einem Miniſterium zu thun hatten, oder mit der Partei, deren Farbe 
eben in der Regierungsgewalt oben auf lag; es offenbarte ſich in der 
Leitung der Staatsgewalt etwas mehr als ein Miniſterium. Die 
Feinde der Freiheit, der Monarchie und überhaupt eines geordneten 
Zuſtandes in Frankreich wollten zwar eifrig, neben allen andern aufs 
lockernden Beſtrebungen, auch das alte Syſtem der Verläumdungen 
und Entwürdigungen der Orleaniſchen Dynaſtie und der Perſon des 
Königs fortſetzen; es entging ihnen aber nicht, daß eine in dem 
großartigſten Staatsleben thätige Perſönlichkeit, die mit Muth, Be— 
harrlichkeit und feſtem Willen, Tüchtigkeit und Geſchick verbindet, 
und genau ſich ihres Zwecks bewußt iſt, dadurch am beſten alle 
Verläumdung widerlegt. War nun der König um fo mehr ihr Feind, 
als er ſelbſt König ſeyn wollte innerhalb der verfaſſungsmäßigen 
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Grenzen, ſo mußte ihnen alles daran gelegen ſeyn, die ſelbſteigene 
Theilnahme des Königs an den Staatsangelegenheiten möglichſt 
entfernt zu ſehen. Einen unthätigen und thatloſen König konnte 
man eben ſo gut verläumden, und dabei leichter als unnöthigen 
Staatsluxus darſtellen, von dem man das Büdget erleichtern müſſe. 
In dieſem Beſtreben mußten ſie Unterſtützung finden, nicht bloß 
unter den Feinden der Regierung, ſondern auch unter ihren Freun⸗ 
den, wenn auch nicht in gleicher Abſicht. 

Bereits im Januar 1831 erhoben ſich in mehreren Journalen 
Stimmen dagegen, daß der Miniſterrath ſich faſt immer beim König, 
und damit eben unter ſeinem Vorſitze verſammele, während doch 
der Miniſterpräſident den Vorſitz führen ſolle. Damals ſchon begann 
die nachher ſo oft vorgekommene Erörterung, die ſich um den Satz 
dreht, den wir faſt ein Sprichwort nennen möchten: Le Roi regne, 
mais ne gouverne pas. Die Behauptung gründet ſich darauf, daß 
die verfaſſungsmäßig aufgeſtellte Verantwortlichkeit des Miniſteriums 
eine parlamentariſche Gewalt vorausſetzt, wonach ein Miniſterium 
aus einer Majorität der Kammer hervorgehen, mit dieſer ſtehen und 
fallen, und auch vornehmlich nur dieſer verantwortlich ſeyn ſoll. 
Darnach ſoll der König mittelſt der der Krone vorbehaltenen Vor— 
rechte nur zeitweiſe in den Gang der Verwaltung eintreten dürfen, 
indem er ein Miniſterium entläßt und ein anderes einſetzt oder eine 
Kammer auflöst und eine andere wählen läßt. Dagegen ſoll er 
nach ſolchen Machtäußerungen zurücktreten und ſeinem Miniſterium 
unter deſſen Verantwortlichkeit die Leitung der Verwaltung überlaſſen; 
er ſoll mit einem Worte der King-Conſort ſeines Miniſteriums ſeyn, 
gleich der unſichtbaren Gewalt in dem ehemals bekannten Verfaſ⸗ 
ſungsentwurfe von Sieyes, deſſen Repräſentant Napoleon in ſeiner 
derben Ausdrucksweiſe einen cochon à Vengrais nannte. Herr von 
Cormenin, der ſich wohlfeilen Kaufes den Ruf eines unnachahmlichen 
Staatslogikers erworben, hat ja klar nachgewieſen, daß ein König 
der Franzoſen gar nichts thun kann ohne die Unterſchrift eines Mi⸗ 


niſters, daß er, wenn nicht Einer ſeiner Miniſter es vertreten will, 
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einen Tabaksdebit als die Staatsſiegel vergeben könne. Nur um 
dieſen Preis ſey der König unverletzlich, nur in ſolcher Weiſe ſey es 
eine Wahrheit, daß der König nichts Böſes thun könne. Man weißt 
auf England hin, wo das Miniſterium beſtimmt, wem der König 
ein erledigtes Hoſenband geben, welchen Stallmeiſter er fortjagen 
muß, welchen Kammerpagen er behalten darf. | 

Aber iſt es denn wirklich wahr, daß ein conſtitutioneller König, 
um nicht Böſes thun zu können, gar nichts thun muß, als ſeine 
Zeit als Privatmann ausfüllen ſo gut er es kann und verſteht? 
Jede Staatsverfaſſung iſt nicht nur eine geſchriebene Form, ſondern 
ſoll ein lebendiges Menſchenwerk werden. Wenn die franzöſiſche 
Charte vorſchreibt, daß das Miniſterium verantwortlich iſt für alle 
öffentliche Regierungshandlungen, und daß jeder Erlaß des Königs 
durch die Gegenzeichnung eines Miniſters beglaubigt ſeyn fo, um 
volle Gültigkeit zu erlangen, ſo ſchließt das keinesweges die per⸗ 
ſönliche Mitthätigkeit des Königs aus, ſondern fordert gerade eine 
ſolche von ihm, die aber nur ausgeübt werden ſoll in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem verantwortlichen Miniſterium. Die Verfaſſung ver⸗ 
bietet nirgend die perſönliche Theilnahme des Königs an den Staats⸗ 
geſchäften, ſie fordert ſie ſogar in vielen Fällen; eben ſo wenig 
ſchreibt ſie dem Miniſterium vor, die Verwaltung ohne Antheil des 
Königs zu vollziehen. Sie will offenbar nur Sicherſtellung gegen 
Uebergriffe der Krone, und hat deßhalb dem Könige verantwortliche 
Miniſter beigegeben, ohne deren Kenntnißnahme und Mitwirkung er 
keine Staatshandlung vollziehen kann. Die Uebung einer ſtreng 
parlamentariſchen Regierung, mit einer, der Abweiſung nahe kom— 
menden Unterordnung der perſönlichen Theilnahme des Regenten, 
ſetzt überdies unter allen Umſtänden eine ganz durchgedrungene poli— 
tiſche Bildung der Nation voraus. Die Parteien müſſen Haltung, 
Entſchiedenheit und Legalität haben; ſie müſſen ſowohl einen Sieg 
benützen, und zu regieren verſtehen, als mit Reſignation eine Nieder⸗ 
lage ertragen können, ohne daß in beiden Fällen Störungen und 
Verſchiebung der Gliederung der Staatsgeſellſchaft entſtehen. 

War nun in Frankreich dieſe unentbehrliche Bedingung für 
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die Handhabung einer Regierung im ſtrengen parlamentariſchen Styl 
vorhanden? Die Franzoſen find geiſtvoll, beweglich, leidenſchaftlich, 
und unbedenklich einer großen Aufopferung fähig — aber, was die 
große Mehrheit betrifft, meiſt nur für einen naheliegenden Zweck, 
deſſen Ergebniß bald ſich als Nationalerwerb an Ruhm, Glanz und 
Anerkennung eines vorwiegenden Einfluſſes auf andere Nationen 
ausweiſen muß, wenn der Eifer nicht erkalten, die Beharrlichkeit 
nicht ſchwanken ſoll. Sie haben große politiſche Erfahrungen ge⸗ 
macht, aber ſie wenden ſie mehr auf andere als auf ſich an. Stets 
betrachten und empfinden ſie ihre eigenen politiſchen Zuſtände nach 
dem Maßſtabe des Einfluſſes, den ſie auf andere dadurch erlangen 
können. Es iſt in ihnen ein Drang, der ſie treibt, die Verwicke⸗ 
lungen ihres ſtaatlichen Befindens nach Außen zu tragen, ſtatt fie 
am eigenen Herde durchzuarbeiten und zu löſen. Sie fordern als 
ein Recht die Initiative der Civiliſation, würden aber viel größere 
Anſprüche darauf haben, wenn ſie nicht immer noch meinten, daß 
der Fortſchritt mit einem Artilleriepark verkündigt werden müſſe, und 
daß die Civiliſation nur in der Form für Europa heilſam ſey, die 
ſie in Frankreich angenommen habe. Das meinten, wie ich wohl 
weiß, nicht alle Franzoſen, und es hat Frankreich nie an hervor⸗ 
ragenden und einſichtsvollen Männern gefehlt, welche das rechte Ver⸗ 
hältniß bei ſich und in der Fremde, die Vorzüge und die Gebrechen 
aller Orten erkannten und verſtanden. Allein, wie ſie auch immer 
darzuthun ſich bemühten, daß die Größe Frankreichs aus der inneren 
Entwickelung und einer regelmäßig durchdringenden politiſchen Bil— 
dung hervorgehen müſſe, und daß dieſe die wahre und glorreiche 
Propaganda ſey, ſtets wurden ſie überflügelt von denen, welche dieſe 
nur für möglich und geſichert hielten, wenn die Bedingung der 
äußern Größe erfüllt ſey. Von den politiſchen Parteien war damals 
nur eine einzige unbedingt für die Juliusdynaſtie. Es gab eine 
große Mehrheit in Frankreich, die eigentlich nicht einer politiſchen 
Partei angehörte; dieſe war das Bürgerthum, der Beſitzſtand, mit 
Ausnahme der großen legitimiſtiſchen Grundbeſitzer. Weil dieſe 
vor Allem Ruhe, Ordnung und Erhaltung wollten, unterftügten 
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fie die dem Juliusthrone unbedingt ergebenen Doctrinairs. Für die 
Republikaner und Legitimiſten allein war Entfernung der gegenwär⸗ 
tigen Dynaſtie die unumgängliche Bedingung zur Erreichung ihrer 
Zwecke. In der Bewegungspartei waren gemiſchte Elemente. Weil 
ſie ein Hebel war, um die Regierung aus ihrer Stellung zu drängen, 
fo hatten republikaniſch Geſinnte ſich ihr angeſchloſſen, die auf die⸗ 
ſem Wege ihr Ziel zu erreichen hofften; aber die Vorſprecher der 
Bewegungspartei in der Deputirtenkammer wollten ohne Zweifel nicht 
den Umſturz der Juliusdynaſtie, ſondern ſie wollten mit ihr eine 
Bewegung nach Außen; ſie wollten die Juliusdynaſtie als Beſieger 
der mit Europa beſtehenden Verträge, als Erwerber und Schützer 
der Erhebung der Völker gegen die beſtehenden Regierungen. Nun 
war es ganz klar, daß das ganze Bürgerthum ſich hiebei nicht theil⸗ 
nahmlos verhalten werde; manche theilten die Anſichten der Bewe— 
gungspartei, und man hatte aus dieſem Grunde die Artillerie der 
Nationalgarde auflöſen müſſen. Im Kabinette ſelbſt war nicht voll⸗ 
kommene Uebereinſtimmung über das politiſche Syſtem, das man 
einhalten wollte, denn Laffitte und Mérilhou machten den Frieden 
abhängig von Zugeſtändniſſen der europäiſchen Diplomatie, deren For⸗ 
derung zu ſehr bedenklichen Verwickelungen führen könnte. Da nun 
eben der König die conſtitutionelle Regierungsform genau einzuhalten 
entſchloſſen war, ohne der Verantwortlichkeit ſeines Kabinets in den 
Weg zu treten, ſo mußte es ihm um ſo wichtiger ſeyn, nicht nur 
die Beſchlüſſe kennen zu lernen, nachdem fie gefaßt waren, ſondern 
den Verhandlungen beizuwohnen, aus denen ſie hervorgehen ſollten. 
Ohne Zweifel wollte der König Einfluß üben auf dieſe Verhand⸗ 
lungen, aber in berathender Weiſe, und ohne ſeine Anſicht als 
einen Willen aufzulegen, der unbedingten Gehorſam verlangte. Er 
führte auch in dieſen Sitzungen nicht den Vorſitz, der ſtets dem Mi⸗ 
niſterpräſidenten unbenommen blieb. Dieſes beſtändige Vorhanden⸗ 
ſeyn des Königs, nicht nur auf dem Throne, ſondern in dem Rath: 
ſchluſſe aller Miniſterien, die ſeit 1830 auf einander folgten, iſt es, 
was man mit dem bekannten Ausdruck la pensée immuable an⸗ 
deutet. Die Benennung rührt von denen her, welche die Theilnahme 
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des Königs an der Regierung tadeln und, als dem Geiſte einer 
conſtitutionellen Ordnung widerſtrebend, verwerfen. Sie behaupten, 
daß dadurch der König über die Grenzen der Unverletzlichkeit in den 
Bereich der Verantwortung trete, die Miniſter dagegen nicht auf dem 
Standpunkte der Verantwortlichkeit blieben. In beiden Beziehungen 
jedoch tritt die Frage der Verantwortlichkeit erſt dann auf, wenn die 
Regierung die Bahn der Legalität verlaſſen ſollte. Die Art, wie 
die Rathgeber der Krone zu einem Beſchluſſe gelangen, iſt nicht der 
Beaufſichtigung der Abgeordneten unterworfen; nur für die That 
find die Miniſter verantwortlich, wenn dieſe von den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regeln Umgang nimmt. Die Wirkſamkeit des Königs in 
ſeinem verantwortlichen Miniſterrathe beruhte eben, wie man es in 
ſo fern richtig ausgedrückt hat, auf einem „Gedanken,“ auf einer 
vorausſichtigen Idee; ſie äußerte ſich nicht in perſönlicher Laune, 
ſondern in Erörterungen der Berathungsgegenſtände ohne andere 
Macht, als die der Ueberzeugung. Unter den in Frankreich obwal⸗ 
tenden Verhältniſſen beruht die Monarchie nicht auf erhaltenden Ins 
ſtitutionen, die im Volksleben Wurzel gefaßt haben; fie ſollte beſon⸗ 
ders damals getragen werden durch die Geſchicklichkeit in Uebung der 
Regierung, durch die Richtung der oberſten Leitung. In einem 
Lande, wo weder die Stände im Staatsleben noch die politiſchen 
Parteien feſt begründet ſind, wo im Strome des öffentlichen Lebens 
das Flußbett ſich beſtändig ändert, muß die zur Erhaltung unent⸗ 
behrliche Einheit von der Regierung ausgehen. Die Miniſterien, im 
Kampfe mit dem Widerſpruche derjenigen ſowohl, die ſich daran bis 
zur Miniſterbeachtung heraufarbeiten wollen, wie auch derjenigen, die 
grundſätzlich der Regierung entgegentreten, ringen faſt immer um die 
Erhaltung des Augenblicks, und werden unwillkührlich gezwungen, 
den nächſtliegenden Intereſſen Opfer zu bringen; jedes Zugeſtändniß 
aber, welches den Miniſterien in täglichen parlamentariſchen Kämpfen 
entriſſen werden konnte, ſchwächte die Grundlage der Monarchie; 
um dieſer den Boden zu erhalten, wachte ein unabänderlicher Ge- 
danke über die Beſchlüſſe der Miniſter, damit nicht jedes abtretende 
Miniſterium einen Strebepfeiler des Königsthum mit ſich riße. Es 
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läßt ſich allerdings nicht verkennen, daß wenn dieſe perſönliche Theil- 
nahme auch nicht in die conſtitutionelle Legalität eingriff, fie dennoch 
der öffentlichen Meinung gegenüber eine moraliſche Verantwortlichkeit 
übernahm, die nicht ohne Gefahr war, noch ſeyn konnte. Welche 
Stellung aber bot nicht Gefahren dar? Die Theilnahmloſigkeit, das 
Waltenlaſſen der parlamentariſchen Ebbe und Flut bot noch augen⸗ 
ſcheinlichere Gefahr. 

Sobald man erkannt hatte, daß Ludwig Philipp ein werkthäti-⸗ 
ger König ſey, richteten ſich alle Angriffe um fo mehr gegen ſeine 
Perſon, und die ſpäter beginnende Reihe von Mordverſuchen bewieſen 
auch, daß man durch Vernichtung einer ſo weithin beſtimmenden Per— 
ſönlichkeit die Seele der Regierung zu treffen gedenke. Um ſo mehr 
ſpähte man nach jeder öffentlichen Aeußerung des Königs. Von vie— 
len Provinzen und Städten Frankreichs waren Abordnungen nach 
Paris gekommen, um dem König ihre Huldigungen darzubringen. 
Die Antworten des Königs wurden von den Journalen ſorgfältig 
beobachtet und, ſo oft eine Gelegenheit ſich ergab, in jedem Sinne 
erörtert. So hatte der König in ſeiner Antwort an die Abgeord— 
neten der Stadt Gaillae (Departement Tarn) unter Anderm geſagt: 
„Nous chercherons à nous tenir dans un juste milieu, égale- 
ment éloigné des exces du pouvoir populaire et des abus du 
pouvoir royal.“ ) Man fand hierin ein ganzes Syſtem und eine 
glückliche Benennung, gegen die man zu Felde ziehen konnte. Die 
rechte Mitte zwiſchen Ungebühr der einen und der andern, ſich wie 
Pole bedingenden Gewalten, hat ohne Zweifel jede kluge Regierung 
in der Welt eingehalten; hiemit war weder etwas Neues noch Auf— 
fallendes ausgeſprochen. Da indeſſen zu viele dabei ihre Rechnung 
finden mußten, daß die Regierung ſich einer Partei in die Arme 
werfe, ſo erhob man ſich gegen jede Selbſtſtändigkeit, und trat 
um ſo heftiger dagegen auf, als man in dieſen Worten des Königs 


„) „Wir werden ſuchen, eine richtige Mitte einzuhalten, gleich weit ent- 
fernt von Uebergriffen der Volksmacht, wie von einem Mißbrauche der königlichen 
Gewalt.“ 
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feinen perſönlichen Entſchluß zu erkennen glaubte. Bald wiederhall⸗ 
ten die Kammer, Frankreich, ja ganz Europa von dem Syſtem des 
Juſte Milieu, als wäre etwas Neues und Niedageweſenes entſtan⸗ 
den, während man nur ein neues Wort hatte für eine kluge Mäßi⸗ 
gung, durch welche überhaupt nur Erhaltung auf die Dauer möglich 
iſt. Man wollte die Regierung aus jeder unabhängigen Stellung 
verdrängen, und erkannte daher keine Mitte an, ſondern ſuchte 
darzuthun, daß wer nicht mit der Volksgewalt vorwärts ginge, 
nothwendig der Reaction anheimfallen müßte. Da die ganze folgende 
Entwickelung ſich mehr oder weniger um dieſes Verhältniß dreht, ſo 
wollen wir hier auf keine allgemeine Erörterung eingehen. Man be⸗ 
zeichnete eine Stellung zwiſchen zwei Endpunkten als zaghafte Cha⸗ 
rakterloſigkeit, während dieſe vielmehr ſich ausgeſprochen hätte, wenn 
man an die Spitze einer Partei getreten wäre. Man hat nachher 
auch dem König vorgeworfen, daß er ſein eigenes Syſtem nicht ein⸗ 
gehalten habe, nicht immer in der geraden Mitte geblieben wäre, 
ſondern ſich bald der einen, bald der andern Seite mehr genähert 
habe. Allein es handelt ſich bei der Regierung eines Staates nicht 
um Worte und unfruchtbare Syſtemsformen, ſondern um friſche, 
lebendige That. Eine Regierung kann mit einem ſtarren Syſtem 
nicht abſeits bleiben, ſondern muß eingreifen in den Gang des Le— 
bens, und ſich bald der einen, bald der andern Seite nähern, je 
nachdem es die Umſtände erfordern; denn ihr Ziel kann nicht der 
Triumph eines behaupteten Grundſatzes ſeyn, ſondern ſoll ſich aus⸗ 
weiſen in einer dem Ganzen förderlichen Thatſache. 25 

Die Ungeduld der Bewegungspartei in der Kammer ergriff die 
erſte Gelegenheit, um Erörterungen über das politiſche Syſtem der 
Regierung herbeizuführen. General Lamarque hielt eine glänzende Rede, 
um die Regierung zum Beiſtande Polens aufzufordern. Die leben⸗ 
dige Beredtſamkeit des Generals hatte ſich des dankbarſten Stoffes 
bemächtigt, aber das Feuer einer edlen und ſchönen Ueberzeugung, 
und der glühende Eifer für den Waffenruhm ſeiner Nation riß 
ihn über die Grenzen der politiſchen Klugheit hinaus; durch die 
Begeiſterung für die unglücklichen Polen, mit denen alle Welt Sym⸗ 
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pathie hatte, brach der Zorn über die europäiſchen Verträge, welche 
Frankreichs Siegesbahn geſchloſſen hatten. „Niemals,“ rief er, „hat 
die Nation den Bourbons dieſe Tractate verziehen, und einige Tage 
der Freiheit haben ſie nicht getröſtet über die Verſtümmelung unſers 
Gebiets. So wie das Volk einen Fürſten auf dem Thron erblickte, 
der bei Jemappes gefochten hatte, und auf fremdem Boden Fran⸗ 
zoſe geblieben war, glaubte es, und mußte glauben, daß er ſich 
allen Geſinnungen der Nation anſchließen werde. Niemals werde 
ich es faſſen können, daß man den Ruhm zurückſtoßt, wenn die 
Menſchlichkeit ihn gebietet, das Staatsintereſſe ihn räth, und die Ge⸗ 
rechtigkeit ihn erheiſcht.“ Hier offenbarte ſich zu deutlich die Bedin⸗ 
gung, unter welcher Polen Hülfe gebracht werden ſollte, und daß 
es damit eben ſowohl auf die Länder abgeſehen war, die zwiſchen 
Frankreich und Polen lagen, und auf eine Wiederherſtellung der 
franzöſiſchen Herrſchaft außerhalb Frankreichs. Mauguin ſprach für 
dieſelbe Sache unter der Vorausſetzung, daß Frankreich durch ſeine 
Neutralität nicht den Frieden erhalten werde, ſondern nur ſpäter 
den Krieg unter unvortheilhaften Bedingungen bekommen. Lafayette 
und Odilon⸗Barrot äußerten ſich in demſelben Sinne; letzterer jedoch 
in weit gemäßigter Weiſe. Laffitte, obwohl er in einer früheren 
Erklärung den Begriff der Nichtintervention in einem trotzigen Ver⸗ 
hältniſſe für Frankreich aufgefaßt hatte, mußte, wenn er einen Blick 
auf die innere Lage warf, als Finanzmann zurücktreten vor den Fol⸗ 
gen eines jo unbedingten Krieggelüſtes; er erwiederte: „Man ſchlägt 
uns Napoleons Feldzüge vor.“ Und in der That war es auch nicht 
Geringeres, was man wollte. „Wir vermögen für Polen nichts durch 
die Macht der Waffen. Man würde die Welt der Gefahr ausſetzen, 
in ein Chaos zurückzuſtürzen.“ Düpin (der Aeltere) wendete das von 
Lamarque angeführte Wort der Polen: „Gott iſt zu hoch, und der 
Franzoſe zu weit,“ Deus altius, Francus longius) auf Frankreich 
an, und bemerkte: daß wenn Frankreich zu weit von Polen, ſo ſey 
eben darum auch Polen zu weit von Frankreich, als daß letzteres 
Polen zu Hülfe kommen könne, ohne den ganzen europäiſchen Frie⸗ 
densſtand über den Haufen zu ſtürzen. Sebaſtiani machte dieſelben 
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Gründe geltend; ſie lagen in der Natur der Sache. Dennoch blieb 
die polniſche Revolution mit der Sympathie für die Sache der Unter⸗ 
drückten, deren ſich Niemand wehren konnte, ein gefährliches Argus 
ment im Beſitz der Oppoſition; es war ſchwer, der Staatsklugheit 
den Sieg zu verſchaffen über ein ſo weit verbreitetes Mitgefühl. 
Ein Vorfall in der Sorbonne zeigte, daß ein großer Theil der 
Studirenden der Pariſer Univerſität noch immer in den Geſinnungen 
beharrten, welche ſie bei den Dezemberunruhen an den Tag gelegt 
hatten. Der Unterrichtsminiſter, Barthe, und der königliche General⸗ 
Anwalt, Perſil, hatten ſich nach der Sorbonne begeben, um mit 
dem Disciplinarrath der Univerſität zu verhandeln. Sie verließen 
die Sitzung in einem Augenblicke, als gerade mehrere Vorleſungen 
beendet waren, und wurden beim Einſteigen in den Wagen von 
den Studirenden gröblich beleidigt; man warf mit Steinen nach 
dem Wagen, und Barthe's Bediente wurde gefährlich verwundet. 
Alle anweſenden Studirende nahmen wohl nicht daran Theil, aber 
fie ſchritten auch nicht ein gegen diejenigen, welche einen ſo pöbelhaf⸗ 
ten Angriff wagten. Es gab an der Pariſer Univerſität eine eben nicht 
kleine Zahl von Schülern, die nur dem Namen nach ſtudirten, und 
ſelten die Vorleſungen beſuchten; ſonſt aber nur zu finden waren in 
Eſtaminets, den Parterren der Boulewardtheater, und in den rauchi⸗ 
gen Ballſälen der Weinſchenken vor den Barrieren. Dieſe Verirrten 
waren ſchon ihrer Lebensweiſe nach dem tollſten Revolutiönswerke 
zugänglich, das ihrem Müſſiggange eine Abwechslung versprach, 
welche ihnen Bedeutung und eine ihnen zuſagende Thätigkeit geben 
konnte. Sie hielten Verſammlungen im Hofe der Sorbonne und 
deklamirten die wuthvollſten Reden zum Preiſe der Großthaten der 
Schreckenszeit, in denen Camille Desmoulin, Robespierre und Marat 
als um das Vaterland hochverdiente Männer figurirten. In dieſes 
Beſtreben hatten fie aber auch manche ſonſt tüchtige junge Leute hin⸗ 
eingezogen, die in allen übrigen Dingen nicht die Genoſſen ihrer 
ſchlechten Lebensweiſe waren. Hier war eine Pflanzſchule von Miſſio⸗ 
nairen der ruchloſeſten Propaganda; manche wurden es ſpäter, und 
büßten mit Kerker und Elend ihre Verkehrtheit. Sogar im Collegium 
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Heinrichs IV. empörten fih die Schulknaben gegen ihre Lehrer. 
Jener Unfug in der Sorbonne hatte indeſſen die gute Folge, daß 
die Beſſeren zur Beſinnung kamen und über eine Gemeinheit errö- 
theten, die ſo ganz das franzöſiſche Ehrgefühl verletzte. Deputationen 
der Studirenden aller Facultäten begaben ſich zu Barthe und Perſil, 
bezeigten ihnen ihre Achtung und ihren Unwillen gegen die ihnen 
wiederfahrene empörende Beleidigung. 

Am 3. Februar wählten die Belgier den Herzog von Nemours 
zu ihrem König. Auch der Herzog Auguſt von Leuchtenberg, Eu— 
gens Sohn, Enkel der Kaiſerin Joſephine =), war in Vorſchlag ge- 
bracht worden. Eine Vereinigung Belgiens mit Frankreich mußte 
nothwendigerweiſe die ganze europäiſche Politik ſtören. Wenn ein 
franzöſiſcher Prinz vom Hauſe Orleans den belgiſchen Thron be⸗ 
ſtiege, ſo mußte das als factiſch mit einer Vereinigung gleiche 
bedeutend betrachtet werden. Der König hatte bereits im voraus 
erklärt, daß er eine Wahl ſeines Sohnes zum König der Belgier 
nicht annehmen, ſo wenig als er eine Erhebung des Herzogs von 
Leuchtenberg auf den belgiſchen Thron geſtatten werde. Fürſt Tal⸗ 
leyrand hatte Befehl bekommen, dem Londoner Congreß dieſe Erklä⸗ 
rung abzugeben, und ein Beſchluß war unterzeichnet worden, wo⸗ 
nach der Wahl beider Prinzen, wenn ſie erfolgen ſollte, von den 
zur Ordnung der belgiſchen Angelegenheiten vereinigten Mächten die 
Anerkennung verſagt wurde. Frankreich mußte damals Belgien von 
ſich weiſen, weil England eben ſo ſehr gegen eine Vereinigung Bel⸗ 
giens mit Frankreich, in der einen oder andern Form, auftreten 
mußte, als die europäiſchen Continentalmächte. England konnte un⸗ 
möglich zugeben, daß Antwerpen ein franzöſiſcher Hafen werde, oder 
unter franzöſiſchen Einfluß komme. Die franzöſiſche Bewegungspartei 
verwarf aber jede Rückſicht auf die europäiſche Politik; fie wollte, 
daß jede bisherige politiſche Combination vor dem Einfluſſe der Juli⸗ 
Revolution verſchwinden ſollte, und Lamarque rief: „Ihr habt Belgien 


) Der geiſtreiche und liebenswürdige Prinz ſtarb nachher in Liſſabon als Don 
Augusto von Portugal, Gemahl der Königin Dona Marla da Gloria. 
Birch, Ludwig Philipp. Bd. II. 11 
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an England verkauft, wie Polen an die heilige Allianz!“ Ohner⸗ 
achtet der Erklärung des Londoner Congreſſes kam dennoch eine 
belgiſche Geſandtſchaft nach Paris, um dem Herzog von Nemours 
die belgiſche Krone anzutragen. An der Spitze der Geſandtſchaft 
war der Präſident Chokier de Surlet. Die Geſandten wurden höchſt 
ehrenvoll aufgenommen und das Hötel de Varennes, welches Ma⸗ 
dame Adelaide von Orleans gehört, ihnen zur Wohnung für ihren 
Aufenthalt in Paris angewieſen. In der feierlichen Audienz, in 
welcher die Geſandten den Antrag vorbrachten, begründete der König 
feine abſchlägige Antwort darauf, daß es vor Allem feine Pflicht ſey, 
Frankreichs Intereſſe zu Rathe zu ziehen; für Frankreich aber, wie 
für Belgien und alle Staaten in Europa, ſey der Friede die noth⸗ 
wendige Bedingung des Gedeihens und der Entwickelung, und dieſer 
würde durch eine Annahme des Antrags weſentlich gefährdet werden. 

Am 14. Februar brach in Folge einer in ihrem eigenen Intereſſe 
höchſt unklugen Demonſtration der legitimiſtiſchen Partei bedeutende 
Unruhe in Paris aus. Es war der Jahrestag des Todes des 
Herzogs von Berry. Der Polizei war bekannt worden, daß man 
das Gedächtniß dieſes Tages durch ein Todtenamt in der Kirche 
St. Germain⸗l Auxerrois, gegenüber vom Louvre, begehen wolle. In 
fo fern dies durch ſtille Gebete und eine Seelenmeſſe in gewöhnlicher 
Art geſchähe, konnte man es wohl mit Toleranz anſehen, und 
als eine rein kirchliche und unpolitiſche Ceremonie betrachten. Eine 
auffallende Nachläſſigkeit war es indeſſen jedenfalls, daß man dieſe 
Feier fo ganz ſich ſelbſt überließ, und daß die Behörde keine Aufſicht 
dabei führte. Wäre das geſchehen, ſo würde man bald an den 
Vorbereitungen bemerkt haben, wie es darauf angelegt war, die 
Grenzen eines blos religiöſen Trauerfeſtes zu überſchreiten. Man 
hätte dann einer traurigen Zerſtörung vorbeugen können. Die kirch⸗ 
liche Ceremonie war vorüber. Von Außen hatte Nichts beſondere 
Aufmerkſamkeit erregt, als einige und zwanzig auf dem Platze vor 
der Kirche aufgefahrene Kutſchen des legitimiſtiſchen Adels der Vor⸗ 
ſtadt St. Germain; aber auch dieſe und ihre Inhaber konnten ſich un⸗ 
geſtört wegbegeben, ehe eigentliche Unordnungen ausbrachen. Indeſſen 
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waren mehrere Neugierige aus dem Volle in die Kirche getreten, und 
wurden Zeugen des folgenden Auftrittes. Der Sohn des bekannten 
Legitimiſten, Herrn von Conny, vertheilte an alle Anweſende ein 
lithographirtes Bildniß des Herzogs von Bordeaux, und heftete ein 
ſolches an den im Schiffe der Kirche zum Gedächtniß des Verſtorbenen 
aufgeſtellten Katafalk; das Bildniß wurde mit Immortellenkränzen - 
umgeben. Ein Perückenmacher aus der Straße Richelieu in National⸗ 
gardeuniform ſtellte eine blumenbekränzte Büſte des Herzogs von Berry 
auf. Dieſer rein politiſchen Nachfeier ſahen die Zuſchauer, deren 
Zahl ſich vermehrt hatte, nicht mehr ruhig zu. Sie zerſtörten die 
Embleme der Sehnſucht nach einem dem Volke verhaßten Zuſtande, 
und drangen auf die noch anweſenden Legitimiſten ein. Einer ſchnell 
vom Poſten des Louvre herbeigeeilten Abtheilung der Nationgl⸗ 
garde gelang es dieſe Perſonen durch Verhaftnahme zu retten; die 
Kirche wurde geräumt. Allein das hiebei unvermeidliche Aufſehen 
verbreitete ſchnell die Kunde von dem Vorgefallenen; bald war der 
Platz vor der Kirche bis an die Quais der Seine mit einer dichtge⸗ 
drängten Volksmenge bedeckt. Da man auf gar keinen Ausbruch 
vorgeſehen war, ſo war auch vom Anbeginn an keine Macht vor⸗ 
handen, um ihm zu wehren. Das Volk betrachtete den Vorgang in 
der Kirche als eine religiöſe Vorbereitung zu einer Carliſtiſchen Er⸗ 
hebung, und ſein Zorn wandte ſich gegen die Geiſtlichkeit, welche 
ſie durch eine kirchliche Handlung gleichſam geweiht hatte. Man 
erinnerte ſich, daß es eben die Kirche von St. Germain⸗l Auxerrois 
war, von welcher einſt das Zeichen gegeben wurde zum Blutbade der 
Bartholomäusnacht — als man bemerkte, daß ein großes goldenes 
Kreuz auf dem öſtlichen Kreuzdache der Kirche mit Lilien geſchmückt 
war. Die Erinnerung an die Unduldſamkeit der Vorzeit, ein Zeichen, 
das anzudeuten ſchien, daß die Luſt dazu noch in der Ueberlieferung 
beſtehe, erzeugten in leicht begreiflicher Wechſelwirkung wiederum Un⸗ 
duldſamkeit — und die Verwüſtung begann. Die Kirchthüren wur⸗ 
den geſprengt, das Innere zerſtört, wie auch die an die Kirche an⸗ 
ſtoßenden Wohnungen der Geiſtlichen. Der herbeigeeilte Maire des 


Arrondiſſements mußte Arbeiter kommen und das mit Lilien 
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geſchmückte Kreuz abbrechen laſſen. Es blieb aber nicht dabei. Die 
Feierlichkeit konnte, meinte man, nicht ohne Genehmigung des Erz— 
biſchofs ſtatt gehabt haben, oder war gar auf ſeine Veranſtaltung 
unternommen worden. Der Pfarrer von St. Germain hat nachher 
verſichert, daß der Erzbiſchof keinen Antheil daran gehabt; der Herr 
von Quelen war aber bei der überwiegenden Mehrzahl wegen ſeines 
ausgeſprochenen unduldſamen Carlismus verhaßt. Am 15. Februar 
Morgens wurde der erzbiſchöfliche Pallaſt auf der Inſel de la Cité, 
unmittelbar an die Cathedrale Notre-Dame angebaut, erſtürmt, und, 
Alles darin zerſtört; alle Möbel wurden zertrümmert, Thüren, Fenſter, 
Fußböden herausgeriſſen, die koſtbare, große Seltenheiten enthaltende 
Bibliothek verbrannt oder in die Seine geworfen, ſogar das Dach 
abebrochen. Unter dem Rufe: „Nieder mit den Jeſuiten!“ fiel 
nach lange fruchtloſen Bemühungen ein großes vergoldetes Kreuz 
auf einem Seitendache der Notre-Damekirche. Auch in letztere verſuchte 
der Pöbel einzudringen, wurde aber ſtandhaft von der Nationalgarde 
abgewieſen, die darauf Verzicht leiſten mußte, den erzbiſchöflichen Pal⸗ 
laſt zu retten, und deſto entſchiedener die Cathedrale vertheidigte. Der 
Pöbel hatte gedroht, alle Kirchen der Hauptſtadt zu plündern, weß⸗ 
halb die Nationalgarde ihre Macht ſehr vertheilen mußte. Hie und 
da wurden noch einige Kreuze abgeriſſen, aber ſonſt die weitere Ver⸗ 
breitung der Zerſtörungswuth gehemmt. Ein Haufe, der gegen die 
Kirche St. Roch heranrückte, kehrte von ſelbſt um, da gerade in der 
Kirche eine Leichenfeier ſtatt fand. In der Nacht wurde ein Angriff 
auf das geiſtliche Seminar von St. Sulpiee von der Nationalgarde 
zurückgewieſen. Perſonen wurden nicht mißhandelt, ſondern nur das 
Kircheneigenthum zerſtört. Dieſer fo plötzlich und unerwartet auflo⸗ 
dernde Volkszorn zeigte deutlich genug, auf welche Stimmung die 
Legitimiſten rechnen konnten. Bisher hatte das Volk ſeit der Juli⸗ 
Revolution nicht darauf geachtet, daß die Lilien noch immer in dem 
franzöſiſchen Wappen waren, da bekanntlich das Orleaniſche Wappen 
fie auch führte. Um nun nicht Veranlaſſung zu geben zu wiederholten Uns 
ordnungen, deren Anfang man nicht immer überwachen konnte, wurden die 
dem Volke verhaßten Lilien aus dem franzöſiſchen Staatswappen entfernt. 
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In der Deputirtenkammer gab dieſer bilderſtürmende Aufſtand 
Veranlaſſung zu Beſchwerden über die Unvorſorglichkeit der Aufſichts⸗ 
Behörden, welche vom Anfange an dabei an den Tag gelegt worden 
ſey. Aus der Vertheidigung des Miniſters des Innern, Grafen 
von Montalivet, ging hervor, daß der Seinepräfect, Odilon-Barrot, 
ſehr ſpät hinzugetreten war. Sehr ungenügend war die Ausrede 
Odilon⸗Barrots, daß er nicht vom Miniſter in Kenntniß geſetzt 
worden ſey. Ein Mann von Barrot's Geiſt, der ſelbſt in den De⸗ 
zemberunruhen eine ſo rege Thätigkeit entwickelt hatte, konnte kaum 
im Ernſt erwarten, daß eine ſo leere Formalität ſein Benehmen 
rechtfertigen dürfe beim Ausbruche eines Aufruhrs, wo jeder unbe⸗ 
nutzte Augenblick Verluſt bringen muß. Es ging aus der ganzen 
Erörterung deutlich hervor, daß zwiſchen dem Seinepräfecten und 
dem Miniſter eine Spannung beſtand, weßhalb der Erſtere mit einer 
gewiſſen Eiferſucht die Beobachtung aller Formen verlangte. Es iſt 
nicht wohl anzunehmen, daß Odilon-Barrot nicht ſehr bald Nachricht 
von dem Vorgefallenen bekommen haben ſoll, wenn auch nicht vom 
Miniſter, der eher in dem Falle war, dieſe von der untern Behörde 
erwarten zu können. Im erſten Augenblicke aber hielt man es für 
einen gewöhnlichen Auflauf, und Niemand hatte eine Ahnung davon, 
daß jo Bedeutendes daraus entſtehen. werde. Odilon-Barrot hatte 
ohne Zweifel nicht geglaubt, durch das Abwarten eines miniſteriellen 
Befehls ſich einem Verſäumniß von Wichtigkeit auszuſetzen, und ſo 
kam es, daß Montalivet, der ſogleich auf die erſte Kunde perſönlich 
an Ort und Stelle geeilt war, den Seinepräfect lange vermißte, wo 
fein Poſten feine Anweſenheit gebot. Zum Zweitenmal innerhalb 
zwei Monaten befand ſich Odilon-Barrot in offenem Widerſpruch 
mit dem ihm vorgeſetzten Miniſterium. Aus feiner eigenen Verthei⸗ 
digung in der Kammer ging unläugbar hervor, daß der Fehler auf 
ſeiner Seite war, und er vermehrte ihn durch die Art und Weiſe 
ſeines Auftretens in einer rein adminiſtrativen Angelegenheit. Wiederum 
trat die Nothwendigkeit ein, daß er oder der Miniſter weichen müſſe. 
Montalivet begehrte feine Entlaſſung, aber der König genehmigte fie 
nicht, und Odilon⸗Barrot wurde abgefegt. In jedem Lande in der 
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Welt, wo eine Regierung auf Achtung Anſpruch machen will, mußte 
dieſe Entſcheidung folgen; die Patrioten ſchrien aber laut über Unge⸗ 
rechtigkeit gegen ihren Meinungsgenoſſen, und behaupteten, Odilon⸗ 
Barrot ſey das Opfer einer Intrigue. Allerdings ſagt Odilon-Barrot 
in einem Briefe vom Jahre 1834, daß der Polizeipräfeet vor dem Erz 
eigniß in Kenntniß geſetzt worden ſey — aber doch wohl nur davon, 
daß ein Todtenamt in der Kirche gehalten werden ſolle, denn etwas 
anderes konnte man nicht wiſſen. Odilon-Barrot ſey in der Kammer 
geweſen, als er von dem Aufſtande hörte. Graf Bondy wurde zum 
Seinepräfect ernannt. Vivien wurde Polizeipräfect. Odilon-Barrot 
und Baude blieben Mitglieder des Staatsrathes. 

Am 18. Februar fielen einige Unruhen in Bezieres und Dijon 
vor, von Republikanern veranlaßt, welche Freiheitsbäume aufgepflanzt 
hatten. Sie wurden aber ſogleich unterdrückt. 

Am 5. März traf die Nachricht ein, daß die Ruſſen von War⸗ 
ſchau zurückgetrieben waren. Dies verurſachte großen Jubel in Pa⸗ 
ris; in einigen Theilen der Stadt wurde illuminirt, und dem ruſſi⸗ 
ſchen Botſchafter wurden die Fenſter eingeworfen. 

Seit den Februarunruhen war die Schwäche des Miniſteriums 
Laffitte offenbar geworden. Es beſtand aus widerſtrebenden Elemen⸗ 
ten. Laffitte ſelbſt war in eine vollkommen falſche Stellung gekom⸗ 
men. Er hatte auf der Rednerbühne der Kammer gegen den Krieg 
und die Propaganda geſprochen, Achtung für beſtehende Verträge 
verlangt, und hierin war er vollkommen in Uebereinſtimmung mit 
dem König, mit der Mehrheit des Kabinets, und mit allen Freun⸗ 
den der Ordnung. Allein zu gleicher Zeit hatte er ſeinen politiſchen 
Freunden gegenüber Verpflichtungen übernommen, die mit dem von 
ihm verkündigten miniſteriellen Syſtem im graden Widerſpruche waren. 
Lafayette, Düpont (de l Eure), Odilon⸗Barrot, Mauguin, Mérilhou 
erwarteten von ihm die Erfüllung eines ganz andern Programms, 
als das, welches der Miniſter vor der Kammer vertreten hatte. Er 
konnte ſeinen politiſchen Freunden nicht gewähren, was ſie von ihm 
verlangten, und darum eben konnte er auch nicht mit Entſchiedenheit 
thun, was er als Miniſter angekündigt hatte. Er wollte zwei ganz 
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verſchiedene Syſteme neben einander führen, konnte keines von beiden 
ausführen, und verrieth beide — ohne Zweifel ohne es zu wollen; 
ein leitender Staatsmann muß aber einen feſten Willen und einen 
beſtimmten Zweck haben. Laffitte wollte, ſeiner politiſchen Indivi- 
dualität nach, faſt ein Syſtem der äußerſten Linken; dennoch trat 
er auf als Miniſter eines conſervativen Syſtems, und huldigte 
ſo einem falſchen und unausführbaren Jüſte-Milieu zwiſchen Grund— 
ſätzen, die er nicht hatte, und Grundſätzen, die er nicht zur Ausfüh— 
rung bringen wollte. In der Julirevolution hatte Laffitte mit Muth 
und Entſchiedenheit gehandelt, weil er ſich eines beſtimmten Zwecks 
bewußt war. Als Miniſter hatte er das Schickſal gehabt, das er 
ſelbſt beim Antritt verkündigte: er war aufgebraucht worden. Er 
hatte ſich ſelbſt zu viel zugetraut in der Ueberzeugung, daß es ihm 
gelingen werde, den König der Partei der Bewegung zuzuführen. 
Da er das nicht vermochte, ſo verlor er mit dem Miniſterium auch 
die Leitung feiner Partei, weil er als Miniſter die Entſchiedenheit 
ihrer Grundſätze aufgegeben hatte. 

Das Municipalgeſetz hatte die eifrigen Patrioten nicht befriedigt; 
beſonders nicht, daß der Maire und ſeine Gehülfen vom König oder 
in ſeinem Namen vom Präfecten ernannt werden ſollten. Das eben 
zur Verhandlung kommende Wahlgeſetz entſprach noch weniger ihren 
Erwartungen, die beſonders getäuſcht wurden durch die Beſtimmun⸗ 
gen: daß die Wähler über fünfundzwanzig Jahre alt ſeyn, und 
200 Franken directe Steuern bezahlen müßten, und daß die Fähig⸗ 
keit zur Wahl eines Deputirten gebunden war an das vollendete 
dreißigſte Jahr und eine directe Steuerzahlung von 500 Franken. 
Wir werden ſpäter Gelegenheit haben, beide Geſetze genauer in's 
Auge zu faſſen. Die hier angeführten Beſtimmungen aber räumten 
nach Anſicht der Patrioten, der königlichen Gewalt zu großen Ein⸗ 
fluß ein. Die Wendung der äußern Angelegenheiten mußte ohnedies 
Laffitte auf den Scheidepunkt bringen, wo er entweder ſich dem con⸗ 
ſervativen Syſtem ganz zuwenden oder abtreten mußte. Am 5. März 
traf eine Depeſche des Marſchalls Maiſon aus Wien ein, worin der 
franzöſiſche Botſchafter berichtete, daß der öſterreichiſche Staatskanzler 
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erklärt habe, daß die kaiſerliche Regierung das Prineip der Nichte 
intervention in Beziehung auf Italien nicht anerkennen könne, ſon— 
dern gegen den Aufruhr, wo er ſich zeige, einſchreiten werde. Von 
dieſer Depeſche bekam Laffitte erſt am 8. März Kunde. Es war 
ohne Zweifel eine auffallende Unterlaſſung, eine ſo wichtige Nachricht 
nicht ſogleich dem Miniſterpräſidenten mitzutheilen; man hat nachher 
verſichert, daß ſie nur durch die Vergeßlichkeit des Grafen Sebaſtiani 
entſtanden ſey. Laffitte nahm daraus Veranlaſſung, ſeinen Austritt 
aus dem Kabinet zu erklären. Wie dem nun auch ſeyn möge, ſo 
iſt es jedenfalls klar, daß der Miniſterpräſident, auch wenn er zu 
rechter Zeit die Mittheilung erhalten hätte, dennoch in den Fall ge— 
kommen wäre, entweder den Krieg vorſchlagen zu müſſen, oder in 
Widerſpruch zu treten mit ſeiner vor den Kammern entwickelten 
Anſicht vom Prineipe der Nichtintervention; denn er hatte am 28. Dez. 
auf der Rednerbühne ausdrücklich geſagt: „Das Syſtem der heiligen 
Allianz war, die Freiheit zu unterdrücken überall, wo ſie ſich zeigte. 
Unſer Syſtem iſt, ihr Entwickelung zu ſichern, überall, wo ſie auf 
natürliche Weiſe entſteht. Keine Intervention mehr irgend einer Art. 
Die Erklärung dieſes Grundſatzes iſt nichts; Alles kommt auf die 
Art ſeiner Anwendung an.“ Auf den Wunſch des Königs hatte 
Laffitte noch eine Zuſammenkunft mit feinen Collegen, um den Ver⸗ 
ſuch eines Verſtändniſſes zu machen. Die verſpätete Mittheilung der 
Depeſche konnte nicht die größte Schwierigkeit bilden, falls die Prin⸗ 
eipienfrage entſchieden war. Nach dieſer Unterredung erklärte Laffitte 
dem König, daß ſein Entſchluß, aus dem Miniſterium zu treten, 
unwiderruflich ſey. Meérilhou war bereits ausgetreten, und Graf 
Argout hatte interimiſtiſch das Juſtizminiſterium übernommen. 

Der König hatte nie verkannt, daß Laffitte dem Hauſe Orleans 
weſentliche und wichtige Dienſte geleiſtet hatte. Laffitte iſt ein voll⸗ 
kommen redlicher Mann; ſeine Thätigkeit in der Julirevolution ent⸗ 
ſprang ohne Zweifel aus der vollen Ueberzeugung, das wahre Wohl 
ſeines Vaterlandes zu fördern. Immer aber entſtand daraus die 
perſönliche Verpflichtung des Königs, ſich gegen Laffitte dankbar zu 
erweiſen. Das hat er auch gethan. Man hat geſagt, das Bankhaus 
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Laffitte ſey durch die Revolution zu Grunde gegangen; Andere bes 
haupten, es ſey bereits vor der Revolution ſchwankend geweſen. 
Wenn aber auch vornehmlich durch die Revolution ſein Sturz herbei— 
geführt wurde, ſo würde das nicht weniger der Fall geweſen ſeyn, wenn 
Laffitte die Wahl des Königs nicht ſo eifrig betrieben hätte, als er 
es wirklich that; denn die Erſchütterung des Credites, die Furcht und 
Unſicherheit, welche große und kleine Capitaliſten bewogen, ihre Fonds 
aus dem Betriebe zu ziehen, ſind durch die Erhebung des Herzogs 
von Orleans auf den Thron nicht vermehrt, ſondern vielmehr ver— 
mindert worden. Als Laffitte in großer Bedrängniß war, kaufte der 
König von ihm den Wald von Breteuil um zehn Millionen Franken, 
während er ſeinem damaligen Ertrag nach nur einen Werth von 
etwas über ſechs Millionen hatte. Laffitte's Freunde haben nachher 
behauptet, daß der Wald ſpäter zum vollen Werthe des Kaufpreiſes 
gebracht werden könne. Wenn man dies auch annimmt, ſo kann doch 
Niemand läugnen, daß der König in dem Augenblicke, wo er den 
Wald kaufte um einen Preis, deſſen Werth im Kaufgegenſtande nicht 
vorhanden war, und deſſen mögliche Erlangung unter allen Umſtän⸗ 
den ſehr zweifelhaft ſeyn mußte, Laffitte einen großen Dienſt leiſtete. 
Ferner gab der König Bürgſchaft für ein Anlehen von ſechs Millionen 
Franken, welches Laffitte bei der Bank aufnahm. Die Gegner des 
Königs haben auch dieſe Hülfe geringer anſchlagen wollen. Laffitte 
— ſagen fie — hatte für fein Anlehen Effeete bei der Bank hintere 
legt, die vollkommen gut waren. Die Bank muß aber doch den 
Werth dieſer Geldpapiere anders beurtheilt haben, als Laffitte's 
Freunde — die auch nicht Geld darauf geben wollten — da ſie ſich 
nicht dabei beruhigen wollte und eine weitere Bürgſchaft forderte. 
Der König wieß dieſe auf feine Civilliſte an (die noch nicht votirt 
war, da man vorläufig den betreffenden Geſetzvorſchlag zurückgenom⸗ 
men hatte) und darum, behauptet man, habe die Bank bei dieſer 
Garantie Laffitte kürzere Termine geſtellt, als er ſonſt bekommen ha⸗ 
ben würde, wodurch der Werth der ihm gebotenen Hülfe verringert 
worden ſeh. Der König hatte ſich aber verpflichtet, die Differenz 
zu bezahlen, wenn Laffitte's Depofitum nicht hinreichen ſollte, und 
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überall würde dieſer ohne des Königs Dazwiſchenkunft gar kein Anz 
lehen bekommen haben. Dieſe unwiderlegliche Thatſachen beweiſen 
doch, ſelbſt wenn man ſie nach ihrer geringſten Geltung wägt, daß 
der König gegen den Privatmann nichts weniger als undankbar ge⸗ 
weſen war. Daß er ihm nicht Frankreich überlaſſen konnte, um es 
nach einem Syſtem zu verwalten, das nicht allein nach der Anſicht des 
Königs, ſondern auch in der Meinung der Majorität der Deputirten⸗ 
kammer, nicht dem wohlverſtandenen Intereſſe der Lage entſprach, hatte 
mit der Frage von Dank und Undank nicht das Geringſte zu ſchaffen. 
Sarrans führt Aeußerungen des Königs an, mündlich und in kurzen 
Billetten ausgedrückt, noch aus den letzten Tagen des Verweilens 
Laffitte's im Miniſterium, und zwar nachdem fein Austritt ſchon 
entſchieden war. Nach dieſen zeigte der König Hochachtung und Zus 
neigung für den abtretenden Miniſter und ſprach den Wunſch aus, 
daß er noch ferner im Amte bleiben möge. Das ſoll als Beweis 
gelten für hinterliſtige Schmeichelei des Opfers, deſſen Untergang 
ſchon beſchloſſen iſt. Aber iſt ein Mann verloren und verdorben, 
weil er ein Portefeuille zurückgeben muß, und vor einem Prineip zu⸗ 
rücktritt, das nicht in Uebereinſtimmung iſt mit ſeiner Ueberzeugung? 
Das iſt denn doch eine etwas inconſtitutionelle Anſicht von Leuten, 
die ſo eifrig auf eine rein parlamentariſche Regierung der Parteien 
dringen. Der König war Laffitte perſönlich ſehr gewogen, aber die⸗ 
ſer wollte ſich dem Syſtem nicht anſchließen, das der König als das 
richtige betrachtete. Wir ſind weit entfernt, Laffitte darum zu tadeln, 
daß er es nicht wollte; wir glauben auch gerne, daß er aus per⸗ 
ſönlicher Anhänglichkeit an den König fo weit auf einer Bahn mit⸗ 
gegangen war, die er ohne dieſe, ſeiner perſönlichen Ueberzeugung 
nach, nicht gewählt haben würde. Wenn nun der König, vielleicht 
eben in Anerkennung dieſer Hingebung ſich perſönlich freundlich und 
wohlwollend erwieß, wenn ſich der Kronprinz ſehr früh Morgens 
perſönlich zu Laffitte begab, um ihm fein Bedauern auszudrücken, 
daß er aus dem Rathe des Königs trete, ſo kann ich gar nicht ein⸗ 
ſehen, daß ein Unbefangener darin etwas Anderes erblicken kann, 
als eben den Ausdruck davon, daß der König und ſeine erlanchte 
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Familie dem Manne perſönliche Achtung und Theilnahme erweiſen 
wollten, obwohl er nicht mehr ihre politiſche Ueberzeugung theilte. 

Als Laffitte am 9. März dem König ſeinen feſt beſchloſſenen 
Austritt angezeigt hatte, rieth er, ſogleich Caſimir Périer zu berufen. 
Das geſchah, und am 13. März war das neue Miniſterum folgen⸗ 
dermaßen zuſammengeſtellt: | 

Caſimir Perier (bisher Präſident der Deputirtenkammer) wurde 
Miniſter des Innern und Präſident des Miniſterrathes; 

Baron Louis — Miniſter der Finanzen; 

Graf Montalivet — Miniſter des öffentlichen Unterrichts; 

Graf Argout — Miniſter des Handels und der öffentlichen Ar- 
beiten: 

Vice⸗Admiral Rigng — Minifter der Marine und der Colonien; 

Marſchall Soult blieb —— und Graf Sebaſtiani 
Miniſter des Aeußern. 

Das Miniſterium Perier trat mit Entſchebenbeit auf. Es ver⸗ 
kündigte nicht nur Ordnung und Zurückweiſung der Ruheſtörungen, 
es handelte auch in dieſem. Sinne. Die perſönliche Stellung zu der 
eraltirten Partei, in welcher Laffitte, Lafayette und Odilon-Barrot 
ſich befanden, hatte großen Einfluß geübt auf die Art, wie das vo— 
rige Miniſterium die Polizeigewalt handhabte. Die möglichſte Scho⸗ 
nung und Milde gegen Republikaner und Legitimiſten ſollten ſie als 
Verirrte zur Beſinnung bringen, und ſo ſtand man faſt zaghaft der 
Emeute gegenüber; die Strafloſigkeit hatte zu einer weit verbreiteten 
Unbotmäßigkeit geführt. Peérier kannte die Unverſöhnlichkeit der Ruhe⸗ 
ſtörer; er wußte, daß noch lange nicht das Stadium eintreten werde, 
wo ſie zu überzeugen oder zu gewinnen wären; nur durch Furcht 
vor empfindlicher Strafe, durch die Ueberzeugung, daß fie nicht leicht 
dieſer entgehen würden, konnten ihre Frechheit gezügelt, ihre Ausbrüche 
zurückgewieſen werden. Es mußte bedenklich werden, die National⸗ 
garde ſo unabläſſig als Polizeigewalt auftreten zu laſſen; ihre Hülfe 
mußte für wichtigere Fälle aufbewahrt bleiben; um dann auf ihren 
Eifer rechnen zu können, mußte man ſie mit täglichen Plackereien 
möglichſt verſchonen. Wenn Perier in der Kammer erklärte, daß 
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Frankreichs Ruhe ſowohl als ſeine Ehre fordere, daß es nicht von 
Factionen beherrſcht werde, ſo handelte er auch dem gemäß. Er ließ 
in Paris eine Menge Republikaner aufgreifen, welche in den letzten 
Emeuten als die tobendſten ſich bemerkbar gemacht hatten; in einer 
großen Muſterung entwickelte ſich eine hinreichende Militairmacht, um 
den Uebelgeſinnten zu zeigen, daß man auf eine Ueberraſchung gut 
vorbereitet ſey. Er wollte das Prineip der Nichtintervention durch 
Unterhandlungen unterſtützen, aber nicht für Frankreich die Verpflich- 
tung anerkennen, überall als revolutionaire Polizeimacht aufzutreten, 
wo dieſer Grundſatz nicht Beobachtung finden ſollte. Wollte er ſich 
aber nicht von Aufſtänden zum Kriege drängen laſſen, ſo verſäumte 
er nicht, ſich auf alle Fälle gefaßt zu halten. Perier verlangte Vers 
vollſtändigung des Heeres und der Kriegsgeräthez er zollte der Um— 
ſicht und Thätigkeit des Marſchalls Soult volle Anerkennung, wieß 
aber nach, daß die bisherigen Mittel nicht hinreichten, um dieſen 
Zweck in genügendem Umfange zu erreichen. Der Marſchall beſtä— 
tigte, daß man bisher nur nach dem Friedensfuße vorgegangen, und 
daß neue Opfer unerläßlich ſehen, um das Heer für einen Krieg in 
Bereitſchaft zu ſetzen. Peérier ſprach dabei die zuverſichkliche Hoffnung 
aus, dem Zeitpunkte bald näher zu kommen, wo alle europäiſchen 
Mächte zu einer allgemeinen Entwaffnung ſchreiten würden, um die 
unnatürliche Spannung einer Bewaffnung ohne Krieg zu heben. Bis 
dahin könne Frankreich nicht zurückbleiben, und dürfe die Anſtrengun⸗ 
gen nicht ſcheuen, die hiedurch geboten würden. Im Nachweis der 
Mittel und Wege zeigte der Finanzminiſter die Unfähigkeit des Schatzes, 
das erwünſchte Ergebniß herbeizuführen; er legte einen Geſetzentwurf 
vor zu einer Erhöhung der Grund- und Patentſteuer um hundert 
Millionen. Dieſe Forderung machte einen großen Eindruck, in 
dem indeſſen eine gute Lehre lag. Die Kriegsluſtigen brachten die 
Steuerpflichtigen zu wenig in Rechnung, und dachten in ihrem Enz 
thuſſasmus für bewaffnete Grundſätze zu ſehr an die Zeiten, wo 
Europa die Koſten der franzöſiſchen Feldzüge getragen hatte. Der 
Siegelbewahrer ſchlug einen Geſetzentwurf vor über genauere Be⸗ 
ſtimmmungen zur Verhütung und Beſtrafung von Aufſtänden und 
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Zuſammenrottungen. In dieſer Weiſe trat das Miniſterium vom 
13. März in die Schranken. 

perier ſetzte das kräftige Anfaſſen der Verwaltung mit Beharr- 
lichkeit fort und trat mit Entſchiedenheit jedem Verſuche in den Weg, 
eine Gewalt zu ſchaffen, welche die Regierung überflügeln könne. 
Eine ſolche erkannte er ſogleich in den unter dem Namen von Nas 
tionalaſſoeiationen gebildeten Vereinen. Der eingeſtandene Zweck 
dieſer Vereine war die ewige Ausſchließung der vertriebenen Dynaſtie 
und die Unabhängigkeit des Landes. Die erſtere konnte durch einen 
Geſetzvorſchlag erledigt werden. Baude brachte auch einen ſolchen 
in die Kammer ein, nach welchem Carl X. und ſeine Familie für 
immer aus Frankreich ausgeſchloſſen, und jeder Beſitz im Lande 
ihnen unterſagt werden ſollte; der Erlös des Verkaufs von ihren 
Privatgütern ſollte ihnen jedoch zugeſtellt werden. Dieſes Geſetz 
wurde mit 220 gegen 122 Stimmen angenommen. Es war aber 
ganz klar, daß die „ Unabhängigkeit des Landes“ als Ziel eines 
Vereines aufzuſtellen, nichts anderes ſey, als feine beſtändige Hort 
dauer zu erklären, denn die wohlfeilſte Ausrede mußte immer zur 
Hand ſeyn: man brauchte nur zu ſagen, daß ſo lange in Eu⸗ 
ropa ein Kanonenſchuß gelöst werden könne ohne Frankreichs Wille, 
es nicht unabhängig ſey. Der Verein hatte auch die ganze Zur 
rüſtung des politiſchen Klubbweſens und würde es hervorgebracht 
haben. Perier verbot die Vereine und forderte von allen Staats⸗ 
dienern, welche ihnen beigetreten, die Zurücknahme ihrer Unterſchrift 
bei Strafe des Amtsverluſtes. Dies veranlaßte zwar, daß viele 
Beamte, die den Vereinen beigetreten, ihre Stellen niederlegten, unter 
welchen auch Lamarque und Odilon-Barrot waren; aber die Vereine 
hatten wirklich keinen Fortgang. Politiſche Aſſoeiationen können unter 
gewiſſen Vorausſetzungen wohlthätig wirken, es gibt ſogar eine poli— 
tiſche Bildungsſtufe, die vielleicht ohne ein Aſſociationsrecht nicht er⸗ 
reicht werden kann. Die Unſchädlichkeit ſolcher Vereine beruht eben 
darauf, daß in dem Bewußtſeyn eines Volks, und damit auch in 
dem der Vereine, die Grundpfeiler einer Verfaſſung, deren Zuläſſig⸗ 
keit gar nicht mehr in Frage kommen darf, unerſchütterlich feſtſtehen; 
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es muß Etwas vorhanden ſeyn, was alle Theile bei dem größten 
Meinungsunterſchied mit gleicher Ehrfurcht als unantaſtbar aner⸗ 
kennen, vor deſſen Gefährdung jeder mit dem lebhafteſten Eifer er⸗ 
ſtrebte Lieblingswunſch zurücktritt. Die Vorſchule einer ſolchen Bürger⸗ 
Mündigkeit, die ſich ſelbſt Schranken ſtellt, und in ihrer Befugniß 
die ihr nicht zuſtehende reſpectirt, iſt ohne Zweifel die Uebung eines 
freiſinnigen Gemeindeweſens. Ein Beweis — wenn er noch nöthig 
ſeyn ſollte — dafür, in welcher Weiſe man das Aſſociationsrecht 
ausüben wollte, liegt in der beſtändigen Neigung der korporativen 
Berathungen in conſtituirende politiſche Verſammlungen umzuſchlagen. 
Der damals erlaſſene Aufruf der Nationalvereine deutete geradezu 
an, daß die Unabhängigkeit Frankreichs von der Regierung nicht 
hinreichend gewahrt werde, und da dies darauf beruhte, daß man 
nur in der Unterſtützung fremder Revolutionen Sicherheit erblicken 
wollte, ſo war der unzweifelhafte Zweck dieſer Vereine, die Regie⸗ 
rung zu Maßregeln zu drängen, aus denen der Krieg hervorgegangen 
wäre. Perier erblickte darin ohne Zweifel mit vollem Rechte eine 
außerparlamentariſche Unterſtützung der Kammeroppoſition, die bez 
ſonders von letzterer angeregt worden war. 

Das Verhältniß der Bewegung zum Widerſtande beruhte auf 
einer verſchiedenen Auffaſſung der Aufgabe der Julirevolution. Die 
Bewegung wollte ſie betrachtet wiſſen in der Weiſe, daß Frankreich 
dadurch die Initiative bekommen für eine Verbreitung der Grund⸗ 
ſätze der Revolution bei allen Völkern des europäiſchen Feſtlandes. 
Der Widerſtand gegen dieſe Anſchauungsweiſe ſah in der Julirevo⸗ 
lution einen rein franzöſiſchen Vorgang, der nur für die innere Ent⸗ 
wickelung maßgebend ſey, und auch hier ſich ſelbſt ſeine Grenzen ge⸗ 
ſtellt hatte in den Beſtimmungen der Charte. Das Prineip der 
Nichtintervention war bei der polniſchen Revolution eigentlich nicht 
verletzt worden, weil nur Ruß land, gegen deſſen Herrſchaft die Polen 
ſich erhoben, die Revolution bekämpfte, ohne daß es bis dahin von 
anderer Seite Unterſtützung bekommen hätte; das geſchah erſt ſpäter 
indirect durch Vergünſtigungen der Nachbarländer, welche den Ruſſen 
gewährt, den Polen verſagt wurden. In Italien dagegen ſchritt 
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Oeſterreich ein gegen die Auflehnung fremder Unterthanen gegen 
fremde Regierungen. Hier war allerdings eine vollſtändige und un⸗ 
bezweifelte Intervention. Die Beweggründe des öſterreichiſchen Cabi⸗ 
nets waren von feinem Standpunkte aus ohne Zweifel politiſch voll— 
gültig. Wie der Kaiſer Nicolaus in Polen nicht nur gegen die 
örtliche Revolution, ſondern für die Erhaltung Rußlands kämpfte, 
ſo war es für die Erhaltung der ungeſtörten Ruhe mehrerer Staaten 
der öſterreichiſchen Monarchieg anz gewiß unerläßlich, daß die Revo⸗ 
lution nicht nur in Modena und Parma, ſondern auch im Kirchen⸗ 
ſtaate und im übrigen Italien zurückgewieſen werde. Juſt dieſelben 
Gründe, welche die franzöſiſche Oppoſition für die Nothwendigkeit 
einer bewaffneten Aufrechthaltung des Prineips der Nichtintervention 
anführte, die Selbſterhaltung nämlich, ſprachen für Oeſterreichs Ein⸗ 
ſchreiten in Italien. Nur war ein bedeutender Unterſchied zwiſchen 
den beiden Berufungen an einen ähnlichen Beweggrund in Beziehung 
auf die unmittelbaren Folgen für beide Theile. Wenn Oeſterreich 
nicht in Italien einſchritt, ſo war es ganz klar und unabwendbar, 
daß die Revolution ſich auch nach den italiäniſchen Staaten Oeſterreichs 
ausdehnen werde, wo bereits viele Verzweigungen der geheimen Ge⸗ 
ſellſchaften beſtanden, ſo daß es gewiſſermaßen bereits von der Re⸗ 
volution angegriffen war. Wenn dagegen die franzöſiſche Bewe⸗ 
gungspartei behauptete, daß Frankreich, wenn es nicht den mit 
Intervention bedrohten Völkern thatkräftigen Beiſtand leiſte, ſich 
einer unausweichlichen Gefahr ausſetze, ſo beruhte das auf der An 
nahme des Beſtandes einer geheimen Coalition gegen Frankreich in 
der Abſicht einer Invaſion, um die alte Herrſchaft wieder einzuführen. 
Die Oppoſition in der franzöſiſchen Kammer wiederholte unabläſſig, 
daß alle Throne geſchworne Feinde des neuen Frankreichs ſeyen, das 
aber bei den fremden Völkern allgemeine Theilnahme finde; dieſen 
müſſe man gegen die erſteren beiſtehen; wenn das nicht geſchehe, ſo 
würden die Mächte, wenn ſie bei ſich die Unruhen bewältigt hätten, 
ſich gegen die Revolution in Frankreich wenden, das, von allen 
Bundesgenoſſen entblößt, einen Einzelkampf gegen alle zu beſtehen 
haben werde. Eine Coalition gegen Frankreich aber beſtand in dem 
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hier angenommenen Sinne nicht. Wenn auch — wie ich glaube, 
daß es der Fall war — einige Fürſten wünſchen mochten, das, was 
ſich in Frankreich aufgethan hatte, am Heerde ſeiner Wiedererſtehung 
zu erſticken, ſo iſt es doch ohne Zweifel entſchieden, daß in den we⸗ 
ſentlichſten Kabinetten, ohne deren Zuſammenwirken keine nachhaltige 
Wirkung zu erwarten war, keine Neigung der leitenden Staatsmänner 
vorhanden war, gegen die franzöſiſche Julirevolution aufzutreten, in 
fo fern dieſe ſich auf Frankreich beſchränken wollte, oder darin zurück—⸗ 
gehalten werden konnte. In Rußland allerdings geſchahen Vorbe⸗ 
reitungen, die nicht ohne einen beſtimmten Zweck waren, allein es 
iſt Grund vorhanden zu der Annahme, daß das dortige Kabinet 
hierin mehr einem perſönlichen Willen ſich fügte, während es in 
freier Berathung aum einer ſolchen Abſicht eine thatſächliche Folge 
gegeben haben würde. Wenn auch Lafayette dem ihm mit vollem 
Rechte gemachten Vorwurfe, überall hin zum Aufſtande aufzureizen, 
damit begegnete, vor der Kammer einige Briefe von ruſſiſchen Ge⸗ 
nerälen auszubreiten, in denen die Ausſicht ausgeſprochen wurde, in 
nicht ferner Zeit mit einem Heere in Frankreich erſcheinen zu können, 
fo war hiemit doch eigentlich nur dargethan, daß die Briefſteller ſich 
zu der Annahme berechtigt glaubten, daß eine ſolche Abſicht höheren 
Ortes beſtehe. Jedenfalls hätte dieſe nicht ausgeführt werden können, 
nicht nur ohne Mitverſtändigung, ſondern ſogar ohne unmittelbare 
Theilnahme der anderen Continentalkabinette. 

Oeſterreich hatte, auch ohne die Revolution in Italien, die 
Abſicht, ſich Frankreich gegenüber wenigſtens neutral zu verhalten, 
unter der Vorausſetzung, daß die Revolution nicht die franzöſiſchen 
Grenzen überſchreite. Hierin wurde Oeſterreich kräftig vom engliſchen 
Kabinette unterſtützt. Man wollte Frankreich ganz ſeinem Schickſal 
überlaſſen, ohne irgend wie gewaltſam einzugreifen; dafür beſtand 
keine Coalition. Wenn aber die franzöſiſche Revolution eine Supre⸗ 
matie in der europäiſchen Politik erſtreben, und über jeden Volksauf⸗ 
ſtand in Europa einen ſchützenden Schild hinhalten wollte, dann hätte 
es zuverläßig eine compacte Coalition aller Mächte vorgefunden. Dieſe 
hielt die franzöſiſche Oppoſition für ungefährlich bei der revolutionairen 
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Geſinnungen, die ſich an mehreren Punkten Europa's kund gegeben 
hatten. Die italiäniſche Revolution wäre nur gefährlich geworden, 
wenn fie mit franzöſiſchen Hülfstruppen gekämpft hätte. In Deutſch⸗ 
land war die Stimmung an manchen Orten mißlich; dies iſt nicht 
zu läugnen. Im Mittelſtande war eine Gährung, die in den 
Bevölkerungen mancher Städte Nachhall fand. Aber die Maſſe 
des deutſchen Volks, die Landgemeinden, obwohl Reformen anſtre⸗ 
bend, waren nicht gemeint, dieſe durch Aufruhr erzwingen zu wollen. 
Wenn die Franzoſen in Deutſchland erſchienen wären, um die Re— 
solution zu beſchützen, fo wäre die Maſſe des Volks gegen die Re 
volution und gegen die Franzoſen aufgeſtanden. Es iſt ganz wahr, 
daß die Julirevolution von einer großen Mehrzahl in Deutſchland 
begrüßt worden war als ein Ereigniß, in dem man die Garantie 
eines Fortſchrittes im Allgemeinen, und Beſchleunigung einer etwas 
ſaumſeligen Entwickelung erblickte; aber es war vorzüglich die Mäßi— 
gung und die Begrenzung der franzöſiſchen Revolution, welche ihr 
Freunde erworben hatten. Wäre ein franzöſiſches Revolutionsheer 
nach Deutſchland gekommen, fo wußte Jeder, daß es bei aller Mäßi— 
gung doch nur über den Rhein zurückgehen würde, um an deſſen 
linkem Ufer zu bleiben; und dieſe Ueberzeugung konnte ſein Auftreten 
in Deutſchland nicht populair machen. Die Bewegungspartei hielt 
den Sieg eines Kreuzzuges der Julirevolution in Europa für un⸗ 
zweifelhaft. Von der erſten Ueberraſchung eines plötzlichen Aufbruchs 
mochte manches damals für ſie zu gewinnen geweſen ſeyn. Sie 
täuſchte ſich aber ſehr, wenn ſie darauf rechnete, daß die Völker des 
europäiſchen Feſtlandes vergeſſen hatten, daß die Franzoſen ſchon 
einmal die Freiheit über den Rhein gebracht hatten, und daß — 
timeo Danaos et dona ferentes noch immer zu beherzigen ſey. 
Warum rief die zornige Oppoſition der Regierung zu, fie habe Bel⸗ 
gien an England verkauft? weil Belgien nicht franzöſiſch geworden 
war. Und was war ehedem die eisalpiniſche Republik geworden? 
Die Vorſprecher der Bewegungspartei nicht nur, ſondern die Stim⸗ 
mung der eraltirten Patrioten, welche die Kriegsluſt um des Krieges 
willen nur ſchlecht verbargen hinter der Theilnahme für die Unab⸗ 
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178 


hängigkeit anderer Völker, ſprachen ſich zu unvorſichtig aus, und 
verſcheuchten gerade das Vertrauen, das ſie wecken wollten. In und 
außerhalb Frankreich erkannte man, daß es auf eine Wiederholung 
des Kreisganges der ehemaligen Revolutionskriege abgeſehen war. 
Nach beiden Seiten hin riefen allerdings die Umwälzungsſüchtigen 
den Kreuzrittern der Propaganda Beifall zu, aber die Freunde des 
wahren Fortſchrittes traten zurück vor einer Bewegung, die einen ſo 
falſchen Weg betreten wollte. Wenn die Bewegungspartei von da— 
mals, und die Meinungsfractionen, in denen fie noch in der Op— 
poſition vorhanden iſt, nicht aufgehört hat, der Regierung Vorwürfe 
zu machen, ſie habe die Freiheit in ganz Europa verrathen, und das 
Nationalgefühl aller Völker von Frankreich abgewendet, ſo iſt es ſchwer 
zu erklären, wie die franzöſiſche Oppoſition noch nicht die ſonnenklare 
Wahrheit einſehen will, daß es gerade das ſchlecht verhehlte Gelüſte 
der Dränger von 1831 war, welche die Freiheit, die ſie bringen 
wollten, in dem Grade verdächtig machten, daß die Beſonnenen unter 
den Freiſinnigen aller Länder die falſche Münze ſo mancher geprie— 
ſenen Kunſtreden der Oppoſition an den Zahltiſch der Deffentlich- 
keit nagelten, und eben dieſe Warnungen vielen Unbefangenen die 
Augen öffneten. Iſt es nicht ſeltſam, daß die Franzoſen von jedem 
neuen Freiheitsbaume, mit dem ſie Verſuche anſtellen, ſogleich Ab— 
leger in alle Welt ſchicken wollen, ehe er bei ihnen Wurzel geſchla— 
gen, und ehe fie durch Aeclimatiſirung eine Gattung davon heran— 
gezogen haben, die bei ihnen ſich fortpflanzt und Früchte trägt? 
Man hatte die Julirevolution als eine Entwickelung erkannt, die von 
allgemeiner Bedeutung für unſer Welttheil werden könnte und müſſe, 
aber man mußte Europa überlaſſen, ſich nach eigener Wahl dabei 
zu betheiligen. Was beſonders die Emancipationsverſuche außerhalb 
Frankreich verdächtigte und ihnen das Vertrauen der Völker entzog, 
war ihr Ruf nach franzöſiſchem Schutze, als wären ſie Abkömm⸗ 
linge einer Pariſer Mutter. Weil die franzöſiſche Regierung Herr 
über die Bewegung wurde, erwarb ſie ſich Achtung im Auslande und 
man begann deshalb hauptſächlich Vertrauen zu hegen zu der Ent⸗ 
wickelung eines gedeihlichen Zuſtandes in Frankreich. 
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Das Gelüfte nach Meuterei wucherte immer fort; man ſuchte 
jede Gelegenheit auf, um in öffentlichen Darlegungen aller Art Wi— 
derſpruch gegen das Beſtehende und Verhöhnung der Ordnung an 
den Tag zu legen. Die aufgegriffenen Republikaner, welche als 
Ruheſtörer vor Gericht geſtellt waren, zeigten in ihren Antworten 
und Reden die größte Verachtung für jedes andere Syſtem, als das. 
einer Republik. Ihre Zahl war nur klein, aber ihr rückſichtloſes 
Auftreten, der ſchroffe Catonismus ihrer Reden, die indeſſen mehr 
an St. Juſte und Camille Desmoulins erinnerten, als an Demos— 
thenes, machten Aufſehen ohne Theilnahme zu erwecken. Sie ſuchten 
auf jede Weiſe die öffentliche Aufmerkſamkeit auf ſich zu ziehen, hiel— 
ten mit großem Gepränge halb öffentliche Feſtgelage, und zogen dann 
mit lärmendem Gefolge nach dem ehemaligen Revolutionsplatze, tanz 
ten um das dort angefangene Denkmal und ſangen die Carmagnole. 
Die Bonapartiſten ihrerſeits trieben auch ſolchen Gaſſenunfug. Die 
Ernſten und Fähigen in beiden Parteien ſahen das Verkehrte dieſes 
Weſens wohl ein, konnten aber, oder wollten es nicht verhindern. 
Am 5. Mai, dem Sterbetage Napoleons, wurden das Gitter und 
das Fußgeſtelle der Vendomeſäule — auf dem das Standbild des 
Helden von der Juliregierung wieder aufgeſtellt worden — mit einer 
Menge von Kränzen und Blumengewinden geſchmückt. Man wehrte 
nicht dieſer Bezeigung von Verehrung eines großen Mannes. Allein 
hiebei blieb es nicht. Mehrere Tage hinter einander wiederholten ſich 
dieſe Auftritte unter ſtets größerem Zuſammenfluſſe von Neugierigen 
und Parteigängern, die an den an und für ſich harmloſen Vorgang 
einen Aufruhr anknüpfen wollten. Man rief nicht nur: „Es lebe 
Napoleon!“ ſondern auch, „Es lebe die Republik!“ — ſo komiſch 
das auch klingen mochte vor der Bildſäule des Mannes, unter deſſen 
eherner Fauſt die Republik zerſchmettert worden war. Es war Zeit, 
daß die Behörde dem Unweſen ein Ende machte. Von der Friedens⸗ 
ſtraße rückte die Munieipalgarde gegen den Vendomeplatz vor. Dieſer 
Anzug wurde mit einem wüthenden und verworrenen Geſchrei begrüßt 
von der dichtgedrängten Menſchenmenge auf dem Platze, unter wel⸗ 
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Die Macht, welche durch die Frievensftraße kam, zeigte indeſſen bald, 
daß fie ganz friedliche Abſichten hatte. Vor dem Vendomeplatze an— 
gekommen, ſchwenkte die Munieipalgarde nach beiden Seiten aus, 
und demaskirte eine Batterie von — Spritzen, welche ſofort zu ſpielen 
anfingen, und von den Sapeurs-Pompiers ſo vortrefflich bedient 
wurden, daß in der kürzeſten Friſt ſowohl der angeregte Staub ſich 
legte, wie auch die ſchnell durchnäßte Menſchenmenge ſich elligſt zu— 
rückzog. Ich weiß nicht, ob es dem Pariſer Straßenpublikum be— 
kannt war, daß dieſes unſchuldige Beſchwichtigungsmitte! eines verkehrt 
auflodernden Enthuſiasmus in Rußland angewendet wurde, wenn 
bei Volksfeſten Rauffereien entſtanden, und man die Hitzköpfe zur 
Beſinnung bringen wollte; gewiß aber iſt, daß es auch auf dem 
Vendomeplatze ſich trefflich bewährte, und ſowohl die Auflehnung 
abwies, als ſie lächerlich machte. 

Der heilige Philippstag, als Namenstag des Königs, wurde 
faſt überall in Frankreich feſtlich begangen. 

Zur Erinnerung an die Befreiung der franzöſiſchen Verfaſſung durch 
die Juliusrevolution wurde ein Ehrenzeichen geſtiftet, ein Kreuz oder 
eine Medaille an einem blauen Bande, welches denjenigen verliehen 
werden ſollte, die ſich bei Vertheidigung der Nationalfreiheiten am meiſten 
ausgezeichnet hatten. Wie man nun auch über Orden und Ehrenzeichen 
und ihren eigentlichen Werth denken möge, eine ſolche Art, Verdienſte 
um den Staat durch eine perſönliche, für die Lebenszeit dauernde äußere 
Auszeichnung zu belohnen, iſt überall gebräuchlich geworden. Wir fin— 
den dieſes Streben, durch äußere Zeichen Verdienſten eine Anerkennung 
zu gewähren, unter allen Staatsformen; wo keine Orden vorhanden 
ſind, iſt es die Prägung einer Denkmünze, die Ueberreichung einer 
Adreſſe, momit man das Verdienſt feiert; wir ſehen ja auch, daß 
Körperſchaften, Meinungsgenoſſenſchaften ſolche Ehrenzeichen ertheilen. 
Es iſt allerdings eine Schwäche, außer dem Bewußtſeyn, eine ver— 
dienſtliche Handlung vollzogen zu haben, ſich noch durch ein äußeres 
Zeichen darüber mehr geehrt zu fühlen, aber fie iſt tief in der menſch— 
lichen Natur begründet. Wie nun auch immer dabei der Eitelkeit 
Vorſchub geleiſtet werden kann und wird, ſo wäre es gewiß höchſt 
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unklug, diefem Streben nach Auszeichnung Gewährung zu verſagen, 
denn regt der Staat dadurch auch Eitelkeit an, ſo weckt er auch den 
Ehrgeiz; beide ſind ohnedies ſo eng vermiſcht, daß wer ſich ſeiner 
Meinung nach nur des rechtmäßtigſten Ehrgeizes bewußt iſt, ohne 
es zu wiſſen eine oft nicht geringe Portion Eitelkeit mit beherbergt. 
Und dann, wie kann man dieſer wehren, und wird ſie nicht Be— 
friedigung ſuchen und finden auch wo keine Ordenszeichen vorhanden 
ſind? Ohne Zweifel finden wir in Frankreich die Luſt nach Ordens⸗ 
zeichen weit verbreitet, und fie mag ſich oft auf kleinliche und kläg⸗ 
liche Weiſe kund geben. Ich wäre indeſſen in der größten Verlegen⸗ 
heit, wenn ich eine Nation in Europa angeben ſollte, die in dem 
vollen Rechte wäre, den Franzoſen darüber einen Vorwurf zu machen. 
Uebrigens haben die Franzoſen die rechte Benennung für dieſe Art 
von Auszeichnung, denn in dem Worte „Decoration“ liegt ganz die 
Bedeutung des Werthes, der ihr beizumeſſen iſt. Die Julidecoration 
iſt dabei ganz eigener Art, und man ſollte glauben, daß ſie ſchon 
ihrer Seltenheit wegen mehr Reiz haben mußte. Sie konnte nur ein⸗ 
mal verliehen werden, und Jeder, der ſie trägt, muß durch ſeine 
Kampfgenoſſen als perſönlich ausgezeichnet angegeben worden ſeyn. 
Man ſollte glauben, daß hierin alle Bedingungen enthalten wären, 
die einem Ehrenzeichen überhaupt Werth geben können, da hier doch 
nicht von gewöhnlicher Gunſt und Gnade eines Hofes die Rede ſeyn 
konnte. Daß ſtrenge Republikaner von einem Königthum überall 
keine Anerkennung annehmen wollen, iſt ganz in der Ordnung; den- 
ſelben Widerſpruch fand Napoleon, als er die Ehrenlegion ſtiftete. 
Daß aber diejenigen, welche zur Julidecoration berechtigt waren, 
und fie annehmen wollten, dem Könige das Recht beſtritten, fie zu 
ertheilen und die Form zu beſtimmen, kam nur daher, weil es eine 
Partei gab, welche die Revolution vom König trennte, während ſie 
ihn doch immer daran erinnerte, daß er ſeine Krone von der Revo— 
lution empfangen habe. Sie wollten, daß die Revolution ſelbſt die 
Julidecoration ertheilen ſolle. Im Grunde war das geſchehen, denn 
die Liſten waren entworfen von einer Commiſſion, in welcher alle 
Klaſſen der Julikämpfer vertreten waren, und von den Ausſagen 
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der Kampfgenoſſen geſammelt und geprüft worden waren. Der Kö— 
nig ertheilte alſo nur denjenigen die Auszeichnung, welche von ihren 
Kameraden als dazu würdig bezeichnet waren. Eine Verſammlung 
wurde gehalten unter dem Vorſitze von Garnier-Pagès, in welcher 
viele und weitläufige Beſchlüſſe gefaßt wurden. Man billigte die 
Farbe des Bandes, aber man lehnte ſich dagegen auf, daß das Or— 
denszeichen die Bezeichnung enthalten ſollte, daß es vom König ge— 
geben worden, und daß die Empfänger dem König den Eid der 
Treue leiſten ſollten. Aus Allem aber ging hervor, daß man doch 
das Ehrenzeichen gerne haben wollte. Unter ſolchen Umſtänden ga— 
ben alle dieſe Erörterungen, denen man eine ungemeine Wichtigkeit 
beilegte, gerade Veranlaſſung zum Vorwurfe der Eitelkeit, welche die 
Revolutionsmänner unter Garnier-Pagss Vorſitz doppelt befriedigen 
wollten, indem ſie zugleich das Ehrenzeichen annahmen und doch da— 
bei ſich eine trotzige Stellung der Regierung gegenüber vorbehielten. 
Es fehlte auch nicht an der Beſchuldigung, daß man das Alles vor— 
hergeſehen und abſichtlich herbeigeführt habe, um die Julihelden herab— 
zuwürdigen. Wenn manche von dieſen nicht eine würdevollere Hals 
tung zeigten, indem ſie entweder das neue Ehrenzeichen ablehn— 
ten, oder es ſtillſchweigend annahmen in der Art, wie die Regierung 
es beſtimmt, ſo war das jedenfalls nicht die Schuld der leztern. So 
gewiß jede Form, in der ein Ehrenzeichen für den Julikampf beſtimmt 
worden wäre, Tadel und Widerſpruch gefunden hätte, eben ſo gewiß 
würde man der Regierung Vorwürfe gemacht haben, wenn ſie den 
Julikämpfern jede ſolche Anerkennung verſagt hätte. Ohnedies wollte 
die Regierung mit dieſer Maßregel feierlich ausſprechen, daß ſie die 
Julirevolution nicht in die Reihe von Aufſtänden ſtelle, ſondern ſie 
als ein Nationalwerk zur Erhaltung der verfaſſungsmäßigen Freiheit 
und Ordnung betrachte und betrachtet wiſſen wolle. Die urſprüng⸗ 
liche Anordnung der Regierung wurde beibehalten trotz allen Wider— 
ſpruchs; nur vertheilte der- König nicht perſönlich das Ehrenzeichen, 
ſondern übergab den Maires von Paris die Decorationen zur Ver⸗ 
theilung an die Berechtigten in ihren Arondiſſements. 

Der Prinz von Joinville, dritter Sohn des Königs, war zum 


183 


Seemann beftimmt, und trat als Kadett in den practiſchen Flotten— 
dienſt. Der Prinz ging Anfangs Mai über Marfeille nach Toulon. 
In beiden Städten fand er einen enthuſtaſtiſchen Willkomm. Es 
war natürlich, daß die Seeſtädte lebhaften Antheil nehmen mußten 
an dem Eintritt eines königlichen Prinzen in die Flotte, in der er 
nicht blos figuriren, ſondern für die er erzogen werden ſollte. Das 
iſt in der That die einzige Art, wie ein Seemann gebildet wer— 
den kann. Früh muß er vertraut werden mit dem Element, 
das er beherrſchen, und dem er ſich fügen lernen ſoll, mit dem 
eigenthümlichen Leben, mit der Gefühlsweiſe der Leute, denen zu bes 
fehlen man nur lernen kann, wenn man mit ihnen hat gehorchen 
müſſen. Daß es dem König wie dem Prinzen Ernſt war mit der 
Wahl dieſes ehrenvollen aber mühereichen Berufs, und daß es in 
ſeiner wahren und vollen Bedeutung von dem königlichen Marine— 
eleven aufgefaßt wurde, dafür liegt jetzt der untrügliche Beweis 
vor. Der Prinz von Joinville iſt anerkannt als einer der vorzüg— 
lichſten Offiziere der franzöſiſchen Flotte, und hat in Kriegs- und 
Friedensfahrten die unzweideutigſten Proben feiner Tüchtigkeit abge— 
legt. Es iſt ihm keine andere Gunſt zu Theil geworden, als ein 
von wenigen Ruhepunkten unterbrochener Aufenthalt auf den Mer 
ren; er hat ſie gerechtfertigt durch die Art, wie er ſie benutzte. 

Am 20. April wurde die Kammer prorogirt und hiemit die Ein— 
leitung zur erſten neuen Wahl nach der Revolution gethan. Die 
Regierung hatte ſich jeder Kammerauflöſung entgegenſtellen müſſen 
ſo lange ſie erwarten konnte, durch eine neue Wahl eine demokratische 
Majorität zu bekommen, die unter den damals obwaltenden Um- 
ſtänden ein Syſtem der Gewalt und des Trotzes nach Auſſen, nach 
Innen aber ein Syſtem beſtändiger Zugeſtändniſſe herbeiführen wollte. 
Die Oppoſition hatte daher nicht aufgehört, neue Wahlen herbeizu— 
rufen und die aus der Reſtaurationskammer hervorgegangene Majo— 
rität als nicht von der Volksſtimme anerkannt, weil nicht durch eine 
neue Wahl beſtätigt, zu bezeichnen. Bereits am Schluſſe des Mini⸗ 
ſteriums Laffitte jedoch hatte die Majorität ſelbſt die Beſtätigung 
ihres Syſtems durch neue Wahlen angerufen, und durch dieſe 
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Zuverſicht einigermaßen die Bewegungspartei überraſcht und beun⸗ 
ruhigt, indem dieſe ſich doch zu überzeugen anfing, daß in der That 
der ganze Beſitzſtand des Landes die Hauptgrundzüge des von der 
Regierung eingehaltenen Ganges billigte und zu unterſtützen bereit 
war. Die Prorogation war eine Vorſichtsmaßregel, um ſich über 
die Geſinnungen der Wähler Gewißheit zu verſchaffen. 

Der König trat in Begleitung der Herzöge von Orleans und 
von Nemours eine Reiſe in die Nordprovinzen an. Ueberall fand 
er eine enthuſiaſtiſche Aufnahme. In Rouen und Havre waren große 
Feſte ihm bereitet. Ueberall ſprach er mit Leuten aller Stände, ſah 
und hörte ſelbſt, prüfte Alles mit geſpannter Aufmerkſamkeit. Der 
König kehrte über das Schloß Eu — daſſelbe, wo er einſt mit 
ſeinem Bruder Montpenſier einen aus ſeinem Jugendleben ſo denk— 
würdigen Beſuch bei ſeiner Mutter gemacht hatte — und über Pontois 
nach Paris zurück, wo er am 27. Mai ankam. 

Am 31. Mai wurde die Kammer vollſtändig aufgelöst, und 
eine neu zu wählende auf den 9. Auguſt einberufen. Unterdeſſen 
war eine franzöſiſche Flotte vor Liſſabon erſchienen, hatte den Tajo 
blokirt und Don Miguel zur Bewilligung der franzöſiſchen Forderun— 
gen gezwungen. Auch war Ancona von den öſterreichiſchen Truppen 
geräumt worden. Beide Umſtände machte der Moniteur mit beſonderem 
Nachdruck geltend als Beweiſe von dem energiſchen Verfahren des 
Miniſteriums. Die Oppoſition jedoch betrachtete dieſe Erfolge als 
gering, da ſie nur örtlich waren, und der Grundſatz der Nichtinter— 
vention durch den Einmarſch der Oeſterreicher in Italien darum nicht 
weniger verletzt worden war. 5 

Der König unternahm eine Reiſe in die öſtlichen Provinzen. 
Am 6. Juni verließ er Paris und hielt am 10. ſeinen Einzug 
in Metz. Von jeher herrſchte in dieſer Stadt eine freiſinnige 
Stimmung. Metz iſt eines der bedeutendſten Artilleriedepots in 
Frankreich, und auch in der Garniſon gab ſich viel Unabhängigkeit 
in der Meinung kund. Der König wurde von der Bevölkerung mit 
lebhaftem Zurufe begrüßt. Oppoſitionelle Wünſche ließen ſich in den 
Anreden einzelner Körperſchaften vernehmen. Der Gemeinderath von 
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Metz ſprach davon, wie alle Gemeinderäthe von Frankreich die Rechte 
des erſten Bürgerkönigs auf die Liebe und Treue der Franzoſen ver 
kündigt hätten. Dann wurde um Begründung einer Stapelnieder⸗ 
lage in Metz gebeten; ferner die Hoffnung geäußert, daß in der 
nächſten Sitzung der geſetzgebenden Kammer das Vorrecht der Erb— 
lichkeit der Pairie verſchwinden werde. Am Schluſſe drückte der Ge— 
meinderath feine Theilnahme für die Polen aus, und bat um Ver- 
wendung des königlichen Einfluſſes für ihre Sache. Der König 
dankte ihnen für den Ansdruck der Geſinnungen von Treue und Er— 
gebenheit, und verſicherte, daß er der Bitte um eine Stapelniederlage 
für ihre Stadt alle Sorgfalt zuwenden werde; dieſe Idee ſey ihm 
noch neu, ſollte aber mit gewiſſenhafter Prüfung in Ueberlegung ge— 
zogen werden. Dagegen bemerkte er ihnen, daß die Gemeinderäthe 
von Frankreich keine Erklärung von Rechten verkündigt hätten noch 
verkündigen könnten, da es ihnen nicht zukomme, über Gegenſtände 
der hohen Politik Berathung zu pflegen, was allein den Kammern 
vorbehalten ſey. Demzufolge könne der König ihnen auch keine Ant— 
wort geben über ihre Aeußerungen im Betreff der diplomatiſchen Ver— 
hältniſſe Frankreichs zu den fremden Mächten. Als der Maire die 
Offiziere der Nationalgarde vorſtellte, trat ein Hauptmann aus ihrer 
Reihe mit einer geſchriebenen Rede in der Hand vor. Auf die Frage 
des Königs, ob er der Befehlshaber der Nationalgarde ſey, antwor— 
tete er, daß er von dieſem abgeordnet worden, worauf ihn der König 
reden ließ. Die Einleitung ſeines Vortrags zeigte indeſſen, daß er 
eine politiſche Erörterung anheben wollte über ein freiſinnigeres Wahl— 
geſetz. Der König unterbrach ihn mit der Bemerkung, daß die be— 
waffnete Macht keine politifch berathende Behörde ſey, und er nichts 
weiter hören wolle. Die Oppoſitionsblätter fragten, wie denn der 
König die Wünſche und Bedürfniſſe der Völker kennen lernen wolle, 
wenn er ſich weigere, fie anzuhören. Wäre es aber geſtattet wor⸗ 
den, daß Jeder, der einer bürgerlichen Behörde angehörte, den Zu— 
tritt zum König zu einer politiſchen Cenſur der Regierung benutzen 
durfte, ſo wäre Niemand auf ſeinem Boden geblieben, und die Reiſe 
des Königs wäre zu einer aufregenden politiſchen Demonſtration 
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geworden. Die Wege und Mittel, um Petitionen zur Kenntnißnahme 
der Regierung zu bringen, ſind in der Verfaſſung vorgeſchrieben. 
Abweichende Anſichten hatten daher Gelegenheit genug, ſich zu äußern. 
Der König hatte die Reiſe unternommen, um perſönlich die Orts— 
verhältniſſe kennen zu lernen; Alles was darauf Bezug hatte, hörte 
er mit Bereitwilligkeit und Aufmerkſamkeit an; aber er konnte und 
durfte nicht Uebergriffe dulden, zu denen man ſeine Anweſenheit be— 
nutzen wollte. Als in Bar-le-Due der Gemeinderath in feiner Anz 
rede von noch zu erwartenden Garantien ſprach, bemerkte der König 
daß dieſe Garantien in den Grundgeſetzen bereits vorhanden ſeyen, 
und daß er keine andern kenne. Dieſe Haltung beobachtete der 
König überall, ohne Groll und Bitterkeit, aber mit ruhiger Feſtig— 
keit; ſie blieb nicht ohne Eindruck auf die Bevölkerungen, denn man 
erkannte, daß der König ein feſtes Syſtem habe, das er mit Beſon— 
nenheit, aber beharrlich verfolgen werde. 

Der König kam über Nancy nach Straßburg. Zu der dortigen 
Nationalgarde äußerte er unter anderm: „Wer den König von der 
Freiheit trennt, iſt ein ſchlechter Bürger — deren gibt es nicht unter 
ihnen!“ In Straßburg empfing Ludwig Philipp den Beſuch des 
Königs von Würtemberg und des Großherzogs von Baden. Hier 
ſah er auch den Bürgermeiſter Wyß aus Zürich, deſſen Vater im 
Jahre 1793 dem flüchtigen Herzog von Chartres ſo viel Theilnahme 
und thätige Hülfe gewährt hatte. Ueber Mühlhauſen kehrte der Kö— 
nig nach Paris zurück. 

Die Zuverſicht, mit der die Majorität in der Deputirtenkammer 
ſelbſt darauf beſtanden, daß das von ihr unterſtützte Syſtem die 
Probe neuer Wahlen beſtehen ſolle, täuſchte nicht die Erwartung. 
Die Majorität bei den neuen Wahlen ſtellte ſich in dieſem Sinne 
heraus; zum großen Theile wurden dieſelben Deputirten wieder 
in die Kammer gewählt. Die Oppoſition hatte es nicht an Eifer 
fehlen laſſen, um dieſem Ergebniß vorzubeugen; die Mehrzahl der 
Wähler jedoch fürchtete die Kriegsluſt der Bewegungsmänner, die 
ſie zu verhehlen nicht im Stande waren. So ſprach Lafayette zu 
den Wählern von Meaur von dem was er das Programm des 
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Stadthauſes nannte, und das er aus der ſchon angeführten Unter- 
redung mit dem Generalſtatthalter herleiten wollte. Er entwickelte 
darauf, wie die Maßregeln der Regierung nicht republikaniſcher Na— 
tur wären. Darin hatte er nun allerdings vollkommen Recht, nur 
nicht in der Behauptung, daß die Regierung republikaniſche Inſti— 
tutionen verſprochen, und daß man ſie des Wortbruchs beſchuldigen 
könne, weil dieſe nicht erfolgt waren. Zugleich forderte er dazu auf, 
nicht zuzugeben, daß die Regierung die Unterdrückung der Aufſtände 
fremder Völker dulde. Durch ſolche Aeußerungen ſchadete Lafayette 
weſentlich der Sache, die er fördern wollte. Da die Oppoſition in 
den Wahlen nicht Meiſter geworden war, ſo ſuchte ſie durch heftige 
Reden in der Kammer Einfluß zu gewinnen. 

Die Kammern wurden am 23. Juli eröffnet. Die Thronrede 
entwickelte in kurzen Umriſſen die Lage vom Standpunkte ver Regie— 
rung aus. Sie berief ſich auf die treue Ausführung der Charte; 
wieß auf die Stellung hin, welche Frankreich unter den europäiſchen 
Mächten wieder eingenommen, auf die Räumung der römiſchen 
Staaten von öſterreichiſchen Truppen, auf die Unabhängigkeit Bel⸗ 
giens, auf die Erſcheinung der dreifarbigen Flagge vor Liſſabon; ſie 
ſchilderte den Zuſtand der Finanzen als beruhigend. Die Thronrede 
erwähnte auch des blutigen Kampfes in Polen; Frankreich habe ſeine 
Vermittelung angeboten, und auch die großen Mächte dazu aufge— 
fordert; ſie vertraue darauf, die Deputirten würden ſich davon 
überzeugen, daß bei den ſchwierigen Unterhandlungen Frankreichs 
wahrer Vortheil, ſeine Wohlfahrt, ſeine Macht wie ſeine Ehre mit 
Würde und Ausdauer vertheidigt worden wären. Europa — ſagte 
die Thronrede — iſt jetzt überzeugt von der Rechtlichkeit unſerer Ge— 
ſinnungen, von der Aufrichtigkeit unſers Strebens, den Frieden zu 
erhalten; aber es kennt auch unſere Kraft, und weiß, daß wir den 
Krieg führen können, wenn wir durch ungerechte Angriffe dazu ge— 
zwungen werden | Aten. 

Perier verkündigte in der neuen Kammer das Syſtem der Re⸗ 
gierung, das die Charte als die unwandelbare Richtſchnur ihrer 
Handlungen aufſtellte und der Staatsgewalt die ihr noch fehlende 
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Kraft und Einheit, allen Intereſſen Garantien der Ordnung und 
des Beſtandes geben wollte; das alle Regierungsmittel aus den Ge— 
ſetzen und der daraus entſpringenden moraliſchen Kraft ſchöpfen, und 
nie einwilligen würde, eine Parteiregierung zu werden. Er wie— 
derholte, daß die Unterhandlungen zu Gunſten Polens noch fort 
dauerten, und man ſie mit ängſtlicher Sorgfalt fortſetzte. Se— 
baſtiani ſprach ebenfalls von dieſen Unterhandlungen und beſtätigte 
den Eifer der Regierung in dieſer Sache, erinnerte aber daran, daß 
es der Sache nur ſchädlich ſeyn könne, wenn man jetzt den darauf 
bezüglichen Notenwechſel offen darlegen wolle. Dieſe Verſicherungen 
beſchwichtigten indeſſen nur unvollkommen die allgemeine Theilnahme 
für Polen. Die Regierung konnte in dieſer Angelegenhei nichts thun, 
als unter Bedingungen, die ihre eigene Sicherheit gefährdet hätten. 

Die Feier der Julitage ging ohne Ruheſtörung vorüber. Die 
Anordnungen waren umſichtig getroffen und von einer hinreichenden 
Macht unterſtützt, die eben darum nicht gebraucht wurde, weil ſie 
vorhanden war. Bei dieſer Gelegenheit wurden die Generale Clauzel 
und Lobau zu Marſchällen von Frankreich ernannt. 

Zu Anfang Auguſt rückten die Holländer plötzlich in Belgien 
ein. Durch die achtzehn Artikel vom 27. Juni war Prinz Leopold 
von Coburg erſt bewogen worden, die Krone Belgiens anzunehmen, 
und hatte ſich dazu verſtanden, noch ehe die Antwort des Königs 
der Niederlande in London eingetroffen war. Dieſer proteſtirte 
gegen die achtzehn Artikel. England und Frankreich jedoch erklärten, 
den Prinzen Leopold als König der Belgier anerkennen zu wollen, 
ohnerachtet der von Holland eingelegten Proteſtation. Es fielen noch 
in Belgien heftige Erörterungen vor, auch zeigten ſich einige Auf— 
ſtände, aber am 9. Juli wurden die achtzehn Artikel vom Congreß 
angenommen, nachdem die Partei, welche den Krieg wollte in der 
Hoffnung, dadurch eine Vereinigung mit Frankreich zu bewirken, in 
der Minderheit geblieben war. Leopold, durch Geiſt und Benehmen 
gleich ausgezeichnet, trat, nachdem er ſich für die Krone entſchieden 
hatte, mit Kraft und Charakter auf. Am 16. Juli verließ er Eng⸗ 
land, und damit die glänzendſte und ſorgenloſeſte Stellung, die 
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irgend ein Privatmann in Europa haben konnte; er traf am 17. 
in Belgien ein. Am 21. hielt er ſeinen Einzug in Brüſſel unter 
dem lebhafteſten Enthuſiasmus. Gewiß, Belgien ſowohl, als die 
Regierungen, welche ſeine Thronbeſteigung unterſtützten, können ſich 
Glück wünſchen zu einer Wahl, die in jeder Beziehung den ſchwierigſten 
Erwartungen entſprochen hat. Am 31. Juli kündigte der König der 
Niederlande den Waffenſtillſtand auf, und erklärte am 1. Aug. der 
Londoner Conferenz, daß er ſich in dem Falle befinde, die Unter⸗ 
handlungen durch militairiſche Mittel unterſtützen zu müſſen. Am 
2. Aug. hatten die Feindſeligkeiter begonnen und die Belgier, unvor— 
bereitet, und ohne alle Organiſation, wurden überraſcht. Zugleich 
kündigte General Chaſſé in Antwerpen den Waffenſtillſtand auf. 
Der belgiſche General Niellon wurde bei Turnhaut nach einem blu— 
tigen Widerſtande überwältigt. Der Prinz von Oranien wandte ſich 
von dort aus gegen Dieſt; der belgiſche General Daine wurde bei 
Haſſelt geſchlagen und ſein Heer in Unordnung gebracht. Der fran— 
zöſiſche Botſchafter, General Belliard, und der engliſche, Lord Aber— 
cromby, gingen nach Antwerpen, und vermochten den General Chaſſe 
zu einem vorläufigen Waffenſtillſtande. König Leopold ſuchte bei 
Tirlemont mit den Trümmern der zerſprengten Armee Stand zu 
halten, allein ſeine Truppen wichen überall vor den Holländern zu— 
rück, und er ſelbſt entkam nur mit großer Gefahr nach Mecheln, wo 
er noch höchſtens 7 bis 8000 Mann um ſich verſammeln konnte. 
Kaum hatte der König der Franzoſen den Einfall der Hollän— 
der in Belgien vernommen, als er augenblicklich Befehl gab, daß 
die in Metz zuſammengezogene Nordarmee ſich unter dem Oberbefehl 
des Marſchalls Gérard gegen Belgien in Bewegung ſetzen ſolle. 
Die Prinzen von Orleans und Nemours wurden dem Heere des 
Marſchalls zugetheilt. Am 7. Auguſt gingen die Franzoſen über 
die belgiſche Grenze, und obwohl die Belgier bereits vor ihrer Anz 
kunft bei Haſſelt und Tirlemont geſchlagen waren, ſo konnten ſie 
doch noch Brüſſel retten. Da die Londoner Conferenz ſich mit dieſer 
Bewegung eines franzöſiſchen Heeres ganz einverſtanden erklärte, die 
auch von einer engliſchen Flotte unterſtützt worden war, welche unter 
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Admiral Codrington auf der Schelde erſchien, ſo ſah Holland ein, 
daß es gegen dieſe vereinten Kräfte nicht vermochte, eine Bewältigung 
ſeiner ehemaligen Provinzen durchzuführen, und zog ſeine Truppen 
zurück. Belgien war alſo allein durch die ſchnelle und uneigennützige 
Hülfe Frankreichs geſchützt worden. König Leopold nahm auch eine 
Anzahl franzöſiſcher Offiziere in Dienſt, um durch ihre Leitung die 
belgiſche Armee neu zu organiſiren. 

Frankreichs ſchnelle und gute Hülfe in Belgien war höchſt noth— 
wendig, und man darf ſagen, daß ſie weſentiich zur Erhaltung des 
Friedens beitrug, denn wenn die Holländer durch eine militairiſche 
Beſetzung faetiſch wieder Herren von Belgien geworden wären, ſo iſt 
es wahrſcheinlich, daß unerachtet der Erklärungen des Londoner Con- 
greſſes dennoch wenigſtens die Grundlage der Vereinbarungen weſent— 
lich verändert, und dadurch einer Reihe von verwickelten Schwierig— 
keiten Thor und Thüre geöffnet worden wären. Eben dieſe Folgen 
einer vollendeten Thatſache der holländiſchen Wiedereroberung wurden 
gehoben durch das thatſächliche Erſcheinen des franzöſiſchen Hülfs— 
heeres in Belgien. Dieſer Schritt aber mußte ausgeführt werden, 
wie er es wurde: unaufhaltſam und ohne Bedenken. Vorhergehende 
diplomatiſche Unterhandlungen hätten ohne Zweifel bei den vermit— 
telnden Mächten Bedenklichkeiten erzeugt, während der Zeitverluſt den 
Fall zum Nachtheil Belgiens entſchieden haben würde. Als die Re⸗ 
gierung Ludwig Philipps auf die erſte Kunde vom holländiſchen Ein 
fall ſogleich beſchloſſen hatte, ein Heer in Belgien einrücken zu laſſen, 
wurde ſofort ein Staatsbote an den Fürſten Talleyrand in London 
abgefertigt; zugleich aber das Heer in Eilmärſchen nach Belgien 
vorgeſchoben. Talleyrand ſchlug Lord Grey, dem Premier-Minifter 
des engliſchen Cabinets, ein Protokoll vor, worin die Conferenz 
den Einmarſch eines franzöſiſchen Heeres gegen das Vordringen der 
Holländer billige. Lord Grey war nicht ſogleich mit dieſem Vorſchlag 
einverſtanden, ließ ſich aber von Talleyrand's Gründen überzeugen, 
und das Protokoll wurde unterzeichnet. Talleyrand ſoll dieſes be⸗ 
werkſtelligt haben, ohne den engliſchen Miniſter von dem gleichzeitigen 
Vorrücken des franzöſiſchen Heeres zu benachrichtigen. Engliſche 
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Blätter nannten nachher dieſes Protokoll erſchlichen, und Lord Grey 
ſoll ſich beklagt haben, daß man ihn vor der Unterzeichnung in Un— 
kunde gelaſſen habe von dem faetiſchen Vorrücken der Franzoſen. 
War dem ſo, dann hatte Taylleyrand in der That dem Premier— 
miniſter einen großen Dienſt geleiſtet, indem er ihn aller Bedenklich— 
keiten überhob in einem Augenblicke, wo nur ſchnelle That der Sache 
helfen konnte, für die auch Lord Grey ſich entſchieden. Nur Frank- 
reich konnte hier helfen jo, wie es wirklich geſchah. Seine Dazwi— 
ſchenkunft wurde indeſſen von den andern Mächten mit einem ohne 
Zweifel ungerechten Mißtrauen betrachtet, und auch England zeigte 
viel Eiferſucht; wie es ſcheint, konnte man nicht vergeſſen, daß eine 
Partei in Belgien die Wiedervereinigung mit Frankreich gewollt hatte; 
ſelbſt die Verzichtleiſtung der belgiſchen Krone für den Herzog von 
Nemours ſchien nicht die Kabinette von der Uneigennützigkeit Frank⸗ 
reichs hinlänglich überzeugt zu haben. Die vier andern Mächte 
erklärten im Anfange Septembers, daß Frankreich Belgien räumen 
müſſe, und beachteten auch nicht die dringenden Bitten Königs Leopold, 
daß ein Theil der franzöſiſchen Truppen in Belgien bleiben möchte, 
zum Schutze der inneren Organiſation des Landes. Frankreich er— 
klärte in einem Protokoll vom 15. September, daß es ſeine Truppen 
aus Belgien zurückziehen wolle, und der Moniteur bemerkte: „Auch 
innerhalb unſerer Grenzen werden unſere Fahnen ſo nahe ſeyn, daß 
Holland fie nicht aus dem Geſichte verliert; jeder feindliche Ver— 
ſuch von feiner Seite wird Belgien wieder unter ihren Schutz ſtellen.“ 
Am 30. September räumten die letzten 12,000 Mann Franzoſen 
Belgien. Frankreich hatte in dieſer ganzen Angelegenheit eben ſo 
kräftig als leyal gehandelt und ſich den Dank aller beſonnenen Freunde 
des Friedens in Europa erworben. 

Bei der Erörterung der Adreſſe trat die Oppoſition mit großer 
Heftigkeit in die Schranken, aber ihre Mittel blieben dieſelben, und 
drehten ſich um die ſchon oft ausgebeuteten Ideen, daß Frankreich 
berufen ſey, die Revolution überall in Europa zu vertreten, und daß 
es nur um dieſen Preis der Gefahr entgehen werde, von einer Allianz 
abfoluter Könige angegriffen zu werden. Wenn wir die Reden von 
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Lamarque, Mauguin, Lafayette durchgehen, fo finden wir nur eine 
Aenderung im Ausdruck, nur eine Steigerung der Heftigkeit im 
Angriff, aber nicht der Beweisgründe; nur ein näheres Vorrücken 
gegen die Perſönlichkeit der Regierung, ohne ihrem Princip ſchlagendere 
Gründe entgegenzuſtellen. Garnier-Pagés, der zum erſtenmal auf 
trat, brachte in den Angriff der äußerſten Linken auch nur kühnere, 
ſchneidendere Wendungen, um die Majorität zu einem Kriegsgelüſte 
aufzuſtacheln. Bignon drang darauf, daß man nicht die belgiſche, 
fonvern die polniſche zur Hauptfrage machen ſolle; hiemit jedoch 
verdarb er ſein eigenes Argument, denn in Belgien konnte man 
thätig auftreten, und hatte es gethan, in Polen aber konnte man 
das nicht, ohne vorher einen Krieg mit ganz Europa angefangen zu 
haben; es mußte daher der Majorität klar werden, daß die Oppo— 
fition Krieg unter jeder Bedingung wolle. Guizot zeigte klar und 
bündig, um was es ſich eigentlich handle; man höre die Sprache 
der ſchlechteſten Zeiten, man wolle die Energie der Kammer auf die 
Probe ſtellen, und wenn dieſe im Geringſten ſich ſchwach oder zag— 
haft erweiſe, fo werde die Anarchie nicht zögern, das Haupt zu er— 
heben, denn es ſey die eigentliche ſchlechte revolutionaire Partei, mit 
der man es zu thun habe. Odilon-Barrot trat verſöhnend auf, 
wieß die Beſchuldigung der Anarchie und des Jacobinismus von 
der Oppoſition zurück, nannte aber Periers Energie eine lügenhafte, 
forderte eine entſchiedene Sprache der franzöſiſchen Diplomatie, und 
vom König und Volk eine feierliche Anerkennung der polniſchen Un— 
abhängigkeit. Obwohl ein heftiger Auftritt ſtatt fand, als Perier, 
nachdem die Erörterung geſchloſſen war, noch einmal das Wort neh— 
men wollte, ſo erreichte die Oppoſition doch nur in der Antwort— 
Adreſſe eine Bitte um dringlichere diplomatiſche Verwendung für Auf⸗ 
rechthaltung der polniſchen Nationalität. 

Der Wortſtreit, ob man in dem Ausdrucke der Adreſſe: „eine 
Verſicherung, daß die polniſche Nationalität nicht untergehen werde“ 
certitude oder esperance ſetzen ſolle, war überflüſſig, da man 
jeden Tag der Nachricht entgegenſehen konnte, daß Polen unterlegen 
ſey. Von größerer Bedeutung und allerdings von politiſcher Tragweite 
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war Bignons Vorſchlag, daß Frankreich noch vor der Bewältigung 
Polens dieſes als ein Königreich anerkennen möge. Dadurch würde, 
wie Bignon äußerte, die Frage auch nach Warſchau's Fall nicht be— 
endet ſeyn, ſie würde noch die factiſche Beſiegung überleben. Dieſer 
Vorſchlag konnte jedoch nicht durchgebracht werden. 

Polen war ſchon beſiegt, als dieſe Erörterung ſtattfand. Rußland 
mußte Alles daran ſetzen, denn es war nicht blos ein Kampf um 
Polens Unabhängigkeit, ſondern in der That um die Krone Ruß— 
lands. Die Ruſſen nähren einen alten, glühenden Haß gegen die 
Polen; nicht blos die Macht des Czaren, das ruſſiſche Nationalge- 
fühl war getroffen worden in dem polniſchen Aufſtande. Es gibt im 
ruſſiſchen Reiche immer einige Elemente, aus denen gelegentlich ein 
Widerſtand gegen die Regierung hervorgehen kann; ſie kommen nicht 
äußerlich zum Vorſchein, und können auch nur Bedeutung bekommen 
durch eine Conſtellation von Ereigniſſen, die nicht in der Gewalt 
derjenigen ſind, die im gegebenen Falle veranlaßt werden können, ſie 
zu benutzen. Der Militairaufſtand, der bei dem Tode des Kaiſers 
Alexander ausbrach, wurde durch die Kraft und die unaufhaltſame 
Entſchloſſenheit des Kaiſers Nicolaus gebrochen. Die geheime Un— 
zufriedenheit, die etwa in dem mittleren Militair- und Beamtenſtande 
vorhanden ſeyn kann, beruht auf einem gehaltloſen Liberalismus, 
der an und für ſich keinen nationalen Boden hat. Dieſen kann er 
nur gewinnen, und damit Bedeutung bekommen, wenn durch äußere 
Ereigniſſe das Volk zur Theilnahme gezogen wird; auch nur in die— 
ſem Falle kann man annehmen, daß der Theil des Adels, der, zwar 
ohne alle Parteiorganiſation, ſich vom Hofe fern hält und eine Art 
ſtiller Oppoſition bildet, ſich einem Widerſtande gegen die Regierung 
anſchließen würde. Das ruſſiſche Volk verehrt und liebt ſeinen Kai⸗ 
ſer; aber der Grundlage ſeiner Ergebenheit darf die Ueberzeugung 
von des Kaiſers unerſchütterlicher Macht, von der unfehlbaren Ahn— 
dung, die Jeden trifft, der ſeinen Geboten widerſtrebt, nicht fehlen. 
Der polniſche Aufſtand war ein Ereigniß, das bei einem mißlichen 
Ausgange ganz dazu geeignet war, auch in Rußland eine Mißſtim⸗ 
mung zu erzeugen, welche der Regierung gefährlich werden könnte. 

Birch, Ludwig Philipp. Bd. II. 13 
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Der Aufſtand, der ſich nicht auf das Königreich Polen beſchränkte, 
ſondern auch über die altpolniſchen, längſt Rußland einverleibten 
Provinzen verbreitete, nahm dadurch gleich einen nationalen Charakter 
an, der in ſo fern der ruſſiſchen Regierung nützlich war, als da— 
durch jede andere Rückſicht in Rußland ſchwieg, und Alle ſich auf— 
richtig vereinigten gegen die Polen, die nicht nur als Feinde der 
ruſſiſchen Regierung, ſondern auch des luſſiſchen Volks auftraten. 
Aber die Bedingung dieſer Hingebung war die volle, entſchiedene 
Beſiegung der Polen, welche die Ruſſen nicht als eine Nation bes 
trachteten, die ihre Selbſtſtändigkeit erkämpfen will, ſondern als Auf— 
wiegler gegen die ruſſiſche Krone. Wer Rußland kennt, und die 
Elemente, auf denen dort die Centralgewalt der Krone, und der ihr 
geleiftete Gehorſam beruhen, wird einräumen, daß ein Beiſpiel von 
glücklichen und ſiegreichen Auſwieglern — und als Aufwiegler bes 
trachtete man allgemein in Rußland die Polen — von den bedenk⸗ 
lichſten Folgen werden konnte. Kaum fünf Johre vorher war der 
Militairauſſtand ſchnell erſtickt worden. Die Erhebung Polens war: 
eine Lebensfrage für die ruſſiſche Regierung geworden; je blutiger 
und wechſelvoller der zehnmonatliche Kampf geweſen, je tapferer 
die unglücklichen Polen ſich erwieſen, um ſo unentbehrlicher war 
der Regierung ein unbedingter und unzweifelhafter Sieg, und ſie 
durfte vor keinem Opfer zurücktreten, durch welches er erlangt werz 
den konnte. Als dieſer endlich ſchwer und theuer erkauft wurde, 
konnte die ruſſiſche Regierung ihn nicht ſchwächen durch Zugeſtänd— 
niſſe irgend einer Art, denn nicht blos die Krone, ſondern auch das 
ruſſiſche Volk hatte ihn erfochten, und eine nationale Nothwendigkeit 
ſchloß jede zweifelhafte Anwendung der wiedererrungenen Gewalt aus. 
Das ruſſiſche Kabinet gab keinen diplomatiſchen Vorſtellungen zu 
Gunſten der unterlegenen Nationalität Gehör, weil es von ſeinem 
nationalen Standpunkte aus dies nicht konnte noch durfte. Nicht 
allein Frankreich ſuchte die europäiſchen Verträge geltend zu machen, 
um die Aufrechthaltung der polniſchen Nationalität, als von allen 
Mächten garantirt, zu bewirken; das ruſſiſche Kabinet gewährte in 
dieſem Punkte andern Mächten fo wenig Einfluß, als Frankreich. 
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Die franzöfifche Regierung war vom Anfang an von dieſer Sachlage 
vollkommen unterrichtet; ſie unterließ nicht, die dringlichſten diploma⸗ 
tiſchen Vorſtellungen zu machen, obwohl es zweifelhaft war, ob ſie 
von Erfolg ſeyn konnten. 

Am 16. September mußte Sebaſtiani in der Deputirtenkammer 
die Kapitulation Warſchau's verkündigen. Es war ohne Zweifel kein 
glücklich gewählter Ausdruck, wenn der Miniſter dieſe Traueranzeige 
mit den nur zu bekannt gewordenen Worten ſchloß: Fordre regne 
a Varsovie! bei dem Gefühl, womit dieſe Nachricht von der Depu— 
tirtenkammer aufgenommen werden mußte — und von der Majorität 
ſowohl als von der Oppoſition — enthielt dieſe Verſicherung aller 
dings nur einen ſchlechten, und, gewiß ganz gegen die Abſicht des 
Redners, faſt ironiſchen Troſt. Allein das Wort war ausgeſprochen, 
und gegen dieſes zunächſt wandte ſich ein ſtürmiſcher Ausbruch von 
Schmerz und Unwille. Nicht geringer war der Eindruck, den War—⸗ 
ſchau's Fall in Paris hervorbrachte. Mehrere Tage hindurch herrſchte 
eine heftige Aufregung. Haufen junger Leute durchzogen die Straßen 
unter dem Rufe: „Tod den Miniſtern!“ Indeſſen hatte der Tumult 
keine weiteren Folgen. 

Lafayette ſtellte Fragen an Graf Sebaſtiani im Betreff der tes 
gen Polen geführten Unterhandlungen. Der Miniſter wieß nach, 
daß alle große Mächte ſich mit Frankreich vereinigt, und daß ſie auch 
Verſicherungen bekommen hätten, daß Polen erhalten werden ſolle. 
Dagegen erklärte er es für unwahr, daß das franzöſiſche Miniſterium 
— wie Lafayette es angedeutet — den Polen den Rath ertheilt hätte, 
ihr Offenſivſyſtem zu beſchränken, weil Frankreich gehofft, fie binnen 
zwei Monaten durch Unterhandlungen retten zu können. Darauf las 
Lafayette einen Brief der polniſchen Agenten in Paris vor, worin 
dieſe (Kniaziewiez und Plater) erklärten, daß der franzöſiſche Mi⸗ 
nifter des Auswärtigen fie am 7. Juli aufgefordert hätte, einen Bo⸗ 
ten nach Warſchau zu ſenden, wofür er die Reiſekoſten bezahlen 
wolle; durch dieſe Botſchaft ſollte die polniſche Regierung aufgefordert 
werden, ſich noch zwei Monate zu halten, welche zur Beendung der 
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angegeben, warum wir glauben, daß man bei Kenntniß der wahren 
Sachlage ſich nicht der Hoffnung hingeben konnte, daß Rußland ſich 
durch Unterhandlungen in der Benüt ung des Sieges aufhalten laſſen 
würde. Guizot trat auf für das Minifterium, und wenn er auch 
nicht die beſondere Beſchuldigung Laſayette's zurückwies, oder nicht 
zurüdweifen konnte, fo enthüllte er doch den wahren Grund, welcher 
der franzöſiſchen Regierung alle und jede Unterſuchung fo ſehr er— 
ſchwere; Frankreich fände nämlich überall Mißtrauen wegen der propa— 
gandiſtiſchen Beſtrebungen, denen ſich — wenn nicht die ganze Oppo— 
ſition, ſo doch einige ihrer notabelſten Mitglieder hingäben. Lafayette 
3. B. ſtand mit den Aufwieglern aller Nationen in dem lebhafteſten 
Wechſelverkehr, empfing Abordnungen der Revolutionaire aus allen 
Ländern, ertheilte ihnen ſchriftlich und mündlich Rath und Anwei— 
ſung, wie ſie ihre Fürſten und Regierungen verrathen und verjagen 
konnten, und ſagte ihnen Beiſtand und Hülfe zu von Volk, Par⸗ 
teien und Perſonen in Frankreich, ohne daß dieſe oft eine Ahnung 
davon hatten, daß durch ſolche leichtſinnige und unbedenkliche Ver— 
ſprechungen des alten Agitators unter ihrer Garantie in fremden 
Ländern die Ruhe geſtört und über viele Familien unſägliches Elend 
gebracht würde. Unter ſolchen Umſtänden nun war es ſehr natür— 
lich, daß die franzöſiſche Regierung bei allen Unterhandlungen die 
Klagen über ſolche Unbill vorfand, und daß es ihr oft ſchwer wurde, 
die Mißſtimmung zu überwinden, die dadurch erzeugt werden mußte. 
Die Belege für Guizot's Behauptungen waren ſo notoriſch und un— 
abweisbar, daß Odilon-Barrots Bemühungen, die Oppoſition zu 
vertheidigen, dieſer nur ſchadeten, indem dadurch offenbar wurde, 
daß ſie weſentlichen Beziehungen nach in ſich uneinig war. Perier 
benutzte mit meiſterhafter parlamentariſcher Taktik die Schlappe der 
Bewegungspartei, welche die Flanke des Miniſteriums überrumpeln 
wollte, zu einem Vertrauensvotum. Er forderte die Kammer auf, 
den unfruchtbaren Boden des unnützen Haders über ein ſchon voll— 
zogenes Ereigniß zu verlaſſen, das, außer dem Bereich jeder von 
Frankreich abhängigen Einwirkung gelegen, in ſeiner traurigen und 
verhängnißvollen Entwickelung den vereinten wohlwollenden Bemühungen 
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faſt aller Mächte bis jetzt getrotzt habe. Er wies darauf hin, daß, 
um der Zukunſt vertrauungsvoll entgegenſchreiten zu können, Einheit 
und Uebereinſtimmung unerläßlich ſeyen, daß Zerwürfniß aber zum 
Verderben führe; daher möge die Kammer erklären, ob ſie im Verein 
mit dem Miniſterium auf der Bahn der Ordnung und des Rechts 
fortſchreiten wolle. Noch einmal ſtellte Mauguin dem ſiegesfreudigen 
Miniſterium die Beſchwerdeführung aller Oppoſitionsnüancen, in 
einem Haupteartel vereint, entgegen. Allein Gannerons Vorſchlag 
wurde mit einer Mehrheit von 221 Stimmen angenommen, und die 
Kammer erklärte damit: „daß ſie, mit den vom Miniſterium gege— 
benen Erklärungen zufrieden, ſeiner Sorgfalt die Würde Frankreichs 
nach Außen, wie r Sicherheit im Innern abel Dieſer 
Beſchluß wurde am 22. Sept. gefaßt. 

Auf Las Cafes Vorſchlag, die ſterblichen Ueberreſte Napoleon's 
nach Frankreich zu bringen, war die Kammer nicht eingegangen. 
Dagegen fand Boiſſy d'Anglas Gehör, als er den Vorſchlag ein— 
brachte, daß die von der Reſtauration für nichtig erklärten Ernen— 
nungen während der hundert Tage als gültig anerkannt werden ſoll— 
ten. Dieſe Anerkennung, worin eine gerechte Huldigung der Erinnerung 
an die große Armee lag, wurde von der Deputirtenkammer am 
16. Sept., von den Pairs am 14. Oktober ausgeſprochen, und am 
20. November vom König beſtätigt. Dadurch bekam Grouchy die 
Marſchallswürde wieder, und 114 Offiziere wurden in den ihnen 
von Napoleon zuerfannten Beförderungen beſtätigt. 

Am 1. Oktober verlegte der König feine Reſidenz vom Palais⸗ 
Royal nach dem Schloſſe der Tuilerien, das durch ſeine Lage und 
Umgebung, ſo wie durch ſeine innere Räumlichkeit geeigneter iſt zum 
beſtändigen Aufenthalte eines regierenden Königs. Wenn dieſer Um⸗ 
ſtand ſchon allein hinreichen konnte, um dieſe Aenderung zu erklären, 
ſo mag auch dazu beigetragen haben, daß die Tuilerien der Sitz aller 
vorhergegangenen Regierungen geweſen waren. Uebrigens wurde 
faſt nichts geändert in den Anordnungen für den königlichen Haus⸗ 
halt. Der König hat keinen Hofſtaat im Sinne des alten Hofes, 
keine Garden, keine Haustruppen, keine Hofchargen; das in feiner 
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unmittelbaren perſönlichen Umgebung vorhandene Dienſtperſonal hat 
ohne Ausnahme geſchäftliche Thätigkeit und verbindet damit die An⸗ 
ordnung für das Haus des Königs, welche unerläßlich iſt bei der 
Repräſentation eines großen Staates. Es herrſcht keine läſtige Eti⸗ 
kette, die Grenzlinien zieht und irgend Jemand vom Zutritt in das 
Haus des Königs ausſchließt; Anſtand und Sitte werden ſtillſchwei⸗ 
gend geboten von dem vollendet guten Tone, der in der königlichen 
Familie ſelbſt herrſcht. Sowohl Franzoſen als Fremde ſind darüber 
einig, daß man nirgends mehr Würde und zuvorkommende Aufmerk⸗ 
ſamkeit findet, als in der Umgebung des Königs der Franzoſen. 
Die Erblichkeit der Pairswürde wurde einer allgemein verbrei⸗ 
teten Stimmung, einer momentanen Nothwendigkeit zum Opfer ge⸗ 
bracht. Die demokratiſche Abneigung gegen die Pairskammer, welche 
ſich beim Ausbruch der Julirevolution gezeigt, hatte ſich nicht ver⸗ 
mindert, ſondern beſtand noch in ihrer vollen Stärke. Hiezu hatte 
nicht blos die Haltung der hohen Kammer im Prozeß gegen die Mi- 
niſter der Reſtauration beigetragen, ſondern vornehmlich das Beneh— 
men einzelner Carliſtiſcher Pairs, wie des Herzogs von Fitz-James, 
bei Erörterung des Verbannungsgeſetzes und andern Gelegenheiten. 
Was den Grundſatz betrifft, ſo iſt es ganz klar, daß durch Grund— 
beſitz und Erblichkeit die conſtitutionelle Unabhängigkeit der Pairs 
kammer vom König wie vom Volle, erſt eigentlich gebildet und ge— 
ſichert wird. Da nun freilich die Geburt nicht die Fähigkeit verbürgt, 
ſo konnte es noch immer der Regierung vorbehalten bleiben, durch 
das Recht, Pairs zu ernennen, einem ſolchen Verhältniſſe vorzubeu⸗ 
gen, oder abzuändern, wenn es ſich eingeſtellt hat. Eine ſolche 
Kammer würde bei einer fo begründeten Unabhängigkeit der Ent⸗ 
wickelung des conſtitutionellen Lebens äußerſt günſtig geweſen ſeyn. 
Allein gerade dieſe Unabhängigkeit, auf Geburt und Beſitz gegrün— 
det, durch welche die Pairskammer der Freiheit nützlich werden konnte, 
erregte Haß und Verfolgung gegen ſie. Bekanntlich hatte die neue 
Charte beſtimmt, daß die Stellung der Pairskammer nachträglich 
erörtert und feſtgeſtellt werden ſolle. Die Zeit der Erledigung nahte 
nun heran, aber die günſtigeren Verhältniſſe, welche man von einer 
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politiſch beruhigten Periode erwartet und gehofft hatte, waren nicht 
vorhanden. Schon am 27. Auguſt hatte Perier in der Deputirten⸗ 
kammer geäußert, daß er den Grundſatz der Erblichkeit der Pairs⸗ 
kammer aufgebe; die neuen Wahlen hatten eine den Pairs eben fo 
feindliche Stimmung gebracht. Die Fragen, um welche die Erörte— 
rung vorzüglich ſich drehte, waren: ob die Pairswürde erblich 
oder lebenslänglich — ob die Pairs wählbar, und der Wahl 
des Königs unterworfen — ob ihre Zahl beſtimmt oder un⸗ 
beſchränkt ſeyn ſolle. Pörier alſo ſchlug vor, die Erblichkeit der 
Pairswürde aufzuheben, weil überall ein Widerſtreben dagegen ſich 
kundgebe, und das Recht der Ernennung zur lebenslänglichen Pairs— 
würde dem König zu übertragen. Eben ſo glaubte er, daß man 
das Ernennungsrecht des Königs nicht durch eine beſtimmte Zahl 
beſchränken, daß man der Zukunft nicht vorgreiſen dürfe, und wollte 
daher die Beſtimmung ausgeſprochen haben, daß die Entſcheidung 
der Kammer nicht unwiderruflich ſey. 

Die Erblichkeit fand lebhaften Widerſpruch; man wollte 
ſie als einen Ueberreſt barbariſcher Sitten betrachtet wiſſen, 
und ſie nicht denken können ohne die Sklaverei der Völker. Man 
führte an, daß eine eigentliche Ariſtokratie nicht mehr in Frankreich 
vorhanden ſey. Man rieth — und das war ohne Zweifel eine über 
die wahre Stimmung im Lande vollkommen richtige Bemerkung — | 
man rieth der Deputirtenkammer, ihre geſetzgebende Gewalt nicht ſo 
weit auszudehnen, daß ſie ſich herausnähme, neue Große zu ſchaffen 
in einem Lande, in dem Niemand gering ſeyn wolle. Und aller— 
dings, die Franzoſen wollen alle Pairs ſeyn, und begnügen ſich nicht 
damit, daß fie es find vor dem Gericht. Man wollte alſo die Ab- 
ſchaffung der Erblichkeit, und auch dem König die Ernennung über⸗ 
tragen, allein in ſolcher Weiſe, daß er an eine von den Wählern 
vorgelegte Kandidatenliſte gebunden ſeyn ſollte. Man meinte beſon⸗ 
ders durch die letzte Beſtimmung dem demokratiſchen Prinzip einen 
mit den Zeitverhältniſſen im Einklang ſtehenden Einfluß auf die 
Pairskammer zu verſchaffen. Thiers vertheidigte die Erblichkeit der 
Pairswürde. Der geiſtreiche Publieiſt, der damals noch nicht als 
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Staatsmann aufgetreten war, begründete allerdings nicht feine Mei⸗ 
nung mit der Kraft, deren er wohl fähig, und die er bei andern 
Gelegenheiten gezeigt hatte. Das zog ihm den Vorwurf zu, daß er 
ſagte, was er nicht dachte. Er meinte, wenn der Geiſt ſich auch 
nicht vererbe, fo wäre das doch der Fall mit den Traditionen. Hiemit 
ſchadete er weſentlich der Sache, die er zu der ſeinigen gemacht, oder für 
welche er wenigſtens in die Schranken getreten war, denn der Ausdruck 
„Tradition“ erinnerte nur zu fehr. an ein eigenſinniges Feſthalten 
an Grundſätzen einer Vergangenheit der Vorrechte und Kaſtenfreihei— 
ten. Dagegen aber iſt es klar, daß eine erbliche Pairskammer aller⸗ 
dings ein hiſtoriſches Moment der Vergangenheit bewahrt, aber auch 
wegen ſeiner Erblichkeit ein noch größeres Intereſſe an der Erhaltung 
der Zukunft haben muß. An Geiſt und Talent kann es aller Vor— 
ausſicht nach einem ſo zahlreichen politiſchen Körper, wie der fran— 
zöſiſchen Pairskammer, kaum fehlen, weil ſie erblich iſt, und wenn 
die begabten Naturen in ihr in zu großer Minderheit ſeyn ſollten, 
ſo kann das Ernennungsrecht der Regierung immer dieſem Mangel 
abhelfen. Es hat zu keiner Zeit der engliſchen Pairskammer an 
talentreichen und geiſtvollen Männern gefehlt. Die franzöſiſche Pairs⸗ 
kammer aber würde gerade durch die Erblichkeit in der conſtitutionellen 
Organiſation die beſonnene Rückſichtnahme auf Vergangenheit und 
Zukunft erhalten und eine Stellung bekommen haben, in welcher ſie 
die Geſetzgebung bewahren konnte vor dem Einfluſſe kurzlebiger Ein⸗ 
griffe unter der Dringlichkeit des Zeildruckes, mochten dieſe nun von 
der Regierung oder von einer demokratiſchen Zeitſtrömung beantragt 
werden. Dieſe Stellung der Pairskammer deutete Guizot nur an, 
aber ohne ſie mit ſeiner gewöhnlichen Klarheit in ihrer eigentlichen 
Bedeutung zu entwickeln, und ohne hinreichend darzuthun, wie dieſe 
wahrhaft conſtitutionelle und freiſinnige Sendung der Pairskammer 
eben burch die Erblichkeit geſichert werden müſſe. Royer-Collard brachte 
das ganz richtige Argument, daß die Erblichkeit der Krone nach 
dem Erſtgeburtsrechte den Beweis liefere, daß politiſche Erblichkeit 
überhaupt nicht unverträglich ſey mit der Idee der Volksherrlichkeit. 

Die Erörterung zeigte gleich vom Anfang, daß die Erblichkeit 
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wegfallen müſſe. Da nun die Pairskammer nicht ſich ſelbſt gehören 
ſollte, fo war es klar, daß fie, ohne gerade eine gelegentliche Oppo⸗ 
ſition auszuſchließen, im Ganzen der Regierung zufallen mußte. Die 
noch in der Pairskammer vorhandene karliſtiſche Oppoſition mußte 
durch Aufhebung der Erblichkeit ſich von ſelbſt auflöſen. Sonſt 
aber mußte eine politiſche Körperſchaft, gebildet von Männern, die 
alle in erheblichen Stellungen ſich Verdienſte erworben haben, noths 
wendig gouvernemental ſeyn. 

Am 10. Oktober wurde die Erblichkeit der Pairie mit 324 ge⸗ 
gen 86 Stimmen von der Deputirtenkammer verworfen. Hierauf 
begann die Erörterung eines Geſetzes für die Inſtitution der Pairs— 
kammer. Die Deputirtenkammer verwarf ebenfalls Périers Vorſchlag, 
dieſes Geſetz einer künftigen Reviſion zu unterwerfen, und erklärte 
es für definitiv. Die Ernennungen zur Pairswürde gehen allein 
vom König aus, und das Geſetz ſchreibt die Notabilitäten vor, une 
ter denen der König frei wählen kann, ſo wie auch die Ernennung 
gebunden iſt an die im Geſetze angeführten Bedingungen. Wir füh⸗ 
ren hier dieſe Bedingungen an, weil man ſich dadurch überzeugen 
wird, daß Niemand zum Pair ernannt werden kann, der nicht ſchon 
nahmhafte Dienſte geleiſtet hat. Der König kann alſo zur Ernen— 
nung von Pairs unter folgenden Notabilitäten wählen: 

Präsidenten der geſetzgebenden Verſammlungen — Deputirte, 
die an drei Legislaturen Theil genommen, oder ſechs Jahre hindurch 
in Ausübung dieſer Stelle waren — Marſchälle und Admirale von 
Frankreich — Generallieutenants und Vice-Admirale nach zweijähri⸗ 
gem Grade — Miniſter mit Departement — Botſchafter nach drei 
jährigem, Geſandte nach ſechsjährigem, Staatsräthe nach zehnjährigem 
ordentlichem Dienſte — Departementspräfecte und Seepräfecte nach 
zehnjährigem — Colonialgouverneure nach fünfjährigem Dienſte — 
Mitglieder der Generalräthe nach drei Wahlen zur Präſidentſchaft — 
Maires von Städten von 30,000 Seelen und darüber, nach we⸗ 
nigſtens zwei Wahlen in die Municipalräthe und nach zwei vollen—⸗ 
deten Dienſtjahren in der Mairie — Präſidenten des Caſſations⸗ 
und des Rechnungshofes, und die Generalprocuratoren bei dieſen 
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Höfen nach fünfjährigem Dienſte in dieſer Eigenſchaft — Räthe des 
Caſſations- und Rechnungshofes nach fünfjährigem Dienſte — Erſte 
Präſidenten der königlichen Gerichtshöfe nach fünfjährigem Dienfte 
als ſolche, und die dabei angeſtellten Generalprocuratoren nach zehn: 
jährigem Dienſte — Präſidenten der Handelstribunale in Städten 
von 30,000 Seelen nach vier Ernennungen — Mitglieder der vier 
Akademien des Inſtituts — Bürger, denen durch ein Geſetz eine 
Nationalbelohnung zuerkannt worden wäre — Chefs von Manufak⸗ 
turen-, Bank- oder Handelshäuſern, nachdem fie ſechs Jahre hin⸗ 
durch Mitglieder eines Generalraths oder einer Handelskammer ge⸗ 
weſen ſind. Die Ordonnanzen der Pairsernennungen ſollen individuell 
ſeyn, und die Dienfte und Anſprüche enthalten, worauf die Ernen- 
nung gegründet iſt. Kein Gehalt, keine Penſion und keine Dotation 
darf mit der Pairswürde verbunden ſeyn. Die Zahl der Pairs iſt 
unbeſchränkt. Ihre Würde wird auf Lebenszeit ertheilt, und läßt 
ſich nicht durch das Recht der Erblichkeit übertragen. Sie nehmen 
unter einander Rang nach der Ordnung ihrer Ernennungen. 

Dieſes Geſetz ſollte aber nun auch von der Pairskammer ſelbſt 
angenommen werden, um volle Kraft und Gültigkeit zu bekommen. 
Auf heftigen Widerſpruch in der Pairskammer konnte und mußte man 
rechnen, und um eine Stimmenmehrheit zu erlangen, wurden 36 
neue Pairs ernannt. Der Adel und die Carliſten, an ihrer Spitze 
der Herzog von Fitz-James in den heftigſten Ausdrücken, wider⸗ 
ſprachen dieſer Selbſtverſtümmelung. Selbſt die mit der neuen Ord— 
nung vollkommen Einverſtandenen mußten es höchlich bedauern, daß 
eine herbe Nothwendigkeit ſie zwinge, einem Geſetz ihre Stimme zu 
ertheilen, wodurch die Unabhängigkeit ihrer Körperſchaft eingebüßt 
werden ſollte. Périer indeſſen erinnerte wiederholt an das Uebel, 
welches entſtehen konnte, wenn die Pairskammer im Widerſpruche 
mit einem allgemeinen Wunſche der Nation bleiben ſollte. Am 
28. Dez. wurde das neue Geſetz über die Pairskammer vollſtändig 
angenommen. ; 

Am 18. Nov. wurde das Geſetz über die Verbannung Carl X. 
und ſeiner Familie vollſtändig erledigt. 
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Am 21. November brach ein Aufruhr in Lyon aus. Die Sei⸗ 
denarbeiter in der Gemeinde Croix-Rouſſe bei Lyon barikadirten 
ſich in ihrem Stadtviertel, übten Gewalt gegen mehrere Fabrikanten, 
entwaffneten einige Abtheilungen von Bürgergarden, und bereiteten 
ſich vor, in die Stadt zu ziehen. Weder Ueberredung noch ernſthafte 
Vorſtellungen fanden Gehör, und Nationalgarden wie Linientruppen 
wurden von der Behörde aufgeboten, um die Ordnung wieder her⸗ 
zuſtellen. Da die Arbeiter nun zu capituliren wünſchten, ſo begab 
ſich der, Präfeet Dumolard und General Ordonneau zu ihnen. 
Kaum aber waren ſie bei den Aufrührern angelangt, als ſie von 
dieſen ergriffen und zu Gefangenen gemacht wurden. General Ro⸗ 
guet, der, obwohl krank, ſich nach dem Stadthauſe hatte bringen 
laſſen, richtete ſogleich Truppen gegen das meuteriſche Stadtviertel, 
bald waren alle Ruheſtörer darin zurückgedrängt, und es ward von 
allen Seiten eingeſchloſſen. Alle Communicationen wurden von den 
Truppen beſetzt, die außerhalb der Gemeinde Croix-Rouſſe überall 
die Oberhand behaupteten. Die Aufrührer wollten wieder Eröff— 
nungen machen, Roguet aber erklärte, daß er keinem Vorſchlage Ge— 
hör geben könne noch wolle, wenn nicht vorher der Präfeet und der 
General frei gegeben wären. Zuerſt wurde darauf der Präfeet und 
in der Nacht auch der General in Freiheit geſetzt. Es trat ein 
Zwieſpalt ein über die Art des Verfahrens. Der Präfert Dumolard 
und General Ordonneau, der Befehlshaber der Nationalgarde, em⸗ 
pfahlen Mäßigung, Roguet aber, der Befehlshaber des Linienmili— 
tairs, wollte nicht den Aufrühren Zugeſtändniſſe machen, ſondern ſie 
durch Strenge zur Unterwerfung zwingen. Er wurde beſtändig von 
den Arbeitern angegriffen, und beſtändig von der Civilbehörde um 
Schonung und Milde angegangen. Nachdem er ſich zwei Tage in 
der Stadt behauptet hatte, gab er den Vorſtellungen nach, und zog 
ſich aus der Stadt heraus. Die Arbeiter benahmen ſich, nachdem 
fie Herren der Stadt geworden, mit Mäßigung und hielten Ord⸗ 
nung. Die Stadt ſchoß eine Summe vor, um die dringendſten Be⸗ 
dürfniſſe der armen Handwerker zu befriedigen. Ein Erlaß des 
Maires erklärte, daß der Tarif, worin der Arbeitslohn zu niedrig 
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angelegt war, einer Durchficht unterworfen werden ſolle, und lud 
die Fabrikherren ein, ihre Vertreter dabei zu bezeichnen, um mit 
den Abgeordneten der Werfmeifter ſich über einen neuen, mehr im 
Intereſſe der Arbeiter gehaltenen Tarif zu vereinigen. Der Maire 
bezeichnete den 15. Dez. als den letzten Termin für dieſe Vereinba— 
rung, und unterdeſſen verpflichtete ſich die Stadt, nöthigenfalls aus 
den' Munieipalfonds den Unterfchied zwiſchen dem beſtehenden Tarif 
und den Forderungen der Arbeiter zu bezahlen. Hiebei beruhigten 
ſich die Arbeiter, und nachdem ſie ihren Zweck erreicht hatten, ver— 
hielten ſie ſich friedlich. ] 

General Roguet hatte gleich außerhalb der Stadt Poſten gefaßt, 
und um ihn ſammelten ſich bald die von allen Seiten gegen Lyon. 
aufgebotenen Truppen. Der Herzog von Orleans und Marſchall 
Soult wurden nach Lyon geſendet, und zogen am 3. Dez. an der 
Spitze von 26,000 Mann in die Stadt ein. Die Nationalgarde 
wurde ſogleich aufgelöst, ſonſt wollte man ſo viel als möglich Gnade 
walten laſſen. Die Verwegenſten der Arbeiter wurden über die 
Schweizer Grenze gebracht. Die Maſſe der Arbeiter war ohne Zweifel 
nur zum Aufruhr gebracht worden, um einen höhern Arbeitslohn 
von den Fabrikherren zu erzwingen; dies hatten politiſche Auſwiegler 
benutzt, um eine Gelegenheit zu finden, feindſelige Plane gegen die 
Regierung daran zu knüpfen. Indeſſen gaben die Arbeiter ihrer 
Bewegung keine weitere Folgen, nachdem ſie ihre materiellen Zwecke 
erreicht hatten; das politiſche Element trat alſo zurück. Man ſuchte 
ſo viel als möglich einer Erneuerung der Noth unter den Arbeitern 
vorzubeugen, und machte Beſtellungen von Seidenwaaren zu einem 
Betrage von 640,000 Franken. Dagegen erklärte Marſchall Soult 
den Beſchluß des Magiſtrats, wodurch der Arbeitslohn erhöht wor— 
den, für null und nichtig, weil er auf revolutionaire Weiſe er— 
zwungen worden war. Der Herzog von Orleans caſſirte einen Ba— 
taillonschef, der ſich geweigert hatte, den Befehlen des Generals zu 
folgen, und thätig gegen die Ruheſtörer einzuſchreiten. Am 11. Dez. 
kehrten der Herzog von Orleans und Marſchall Soult nach Paris 
zurück. General Roguet wurde allgemein belobt wegen der von ihm 
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bewieſenen Energie. Dumolard war in eine überaus ſchwierige Stel⸗ 
lung gerathen. Es läßt ſich, wenn man alle die verſchiedenen Zu— 
ſtände und Einzelnheiten genau geprüft hat, nicht läugnen, vaß die 
von ihm gezeigte Nachgiebigkeit, und das durch feine Vorſtellungen 
bewirkte augenblickliche Zurückziehen der bewaffneten Macht, die Mäßi— 
gung der Arbeiter veranlaßten, und dadurch dem Aufruhr eine Rich— 
tung gaben, durch welche das Eigenthum der beſitzenden Klaſſen 
ungefährdet blieb. Allein auf der anderen Seite konnte das nicht 
geſchehen, ohne die Autorität der öffentlichen Macht Preis zu geben. 
Perier nahm die Angelegenheit rein nach der adminiſtrativen Form, 
und tadelte in der Kammer Dumolard wegen der von ihm den Auf— 
rührern bewilligten Zugeſtändniſſe. Dumolard ſtellte in den Gängen 
der Kammer den Miniſter darüber heftig zu Rede, und ließ ſeine 
Rechtfertigung drucken. Auf einem andern Wege als dem der Oef— 
fentlichkeit hätte ohne Zweifel der Präfeet Anſprüche gewonnen auf 
eine indireete Dankbarkeit der Regierung für das, was durch fein 
Benehmen factiſch erreicht worden war; allein die Staatsverwaltung 
konnte ausdrücklich nicht ein Benehmen gut heißen, durch welches ihr 
Anſehen gelitten hatte. Der Aufſtand von Lyon überzeugte indeſſen 
alle Gema ß egten, daß fie der Regierung Beiſtand leiſten müſſe, und 
die Kammer votirte eine ſehr loyale Adreſſe. Hiedurch wurde die 
moraliſche Wirkung des Aufſtandes gebrochen, und die Regierung 
errang einen vollſtändigen Triumph. 

Eine kleine republikaniſche Verſchwörung in Paris wurde am 
26. Nov. entdeckt. An ihrer Spitze ſtand Dubourg, den wir in den 
Julitagen 1830 als General auftreten ſahen, und Lennor, der Ei⸗ 
genthümer des Journals „die Revolution.“ 

Am 18. Dezember lehnte ſich das Volk in Grenoble gegen die 
Steuereinnehmer auf. Eine tumultuariſche Bewegung richtete ſich 
gegen das Haus des Controleurs der Contributionen, Herrn Chau— 
vet; man brachte ihm eine Katzenmuſik, und drang zerſtörend in ſein 
Haus ein. Die Nationalgarde, welche ausgerückt war, ließ ſich vom 
Volk zur Unthätigkeit bewegen. Am folgenden Tage erhob ſich das 
Volk wieder unter dem Geſchrei: „Weg mit den Abgaben!“ Darauf 
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rückte das Linienmilitair aus, und die Ordnung wurde ſogleich wies 
der hergeſtellt. Eine kleine Bewegung ähnlicher Natur in Montpellier 
hatte auch keine weiteren Folgen. 

Im Januar 1832 kam die Civilliſte des Königs zur Berathung 
in der Deputirtenkammer. Unter dem Miniſterium Laffitte war 
darüber ein Geſetzvorſchlag gemacht, und eine Commiſſion der Kam— 
mer ernannt worden. Dieſe Commiſſion beſtand aus den Herren 
Duvergier de Hauranne, Aniſau-Duperron, Etienne, Jaques Les 
févre, Génin, Rémuſat, Thouvenel und Cormenin. Der Betrag 
der damals beantragten Civilliſte war achtzehn Millionen Franken. 
Hierüber hatte ſich das ganze Miniſterium vereinigt mit Ausnahme von 
Düpont. Unter den Poſitionen der Civilliſte finden wir aber viele, 
welche nicht die perſönlichen Ausgaben oder den königlichen Hofhalt 
betrafen, ſondern öffentliche Anſtalten, welche der König unterhält 
im Intereſſe der Nation, und zur Unterſtützung der Künſte. So 
waren für ſchöne Künſte und Muſeeen, für das Geſtüt in Meudon, 
für das Archiv der Krone, für die Manufakturen der Gobelins, 
Sepres, Beauvais, für die Medaillenmünze, eine Summe angeſetzt 
von 2,093,500 Franken. Bedenken wir nun ferner die großen und 
bedeutenden Wohlthätigkeitsausgaben, welche der König und die Kö— 
nigin ſo reichlich und in ſo ſchöner Weiſe vertheilen, die umfaſſenden 
Kunſtwerke, welche auf Geheiß des Königs entſtanden find — wie 
die hiſtoriſche Gallerie in Verſailles — die wiſſenſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen, welche der König in jeder Richtung fördert; bedenken 
wir, wie kunſtreich und ſinnig Alles im königlichen Hofhalte darauf 
berechnet iſt, daß auch der darin waltende Luxus der franzöſiſchen 
Induſtrie Vortheil und Empfehlung gewähre, ſo daß nach den ge— 
ſchmackvollen Anordnungen des Königs der Glanz, der den Thron 
des franzöſiſchen Volks umgibt, nicht einen leeren Pomp zur Schau 
trägt, ſondern eine Bedeutung für die Entwickelung der Künſte und 
der Induſtrie in Frankreich hat — faſſen wir dieſe Anwendung der 
Civilliſte nach Abſicht und Wirkung auf, fo können wir in dem Ans 
ſatze von achtzehn Millionen Franken für ein Land wie Frankreich 
keine übertriebene Forderung erblicken. Vergleichen wir ſie mit den 
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Civilliſten anderer conſtitutioneller Staaten, fo iſt fie gering. Die 
Civilliſte in Bayern z. B. beträgt 3,000,000 Gulden oder: 7,500,000 
Franken — alſo bis auf anderthalb Millionen Franken die Hälfte 
der damals für die franzöſiſche Civilliſte beantragten achtzehn Millio- 
nen. Nun aber iſt Bayern ein Land von wenig über vier Millionen 
Einwohner, Frankreich aber hat über 34 Millionen Bewohner. Wie 
wäre es vollends, wenn man zuſammenzählen wollte, wie viel die 
Civilliſten aller deutſchen Bundesfürſten betragen — was nicht voll- 
ſtändig möglich iſt, da nicht alle deutſche Staatsbüdgets öffentlich 
ſind — wie viel alſo Deutſchland, deſſen Seelenzahl faſt dieſelbe iſt, 
wie Frankreich, ſeinen Fürſten zahlt. Allerdings könnte davon keine 
directe Anwendung in Zahlen gemacht werden, denn das Bedürfniß 
einer Hofhaltung, wie groß immer die Zahl der Staatsangehörigen 
ſeyn mag, kann nicht nach dem Bedürfniß vieler Hofhaltungen be— 
trachtet und beſtimmt werden. Es kommt bei der Beurtheilung 
einer Civilliſte Alles darauf an, was man unter Repräſentations⸗ 
koſten verſteht. Handelt es ſich blos um eine ſolche Summe, von 
welcher eine fürſtliche oder ſelbſt königliche Familie leben kann, wenn 
fie nur ſich ſelbſt repräſentirt, ſo könnten und müßten die meiſten 
Civilliſten um ein Bedeutendes verringert werden. Ohne Zweifel 
aber iſt es dem Standpunkte unſerer Civiliſation angemeſſen, daß 
der Thron eines großen Volkes in ſolcher Weiſe ausgeſteuert werde, 
daß er umgeben werden kann mit einem würdevollen Abglanz der 
künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen und induſtriellen Bedeutung der Na— 
tion, daß der königliche Hofhalt ein Muſterbild werden kann für 
das, wonach in mannigfaltigen Abſtufungen die Haushaltungen derer 
ſtreben ſollen, welche im Genuſſe eines Einkommens ſind, das über 
die eigentlichen Lebensbebürfniſſe hinausreicht. Will man von dem 
Geſichtspunkte ausgehen, daß überall der Staat Nichts für die Aus- 
ſchmückung des Lebens thun ſoll, fo lange es noch irgend Hülfsbe⸗ 
dürftige gibt, denen er Unterſtützung zuwenden könnte, ſo würde 
nie der Augenblick kommen, um ſich über das ſtrengſte Bedürfniß 
zu erheben. Da wir aber in einem Zeitalter leben, in welchem 
ſowohl Wiſſenſchaften und Künſte in ihrer reinen Anſchauung, als 
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auch die aus ihnen hervorgegangenen wiſſenſchaftlichen und künſtleri— 
ſchen Produkte der Induſtrie zu Bedürfniſſen der Entwickelung des 
ſtaatlichen wie des geſellſchaftlichen Lebens geworden ſind; da unſere 
Lebensordnung ſich ſo geſtellt hat, daß das materielle Wohlſeyn wie 
der geiſtige Fortſchritt auch in den unteren Klaſſen ſich an dieſe Ent— 
wickelung knüpfen und in beſtändiger Wechſelwirkung damit beharren; 
ſo iſt es klar, daß die Sommitäten des Staates in den Stand ge— 
ſetzt werden müſſen, auch in dieſer Aeußerungsweiſe an der Spitze 
der Geſellſchaft zu ſeyn. Es iſt daher nur eine natürliche und billige 
Folge unſerer Geſellſchaftsordnung, daß der Staat ſeinem Ober— 
haupte die Mittel gewähre, um dem Berürfniß feiner Stellung ent- 
ſprechen zu können. 

Mehr, glaube ich, als in irgend einem anderen Lande von Eu— 
ropa fordert und erwartet der Franzoſe von feinem König eine Re— 
präſentationsweiſe in dieſem Sinne. Deſſen unerachtet fand 1830 dieſe 
Ciṽilliſte entſchiedene Widerſacher in der Commiſſion; und zwar traten 
als ſolche auf nicht nur Herr von Cormenin, der ſich nachher zum öffent⸗ 
lichen Controleur der Civilliſte aufgeworfen hat in ſeinen unter dem 
Namen Timon herausgegebenen, die Zahlen mit kurzen und ſtechen— 
den Erklärungen beleuchtenden Flugſchriften, ſondern auch Etienne 
und Lefevre fanden den Anſatz viel zu hoch. Man kann indeſſen 
wohl annehmen, daß es vorzüglich Cormenin war, der die Anſichten 
der Commiſſion beſtimmte. Man war damals noch zu nahe an der Juli⸗ 
Revolution, und ſelbſt diejenigen, welche die etwas zu naive Forde⸗ 
rung eines Königthums mit republikaniſchen Inſtitutionen aufgegeben 
hatten, beſtanden auf ein möglichſt wohlfeiles Königthum; die Wohl, 
- feilheit ſollte den Republikanismus erſetzen; man glaubte nicht mit 
großen Zahlen vor die Kammer treten zu können. Dazu kam, daß 
man mit der Civilliſte in Anſchlag brachte, was nicht dazu gehörte. 
Man rechnete dazu die Einkünfte des Hauſes Orleans von der 
Dotation, den Apanagen und die des Nießbrauchs, welche auf 
acht Millionen veranſchlagt wurden, und da der Voranſchlag der 
Poſitionen der Civillifte, welcher in vertraulicher Weiſe der Commiſ— 
ſion von Thiers mitgetheilt war, genau 18,533,500 Franken aus⸗ 
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machte, fo fügte man dazu die acht Millionen, und erſchrack vor 
der Geſammtſumme von 26,533,500 Franken. Die Privateinkünfte 
des Oberhaupts der Familie Orleans hatte jedenfalls in keinerlei 
Weiſe irgend etwas zu thun mit der Civilliſte des Königs der Frans 
zoſen, weder der Form noch der Billigkeit nach. Wenn der König 
als Herzog von Orleans ſein Erbgut — denn ſo mußte man doch 
die Dotation Ludwig XVIII. betrachten — weiſe verwaltet und eben 
dadurch gemehrt hatte, jo hatte er auch mit der liberalſten Zuvor— 
kommenheit Nothleidende unterſtützt und Wiſſenſchaft und Künſte 
gefördert; darüber war Jedermann einig, mit alleiniger Ausnahme 
der Carliſten, die ſeine Liberalität als ein Streben nach Popularität 
verdächtigten, und ihm Sparſamkeit vorwarfen, wenn er nicht mit 
vollen Händen verſchwendete in ihrem Sinne. Nun aber ſollte er 
als König das Volk und den Staat repräſentiren in dem oben von 
uns angedeuteten Sinne; dieſer Umſtand allein hätte in Betracht 
kommen ſollen. Bei der Gewohnheit der Deputirtenkammer, mit 
jedem Geldanſatze zu markten, mußte man darauf gefaßt ſeyn, daß 
einige Millionen zur Ehre der Kammerökonomie abgehandelt würden. 
Die Bedenklichkeiten der Mehrheit der Commiſſion entſprangen in— 
deſſen aus Furcht vor der Kammer; mehrere Mitglieder hatten 
Kunde von dem Voranſchlag bekommen, und es zeigte ſich Miß— 
ſtimmung darüber. Der Geſetzvorſchlag über die Civilliſte ward 
unter dem Miniſterium Laffitte zurückgenommen. Unterdeſſen bezog 
der König proviſoriſch ein Einkommen vom Schatze bis zur geſetzlichen 
Feſtſtellung der Civilliſte. l 

Es wurde nun beſchloſſen, daß die Feſtſtellung der Civilliſte mit 
dem Büdget unter dem Miniſterium Perier ſtattfinden ſolle. Am 
2. Januar 1832 machte in der Deputirtenkammer der Abgeordnete 
L'Herbette den Antrag, daß die Erörterung der Civilliſte verſchoben 
werden ſolle wegen Mangel an gehöriger Erläuterung über die Kron— 
domainen und Apanagen. Aus den darüber erhobenen Debatten 
heben wir nur heraus, daß Herr von Schonen eine Urkunde mit- 
theilte, wonach das Einkommen aus den perſönlichen Gütern des 


Königs — alſo mit Ausſchluß der Domainen und der Apanage 
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Orleans — nicht 1,252,000 Franken überſchreite. L'Herbette's Vor⸗ 
ſchlag wurde verworfen und die Tagesordnung beibehalten, wonach die 
Erörterung der Civilliſte der über das Büdget vorangehen ſollte. Am 
4. Januar trat Montalivet in der Deputirtenkammer auf und ent— 
wickelte die Gründe für die Annahme einer nach Frankreichs Stel— 
lung ſchicklichen und ausreichenden Civilliſte. Bei dieſer Gelegenheit 
entſchlüpfte ihm das Wort „Unterthan.“ Hiegegen wurde nun mit 
großer Heftigkeit von der linken Seite proteſtirt, und man verlangte, 
daß der Miniſter ausdrücklich das Wort zurücknehmen ſolle, wozu 
er ſich indeſſen nicht verſtand. Der Ausdruck wurde beſonders darum 
als ein abſichtlicher gerügt und in Anſpruch genommen, weil Mon— 
talivet's Rede geſchrieben war. So unfruchtbar nun auch ein ſolcher 
Streit um Worte ſeyn mußte, da die Stellung eines franzöſiſchen 
Bürgers zur Regierung durch die Geſetze ſo entſchieden beſtimmt iſt, 
daß Niemand mit dem Worte „Unterthan“ eine willkührliche Ab— 
hängigkeit der Perſon verbinden kann, ſo entſtand dennoch dadurch 
eine große Aufregung in der Kammer, welche den Eindruck der von 
Montalivet ausgeſprochenen Vorſtellungen ſtörte. Die Sitzung wurde 
ſuſpendirt, und als fie wieder begann, vollendete Montalivet ſeinen 
Vortrag, aber unter ſo laut geführten Zwiſchengeſprächen, und bei 
einer ſolchen Zerſtreuung, daß der Redner kaum vernehmbar werden 
konnte. Einige Tage darauf ſagte Mauguin auch auf der Redner— 
bühne „König von Frankreich,“ ſtatt „der Franzoſen.“ So groß 
war aber damals die Empfindlichkeit und der Argwohn der Oppo— 
ſition, daß was bei Mauguin für zufälliges Verſprechen angeſehen 
wurde, Montalivet als abſichtlicher Verſuch angerechnet wurde. Zu 
läugnen iſt übrigens nicht, daß die Art, wie der Minifter ſich zu 
vertheidigen ſuchte, dieſen Argwohn beſtärken konnte. Urſprünglich 
war kaum eine Abſicht dabei geweſen — denn was konnte damit 
erreicht werden, — aber die ungemeſſene Heftigkeit des Widerſpruchs 
rief ein eben ſo heftiges Beharren auf der Rechtmäßigkeit des Aus— 
drucks hervor. In der Sitzung vom 5. Januar ſprach Salverte 
gegen den Commiſſionsantrag, und Gauthier de Rumilly ſuchte alle 
vorgebrachten Gründe für eine große Civilliſte zu widerlegen. Am 
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6. Januar ging man zur Erörterung der einzelnen Artikel über. 
Der erſte Artikel wurde ſogleich angenommen. Er lautet: „Die Ci⸗ 
villiſte, in deren Genuß der König während der ganzen Dauer ſeiner 
Regieruug bleibt, beſteht nach dem Art. 49. der Verfaſſung in einer 
Dotation von unbeweglichen und beweglichen Gütern, und einer 
beſtimmten jährlichen Summe in baarem Gelde, welche auf den 
Schatz angewieſen wird.“ Zuerſt wurde nun die Krondotation in 
Betracht gezogen. Salverte ſchlug ein Amendement vor, wonach 
Louvre von der Dotation getrennt, und mit ſeinem Kunſtinhalt als 
Nationaleigenthum der Verwaltung des Miniſteriums des Innern 
überantwortet werden ſolle. Dieſer Vorſchlag wurde jedoch verwor— 
fen. In den Sitzungen vom 7. bis zwölften Januar wurden die 
übrigen Beſtimmungen wegen der Krondotation feſtgeſtellt. Louvre, 
Tuilerien, Elyſée-Bourbon, Verſailles, Marly, Meudon, St. Ger— 
main⸗en⸗Laye, Fontainebleau, das Schloß Pau, die königlichen Ma— 
nufakturen in Seyres, der Gobelins, in Beauvais, die Forſten von 
Senart, Boulogne und Vincennes wurden der Krondomaine zuge— 
fprochen. Dagegen wurde Rambouillet, mehrere Schlöſſer und Häuſer 
in Paris, Schloß und Park von Bagatelle, mehrere Güterparcellen 
von St. Cloud, Verſailles, St. Germain, Fontainebleau, ſo wie die 
Schlöſſer in Straßburg und Bordeaux von der Krondomaine getrennt. 

Am 12. Januar beantragte Perier in der Deputirtenfammer 
eine baare jährliche Geldrente für den König von 14 Millionen und 
eine Million für den Kronprinzen neben dem Ertrag der Domainen 
und Forſten. Außer den allgemeinen Gründen für die Räthlichkeit, 
die Monarchie in Frankreich ſo auszuſtatten, daß ſie im Geiſte und 
im Sinne der Nation ihre Stellung an der Spitze der franzöſiſchen 
Geſellſchaft zu behaupten vermöchte, fügte er noch hinzu, daß der 
Hof Carls X. jährlich mehr als 40 Millionen Franken dem Staate 
gekoſtet habe, und daß ſich jährlich demnach eine Differenz von 
25 Millionen zu Gunſten des Staates herausſtelle. Er bemerkte 
dabei, daß der Ertrag der Kron- und Privatdomainen keine Laſt für 
den Staat ſey, der die Einkünfte davon nie genoſſen habe. Wenn 


man bei Beurtheilung dieſer Forderung von dem von uns ans 
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gedeuteten Standpunkte über die Bedeutung einer königlichen Civil— 
liſte in Frankreich ausging, ſo konnte man dieſen Vorſchlag nicht 
übertrieben finden gegenüber von den nach dieſer Anſicht der Krone 
obliegenden Leiſtungen. Es zeigte ſich bald, daß in der Kammer 
Einverſtändniß herrſchte über einen Mittelweg, der zugleich dem Prin— 
eip der Monarchie und der financiellen Sorglichkeit der Kammer Ge— 
nüge leiſten ſollte. Die Kammer entſchied, daß man zuerſt mit 
Abſtimmung über die höchſte Chiffre des Vorſchlags beginnen ſollte. 
Merlin und vier Mitglieder der Commiſſion trugen auf 14 Millionen 
an. Dieſer Antrag wurde verworfen. Auguſtin Giraud's Vorſchlag 
dagegen, die Gelddotation der Civilliſte des Königs zu 12 Millionen 
Franken feſtzuſetzen, wurde ange ommen. In der folgenden Sitzung 
wurde ein Amendement der Commiſſion mit 174 Stimmen gegen 168 
angenommen, wonach der Kronprinz von ſeinem achtzehnten J hre 
an eine Million, und nach ſeiner Ve: heirathung zwei Millionen bes 
ziehen ſolle. Ferner wurte beſtimmt, daß der König das Eigenthum 
derjenigen Güter behalten ſolle, die ihm vor ſeiner Thronbeſteigung 
gehörten; die e, und ſolche, die er während ſeiner Regierung erwerbe, 
ſollten ſeine Privatdomaine ausmachen. Am 14. Januar wurde das 
ganze Geſetz über die Civilliſte angenommen mit 259 Stimmen gegen 
107. Man behauptete, daß der König bis jetzt proviſoriſch neun 
Millionen mehr bezogen habe, als ihm nach der nunmehr feſtgeſtell— 
ten Civilliſte zukomme. Ein Theil der Oppoſition hatte daher dem 
Geſetze eine rückwirkende Kraft geben, und den Ueberſchuß in Ab— 
rechnung bringen wollen. Dieſer Anſicht ſchrieb man es zu, daß 
ſich bei der Abſtimmung über das Ganze eine Minorität von 107 
Stimmen ergab. 

Während die Civilliſte vor den Kammern verhandelt wurde, 
ſtanden die ſogenannten „Freunde des Volkes“ vor Gericht. Dieſe 
Republikaner waren beſchuldigt, zum Umſturz der beſtehenden Regie— 
rung aufgefordert und ſich verſchworen zu haben. Sie wurden von 
den Geſchwornen für nicht-ſchuldig erklärt. Niemand zweifelte daran, 
daß die Anklage vollkommen gegründet ſey; die Geſchwornen aber 
bauten ihre Ausſage darauf, daß keine Verſchwörung ſtattgefunden 
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hatte, weil dieſe Volksfreunde nicht heimlich, ſondern mit der größ— 
ten Oeffentlichkeit in Rede und Druckſchriften aufgetreten waren. 
Die Geſchwornen brachten dabei nicht in Anſchlag, daß man ſehr 
wohl neben der öffentlichen Darlegung heimlich confpiriren kann, und 
daß eine folche Freiſprechung faſt einer ausdrücklichen Einladung dazu 
gleichkam. Wenn aber die Geſchwornen hiemit einen groben Miß— 
griff begingen, indem ſie zeigten, daß politiſche Aufwiegelung von dem 
Zufalle der großen Geſchwornenliſten faſt nur immer Freiſprechung, 
oder, unter dem Drucke vielleicht ganz unbegründeter Beſorgniſſe, 
eine ängſtliche Verdammung zu erwarten habe, daß politiſche Vers 
gehen überhaupt höchſt ſelten von Geſchwornen in freier und unab⸗ 
hängiger Weiſe erkannt werden — ſo ſorgten die freigeſprochenen 
Republikaner ſelbſt dafür, durch ihr Benehmen dieſen Fehler wieder 
gut zu machen. Sie benahmen ſich vor dem Gerichte ſo unwürdig 
und frech, daß dieſe Auftritte beſſer als alle Verurtheilungen Jeden 
nur halbwegs Beſonnenen davor warnen mußten, ſich mit ſolchen 
politiſchen Tollhäuslern einzulaſſen. Wie haltlos auch in einem ge— 
gebenen Augenblicke eine politiſche Idee, ein Syſtem ſeyn mag; wie 
verkehrt, wie verbrecheriſch ſogar die Bekenner ſolcher Grundſätze 
erſcheinen mögen, wenn fie deren Anwendung der widerſtrebenden Ge- 
ſellſchaft aufnöthigen wollen; wie einſeitig, befangen und verblendet 
fie ſich auch erweiſen bei ihrem hartnäckigen Beharren in einer Mei⸗ 
nung, die jeden anders Denkenden verwirft: die auf einer höheren 
Idee beruhende Ueberzeugung kann, mit Ernſt und Innigkeit aus⸗ 
geſprochen, auch einer Verirrung den Stempel eines individuellen 
Adels aufdrücken. Dieſe Mitglieder der „Freunde des Volkes“ aber: 
Raspail, ein Naturforſcher, Cavaignae und Blanqui, Söhne ehe— 
maliger Conventsmitglieder, der Arzt Trelat, der ehemalige Notar 
Hubert, Bonnias, der bei dem belgiſchen Aufſtande mit dem Ba— 
taillon der Geſellſchaft der Volksfreunde nach Brüſſel gegangen war 
— dieſe Menſchen verzichteten nicht nur auf jede Würde, ſondern 
ſogar auf den nothdürftigſten Anſtand, ſchimpften in den gemeinſten 
Ausdrücken, zeigten die zügelloſeſte Frechheit, und häuften Schmach 
auf ſich, indem ſie Regierung, Richter, die Zeit, welche ſich ihrer 
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Aufgabe nicht bewußt ſey, in den roheſten Benennungen verhöhnten 
und ſchmähten. Um ſie unſchuldig zu finden, müſſen die Geſchwornen 
entweder ſich von ihren prahleriſchen Drohungen haben einſchüchtern 
laſſen — denn ſie verkündeten natürlich, daß nächſtens die ganze 
franzöſiſche Geſellſchaft aus einander brechen und ihnen zufallen 
müſſe — oder ihre anarchiſche Geſinnungen getheilt haben. Nur das 
Gericht verſtand ſeine Stellung, und unerachtet des „Nichtſchuldigs“ 
verurtheilte es die Freigeſprochenen wegen Beleidigung und Verläum— 
dung zu Disciplinarſtrafen, die theils in Gefängniß, theils in Geld— 
bußen beſtanden. Unter dieſen jungen Leuten, welche vor Gericht 
mündlich die mordbrenneriſchen Artikel fortſetzten, welche ſie in ihrem 
Journal (Ami du peuple) ſchrieben, waren mehrere von Talent 
und Tüchtigkeit, die aber bis zur vollkommenen Blindheit von Dünkel 
und Leidenſchaftlichkeit beherrſcht waren. 

Ein anderer Prozeß erregte damals großes Aufſehen und wurde 
von den politiſchen Parteien und von der Skandalpreſſe auf die ge— 
häſſigſte Weiſe ausgebeutet. Die Prinzen von Léon-Rohan verklag⸗ 
ten die Frau von Feuchères als Miterbin des Herzogs von Bourbon— 
Condé, behaupteten, daß der Herzog ſich nicht ſelbſt entleibt habe, ſon— 
dern ermordet worden ſey, und fochten im Ganzen das Teſtament des 
Herzogs an — alſo auch das Erbrecht des Herzogs von Aumale, indem 
ſie behaupteten, daß das Teſtament dem Erblaſſer mit Gewalt abgetrotzt 
war, und daß er es noch zurücknehmen wollte, woran er nur durch ſeinen 
— wie ſie meinten — unfreiwilligen Tod verhindert worden ſey. Es 
iſt kaum wahrſcheinlich, daß irgend ein Juriſt den Klägern Hoffnung 
gemacht haben kann, den Prozeß zu gewinnen, denn ſie vermochten 
nicht, einen einzigen auch nur einigermaßen juridiſchen Beweis für 
ihre Behauptungen aufzuſtellen. So ſehr die Kläger gegen die Ba— 
ronin von Feuchères, die vom verſtorbenen Herzog ſo überreichlich 
bedacht worden war, erbittert ſeyn konnten, ſo würden ſie ſich doch 
ſchwerlich den bedeutenden Koſten, die ein ſolcher Prozeß mit ſich 
führt, ausgeſetzt haben, blos um Gelegenheit zu finden, ihrem In— 
grimm vor Gericht Luft zu machen, was ohnehin bereits in Flug— 
ſchriften geſchehen war. Sie hatten eine höhere Abſicht, und wollten 
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ihren Angriff vorzüglich gegen die Familie Orleans richten. Die 
Art der Klage, wie die Prozeßführung der Kläger waren augen— 
ſcheinlich darauf berechnet, das Verhältniß der Feuchè res zum Herz 
zog von Bourbon, ihren Charakter und ihr ganzes Weſen in den 
grellſten Farben der Verächtlichkeit darzuſtellen, den Verdacht einer 
Ermordung des Herzogs durch ihre Hand mit allen Gründen der 
Wahrſcheinlichkeit auszuſteuern, ſo viel Haß als möglich gegen ſie 
aufzuregen, und überhaupt die öffentliche Phantaſie zu reizen mit 
einem Gemälde von Verlockung, Ränken, von dämoniſcher Beherr— 
ſchung der Willenskraft, und Mordgeheimniſſen, die entſchleiert wer— 
den ſollten. Dies Alles — ohne Zweifel um, wo möglich, ver: 
Feucheres die Erbſchaft zu entreißen — vorzüglich aber um. fie als 
das Werkzeug der Orleaniſchen Familie darzuſtellen. Man ſtrebte 
vorzüglich dahin, der Behauptung möglichſt Eingang zu verſchaffen, 
daß der Herzog Frankreich habe verlaſſen und fein Teſtament um— 
ſtoßen wollen, und daß er ermordet worden ſey, um dies zu verhin⸗ 
dern. Es iſt wahrſcheinlich, daß der Herzog von Bourbon ſeit der 
Julirevolution und der Vertreibung der ältern Linie in einen ſchmerz— 
lichen inneren Zwieſpalt gerathen war; es iſt möglich, wenn man 
will, wahrſcheinlich, daß er glauben konnte, nach dem Wechſel der 
Dy aſtien dem älteren Familienzweige fein Vermögen ſchuldig zu 
ſeyn; gewiß aber iſt, daß wenn er die Abſicht hegte, alle dieſe Ver— 
änderungen in ſeinem letzten Willen durch eine Flucht aus Frank— 
reich einzuleiten, ſeine Ermordung gar nicht nöthig war, um dieſer 
mit allen ihren Folgen vorzubeugen. Denn, obwohl der Anwalt 
der Feucheres Beweiſe dafür anzubringen ſuchte, daß fie keinesweges 
eine unbedingte Gewalt über den Herzog ausübte, ſo iſt es dennoch 
gewiß und durch ſo viele Beiſpiele aus dem häuslichen Leben des 
Herzogs dargethan, daß man gar nicht daran zweifeln kann, daß 
ſein Wille ganz von der Baronin beherrſcht wurde, und es ihr ſtets 
leicht geworden war, ihn von gefaßten Beſchlüſſen abzubringen. Ueber 
dieſen Einfluß der Baronin Feucheres hatte die Umgebung des 
Herzogs ſich ſtets beſchwert, und immer vergebens dagegen ange— 
kämpft. Die Anklage behauptet, daß Frau von Feucheres gewußt 
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habe, daß der Herzog damit umgehe, Frankreich zu verlaſſen, ohne 
daß übrigens für das Vorhandenſeyn dieſer Abſicht ein genügen— 
der Beweis geſtellt iſt. Eben ſo wenig wurde dafür ein Beweis 
beigebracht, daß es ihr mißlungen ſey, den alten Herzog von ſeiner 
Idee abzubringen, und daß ſie ihn nur durch Ermordung daran 
verhindern konnte. Auch wurden die äußeren, den Tod des Her— 
zogs umgebenden Verhältniſſe von den Klägern nicht auf irgend 
eine ſolche Weiſe beleuchtet, aus welcher hervorgehen konnte, daß ſein 
Tod durch Andere und gewaltſam herbeigeführt worden ſey. Es 
blieb nur die Annahme übrig, welche ſich vom Anfang an als die 
einzig wahrſcheinliche dargeſtellt hatte, daß der Herzog in einen fo 
peinlichen inneren Confliet gerathen ſey, daß er, eben durch den 
völligen Mangel an eigener Willenskraft, keinen andern Ausweg 
finden konnte, als den Zwieſpalt ſeines innern Lebens durch einen 
Selbſtmord zu löſen. Der Unterſuchungsrichter des Pariſer Gerichts— 
hofes, de la Huproi, verfuhr bei den aus Anlaß dieſes Prozeſſes 
vorgenommenen Vernehmungen und Erforſchungen mit der größten 
Strenge und Genauigkeit, und ſchien ganz von der Annahme aus— 
zugehen, daß der letzte Abkömmling der Condeé's nicht durch einen 
Selbſtmord geſtorben ſeyn könne. Um ſo bezeichnender iſt es, daß 
keine Inzichten von einer Ermordung durch Andere beigebracht wer— 
den konnten. Das Ergebniß des Prozeſſes war, daß das Gericht 
die Behauptungen der Kläger als unbegründet zurückwieß, und daß 
das angefochtene Teſtament in feiner vollen Integrität aufrecht er— 
halten wurde. Gelungen war den Klägern nur, den Verläumdungs— 
ſüchtigen einen Stoff zu bereiten, den ſie auch ausbeuteten, obwohl 
die gerichtliche Entſcheidung gegen ihre Schlußfolgerung proteſtirt 
hatte. Der Fürſt von Léon-Rohan und Herr von Blancmesnil hat— 
ten auf einem Balle ſich unſchickliche Bemerkungen über den Kron— 
prinzen erlaubt. Der Fürſt wurde darüber vom Prinzen zur Rede 
geſtellt, und wählte nach der ihm geſtellten Alternative den Ausweg, 
eine ſchriftliche Abbitte zu unterzeichnen. 

Die Saint⸗Simoniſten, eine politiſche Sekte mit etwas religiöſem 
Beigemiſch, hatte man bisher ziemlich ungeſtört ihr Weſen treiben 
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laſſen; man hätte fie das auch ferner thun laſſen können, da, etwas 
Communismus in Owens Manier abgerechnet, nicht viel Schädliches 
bei ihnen vorkam, und ſie ohnedies überreich an Elementen waren, 
durch welche ſie nothwendig bald lächerlich werden mußten. Sie fingen 
indeſſen an ſich ziemlich auszubreiten, und ſo ließ man ihren Saal 
ſchließen und ihre Papiere mit Beſchlag belegen, hauptſächlich, wie man 
glaubte, um in Erfahrung zu bringen, welche Beamte ſich ihnen 
angeſchloſſen und ihre Statuten unterſchrieben hatten. Diele Sekte, 
die übrigens einige ausgezeichnete Leute zu den Ihrigen zählte, war 
ihrer politiſchen Abſicht nach harmlos, und hätte nur durch falſche 
Anwendung einiger Grundſätze gefährlich werden können; ſie löste 
ſich nachher von ſelbſt auf, und verſchwand wie ein Traum. 

In der Nacht vom 2. auf den 3. Februar bemächtigte die Po= 
lizei ſich einer Verſammlung von Verſchwornen. Sie gehörten, wie 
ſich nachher zeigte, der Mehrzahl nach, karliſtiſchen Geſinnungen an, 
ſtanden aber auch mit Republikanern in Verbindung. Zur Lichtmeß 
ſollte die Firmung des Herzogs von Bordeaux ſtattfinden, und dieſem 
Tage wurde demnach von den Carliſten in Paris große Bedeutung 
beigelegt. Die Verſchworenen verſammelten ſich in der Straße des 
Prouvaires, und ihr Plan richtete ſich nicht nur gegen die Regierung, 
ſondern auch beſonders gegen die königliche Familie. Sie ſollen ſich 
Nachſchlüſſel zum Louvre verſchafft haben. Jedenfalls war es ihre 
Abſicht, durch die Gemäldegallerie des Louvre in die Tuilerien ein— 
zudringen, ſich der königlichen Familie zu bemächtigen, und, unter— 
ſtützt von gleichzeitigen Bewegungen an mehreren Punkten von Paris, 
die Regierung zu ſtürzen. Als die Polizei am 2. Februar Morgens 
um ein Uhr in den Verſammlungsort eindrang, ergaben ſich die 
Verſchworenen nicht ohne lebhafte Gegenwehr, mehrere wurden ver— 
wundet, ein Polizeiſergeant getödtet, und über hundert Anweſende 
verhaftet. Zugleich wurden an mehreren Punkten zahlreiche Verhaf— 
tungen vorgenommen. Ein eigentlicher Zuſammenhang der Vers 
ſammlung in der Straße Prouvaires mit der republikaniſchen Ver 
ſammlung der Volksfreunde wurde nicht nachgewieſen, und man muß 
annehmen, daß die gleichzeitige Verſammlung der Letzteren nicht im Ein⸗ 
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verſtändniß mit der in der Straße Prouvaires geweſen ſey. Kurze Zeit 
darauf wurde aber der Verſammlungsſaal der Volksfreunde in der 
Straße Grenelle Saint-Honoré von der Polizei geſchloſſen. 

Nachdem eine Dynaſtie vertrieben, ein politiſches Syſtem geſtürzt 
war, und diejenigen, welche unter der Reſtauration im Verein die 
Unverletzlichkeit der Freiheit verlangt, nach der Gewährung ſich über 
ihr Verſtändniß zerſpalten hatten, konnten Verſuche, das Verlorne 
wieder zu erlangen, das Verweigerte oder vermeintlich Vorenthaltene 
zu erreichen, wohl an und für ſich keine ſo auffallende Erſcheinung 
darbieten; in der Geſchichte war ſie allerdings weder neu noch unge— 
wöhnlich. Aber darüber durfte man ſich wohl wundern, daß nach 
mehr als vierzigjähriger Erfahrung, nach Erprobung faſt aller Staats— 
formen, nach der friedfertigen, mit Gründlichkeit und Wärme geführ— 
ten Erörterung faſt aller politiſchen Syſteme, nach den Belehrungen 
der letzten zwei Jahre, die Freiheit, der Idee wie der Ausführung 
nach, immer noch von einer verhältnißmäßig geringen Mehrheit des 
franzöſiſchen Volks begriffen und verſtanden wurde. Freilich war 
eine entſchiedene Mehrheit da, welche das Bedürfniß nach Ordnung 
und ungeſtörter bürgerlicher Ruhe tief empfand und der Regierung 
thätigen Beiſtand leiſtete, aber auch dieſe erkannten nur zum geringe— 
ren Theile die Bedeutung deſſen, was Frankreich durch die Julirevo— 
lution erworben hatte. In der That, fo weit ein eonſtitutioneller 
Grundvertrag es zu gewähren vermag, hatte Frankreich die Grund⸗ 
bedingungen einer Freiheit erworben, welche den Vertretern des Volks 
die Anregung aller mit Aufrechthaltung der Ordnung verträglichen 
Reformen geſtattete, den Sieg des Geiſtes des Jahrhunderts ver— 
bürgte, ohne daß Uebermacht und Willkühr es verhindern konnten; 
und was nicht augenblicklich zu erhalten war, konnte durch Be— 
harrlichkeit gewonnen werden. Deſſen unerachtet ſehen wir, daß 
neben Unbotmäßigkeit, Meuterei und Aufwiegelung, in einem weiten 
Kreiſe Abſpannung, Mißbehagen und Kälte vorwalteten. Wie wir 
ſchon früher es zu bemerken Gelegenheit hatten, war noch immer 
das Gefühl der Freiheit in Frankreich zu ſehr ein Inſtinet der Neues 
rung, um das neue Licht mit franzöſiſchen Farben über Europa 
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glänzen zu laſſen, ohne ſelbſt davon durchdrungen zu ſeyn; man 
wollte noch immer vorzugsweiſe Commiſſionaire der Freiheit für alle 
Welt ſeyn, ohne ſie für eigene Rechnung zu betreiben. Diejenigen, 
welche durch Ludwig Philipp verhindert worden waren, das ganze ſtaatliche 
Gebäude Europa's mit der Fackel der Propaganda anzuzünden, vers 
zweifelten an der Julirevolution und kehrten der neuen Ordnung der 
Dinge den Rücken zu; die unter ihnen, welche auf der geſetzlichen 
Bahn blieben und ſich der Oppoſition auf der Rednerbühne und in 
der Preſſe anſchloſſen, erregten Unruhe, Unordnung, ohne ihren 
Zweck zu erreichen, weil ſie immer und unaufhörlich einen Zuſtand 
anriefen, der Alles gefährden mußte, und nur ihnen günſtige Wech— 
ſelfälle bringen konnte; die Ungeduldigen, Zerriſſenen, warfen ſich 
in den ſtarren Widerſpruch einer Republik, huldigten der allgemeinen 
Wahlfreiheit, der Gemeingüterſchaft, oder conſpirirten. Die Carliſten 
läugneten laut die Rechtmäßigkeit der beſtehenden Ordnung, conſpi— 
rirten heimlich, zettelten Intriguen aller Art an; und die Vorſtadt 
St. Germain beſoldete das ſchamloſeſte und verworfenſte Heer von 
Schriftſtellern und Künſtlern, welche in Journalen, zahlloſen Flug— 
ſchriften und Carricaturen den König, die Regierung, ihren eigenen 
Stand, wie ſich ſelbſt, beſchimpften. Die Maſſe derjenigen, welche 
die Regierung unterſtützten gegen dieſe Elemente des Umſturzes und 
der Unordnung, thaten dies noch immer mehr, um das bürgerliche 
Leben zu ſchützen, als aus Ueberzeugung; es war mehr eine negative 
Hülfe, als ein aufrichtiger Beiſtand zur Erhaltung der Inſtitutionen, 
auf welche die Regierung ſich ſtützte. Während der Bürger in den 
Stunden der Gefahr, wenn der Aufruhr tobte, mit Eifer und großer 
Aufopferung für die Regierung auftrat, war er ſeiner politiſchen Ge— 
ſinnung nach entweder excentriſch, ſo daß er ſich für die Ideen be— 
geiſterte, deren Verwirklichung im Leben er im Intereſſe feiner bür— 
gerlichen Stellung mit aller Macht zurückwieß, oder unmuthig und 
lau in ſeiner Theilnahme an der politiſchen Entwickelung ſeines Va— 
terlandes. Eben dieſer innerlich ſchiefe Zuſtand, in dem ein großer 
Theil des Bürgerſtandes ſich befand, ermuthigte einerſeits die Hoff— 
nungen aller der Regierung feindlichen Parteien, welche die Geduld 
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und Beharrlichkeit der Bürger zu ermüden ſtrebten, und nöthigte 
andererſeits die Regierung mit mehr Entſchiedenheit und Beſtimmt— 
heit in das Staatsleben einzugreifen, und all die conſtitutionelle 
Macht zu üben, welche ſie ihren Feinden nicht zufallen laſſen konnte, 
und die ihre Freunde nicht, oder nicht in entſchiedener Haltung über— 
nehmen wollten. Mit einem Worte: die Freiheit wurde noch immer 
in Frankreich als eine hellſchimmernde Idee aufgefaßt, deren Sternen- 
glanze man zum Ruhm und zur Größe folgen wollte, deren Strah— 
len aber noch nicht zur inneren Erleuchtung in das Volk drangen; 
man empfing nicht das Verſtändniß des conftitutionellen Lebens mit 
Liebe und Innigkeit; man wollte Rechte ertrotzen, die man nicht 
hatte, deren Beſitz unter ſolchen Umſtänden auch gefährlich geworden 
wäre, und man verſäumte die rechte Uebung derer, die man beſaß, 
und die Niemand dem franzöſiſchen Volke vorenthalten konnte noch 
wollte, wenn es in ihrer beſonnenen Anwendung ſich beharrlich und 
zuverläßig erwies. Aus dieſer politiſchen Halbheit in dem Theile 
der Nation, der nach der Julirevolution maßgebend geworden war, 
kann man ſich allein die Erſcheinung erklären, welche ſich damals 
und nachher dem oft ſtaunenden Blicke des Beobachters darbietet. 
Weil nämlich die Bürgerklaſſe — in deren Händen, dem Beſitzſtande 
und dem Abgabenverhältniſſe nach, die Wahlen lagen und aller da— 
mit verbundener Einfluß — ſich nur entſchieden zeigte in ihrem Bei- 
ſtande zur äußeren Abwehr umwälzender und ruheſtörender Eingriffe 
der die Anarchie anſtrebender Parteien, ſich dagegen lau benahm in 
der alltäglichen Ausbildung des verfaſſungsmäßigen Staatslebens, 
deſſen Verſtändniß eindringen muß in das Mark des bürgerlichen 
Lebens, ſo blieb durch dieſes leidende Verhalten das Feld dem Kampfe 
überlaſſen zwiſchen der Regierung und den ihr Recht wie ihr Da— 
ſeyn verneinenden Parteien. So mußte es geſchehen, daß jeder 
Sieg, den die Regierung über ihre Feinde errang mit Hülfe der 
ſonſt zu paſſiven Bürgerklaſſe die gouvernementale Macht vermehrte 
und ihr eine Thatkraft gab, deren Spannung ſich nothwendig um ſo 
mehr ausdehnte, als ſie keinen Widerſtand fand. Weil ſie dieſen nur 
fand bei den Feinden der Staatsordnung, ſo verloren nicht nur Dies 
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jenigen ihre Stellung, welche das Feld räumen mußten, fondern 
auch jene büßten ein, welche es der Regierung gegenüber in ord— 
nungsmäßiger Uebung ihrer Rechte mit beſonnener Kraft hätten 
behaupten können und ſollen. Im Angeſichte aufrühreriſcher Factio— 
nen muß eine Regierung nothwendig ſo viel Macht entwickeln, als 
ihr geſtattet wird; ſie darf nicht zweifelhafte Zwiſchenräume offen 
laſſen, in denen ſich der Gegner feſtſtellen kann, und muß unter 
Verhältniſſen, wie ſie damals in Frankreich obwalteten, lieber zu 
viel Macht, als zu wenig haben, wiewohl das Erſtere unter gegebe— 
nen Umſtänden in einem Staate mit conſtitutioneller Verfaſſung eben 
ſo gefährlich werden kann, als das Letztere. Da nun aber einmal 
die Regierung dieſe Bahn beſchreiten mußte, und beſchritten hatte, ſo 
konnte ſie nicht zurückweichen. f 

Am 7. Februar liefen ein Linienſchiff und zwei Fregatten mit 
1200 Mann Lin entruppen von Toulon aus. Daß dieſe Expedition 
nach Italien beſtimmt ſey, war ſogleich bekannt. Man glaubte, daß 
die Truppen in Civita-Vechia gelandet werden ſollten. Die Flotille 
umſegelte aber Italien, und erſchien am 21. Februar vor Ancona. 
Die Truppen wurden gelandet, und ihr Befehlshaber, Obriſt Combes, 
verlangte die Stadt zu beſetzen. Der päbſtliche Commandant, der 
keine Verhaltsbefehle gehabt zu haben ſcheint, verweigerte den Zutritt. 
Die Franzoſen ſprengten darauf die Thore und rückten ein. Kurz 
darauf kam General Cübières zu Lande an, um den Oberbefehl zu 
übernehmen. Dieſe Demonſtration erregte allgemeines Erſtaunen in 
Europa, und man fing an, Kriegsgerüchte daran zu knüpfen. In— 
deſſen überzeugte man ſich bald, daß dieſer Schritt nach Anzeige an 
den päbſtlichen und öſterreichiſchen Hof geſchehen ſey. Dadurch 
wurde erreicht, den Kriegsgerüchten, die immer in Paris von der 
Bewegungspartei ausgeſprengt wurden, eine Grenze zu ſetzen, indem 
das franzöſiſche Kabinet im Verein mit den europäiſchen Mächten 
handelnd auftrat in einer Angelegenheit, die man vorzugsweiſe als 
eine unvermeidliche Veranlaſſung zum Bruche mit Frankreich betrach— 
ten wollte. Im März wurde die franzöſiſche Beſatzung in Ancona 
durch eine neue Truppenſendung verſtärkt. 
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Im Anfang Februar war die Cholera in London ausgebrochen, 
wo ſie im Ganzen mit einem gelinden Charakter auftrat. Dieſe 
Geiſel, welche bereits bedeutende Verheerungen in Europa angerichtet, 
ſprang von London nach Paris hinüber faſt ohne die dazwiſchen lie— 
genden Provinzen zu berühren. Am 27. März wurde die Seuche 
als in Paris vorhanden von den Aerzten erkannt, und die bereits 
eingeleiteten Maßregeln, um ihrer Verbreitung möglichſt Grenzen 
zu ſetzen, wurden ſchnell getroffen. Die Cholera verbreitete in Paris 
einen paniſchen Schrecken. Wie überall läugnete man Anfangs ihr 
Vorhandenſeyn und wollte den Berichten der Aerzte keinen Glauben 
beimeſſen. Als indeſſen die Thatſache außer Zweifel war, begann 
am 1. und 2. April der Pöbel unruhig zu werden. Voll Aberglaube 
und Argwohn überließ er ſich den traurigſten und empörendſten Aus— 
ſchweifungen. Man wollte nicht an die Krankheit glauben; ſie ſey 
nur eine Erfindung der Regierung, um unter dem Eindruck des 
Schreckens deſpotiſche Maßregeln durchzubringen. Aerzte wurden 
verhöhnt, mißhandelt, und der Pöbel widerſetzte ſich mit Gewalt der 
Einrichtung von Anſtalten zur Pflege und Hülfe der von der Krank— 
heit Befallenen. Das wahnſinnige Gerücht, man wolle das Volk 
vergiften, fand unter dem Pöbel Glauben. Mehrere Menſchen wur— 
den auf die ſchrecklichſte Weiſe ermordet, im eigentlichſten Sinne des 
Worts zerriſſen, mit Stöcken zu Tode geſchlagen, weil fie an Cam— 
pherbüchschen gerochen, in Brunnen hinabgeblickt hatten — aus 
ſolchen Gründen hielt ſie der von Wahn und Wein berauſchte Pöbel 
für Volksvergifter und verübte ſolche barbariſche Grauſamkeit. Das 
reiche, üppige, geſchmackvolle Paris, das eben ſo in Wiſſen— 
ſchaft, Kunſt und Civiliſation ſchwelgt, wie in den verfeinerten Ge— 
nüſſen des Geiſtes und des Leibes, das ſich der höchſten Blüthen 
alles menſchlichen Könnens und Vollbringens rühmen kann — die— 
ſes ſtolze und aufgeklärte Paris mußte Zeuge ſeyn, wie wuthtrunkene 
und wahnwitzige Pöbelhorden in ſeinem Schooße Gräuelthaten verüb— 
ten, deren Beiſpiele nur in den finſterſten Jahrhunderten zu finden 
ſind. Paris birgt unter ſeinem Glanze eine Bevölkerung, die von 
allem Fortſchritt und geiſtiger Entwickelung der Zeiten unberührt 
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bleibt, die aus wahren Wilden befteht, welche in dem Unrathe ber 
Civiliſation wühlen, deren Daſeyn aller Polizei zum Trotz fortbes 
ſteht, und die nur zum Vorſchein kommen, wenn ein großes öffent 
liches Unglück die Geſellſchaft bis in feine tiefften Schichten erſchüt⸗ 
tert. Dieſe Bevölkerung, die unſelige Erbſchaft der pariſiſchen Groß— 
ſtädtigkeit, die ſich durch fo viele Generationen in Erblichkeit der 
Verworfenheit fortgepflanzt hat, war es auch, die Danton, Marrat 
und Robespierre Beifall zujauchzte, um die blutige Guillotine tanzte 
und die Carmagnole ſang; ſie war es, welche bei der Schreckens— 
kunde vom Ausbruche der Cholera Unſchuldige mordete. Mehr oder 
weniger hat jede große Stadt eine ähnliche Eiterwunde ihres Ge— 
meinweſens aufzuweiſen, deren ſcheußliche, unheilbare Erſcheinung 
gelegentlich hervortritt. Wohl muß man davon unterſcheiden das 
rechtliche und tüchtige Volk von Paris, das in den Julitagen einen 
ſo edlen Enthuſiasmus und eine ſo würdevolle Haltung gezeigt hatte; 
dieſes haßt und verabſcheut die Geſinnungen jenes ruchloſen Pöbels. 
Aber auch in einigen Kreiſen der rechtlichen Volksklaſſen hatten ſich 
über die Erſcheinung der Völkerſeuche falſche Vorſtellungen eingeniſtet; 
ſie riefen jedoch keine Verbrechen hervor, und verbreiteten nur Be— 
ſorgniſſe und Aengſtlichkeit Dieſe war nun wohl auch nicht unbe— 
gründet, denn in einem Umlaufſchreiben des Polizeipräfecten an die 
Stadtbehörden heißt es unter Anderm: „Feinde der Ordnung haben 
verbreitet, die Cholera ſey nur eine von den Agenten der Behörde 
verbreitete Vergiftung, um die Bevölkerung zu vermindern und die 
Aufmerkſamkeit des Volkes von politiſchen Angelegenheiten abzuziehen. 
Ich wurde benachrichtigt, daß, um jenen ſcheußlichen Einflüſterungen 
Glauben zu verſchaffen, einige Elende den Gedanken faßten, mit 
Gift verſehen, ſich in Weinſchenken und Fleiſchbuden zu verbreiten, 
entweder um wirklich Gift zu werfen in Waſſergefäße und Wein— 
krüge, oder vielleicht nur um ſich das Anſehen zu geben, als thäten 
fie es, und ſich dann von Mitfehulsigen ertappen und verhaften zu 
laſſen, welche ſie als Polizeiangehörige bezeichnen und ihr Entfliehen 
begünſtigen, und dann die Vergiftung bewerkſtelligen ſollen, um die 
Wahrheit der gegen die Behörde gerichteten Beſchuldigungen zu be⸗ 
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ſtärken.“ Demzufolge wurde die angeftrengtefte Wachſamkeit in Be⸗ 
aufſichtigung der Weinſchenken und Fleiſcherbuden befohlen. Bald 
verſchwand dieſe unſinnige Befürchtung vor den wahren Schreckniſſen 
der Seuche, die unerbittlich in allen Ständen ihre Opfer forderte. 
Die königliche Familie ſtand, wie immer, in der vorderſten Reihe 
von denen, welche ſogleich bereit waren, den Leidenden und Armen 
Hülfe zu bringen. Dic königliche Familie gab 110,000 Franken als 
erſten Unterſtützungsbeitrag, und der König eröffnete der Municipa— 
lität einen Credit auf ſeine Privatkaſſe von einer halben Million. 
Die Königin und die Prinzeſſinnen brachten einen großen Theil des 
Tages damit zu, unter ihrer unmittelbaren Aufſicht Leinenzeug und 
Flanellkleidungsſtücke für die Armen herrichten und vertheilen zu 
laſſen. Die Königin der Franzoſen war ſtets die hochherzigſte und 
edelſte Beſchützerin der Armen und Hülfloſen. Ein Mufter aller 
weiblichen Tugenden, voll der reinſten Liebe zu Gott und dem menſch— 
lichen Geſchlechte, betrachtet dieſe erhabene Frau den Standpunkt, 
auf welchen die Vorſehung ſie geſtellt, als eine Sendung um Glück, 
Schutz und Hülfe ringsum zu verbreiten. Die Königin der Fran— 
zoſen gibt nicht nur; den Werth ihrer zahlloſen Spenden überwiegt 
weit die Sorgfalt, die ſcharfſichtige Einſicht, mit der ſie ertheilt wer—⸗ 
den, ſo daß die materielle Hülfe eine Quelle des Segens wird, aus 
der in weiten Kreiſen demuthvolle Ergebung, geiſtige Aufrichtung, 
muthvolles Beharren im Kampfe des Lebens ſich verbreitet haben. 
Niemals wird der Name der Königin Amalie ohne Segenswünſche 
genannt, und in ganz Frankreich wird Niemand in dieſen Worten 
mehr als den Ausdruck der ſtrengſten Wahrheit erblicken. Dieſer 
Geiſt der Liebe beſeelt die ganze königliche Familie, welche dem Vor— 
bilde der erlauchten Eltern nacheifert. Mit der edelſten Hingebung 
gehorchte der Herzog von Orleans dem Gebote der erhabenen Pflich— 
ten, zu deren Ausübung er berufen iſt. Der Prinz begab ſich in 
Begleitung des Miniſters Périer und des Grafen Argout in's Hötel- 
Dieu, verweilte mehrere Stunden in den mit Cholerakranken gefüll⸗ 
ten Sälen, ging von Bett zu Bett, ſprach den Kranken Muth und 
Ergebung zu, tröſtete Sterbende, ermunterte die Aerzte in Erfüllung 
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ihres mühevollen Amtes, und erfreute Alle durch die herzlichſte und 
wohlwollendſte Theilnahme. Die Krankheit verbreitete ſich in und 
außerhalb Paris, und war in ihrem erſten Auftreten heftig und 
ſchnell tödtend. In den erften. Wochen hatten die Linientruppen wie 
die Nationalgarde einen höchſt beſchwerlichen und gefährlichen Dienſt, 
denn ſie mußten bei Tag und bei Nacht auf den Beinen ſeyn, um 
Spitäler, Aerzte und alle Hülfleiſtenden zu beſchützen gegen die Wie— 
derkehr der in den erſten Tagen vom April vorgefallenen Ruheſtö— 
rungen, welche auf eine ſo traurige Weiſe den Aus bruch der Seuche 
bezeichnet hatten. 

Bemerkenswerth war es, daß die beiden Miniſter, welche ben 
Herzog von Orleans in die Spitäler begleitet hatten, von der Cho— 
lera befallen wurden. Perier erkrankte am 7. April. Graf Argout 
übernahm die vorläufige Leitung des Miniſteriums des Innern. Der 
König führte den Vorſi itz in den Berathungen des Miniſterrathes, 8 
und der eben von einer Krankheit geneſene Graf Sebaſtiani leitete 
wieder die auswärtigen Angelegenheiten, welche Périer während Se— 
baſtianis Unwohlſeyn geführt hatte. Später, als auch Graf Ar- 
gout von der Cholera befallen, jedoch gerettet wurde, übernahm 
Montalivet das Miniſterium des Innern, und der Präſident der 
Deputirtenkammer, Girod (de Ain) das des öffentlichen Unterrichts. 
Unter dieſen ſchwierigen und bedenklichen Verhältniſſen im Innern 
wie nach Außen, zeigte ſich die glückliche Folge von der thätig en Theil— 
nahme des Königs an der Leitung der Staatsgeſchäfte. So ſehr 
man Periers kräftige Handhabung der Geſchäfte im Miniſterium ver- 
mißte, ſo blieb der Geiſt und die Richtung des Syſtems unverrückt, 
das mit beſonnenem Eifer und umſichtiger Wachſamkeit im Bewußt⸗ 
ſeyn des Ziels fortgeführt wurde. Das war nach den Lehren der 

Oppoſition ſehr unparlamentariſch, aber ſehr heilſam für die Erhal— 
tung der Ordnung. Und in der That, Frankreich wäre in einer 
mehr als mißlichen Lage geweſen, wenn die Regierung des Landes 
außer der parlamentar.fchen Stütze, deren fie verfaſſungsmäßig aller⸗ 
dings nicht entbehren konnte, keinen Halt in ſich gehabt hätte, der 
den außergewöhnlichen Umſtänden gewachſen war, denn die parlamen⸗ 
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tariſche Hülfe entzog ſich auf eine etwas überraſchende Weile dem 
Lande wie der Regierung. Die Deputirtenkammer hatte noch nicht 
ihre legislativen Arbeiten beendet. Sie war ſchon mehrere Sitzungen 
hindurch in merklich verminderter Zahl verſammelt. Es ſcheint, daß 
der plötzliche Tod eines Abgeordneten Chedeaux, der noch am Tage 
vorher vollkommen geſund an den Berathungen Theil genommen, 
auf die Kammer einen tiefen Eindruck gemacht hatte, denn von dem 
13. April an, wo der Tod ihres Genoſſen die Deputirten überraſchte, 
fanden ſo viele von ihnen ſich bewogen, nicht mehr in der Kammer 
zu erſcheinen, ſo viele wurden aus den dringendſten Gründen veran⸗ 
laßt, augenblicklich Paris zu verlaſſen und ihrer Heimath zuzueilen, 
daß diejenigen Mitglieder der Kammer, welche die Anſicht bewähr— 
ten, daß die Abgeordneten Frankreichs dem Beiſpiele des Königs 
folgen müßten, der nie, und am allerwenigſten in der Stunde der 
Gefahr, feinen Poſten verließ, von da an nicht mehr in hinreichen⸗ 
der Zahl waren, um verfaſſungsmäßig gültige Beſchlüſſe nehmen zu 
können. Der Präſident verſuchte noch ein Paar Sitzungen, vermuth⸗ 
lich in der Hoffnung, daß fo viele von den Ausgebliebenen zur Ber 
ſinnung kommen würden, als nöthig war, um die zur Beſchluß— 
nahme erforderliche Zahl zu ergänzen. Dieſer Erwartung wurde 
jedoch nicht entſprochen. Die Abgeordneten, welche ihrer Pflicht treu 
geblieben waren, mußten es mit tiefem Leidweſen erblicken, wie 
Frankreich mit gerechtem Unwillen vernahm, daß die Deputirtenkam⸗ 
mer wegen der Flucht der Furchtſamen geſchloſſen werden mußte. 
In der Pairskammer, die auf ihrem Poſten blieb, war der Antrag 
gemacht worden, in einer Beſchlußnahme eine mittelbare Rüge über 
eine ſolche Haltungsloſigkeit der größeren Zahl in der Deputirten⸗ 
kammer auszuſprechen; auf Montalivets Vorſtellungen jedoch wurde 
dieſer Antrag zurückgenommen. 

Périer war zwar von dem eigentlichen Choleraanfall gerettet 
worden, aber die Folgen davon wirkten zerſtörend auf ſeine ſchon 
ſeit lange zerrüttete Geſundheit. Das, wo es mit ſolcher Leiden— 
ſchaftlichkeit wie von Perier aufgefaßt wird, alle Kräfte des Geiſtes 
wie des Körpers erſchütternde Leben eines franzöſiſchen Minifter- 
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Präſidenten hatte den kühnen Muth, das oft gerechtfertigte Selbſt⸗ 
vertrauen des feſten, männlichen Sinnes gebrochen, und die wankende 
Lebenskraft kämpfte vergebens ſich aufzurichten. Périer lag auf dem 
Sterbebette im Miniſterialgebäude, während er wußte, daß ſeine 
Frau in ſeinem eigenen Hötel von der Cholera befallen war. Die 
beim Ausbruch der Seuche vom Pöbel verübten Gräuelthaten hatten 
einen ſchrecklichen Eindruck auf ſein Gemüth gemacht, und der ſonſt 
ſeiner Haltung ſo ſicher bewußte Geiſt ſchwankte unter dem Andrang 
eines ſolchen Vereins von Unglücksfällen. Périer ſtarb am 16. Mai 
nach einer qualvollen Agonie in ſeinem fünf und fünfzigſten Jahre. 
Er war aus Grenoble gebürtig, wo ſein Vater Bankdirektor war, 
und ſtammte aus einer bürgerlichen Familie, in welcher mehrere 
Mitglieder auch vor ihm ſich durch Verdienſte und Tüchtigkeit ausge⸗ 
zeichnet haben. So war es einer feiner Vorfahren, der zuerſt Die . 
Dampfmaſchine in Frankreich einführte, und die großen Dampfpumpen 
zu Chaillot und Gros⸗Caillou baute. Caſimir Perier war Vor⸗ 
ſtand eines Bankhauſes in Paris, und beſaß ein großes Vermögen. 
Seit 1817 war er Abgeordneter des Seinedepartements. Er war 
ſtets ſtreng conſtitutionell, und bewährte ſich unter der Reſtauration 
als talentvoller Redner einer folgerechten, aber verfaſſungsmäßigen 
und gemäßigten Oppoſition. Im Martignac'ſchen Miniſterium war 
ihm das Portefeuille der Finanzen und des Handels übertragen, doch 
trat er aus dem Kabinet, als Polignac ans Ruder kam. Bekannt⸗ 
lich war er von Carl X. zum Mitglied des Kabinets beſtimmt, durch 
deſſen Ernennung der mißleitete König zu ſpät das Königthum der 
älteren Linie nach der Vertreibung der königlichen Truppen aus Paris 
in den Julitagen zu retten wähnte. Seit der Julirevolution ward 
Peériers Thätigkeit als Führer des linken Centrums, wie als Präſident 
der Deputirtenkammer, durch ſeine ſchwächliche Geſundheit vielfach 
gehemmt. Er war einer von denen, welche am richtigſten die Stellung 
aufgefaßt hatten, welche der Juliregierung gebühre, und am tiefſten 
eingedrungen war in die Idee des Königs, Ordnung, Ruhe und 
Botmäßigkeit herzuſtellen, um eine feſte und ſichere Grundlage zu 


gewinnen für jede weitere Entwickelung. Peérier, voll Geiſt und i 
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Muth, mit einer kühnen Willenskraft, vollzog fein beſchwerliches 
Amt mit einer eiſernen Beharrlichkeit, die vor keinem Hinderniß zu- 
rücktrat. Als Leiter eines Syſtems, das die Parteileidenſchaften 
amortiſiren und einen geregelten Zuſtand herbeiführen ſollte, der den 
Hoffnungen politiſcher Abenteuerlichkeit nicht ſchmeichelte, mußte Périer 
nothwendig um ſo heftigere Gegner haben, als es ihm gelang, die 
Unparteiiſchen und Einſichtsvollen für ſich zu gewinnen. Reizbare 
Empfindlichkeit, Jähzorn und ungemeſſene Heftigkeit verdunkelten 
allerdings feine ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften und verleiteten ihn zu 
Aufwallungen, die nicht immer ohne ſchädliche Einwirkung auf feine 
Maßnahmen blieben. Er überwand aber die größten Schwierigkeiten 
durch eine unermüdliche Thätigkeit und die Energie ſeines Charakters. 
Er war bei ſeinem Tode nicht volksthümlich, denn er ſchmeichelte 
nicht der Menge, und nahm keine Rückſicht auf ihren Beifall, aber 
er wurde von den Einſichtsvolleren und Beſſeren erkannt und hin⸗ 
terließ ein ehrenvolles Andenken. Mit Perier ſtarb nicht das 
Syſtem, welches er durchzuführen ſich beſtrebte; ohne Zweifel darum, 
weil es nicht blos das Syſtem des Miniſters war, und weil der 
König, auch ohne Perier, ihm Geltung und Ausführung zu ver— 
ſchaffen wußte. N N ; 
Kurz nach Periers Tod begannen die Feinde der Staatsord— 
nung, für welche dieſer enerziſche Miniſter fo beharrlich in die 
Schranken getreten war, zu gleicher Zeit heftige Angriffe gegen den 
Julithron. Die Karliſten verſuchten einen Aufſtand im Süden, der, 
dort ſogleich unterdrückt, eine weitere Ausführung im Weſten bekam, 
wo der abenteuerliche Zug der Herzogin von Berry ſo ritterlich bes 
gann und ſo äußerſt kläglich endete, daß wohl für immer, wenigſtens 
unter dem Volke der Vendée, das zur That bereite Mitgefühl in der 
wegen ſeiner Treue berühmten Provinz in der Wiege zu Blaye bes 
graben wurde. Gleichzeitig leitete das bekannte compte rendu, worin F 
die unermüdliche Bewegungspartei eine ermüdende Wiederholung ihrer 
hundertmal vorgebrachten und eben ſo oft abgewieſenen Beſchwerde⸗ 
punkte zuſammenfaßte, den Aufftand ein, der ſich in der blutigen 
Leichenfeier Lamarque's ausſprach. War es, weil man mit Perier 
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einen Pfeiler des Throns, ohne den er nicht Beſtand haben konnte, 
hinweggeräumt glaubte; erblickte man in der Landesplage der Chor 
lera einen würdigen Bundesgenoſſen für Empörung und Umwälzung; 
oder reizten dieſe Umſtände im Verein das Revoltirungsgelüſte der 
Feinde der Dynaſtie und der Charte von 18303 Carliſten und Re⸗ 
publikaner hielten den Augenblick für günſtig, um den pez des 
Beſtehenden in Frankreich zu verſuchen. 

Die Herzogin von Berry hatte ſchon im Juni 1831 Holyrood 
und England verlaſſen, war unter dem Namen einer Gräfin von 
Sagana über Holland, den Rhein hinauf bis Mainz, über Tyrol 
nach der Lombardei, und von da über Genua nach Seſtri gegangen, 
wo ſie vorläufig ihren Aufenthalt nahm. Es ſcheint nicht, daß ſie 
auf dieſer ganzen Reiſe erkannt worden war, und auch die ſardi— 
niſche Polizei wußte nichts von ihrem Aufenthalte, bis das Herbei⸗ 
ſtrömen von franzöſiſchen Legitimiſten von hohem Stande die Auf 
merkſamkeit des franzöſiſchen Conſuls in Genua erregte. Er erfuhr 
bald, wer die Dame ſey, die in dem ſechs Meilen entfernten 
Seſtri ſo viele angebliche Spanier, Engländer, Ruſſen und Deutſche 
um ſich verſammele, die nur Franzöſiſch ſprechen konnten. Auf 
Vorſtellung des franzöſiſchen Kabinets mußte die Herzogin die ſardi— 
niſchen Staaten verlaſſen. Sie ging über Lucca nach Rom, wo der 
päbſtliche Hof fie ihrem Rang gemäß behandelte. Der Pabſt ſelbſt 
empfahl ihr ganz beſonders einen gewiſſen Hyaeinth Simon Deutz, 
aus Köln, der längere Zeit hindurch Buchdruckergehülfe in Paris 
geweſen, 1828 von der jüdiſchen zur katholiſchen Religion übergetre— 
ten war, und ſeitdem eine Penſion von der Kaſſe der Propaganda 
bezog. Verhängnißvoll war es wohl zu nennen, daß die Herzogin 
von Berry die Bekanntſchaft dieſes Menſchen, der einen ſo entſchei— 
denden Einfluß auf ihr Schickſal übte, durch den heiligen Vater 
machen mußte. Nachdem ſie längere Zeit unter ihren Verwandten 
in Neapel verweilt, ging fie wieder Italien hinauf über Rem und 
Piſa nach Maſſa, wo der der neuen Geſtaltung Frankreichs und der 
Orleaniſchen Dynaſtie fo feindſelige Herzog von Modena ihr feinen 
Pallaſt einräumte, ihr eine Ehrengarde gab und fie ganz als fouveraine 
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Fürſtin behandelte. In Maſſa empfing die Herzogin wieder Simon 
Deutz, der zu einer Sendung nach Spanien und Portugal abgehen 
ſollte. Um ihn mit Geld unterſtützen zu können, verkaufte die Her⸗ 
zogin Diamanten zum Werthe von 6000 Franken; die Summen, 
welche fie ſelbſt aufgebracht, und die, welche fie von Holyrood be⸗ 
kommen hatte — wohl kaum über eine Million Franken — waren 
zum größeren Theile ſchon verwendet zu den Vorbereitungen eines 
karliſtiſchen Aufſtandes in Frankreich. 

Von dem Augenblicke an, wo die franzöſiſche Regierung von 
dem Aufenthalte der Herzogin von Berry in der Nähe von Genua 
unterrichtet war, hatte ſie natürlich jeden ihrer Schritte mit Auf⸗ 
merkſamkeit beobachtet. In Maſſa ward der Heerd der karliſtiſchen 
Umtriebe faſt offen und ungeſcheut errichtet; Marie Caroline's flüch⸗ 
tige Hofhaltung war umſchwärmt von einer Wolke von legitimiſtiſchen 
und henryeinquiſtiſchen Notabilitäten aller Grade, deren laute Zuver⸗ 
ſicht, wie ihre unverholenen pomphaften Prophezeiungen lebhaft an 
Coblenz erinnerten. Die kleine Souverainetät, deren Nichtanerken⸗ 
nung Frankreich überſehen hatte, war groß genug, um einer Rebellion 
Schutz zu gewähren, welche gegen eine Regierung gerichtet war, die 
alle andern Staaten Europa's anerkannt hatten. Die Spuren der 
Vorbereitungen im Süden von Frankreich waren der Regierung nicht 
entgangen; man wußte, daß eine Fraction der Legitimiſten zur That 
drängte, während die andere ſie davon abzuhalten ſuchte; die Be⸗ 
ſchwichtigung vermehrte die Ungeduld der Thatbedürftigen, deren Zahl 
übrigens kleiner war, und in der Haltung der ganzen Partei war 
eine Erregung bemerkbar. Die Anhänger der Herzogin von Berry 
in Frankreich ſchilderten in ihren Berichten die Verhältniſſe als günſtig 
für einen legitimiſtiſchen Aufſtand „und riefen ſie eiligſt herbei. 

Einige Tage, nachdem Thiers, der im Auftrag der Regierung 
den Süden bereiste, Marſeille verlaſſen hatte, erſchien das Dampf⸗ 
boot Carlo Alberto am 30. April Morgens im Geſichtskreiſe dieſer 
Stadt. In der Nacht vom 29. auf den 30. April hatten einzelne 
Haufen Ropaliſten mit weißen Fahnen die Straßen durchzogen unter 
deim Rufe: „Es lebe Heinrich der Fünfte!“ Gegen drei Uhr Morgens 
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bemächtigten Bewaffnete ſich des Kirchthums St. Laurent, pflanzten 
dort die weiße Fahne auf und läuteten Sturm. Zu gleicher Zeit 
erſchienen bewaffnete Haufen auf den Plätzen Patache und Conſigne, 
wo ſie die dreifarbige Fahne abriſſen. Am zahlreichſten war der Auf⸗ 
lauf auf der Jourette-Esplanade, wo man das Dampfſchiff zu er⸗ 
warten ſchien, auf dem, wie es unter der Menge umlief, der Mars 
ſchall Bourmont ſich befinden ſollte. Auch vor dem Juſtizpallaſte 
rotteten ſich viele Menſchen zuſammen. In dem ganzen Auftreten 
der Aufwiegler war aber weder Haltung noch Zuſammenwirken; 
ſchüchtern und mit verſteckten Waffen erſchienen fie in kleinen Abtheis 
lungen, die keine Maſſe zu bilden wagten. Ein Unterlieutenant vom 
13. Regiment forderte die Menge auf, ſich zu entfernen, und als 
einer der Leiter ſich widerſetzte, wurde er, ohne von den Seinigen 
unterſtützt zu werden, überwältigt und gefangen genommen, worauf 
der ganze Haufen, von einem paniſchen Schrecken ergriffen, ausein⸗ 
der ftob. Eben fo ſchnell war die weiße Fahne vom Thurme St. 
Laurent herabgenommen, und als die dreifarbige ſie erſetzte, lenkte 
das Dampfboot ab, um nicht den Schiffen der Regierung in die 
Hände zu fallen. Die ganze Bewegung, welche dem Auftreten der 
Herzogin von Berry, als Regentin im Namen ihres Sohnes, zur 
Einleitung dienen ſollte, endigte faſt im Augenblicke ihres Entſtehens 
wie ein unbedeutender Straßenauflauf. Das Dampfſchiff ankerte am 
3. Mai. vor Ciotat, um ſich mit Lebensmitteln und Kohlen zu ver⸗ 
ſehen. Es wurde ſogleich mit Embargo belegt. Unter den Perſonen 
am Bord, die feſtgenommen wurden, war ein Sohn des Marſchalls 
Bourmont, Graf Kergorlay, der Vicomte v. St. Prieſt, und eine 
Dame, die man für die Herzogin von Berry hielt, was auch ſogleich 
nach Paris berichtet wurde. Es fand ſich aber bald darauf, daß 
dieſe Dame nicht die Herzogin ſey, ſondern ihr nur ſehr ähnlich 
ſehe. Die Abſicht, die Aufmerkſamkeit während der erſten Augen⸗ 
blicke von der Spur der Prinzeſſin abzuleiten, war erreicht worden. 
Die Herzogin war zu Lande über die Grenze gekommen und hielt 
ſich in einem kleinen Hauſe in der Nähe von Marſeille verſteckt. 
Hier harrte ſie am Morgen des 30. April auf Nachricht über einen 
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günftigen Ausgang des für dieſen Tag verabredeten Handſtreichs. 
Ein Zettel mit wenigen Worten berichtete das vollkommene Miß⸗ 
lingen, und rieth ihr, Frankreich zu verlaſſen. Die Herzogin aber 
beſchloß, nach der Vendée zu gehen, und noch in derſelben Nacht 
trat ſie die Reiſe an über Nimes, Montpellier und Careaſonne nach 
Toulouſe, und von da über Bergerac, Libourne, Blaye, das ihr 
nachher ſo verhängnißvoll werden ſollte, nach der Saintonge, einem 
Landstriche ſüdlich von der Vendée, wo ſie viele Anhänger hatte und 
von Schloß zu Schloß zog, indem fie von hier aus ihr Auftreten in 
der Bender vorbereitete und in den weſtlichen Provinzen eine Pro⸗ 
elamation verbreiten ließ, worin fie ſich Regentin von Frankreich 
nannte, und die Bevölkerung zu einer Erhebung für die Rechte Hein⸗ 
rich V., ihres Sohnes, aufforderte. i 

Die ſogenannte parlamentarische Fraction der Legitimiften, welche 
auf dem Wege des conſtitutionellen Kampfes mit Wort und Schrift, 
durch Einfluß auf die Wähler wie durch Benutzung der Bewegung 
aller der Regierung feindlichen Parteien, günſtige Wechſelfälle für ihre 
Sache zu erreichen hoffte, betrachtete eine karliſtiſche Waffenerhebung 
in dem damaligen Augenblicke als verderblich für ein endliches Ge⸗ 
lingen ihrer Abſichten. Ihre Vorſtellungen waren auf ſo unwider— 
ſprechliche Nachweiſe geſtützt, daß fie nothwendig unter einem großen 
Theile des legitimiſtiſchen Adels der Vendée Eingang finden mußten. 
Die Herzogin von Berry wollte aber nicht abſtehen von dem Ver⸗ 
ſuche eines Aufſtandes. Viele von denen, die an dieſem Theil nah⸗ 
men, thaten es jedoch widerſtrebend, mit dem Vorgefühl des Miß— 
lingens, und nur um nicht unxitterlich ſich dem perſönlichen Wagniß 
der Prinzeſſin zu entziehen. In einer wahrhaft leichtfertigen Weiſe 
beharrte die Mutter des Gottgegebenen (Dieudonné) Prinzen Hein 
rich darauf, den Bürgerkrieg in Frankreich zu entzünden, und das 
Blut ihrer Anhänger auf's Spiel zu ſetzen; der im Augenblicke des 
Entſtehens zu Marſeille erſtickte Verſuch hatte fie fo wenig belehrt, 
daß ſie aus dem Umſtande eine beſondere Zuverſicht ſchöpfte, weil es 
ihr gelungen war, durch Frankreich zu kommen, ohne von der Po⸗ 
lizei aufgegriffen zu werden; ja ſie hörte es wohlgefällig an, wenn 
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man dieſe verſtohlene Reiſe mit Napoleons Zuge von Cannes nach 
den Tuilerien verglich. Die Herzogin copirte gleichſam die politiſche 
f Vorausſichtsloſigkeit ihres Geſchlechts, indem ſie bei einem Aufſtande 
in der Vendée ein Gelingen auf die Hoffnung baute, daß die Ar⸗ 
mee zu ihr übertreten würde. Wenn man ihr bemerkte, daß in den 
weſtlichen Provinzen an 50,000 Mann der beſten Truppen in Be⸗ 
ſatzung ſtanden, gegen welche man vorgehen ſollte mit Chouans ban⸗ 
den, die man nicht einmal hinlänglich mit Gewehren und Pulver 
verſehen konnte, ſo meinte ſie, das ſey um ſo beſſer, man könne 
dann gleich mit einem ſtattlichen Armeecorps auf Paris marſchiren. 
Die Herzogin bedachte nicht, daß im Jahre 1815 allerdings ein 
bonapartiſtiſch geſinntes Heer im Dienſte der Reſtauration war, wie 
der Erfolg es genügend dargethan, daß aber im Jahre 1832 in 
Frankreich weder legitimiſtiſche Heerführer noch legitimiſtiſche Truppen 
vorhanden waren, und daß die ſporadiſch vorkommende legitimiſtiſche 
Partei weder das Eine noch das Andere hatte. In der Mitte Mai 
traf die Herzogin in der Vendée ein, wo fie nach einem kurzen Aufent— 
halte auf einem Schloſſe in der Nähe von Nantes mehr ins Innere 
drang, in die Gegend der Punkte, an denen der Aufſtand ausbrechen 
ſollte. Die Regierung war auf ihrer Hut, zahlreiche Streifeolonnen 
durchzogen das Land in allen Richtungen, und die Herzogin mußte 
bei Nacht, unter Verkleidungen, durch Hohlwege und Sümpfe den 
Schlupfwinkel auffuchen, wo ſie ſich verbergen ſollte. Die Stimmung 
war im Ganzen ihrem Vorhaben keineswegs günſtig. Die Einwoh⸗ 
ner der Städte, die Nationalgarden, die Linientruppen waren eifrige 
Gegner der Legitimiſten und jeder Chouanerie. Die Legitimiſten ſelbſt 
in der Vendée waren getheilter Anſicht; die Mehrzahl glaubte, daß 
der Augenblick ſchlecht gewählt ſey zu einem Aufſtande. Die vor⸗ 
nehmſten und bedeutendſten Legitimiſten in Paris boten Alles auf, 
um die Herzogin zu vermögen, Frankreich wieder zu verlaſſen und 
ihr Vorhaben aufzugeben. Während fie in der Gemeinde Lege in 
der Bocage verweilte in einem kleinen Haufe, von Gehölz und Mo⸗ 
räften umgeben, empfing fie den Beſuch des berühmten Parlaments⸗ 
redners und Advokaten Berryer, des Führers der Ropaliſten in der 
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Deputirtenkammer. Seine Vorſtellungen waren vergebens, die Her⸗ 
zogin beharrte bei ihrem Entſchluß, es auf die Entſcheidung der 
Waffen ankommen zu laſſen; ſie wieß auch dieſe letzte Warnung von 
ſich, und als Berryer ſie verließ, war ſie ihrem Schickſal verfallen. 
Der Ausbruch des Aufſtandes war zuerſt auf den 24. Mai beſtimmt 
worden, allein da die Häupter noch immer es für möglich hielten, 
daß die Herzogin ſich von Berryer überreden ließe, Frankreich zu 
verlaſſen, ſo ließen ſie den Gemeindevorſtehern Gegenbefehl ertheilen, 
damit, wenn Alles unterbleiben ſollte, die entfernteren Gemeinden 
zeitig genug unterrichtet würden, um nicht vereinzelt ſich zu erheben, 
und ohne Unterſtützung von der Uebermacht erdrückt zu werden. Unter 
dem 25. Mai 1832 erließ die Herzogin einen Tagsbefehl an die 
Führer, worin ſie ſagte: „Ich habe den feſten Entſchluß gefaßt, die 
Provinzen des Weſtens nicht zu verlaſſen, ſondern mich ihrer lange 
erprobten Treue anzuvertrauen. Ich zähle darauf, daß Sie alle 
erforderlichen Maßregeln treffen werden für den Aufſtand, der in 
der Nacht vom 3. auf den 4. Juni ausbrechen ſoll. Ich rufe zu 
meinem Beiſtande alle Männer von Muth auf. Gott wird uns 
helfen, unſer Vaterland zu retten. Keine Anſtrengung, keine Gefahr 
ſoll mich entmuthigen. Ich werde in der erſten Verſammlung er⸗ 
ſcheinen.“ Dieſes war unterzeichnet: „Maria Carolina, Regentin 
von Frankreich.“ Das Schloß La Chasliere, das dem Herrn von 
Laubépin gehörte, wurde plötzlich von Truppen und Polizei beſetzt 
und eine Hausdurchſuchung angeſtellt, bei welcher man mehrere mit 
Papieren angefüllte Flaſchen entdeckte, Noten und Billette in Chif— 
ſern, kurz den Briefwechſel der Herzogin mit den Hauptanführern, 
der faſt den ganzen Plan der Bewegung enthielt; unter dieſen Pa— 
pieren war auch der obige Tagsbefehl der Herzogin. Die Regierung 
benutzte die Zeit gut; man concentrirte ſtarke Truppenmaſſen in der 
Vendée, und zugleich durchſtreiften bewegliche Abtheilungen unter der 
beſonders geſchickten Führung des Generals Dermoneourt das Land 
in allen Richtungen. Mehrere vereinzelte Aufſtände fanden unerachtet 
des Gegenbefehls, oder weil dieſer aufgefangen war, ſtatt; ſie wur⸗ 
den aber von den Linientruppen und der Nationalgarde über⸗ 
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wältigt, viele Chouans getödtet und gefangen, die Uebrigen ver⸗ 
ſprengt. 

Beim Tagesanbruche am 4. Juni erſchallte die Sturmglocke an 
mehreren Punkten der Vendée, die nicht von Truppen beſetzt waren, 
namentlich in St. Fiacre, Chene, und bei dem Schloſſe La Pleniſ⸗ 
fiere, Aber nur eine geringe Zahl von Gemeinden erhoben fi), und 
da die militairiſchen Behörden die zweckmäßigſten Vorkehrungen 
getroffen hatten, ſo erſchienen überlegene Streitkräfte, wo die 
Chouans ſich verſammeln wollten, und dieſe Verſuche wurden alle 
im Keime erſtickt. Die Maſſe der Bevölkerung verhielt ſich theil⸗ 
nahmlos und als bloße Zuſchauer des Vorgangs. Die Herzogin 
mußte daher gleich vom erſten Augenblick an auf die thörichte Hoff⸗ 
nung verzichten, mit einem Kern ihrer Anhänger einen großen Schlag 
auszuführen und einen Theil der Armee an ſich zu ziehen; das trau⸗ 
rige Ergebniß ihrer eigenſinnigen Beharrlichkeit war nur, daß viele 
ihrer Getreuen getödtet, gefangen oder flüchtig wurden. Die Ent⸗ 
muthigung unter den Royaliſten war allgemein, es war rein unmög⸗ 
lich, ſich zu vereinigen; ſelbſt die Mittheilungen waren äußerſt er⸗ 
ſchwert, da die Polizei ſehr zahlreich und wachſam war. Es handelte 
ſich nun darum, der Herzogin einen ſicheren Zufluchtsort zu ver⸗ 
ſchaffen. Nantes erſchien als der geeignetſte Ort, denn hier, wo 
die Mehrzahl der Bevölkerung entſchieden gegen den Aufſtand war, 
würde die Regierung aller Wahrſcheinlichkeit nach ſie am wenigſten 
vermuthen. Als Bäuerin gekleidet, mit bloßen Füßen, gelangte ſie 
an einem Markttage nach Nantes. Am Eingange der Stadt fand 
ſie den Regierungserlaß angeſchlagen, welche die Departements Ven⸗ 
dee, Maine und Loire, Loire-Infeérieure und Deux-Sĩvres in 
Belagerungszuſtand erklärte. Bald darauf erreichte ſie das Haus 
der Fräulein Duguigny in der oberen Schloßſtraße, wo ſie bis auf 
günſtigere Zeiten eine Zufluchtsſtätte finden ſollte. 

Die Oppoſition, welche in der Kammer nicht die Mehrheit er⸗ 
reichen konnte, that einen höchſt auffallenden außerparlamentariſchen 
Schritt. Dieſer ging übrigens urſprünglich nur von einigen Mit⸗ 
gliedern der Oppoſition aus, denn am 22. Mai verſammelten ſich 
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nur ein und vierzig Abgeordnete der Linken bei Laffitte. Man bes 
zeichnete die Gefahr eines inneren und äußeren Krieges als übers 
hängend, durch den Aufſtand der Carliſten im Weſten, durch die 
Unzufriedenheit der Patrioten von 1830 wegen der in ihrem Sinne 
nicht vorſchreitenden Revolution, durch den Wiedereintritt Welling 
tons in das engliſche Kabinet, und durch die Haltung des Auslands, 
von dem man annahm, daß es nur auf eine Gelegenheit lauerte, 
um in mächtiger Ueberzahl über Frankreich herzufallen. Unter einer 
ſolchen Dringlichkeit meinte man, ſey es unerläßliche Pflicht der Oppo⸗ 
ſition, wiederholt darauf aufmerkſam zu machen, daß das Syſtem 
der Regierung nicht haltbar ſey, ohne die Sicherheit und die Würde 
Frankreichs zu gefährden. Man ernannte daher eine Commiſſion, 
welcher der Auftrag ertheilt- wurde, eine Darſtellung dieſer Gefahr, 
und der Grundſätze der Oppoſition, durch welche fie allein abgewen— 
det werden könne, an das Land zu erlaſſen. Dieſe Commiſſion bes 
ſtand aus den Herren Lafayette, Laffitte, Odilon⸗Barrot, Mauguin 
und Comte. Dieſe Oppoſitionsmitglieder brauchten nur ſich ihre 
eigenen Reden und die Artikel ihrer Journale in die Erinnerung zu— 
rückzurufen, und daraus die Hauptpunkte einer ſolchen Erklärung fo 
zu ſagen ganz fertig herauszuſchneiden und zuſammenzuſtellen, um 
in kürzeſter Friſt die ihnen übertragene Arbeit zu vollenden. In der 
That enthielt das nachher von den 41 Deputirten am 28. Mai un⸗ 
terſchriebene Compte rendu nur einen Rechenſchaftsbericht, der ſchon 
längſt abgelegt war, ohne daß wir im Stande ſind, darin neue oder 
ſchlagende Gründe für die ausgeſprochene Anſicht, oder eine Entwicke— 
lung zu finden, durch welche der in unzähligen Kammerverhandlungen 
ſo oft durchgegangene Kreis von Behauptungen erweitert worden 
wäre oder in einem helleren Lichte glänzte. Allein es war wohl auch 
weniger von der inneren Bedeutung des Manifeſtes und mehr von 
dem Ungewöhnlichen und Auffallenden eines ſolchen Schrittes, daß 
man eine Wirkung auf die öffentliche Meinung erwartete, durch welche 
die Regierung genöthigt werden ſollte, ihr Syſtem aufzugeben und 
ſich der Opposition in die Arme zu werfen, welche bereit war, als 
miniſterieller Erbe Périers aufzutreten. Wir halten es für ganz 
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überflüſſig, das Compte rendu hier mitzutheilen, da bereits fein 
ganzer Inhalt unter den Einwendungen und Widerlegungen der 
Oppoſition vorkommt. Ungeſetzlich der Form nach war nun freilich 
der Compte rendu nicht, der übrigens noch von mehreren Abgeord— 
neten, im Ganzen faſt von Anderthalbhundert unterſchrieben wurde. 
Es war indeſſen doch ein Vorkommniß, das nicht im Geiſte eines 
conftitutionellen Syſtems blieb, wenn die Kammeroppoſition als ſolche 
außerhalb der Kammer das parlamentariſch Erörterte wieder vornahm 
und gegen die Entſcheidung der Kammer an das Publikum, und ganz 
nothwendigerweiſe eben damit auch an die Parteileidenſchaften Berufung 
einlegte. Wenn dieſe Deputirte als Privatperſonen durch die Preſſe 
ihre Meinung und Ueberzeugung verfochten, ſo konnte das unbeſcha— 
det ihrer Stellung in der Kammer ganz wohl geſchehen; die Oppo— 
fition war ja ohnedieß in ihren Journalen vertreten. Wenn ſie aber 
in geſchloſſenen Reihen und ganz in dem Charakter einer Kammer⸗ 
oppoſition außerhalb der Kammer auftraten, ſo kann man ſich kaum 
enthalten anzunehmen, daß die Gefahr, welche ſie als die Begrün— 
dung dieſes außergewöhnlichen Verfahrens angaben, eigentlich dadurch 
herbeigeführt werden und ſich entwickeln ſollte. Als Handſtreich einer 
Partei war das Compte rendu ein tactiſcher Fehler, der ſeine Ur— 
heber im parlamentariſchen Kampfe in Nachtheil ſetzte; denn indem 
es die Kammer in zwei ſchroff geſpaltene Hälften — die der Un— 
terzeichner und der Nichtunterzeichner — zerſchnitt, drängte es in den 
miniſteriellen Phalanx die Mitglieder der ſchwebenden Neutralität, 
welche in einzelnen Fragen auch mit der Oppoſition ſtimmten, und 
die bei einer ſo unerbittlichen Alternative nicht ohne Rückkehr ſich 
der äußerſten Linke zu eigen geben wollten. Als Berufung an 
die Nation war das Compte rendu in Form und Inhalt 
nicht ſchwunghaft genug, um im Ganzen und Großen einen An— 
ſtoß zu geben, der es vermochte, die Regierung aus ihrem Geleiſe 
zu drängen, und es zu nöthigen, in die Bahn des Rechenſchafts—⸗ 
berichtes hinüber zu wechſeln; es war zu breit, um von den Flüch— 
tigen geleſen zu werden, und ſein geſammter Inhalt war im Voraus 
beantwortet in langwierigen Kammererörterungen, deren Wiederaufnahme 
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auch den muthigſten Zeitungsleſer unter den zurückgezogenen Renten⸗ 
Inhaber erſchrecken mußte. Der Maſſe unzugänglich, genügte es 
nicht den Ungeduldigen, beruhigte nicht die Furchtſamen, verſchob 
die Stellungen ohne Jemand in die rechte Lage zu bringen. Die 
üble Laune des ärgerlichen Mißvergnügens und getäuſchter Erwar⸗ 
tungen, die wie eine aria cattiva aus dieſem Manifeſte aufſtieg, 
beſtätigte indeſſen die Unruhſtifter in der Meinung, daß die politiſche 
Atmoſphäre einer Umwühlung günſtig ſey. Dieſe Wirkung trat un— 
läugbar ein, obwohl ich gerne annehmen will, daß ſie nicht in der 
Abſicht der Urheber des Compte rendu lag; ſie wollten den Julithron 
nicht ſtürzen, gewiß nicht, aber ſie wollten nicht zugeben, daß er 
durch andere, als durch ſie, erhalten werde. 

General Lamarque lag auf dem Todtenbette; ſeine letzte poli⸗ 
tiſche Handlung, ehe er von dem Schauplatze dieſer Welt ſchied, 
war, mit zitternder Hand am 29. Mai ſeinen Namen denen der 
Unterzeichner des Compte rendu hinzuzufügen. Er ſtarb am 1. Juni 
ohne eine Ahnung von den ſchrecklichen Auftritten, zu welchen ſein 
Tod die Veranlaſſung werden ſollte. Redlich, unerſchrocken und ehren⸗ 
werth hatte Lamarque als Krieger wie als Abgeordneter ſich einen 
großen Ruf erworben. Er war durch ſeine Tapferkeit vom gemeinen 
Grenadier zum Generallieutenant vorgerückt, und wäre bei längerem 
Beſtande des Kaiſerreichs ohne Zweifel Marſchall von Frankreich 
geworden. Bei Villanova, Piave, Laybach, Wagram, Fontarabig 
hatte er großen Waffenruhm erworben, und nicht weniger ehrte ihn 
die Pacification der Vendée. Man kann ſagen, daß er in den 
Reihen der Oppoſition auf der Rednerbühne der Deputirtenkammer 
eine auch faſt militairiſche Laufbahn des parlamentariſchen Kampfes 

verfolgte. Für Frankreichs Ruhm und Größe focht der ehemalige 
Krieger der großen Armee mit dem Worte, wie er es ehedem mit 
dem Degen gethan hatte, und es wieder zu thun ſtets bereit war. 
Lamarque's ſchimmernde Rednergabe beruhte auf einer glühenden 
Liebe zu Frankreich, auf einem Fanatismus für franzöſiſche Ehre, 
die er für befleckt hielt, wenn Frankreichs Uebergewicht nicht von 
ganz Europa anerkannt werde, und auf einer Siegesfreudigkeit, die 
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gegen jede Bedenklichkeit Carré formirte und gegen jede Einwendung 
wie gegen eine Redoute heranſtürmte. Er liebte aus Ueberzeugung 
die Freiheit als das einzige Erſtrebenswerthe nach den glorreichen 
Tagen franzöſiſcher Herrſchaft; aber die Freiheit war ihm ein Legions⸗ 
Adler des franzöſiſchen Ruhms, den ſein militairiſcher Inſtikt an der 
Spitze eines Volksheeres erblicken wollte. Mit dieſen Eigenſchaf— 
ten, geweiht durch die Autorität eines thatenreichen Lebens, mußte 
Lamarque als Redner der Bewegungspartei auf den beweglichen En⸗ 
thuſiasmus feiner Landsleute nothwendig einen großen Eindruck herz 
vorbringen, und wenn ſein entſchiedener Mangel an politiſcher und 
ſtaatsmänniſcher Haltung in der Deputirtenkammer oft ſeiner Partei 
den Sieg verdarb, ſo errang er außerhalb der Kammer wie in einem 
redneriſchen Triumphzuge eine große Volksthümlichkeit. Der Tod 
Lamarque's, der noch auf dem Sterbebette durch die Unterzeichnung 
des Compte rendu eine feierliche Verwahrung eingelegt hatte, machte 
einen Eindruck, als wäre er auf dem Schlachtfelde gefallen. Sogleich 
ſprach ſich die Abſicht aus, ihm eine glänzende Leichenfeier zu bereiten. 

In der republikaniſchen Partei waren damals, gerade wie in 
der legitimiſtiſchen, zwei Fractionen, von denen die eine jede erſte 
beſte Gelegenheit ergreifen wollte, um einen Schlag zu thun, die 
andern dagegen — von der Gazette nicht unpaſſend die doctrinairen 
Republikaner genannt — im Verein mit der Bewegungspartei der 
Regierung eine Syſtemsänderung abnöthigen, jedenfalls erſt nach 
Vorbereitungen zur That kommen wollte. Die gemäßigteren Demo⸗ 
kraten, die zwar fo gut wie die anderen eine Republik wollten, ver— 
kannten nicht die Stärke der Regierung; wenn ſie auch hofften, daß 
das Syſtem des 13. März ohne Perier unhaltbar ſich erweiſen müſſe, 
ſo wußten ſie doch, daß die Bürgerſchaft ſich in dem Augenblicke 
keinem Aufruhr zugeſellen werde. Die niederen Schichten der Klubbs 
und der geheimen Geſellſchaften drängten aber mit thatendurſtigem 
Ungeſtüm zum Ausbruch, ließen ſich nicht beſchwichtigen, und mein— 
ten, die Leichenfeier Lamarque's würde eine günſtige Gelegenheit zur 
Ausführung darbieten. Die Vorſichtigeren riethen ab von einem 
Verſuche im Großen, fanden aber wenig Gehör, und die geheimen 
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Oberen bereiteten ſich vor, den Vorgang, wie er ſich geſtalten möge, 
zu beobachten, einen etwaigen Sieg für eigene Rechnung zu benutzen, 
von einem Mißlingen aber ferne zu bleiben. Das Compte rendu 
war hiebei von mittelbarer Bedeutung. Die Aufwiegler betrachteten 
es als eine parlamentariſche Stütze; die Unterzeichner des Manifeſtes 
erklärten allerdings umſtändlichſt, daß ſie nur eine Syſtemsänderung 
wollten — und freilich konnte nur eine ſolche ihren beſonderen 
Planen günſtig ſeyn — aber man zweifelte nicht daran, daß ſie ſich 
auch eine Regierungsänderung gefallen laſſen würden, wenn ſie als 
vollzogene Thatſache dargebracht werden konnte. Die Unterzeichner 
hatten nicht zur Gewalt aufgefordert, aber denen, welche fie anwen- 
den wollten, hatten fie gezeigt, daß eine Fraction der Deputirten⸗ 
kammer vorhanden ſey, in welcher ein mit Erfolg gekrönter Verſuch 
eine Regierung finden könne. Man wußte genug, um auf Unruhen 
gefaßt zu ſeyn, und Vorbereitungen waren getroffen, um jedenfalls 
einer Schilderhebung begegnen zu können, obwohl im Voraus nicht 
zu beſtimmen war, welcher Umfang ſie zu erreichen vermochte. 
Gerade in denſelben Tagen, als die Sturmglocken in der Vendée 
die Chouans zum Aufruhr riefen, verſammelten ſich in Paris am 
5. Juni 1832 die Abtheilungen des ungeheuren Gefolges, welches 
der Leiche des Generals Lamarque die letzte Ehre erweiſen wollte. 
Dem Wunſche des Generals gemäß, ſollte ſein Leichnam nach ſeinem 
Geburtslande an der ſpaniſchen Grenze gebracht werden. Der Zug 
ſollte daher vom Leichenhauſe aus über die Boulevards und den 
Baſtilleplatz nach dem Zugang der Auſterlitzbrücke gehen, wo ein 
Katafalk errichtet war; von dort aus ſollte dann der Leich— 
nam mit Poſtpferden nach ſeinem fernen Beſtimmungsorte ge⸗ 
bracht werden. Marſchälle, Generale, Kriegsgenoſſen des Verewig- 
ten, Offiziere aller Grade, Veteranen erſchienen im Gefolge; Staats— 
beamte, Bürger, Studirende, Handwerker, Schaaren von polniſchen, 
deutſchen, ſpaniſchen, portugieſiſchen und italiäniſchen Flüchtlingen 
ſchloſſen ſich an. Dieſe zahlreichen Gruppen waren über einen großen 
Raum vertheilt, von der Straße St. Honoré, an der Modeleine, 
die Königsſtraße hinauf, über den ganzen Eintrachtplatz und bis in 


U 


241 


die elyſäiſchen Felder hinaus; hier warteten ſie, bis der Zug ſich in 
Bewegung ſetzen würde, um der Reihe nach anzutreten. Schon vom 
Anbeginn an war eine Aufregung bei dieſer großen Menſchenmenge 
bemerkbar. Die Regierung wußte, daß die Verbündeten der aufrüh⸗ 
reriſchen Vereine aller Art Verſammlungen gehalten hatten, daß in 
einer am Nachmittage des vorhergehenden Tages gehaltenen ein Plan 
feſtgeſetzt worden war, daß Einladungen der Aufwiegler an die Schulen, 
Schreibſtuben, Werkſtätten ergangen waren. Man ließ Alles beobach- 
ten, ohne daß indeß mehr Polizei ſich zeigte, als ſonſt bei einem 
großen Aufzuge gewöhnlich war; die Truppen waren, mit Ausnahme 
des dem Verſtorbenen gebührenden militairiſchen Ehrengeleites, in die 
Kaſernen gewieſen. Schon auf dem Eintrachtplatze, noch vor dem 
Beginn des Zuges, wurden mehrere Stadtſergeanten, obwohl ſie ſich 
ganz ruhig verhielten, thätlich angegriffen, und mußten ſich in den 
Tuileriengarten flüchten, ſchon dort hörte man den Ruf: „Es lebe 
die Republik!“ 

In dem Augenblicke, wo um Mittagszeit der Leichenwagen das 
Trauerhaus verließ, wurden die Pferde ausgeſpannt, Zugriemen aus 
einem Laden des Bazars St. Honors herbeigeſchafft, und über hun— 
dert Studirende und Julidecorirte zogen den Wagen. Als man auf 
den Boulevards an die Friedensſtraße gekommen war, lenkten dieje⸗ 
nigen, welche ſich des Leichenwagens bemächtigt hatten, unter dem 
Rufe: „An die Vendomeſäule!“ in die Friedensſtraße ab. Man 
zog um die Säule und wieder über die Boulevards, bis auf den 
Baſtilleplatz. Auf dieſem ganzen Wege fielen keine bedeutendere Ruhe⸗ 
ſtörungen vor. Nur als man auf dem Balceon des Clubbs Guiche, 
an der Ecke der Straße Grammont, den legitimiſtiſchen Herzog von 
Fitz-James erblickte, und er nicht ſogleich den Hut abnehmen wollte, 
wurden Steine gegen die Fenſter geworfen, und einiges aufrühreri— 
ſches Geſchrei ließ ſich vernehmen. In der Nähe des Varietésthea⸗ 
ters wollte ein Polizeiagent einen Bürger verhaften, der die Re⸗ 
publik hoch leben ließ. Als in Folge dieſer Störung der Zug anhielt, 
und man weiter zurück die Urſache vernahm, verließen viele aus der 
Abtheilung, in welcher ſich die Zöglinge der Veteringirſchule zu Alfort. 

Birch, Ludwig Philipp. Bd. II. 16 
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und die Körperſchaft der Drucker und Setzer von Paris befanden, 
die Reihen, bemächtigten ſich der Stühle, welche vor den Kaffeehäu— 
ſern in der Gegend des italiäniſchen Theaters (jetzt der komiſchen 
Oper) ſtanden, zerbrachen ſie, und bewaffneten ſich mit den Trüm— 
mern; man wußte übrigens, daß manche der Gegenwärtigen heimlich 
Waffen bei ſich hatten. Bei dem Thor St. Denis trug ſich ein ähn— 
licher Vorfall zu, bei welchem ein Julidecorirter verwundet wurde, 
und einige Sergeants nach einem Poſten der Nationalgarde flüchten 
mußten, um dem Zorn der Menge zu entgehen. In beiden Fällen 
wurde jedoch der Fortgang des Zugs nur einige Minuten aufgehal— 
ten, und die Ordnung ſtellte ſich gleich wieder her. Indeſſen hatte 
ſich doch eine gefährliche Stimmung kund gethan; es wurde deutlich, 
daß irgend ein Ausbruch bevorſtand; von dem Boulevard du Temple 
an verließen viele das Leichengefolge. Es war drei Uhr Nachmittags, 
als man auf dem Baſtilleplatz ankam. Hier brach ein Zwiſt aus; 
Einige wollten, daß man Halt machen ſolle — offenbar ſchien dieſen 
der gedächtnißſchwangere Boden von 1789 bedeutſam für ihr Vor⸗ 
haben — aber die Vorſtellungen des Marſchalls Clauzel, Generals 
Lafayette, Mauguins und des den Leichenwagen zunächſt umgebenden 
Gefolges drangen durch, und der Weg wurde fortgeſetzt über den 
Boulevard Bourdon zwiſchen dem Getreideſpeicher und dem Kanal 
St. Martin bis auf den Platz Mozas, wo der Brücke von Auſterlitz 
gegenüber ein Katafalk mit vielen Fahnen geſchmückt, und eine Red⸗ 
nerbühne errichtet waren; hier ſollten die Gedächtnißreden gehalten 
werden. Aber ſchon ehe die Feierlichkeit begann, zeigte ſich eine Reiz— 
barkeit und eine Ungeduld, welche das Aergſte befürchten ließen; hier 
kam auch ein Haufe polytechniſcher Zöglinge hinzu, welche trotz des 
Verbotes aus ihrer Schule entflohen waren. Alle Ordnung und 
Abtheilung hörte auf; die Perſonen des eigentlichen Gefolges, Zu— 
ſchauer und Pöbelhaufen waren durcheinander gemiſcht, ein Geflüſter 
von Aufruhr und Beſorgniß durchlief die Menge, ängſtliche Unruhe, 
Spannung und Erwartung zeigten ſich allenthalben. In dieſem 
wogenden Gedränge war es unmöglich, den Sarg auf den Katafalf 
zu bringen; man mußte ihn auf dem Leichenwagen laſſen. Die 
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Behörde ſchritt nicht ein; fie hatte ihren Agenten die Weiſung er= 
theilt, ſich auf Beobachtung zu beſchränken, ſo lange die Leiche des 
Generals noch gegenwärtig ſey. 

Unter ſolchen Umſtänden betrat Marſchall Clauzel die Redner⸗ 
bühne. Er ſprach im Namen des Heeres einen erhebenden und ges 
fühlvollen Abſchied. Nach ihm trat Mauguin auf, der ſeine Rede 
zwar vollenden konnte, obwohl während derſelben die Bewegung im⸗ 
mer unruhiger wurde. Als er geendet, erhob ſich Geſchrei und Ge— 
tümmel. Lafayette trat auf die Stufen der Rednerbühne und be⸗ 
ſchwor die Menge, die Trauerfeier nicht durch ungeſetzliche Handlungen 
zu ſtören. Man jubelte ihm Beifall zu, und als er herunterſtieg 
wurde er von einem Volkshaufen nach ſeinem Wagen getragen, und 
konnte nur mit Mühe durch die Menge nach ferner Wohnung gelan— 
gen. Man konnte nicht unterſcheiden, in welcher Abſicht und in 
weſſen Intereſſe der alte General ſo plötzlich und vom Anfang an 
dem Tumult entzogen wurde. Auf keiner Seite konnte ſeine fernere 
Anweſenheit gleichgültig ſeyn. Die Redner, welche noch ſprachen, 
wurden nicht mehr vernommen, das revolutionaire Volkslied, der 
chant du départ, flammte auf aus gellenden Kehlen wie Trommel⸗ 
wirbel bei einer Hinrichtung, die Stimmen der Ordnung erſtarben 
unter ziſchendem Geſchrei nach Freiheit, Republik, Tyrannenmord, 
die bluthrothe phrygiſche Mütze erhob ſich auf Stangen und Fahnen 
— der Höllenſabbath eines Pöbelaufſtands brach los. Mit Mühe 
nur konnte man in dem Gewirre Lamarque's Sarg in Sicherheit 
bringen. Die dicht gedrängte Menge brach ſich, die Friedlichen ent 
flohen dem Gräuel, in dem ſie nicht müßige Zuſchauer bleiben konn⸗ 
ten; rückwärts von dem Platze der Leichenfeier den Boulevard hinauf 
nach dem Baſtilleplatze gingen Verbündete der aufwiegleriſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften — beſonders die amis du peuple — Studenten, Ge⸗ 
ſellen der Gewerkverbrüderungen an die Arbeit der Zerſtörung; in 
einem Nu waren die Setzlinge auf dem Boulevard Bourdon mit den 
Stützpfoſten ausgeriſſen, und hoch auf ſchwarzem Roſſe erſchien ein 
junger Mann mit einem rothen Banner, worauf „Freiheit oder 
Tod⸗ in ſchwarzer Schrift zu leſen war. Aus einem Hinterhalte 
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wurde auf die Truppen gefeuert; ein Dragonerregiment ſprengte heran, 
deſſen Obriſt, Obriſtlieutenant und ein Schwadronschef verwundet 
wurden; die Linie beſetzte den Baſtilleplatz, und die aufrühreriſchen 
Haufen vertheilten ſich nach allen Richtungen. In den Vorſtädten 
St. Antoine, St. Denis, St. Martin, Montmartre bewaffnete ſich 
der Pöbel; auf einigen Quais, in der Straße St. Martin und 
den dazu führenden Gaſſen wurden Barrikaden errichtet von umge— 
ſtürzten Wagen und Omnibus, die man mit Sandfäſſern beſchwerte; 
mit Emſigkeit dämmte man die Wege ab, um für den Kern des 
Aufſtandes ein Revier zu gewinnen; und als der unvorſichtigerweiſe 
zu ſchwach beſetzte Poſten des Pulvermagazins am Boulevard de 
LHopital überwältigt war, hatte man auch Pulver. Viele von früher 
her verhehlten Waffen waren zum Vorſchein gekommen, viele Gewehre 
wurden erbeutet von den an mehreren Punkten der Stadt überrum— 
pelten Wachpoſten. Ueberall, wo die revolutionairen Banden hin— 
ſtürmten, wurden die Laternen zerbrochen, und beim Einbruch der 
Nacht begann der Kampf auf vielen Punkten mit heftiger Erbitterung 
auf beiden Seiten. Der Hauptſtandpunkt der Aufwiegler während 
der Nacht vom 5. auf den 6. Juni war in der Straße St. Antoine 
und in der Umgegend. Bei allen Verſuchen, welche die Empörer 
machten, um in die Stadtviertel vorzudringen, in denen der Sitz der 
Regierung iſt, wie in die Quartiere des Palais-Royal, des Louvre ıc,, 
wurden ſie von der Linie wie von der Nationalgarde mit Macht zu— 
rückgewieſen. Dagegen wurde ein blutiger Kampf mit wechſelndem 
Erfolg geführt auf dem Boulevard du Temple, in den Straßen 
St. Martin und St. Denis. In der Paſſage Saumon, welche die 
Straßen Montmartre und Montorgeuil mit einander verbindet, ver— 
ſchanzten ſich die Empörer. Mehrere Mal wurde dieſer Punkt ge— 
nommen und verloren; erſt gegen 5 Uhr Morgens erſtürmten Linien 
truppen dieſen Durchgang und machten viele Gefangene, meiſtens 
freilich Leute aus den niederen Klaſſen, aber auch viele junge Men- 
ſchen aus den gebildeten Ständen. 

Der König war in St. Cloud. Man hatte ihm erſt ſpät be⸗ 
richtet, daß der Aufftand fo bedeutend und hartnäckig geworden war. 
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Ludwig Philipp begab ſich eiligſt mit feiner Familie nach Paris. Bei 
ſeiner Ankunft in den Tuilerien wurde er von einer großen Volks⸗ 
menge, von den Truppen und Nationalgarden, welche auf dem Gas 
rouſſelplatze und auf dem Eintrachtsplatze ſtanden, mit lebhaftem 
Zurufe begrüßt. Man wußte wohl, daß der König nicht fernbleiben 
werde, wenn eine Gefahr in Paris zu beſtehen war. Der König 
ſoll ſehr unwillig geweſen ſeyn, daß man ihm ſo ſpät gemeldet hatte, 
von welcher Bedeutung der Aufſtand ſey. Er überzeugte ſich, daß 
die Truppen von dem beſten Geiſte beſeelt waren. „Verlaſſen Sie 
ſich auf uns, Sire!“ rief man ihm zu. Für Recht, Ordnung und . 
für den König, der ſogleich herbeieilte, die Gefahr mit ſeinen Trup— 
pen zu theilen, war man bereit zu kämpfen. In der Nacht wurde 
Miniſterrath gehalten. Der König erwog die Lage mit vollkommener 
Ruhe und Beſonnenheit, und man beſchloß, den Aufſtand auf ſeinen 
eigenen Herd zuſammenzudrängen und zu iſoliren. Von allen Sei— 
ten in einem weiten Umkreiſe der Hauptſtadt rückten Truppen ein, 
und die Nationalgarde des Stadtbannes von Paris ſtellte ſich, ſo 
wie die Nachricht vom Aufſtande ſich in der Gegend verbreitete, uns 
aufgefordert zur Verfügung der Regierung, und bewies den lebhaf— 
teſten Eifer. Die Bureaux der Tribüne, des National, Commerce, 
Courrier franeais, des Courrier de Europe und mehrerer Blät— 
ter der äußerſten karliſtiſchen und republikaniſchen Farbe wurden mit 
Truppen beſetzt und der Satz der Blätter, welche am folgenden Mor⸗ 
gen erſcheinen ſollten, zerſtört. 

Früh am Morgen des 6. Juni wurden die Truppen auf dem 
Carouſſelplatze gemuſtert und von dort aus nach den verſchiedenen 
Punkten beordert. Man hatte ſich während der Nacht davon über 
zeugen können, daß der Aufruhr in dem Bürgerſtande auf keinerlei 
Theilnahme rechnen durfte; vor den Maßregeln, mit denen man in 
kräftiger Uebereinſtimmung gegen ihn vorging, mußte er unterliegen; 
aber Alles zeigte, daß der Kampf erbittert und blutig enden werde. 
Seit der Nacht war der Hauptſtandpunkt der Aufwiegler in der 
Straße St. Martin. Hier hatten ſie das ehemalige Kloſter St. 
Mery beſetzt und ſich da herum verſchanzt. Aus den benachbarten 


246 


Häuſern vertrieben ſie die Bewohner, und jede Fenſterreihe war wie 
die Bruſtwehr eines Walles mit Schützen beſetzt. Daſſelbe wiederholte 
ſich bei den Barricaden an mehreren Hauptpunkten. So war das 
Haus gegenüber der Säule des Chateletplatzes, „zum ſäugenden 
Kalb“ genannt, verrammelt und ſtark beſetzt. Hier und in der 
Straße des Areis, welche die Verlängerung der Straße St. Martin 
bis auf den Quai iſt, begann der Kampf am Morgen. Die Boule⸗ 
vards, ſo wie die Brücken und die Quais der Seine waren von 
den Truppen beſetzt. Mit Colonnen von dieſen und von der Natio⸗ 
nalgarde rückte man vor gegen die von den Aufwieglern beſetzten 
Stadttheile. Dieſe hatten inne das Gewirre von alten und volkrei⸗ 
chen Straßen und Plätzen mit den vielen Quergäßchen und Durch— 
gängen eines Theils vom ſiebenten Arondiſſement von Paris, worin 
ſie weſtlich bis den Marktplatz des Innocents und die Getraidehalle, 
öſtlich gegen die Vorſtadt St. Antoine, nördlich bis gegen die Bou— 
levards St. Denis und St. Martin, ſüdlich gegen die Seine ſich 
ausdehnten; aber ſie hatten weder die Quais noch die Boulevards, 
ſondern es war nur durch einige auf beide auslaufenden Straßen, 
daß ſie mit ihnen in Verbindung ſtanden. Die Hauptmacht der Re⸗ 
gierung ſtand demnach ſicher außerhalb des Schauplatzes vom Bür— 
gerkrieg; auf dieſe konnten die gegen die Aufrührer entſendeten Co⸗ 
lonnen ſich zurückziehen, von dieſer konnten ſie Unterſtützung bekommen, 
wenn ſie in Gefahr waren, abgeſchnitten zu werden. Man rechnet, 
daß mit den herbeigezogenen Regimentern 40,000 Mann Linientrup⸗ 
pen und gegen 20,000 Nationalgarde zur Verfügung ſtanden. Mit 
dieſer Macht mußte man unter allen Umſtänden Meiſter der Haupt⸗ 
punkte bleiben; die Aufwiegler waren abgeſchnitten und ihre Macht 
mußte ſich erſchöpfen; fie leiſteten indeſſen eine verzweifelte Gegen— 
wehr. Den ganzen Vormittag wurde mit wechſelndem Erfolg ge 
kämpft, und nur nach mehreren Verſuchen wurden viele Barrikaden 
genommen, die heldenmüthig vertheidigt worden waren. Zwiſchen 
zwei und drei Uhr Nachmittags concentrirte ſich der Widerſtand vor— 
zugsweiſe in dem ſüdlichen Theile der Straße St. Martin, von St. 
Mery bis an den Chateletplatz. Um dieſe Zeit kam Ludwig Philipp 
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dahin. Er war in Begleitung der Marſchälle Soult, Gerard und 
Lobau, der Generäle Excelmans, Pajol und Gourgaud, der Mi— 
niſter Montalivet, Argout und Rigny, unter Vorausritt eines Pelo— 
tons der Nationalgarde zu Pferde über die Boulevards gezogen und 
überall mit lebhaftem Zuruf empfangen worden. Der König beobach- 
tete den Kampf vom Chateletplatze aus mit großer Kaltblütigkeit, 
ohne auf die Gefahr zu achten, der er ſich ausſetzte vor den Barri— 
caden in der Straße Arcis, an die er heranritt. Nachdem der König 
in die Tuilerien zurückgekehrt war, wurde Geſchütz aufgeführt, um 
der Sache ein Ende zu machen. Vor St. Mery waren die Truppen 
mehrmals gewichen; das erſte, das 42ſte Linienregiment und die Na⸗ 
tionalgarde des Stadtbannes zeigten die höchſte Unerſchrockenheit, 
konnten aber nicht bis an die verſchanzten Häuſer vordringen, von 
denen aus ein mörderiſches Feuer fie empfing. Man ließ ſie zurück— 
gehen, um nicht zu viel Menſchen zu opfern in dem treuloſen Straßen— 
kampfe, wo jedes Gäßchen ein Hohlweg wird, in dem der ſicher 
poſtirte Feind unter den andrängenden Truppen eine Metzelei anrich⸗ 
ten kann. Man ließ daher Geſchütz auffahren, um dem Fußvolke 
den Weg zu bahnen zum endlichen Ziele. Zwei Stunden hindurch 
dauerte das Kanonenfeuer, bis man auf den verſchiedenen Punkten 
die letzten Verſchanzungen gebrochen hatte. Wenn die Kugeln die 
verrammelten Häuſer geöffnet, die Barrikadeu zerſtört, wurden die 
Vertheidiger mit dem Bajonette verjagt, niedergemacht, oder, wenn 
ſie die Waffen ſtreckten, zu Gefangenen gemacht. Am blutigſten und 
erbittertſten war der Kampf bei St. Mery. Nicht in der Kirche ſelbſt 
hatten die Aufwiegler ſich verſchanzt, ſondern in den anſtoßenden 
Häuſern, beſonders in dem an der Ecke des Gäßchens St. Mery 
gelegenen Kaffeehauſe Leclerque. Hier fielen die meiſten polytechniſchen 
Schüler, die hartnäckigſten Republikaner, die keine Gnade wollten, 
noch gaben. Hier floß das glühende Blut kühner Jünglinge, die 
mit Heldenmuthe ſich dem unhaltbaren Gebilde einer träumeriſchen 
Freiheitsidee hinopferten. Der letzte Punkt, der genommen werden mußte, 
war das Haus au veau qui tete auf dem Chateletplatze. Um ſechs Uhr 
Abends war Alles vorbei, und überall der Widerſtand bewältigt. 
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Am Vormittage deſſelben Tages hatte eine Verſammlung bei 
Laffitte ſtattgefunden; fie beſtand zum größten Theile aus den ur⸗ 
ſprünglichen Unterzeichnern des Compte rendu. Diejenigen, welche 
acht Tage vorher mit einer geſchriebenen Erklärung gegen die Regie— 
rung aufgetreten waren, wollten nun vermitteln zwiſchen der Regie— 
rung und denen, die mit dem Degen proteſtirt hatten. Drei Mit— 
glieder wurden ernannt, um ſich zum König zu begeben. Ihre 
Vorſtellungen ſollten bewirken, daß der Bürgerkrieg beendet und 
reaetionaire Maßregeln verhütet würden. Unter den obwaltenden 
Umſtänden wußte jede andere Weiſe den Bürgerkrieg zu beenden, als 
durch volle und unbedingte Bewältigung des Aufſtandes einer Nie 
derlage der Regierung gleich kommen, von welcher dann allerdings 
die Partei des Compte rendu ihren Nutzen hätte ziehen können. 
Wenn aber nicht die geringſte Wahrſcheinlichkeit vorhanden war, daß 
die Regierung mit den Aufwieglern, durch welche Dazwiſchenkunft 
immer in Unterhandlung treten werde, ſo konnte eine Belehrung über 
die Benützung des Siegs von der Verſammlung Laffitte's doch nicht 
wohl auf einen erfolgreichen Eingang rechnen, denn das Compte 
rendu war in dem beſiegten Aufſtande thatſächlich mit beantwortet. 
Mittags hieß es, Alles ſey zur Ordnung zurückgekehrt; man hielt 
daher die Abordnung für überflüſſig. Später, als das Kanonen— 
feuer ſich hören ließ, beſchloß man, daß die Deputation ſich noch 
zum König begeben ſolle. Sie beſtand aus den Herren Arago, Laf⸗ 
fitte und Odilon⸗Barrot. Der König kannte dieſe Männer genau, 
ſie hatten ſich ſeines beſonderen Vertrauens zu erfreuen gehabt, und 
wenn ſie auch über das Verſtändniß der Julirevolution ganz zerfal— 
len waren, ſo verſagte der König ihrem individuellen Charakter nicht 
ſeine Achtung. Es war drei Uhr Nachmittags, als die Deputation 
in die Tuilierien kam; der König war eben durch das Louvre zurück— 
gekehrt von feinem Ritt durch Paris; die Abgeordneten wurden ſo— 
gleich vorgelaſſen. . 

Auf den Inhalt dieſer Unterredung iſt von allen Parteien großer 
Werth gelegt worden. Dieſen hat fie, unſerer Anſicht nach, eigent— 
lich nur durch die charakteriſtiſche Haltung des Königs, den Herren 
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vom Compte rendu gegenüber; denn unbekannte Thatfachen, neue 
Ideen, irgend eine vorhaltige Anſicht über Stellung und Lage ka— 
men dabei von Seite der oppoſitionellen Abordnung nicht zum Vor— 
ſchein. Wohl aber muß man die Feſtigkeit, das offene Benehmen, 
die Mäßigung und die würdevolle Ruhe des Königs bewundern, der 
unter den ſchwierigſten Verhältniſſen das Gleichgewicht nicht verlor, 
und unter dem Donner des Geſchützes eben ſo wenig eine Aufre— 
gung des Siegs, als eine Furcht vor der Gefahr zeigte. Odilon— 
Barrot führte das Wort und eröffnete dem König, daß er und ſeine 
Genoſſen gekommen wären, um ihren Schmerz über die blutigen 
Vorgänge, welche die Ruhe der Hauptſtadt ſtörten, dem Herzen des 
Königs mitzutheilen, und indem ſie ihre Ergebenheit bezeugten, ihn 
zu bitten, ſein Ohr allen Zumuthungen von Gewaltmaßregeln zu 
verſchließen. Laffitte fügte hinzu, man müſſe auf ein Mittel bedacht 
ſeyn, die allgemeine Aufregung zu beſchwichtigen, und daß eine Re— 
gierung beſtehe nicht nur durch die materielle Macht, ſondern durch 
den moraliſchen Einfluß und durch die Liebe des Volkes. Arago, nach— 
dem er verſichert hatte, daß er für ſeine Perſon niemals Aemter oder 
Gunſtbezeugungen von der Regierung annehmen wolle, rückte nun 
näher heraus mit der eigentlichen Abſicht dieſes Beſuchs, behauptete 
geradezu, daß alle Zerwürfniſſe und Spaltungen durch das Syſtem 
des 13. März herbeigeführt worden ſeyen, und daß es unerläßlich 
werde, daß der König ſeiner Regierung im Innern ein liberaleres 
Gepräge aufdrücke, und dem Auslande weniger Schwäche und Zu— 
vorkommenheit zeige. Während anderthalb Stunden wurde von den 
Abgeordneten das Compte rendu dem König ans Herz gelegt, als 
das einzige Mittel, um aus allen Verlegenheiten herauszutreten und 
allen Unruhen für die Zukunft vorzubeugen, aber von den drei Ab— 
geordneten, welche ungehindert nach einander ſprachen, wurde auch 
kein Wort hervorgebracht, welches ihrer öffentlichen Parteierklärung 
ein weiteres Gewicht hätte geben können. Wir dürfen wohl anneh⸗ 
men, daß die Hauptumriſſe dieſer Unterredung, wie ſie von Arago, 
Laffitte und Odilon-Barrot aufgezeichnet worden find, nichts ausge⸗ 
laſſen haben, was irgend Erhebliches von ihnen vorgebracht worden 
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ſey, um ihren Vorſtellungen alle Eindringlichkeit zu geben; aber auch 
hier können dieſe Männer nicht über den Ideenkreis des Compte 
rendu hinaus, und theilen ſich faſt zu gleichen Theilen in denſelben 
Sätzen. Mit großer Geduld hörte der König an, was er ſchon ſo 
oft vernommen hatte, leutſelig trat er auf die Erörterung mancher 
Punkte ein, als hätte man von ihm eine Rechenſchaft gefordert, und 
keine gebieteriſche Aufwallung durchſchnitt das Geſpräch, das nur 
geſtört wurde durch den Widerhall des Geſchützes: „Es iſt,“ ſagte 
der König, „das Feuer der Kanonen, die man gegen das Kloſter 
St. Mery hat aufführen müſſen; der Widerſtand muß endlich auf— 
hören. War hier meine Pflicht nicht ſtreng vorgeſchrieben? und wer 
iſt verantwortlich für das vergoſſene Blut? Ich kann in meinem Be— 
nehmen nichts finden, wodurch ich verdient hätte, die Anhänglichkeit 
des Landes zu verlieren. Ich weiß wohl, daß die Preſſe täglich 
daran arbeitet, mich zu untergraben, aber ſie thut es durch die Lüge. 
Wurde jemals — ich frage Sie — gegen einen Mann ſo viel Ver— 
läumdung ausgeſpieen? Ihre Behauptung, daß meine Popularität 
erſchüttert ſey, iſt nicht unbegründet, aber ſie wurde es nicht durch 
Fehler meiner Regierung, das iſt das Ergebniß der zahlloſen Ver— 
läumdungen. Als ich ſah, daß ich unabläſſig ſo grauſam beſchimpft 
Coutragé), und ſo wenig oder ſo ſchlecht vertheidigt wurde, habe 
ich meinen Entſchluß gefaßt. Iſt man nicht bis zu der Behauptung 
gekommen, daß ich mit den Carliſten ſympathiſire? Steigen Sie hin⸗ 
auf bis zum Urſprung des Hauſes Orleans, und Sie werden unter 
ſeinen bitterſten Feinden die Vorfahren derjenigen finden, welche in 
dieſem Augenblicke die Führer der carliſtiſchen Partei find. Meine 
Feinde ſtellen mich bei jeder Gelegenheit dar als einen Ehrgeizigen, 
der nach unbeſchränkter Gewalt ſtrebt, als einen Menſchen, der nicht 
ohne eine zahlreiche Umgebung, ohne einen glänzenden Hof ſeyn kann, 
der unerſättlich iſt in feinem Begehren nach Reichthümern. Ich bin, 
meine Herren, durch alle Schichten des Lebens gegangen (tous les 
etages de la vie) und ich kann wohl ſagen: Glücklich iſt, wer mit 
ſeinem beſcheidenen Loos ſich begnügt. Ich bin König geworden, 
weil ich, ich allein Frankreich retten konnte vom Deſpotismus und 
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von der Anarchie. Man hat von einem Programme des Stadthauſes 
geſprochen, das iſt eine ſchändliche Lüge! Es iſt falſch, daß ich ir- 
gend ein Verſprechen ertheilt habe. Mit tiefer Entrüſtung habe ich 
noch heute geſehen, daß eine mir unbekannte Perſon beim Leichen⸗ 
begängniß des Generals Lamarque geſprochen hat von „feierlich 
übernommenen Verpflichtungen, die nachher ſchändlich vergeſſen wor⸗ 
den wären.“ Die Julirevolution wurde vollzogen unter dem Rufe: 
„Es lebe die Charte!“ Die Charte wollte das Volk, und es hat 
die Charte, verbeſſert durch die Unterdrückung des 14ten Artikels. 
Rechtlich hatte ich kein Verſprechen zu geben, und in der That habe 
ich keines gegeben. Sobald ich den Thron beſtiegen, wählte ich die 
Richtung für meine Regierung, welche ich als die rechte erkannte, 
und ich halte ſie noch heute dafür. Beweist mir, daß ich mich ge— 
täuſcht, und ich werde Aenderungen vornehmen. Bis dahin muß 
ich in meinem Gang beharren. Ich bin ein Mann, der nach Ge— 
wiſſen und Ueberzeugung handelt. Man ſoll mich eher in einem 
Mörſer zerſtoßen, als mich fortreißen auf eine Bahn, deren Dien— 
lichkeit nicht klar erwieſen iſt. Meine Beharrlichkeit entſteht nicht 
durch den Einfluß meiner Umgebung; ich wüßte nicht, daß ein ſol— 
cher beſtünde. Vielleicht iſt es die Wirkung meines Selbſtvertrauens, 
aber ich glaube verſichern zu können, daß Niemand einen Einfluß 
auf mich gewonnen hat, der mich in großen, und ſelbſt nicht in 
kleinen Angelegenheiten ſeinem Willen unterwürfe. Mein Regierungs⸗ 
ſyſtem — ich wiederhole es — ſcheint mir paſſend, und ich werde 
es nicht ändern, ſo lange Sie mir nicht darthun können, daß es 
verwerflich iſt.“ 6 

Arago erwiederte, daß nach ſeiner Anſicht alle Störungen, welche 
vorgefallen, von dem Gang herrührten, den die Regierung einge⸗ 
halten hatte. Die Erfahrung, meinte er, ſpreche für ſeine Anſicht, 
denn die Frechheit des Carlismus, die beiſpielloſe Heftigkeit der po⸗ 
litiſchen Leidenſchaften, der Bürgerkrieg im Weſten und in der Haupt⸗ 
ſtadt ſeyen peremptoriſche Urtheile gegen das Syſtem des 13. März. 
Etwas weiterhin äußerte der König: 

„Ich habe bemerkt, meine Herren, daß Sie Alle mein Regie⸗ 
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rungsſyſtem das Syſtem des 13. März nennen. Ich muß Sie 
darauf aufmerkſam machen, daß dieſe Benennung ganz unrichtig iſt. 
Das Syſtem, welches wir jetzt befolgen, iſt dasjenige, welches ich 
nach ernſter Ueberlegung bei meiner Thronbeſteigung wählte. Es iſt 
Punkt für Punkt daſſelbe, welches die Verwaltung leitete, deren Prä— 
ſident Herr Laffitte war.“ 

Hiegegegen verwahrte ſich Laffitte und ſagte: „Ich halte es für 
eine Pflicht, jede Gleichſtellung meiner Abſichten mit denen des Herrn 
Périer zurückzuweiſen. Aber es iſt hier weder der Ort noch der ges 
eignete Augenblick, um im Einzelnen nachzuweiſen, wie es gekommen 
iſt, daß mehrere Maßregeln dieſer beiden ſo verſchiedenartigen Mini— 
ſterien gegen meinen Willen mehr Uebereinſtimmung darboten, als 
ich es gewünſcht hatte. Ich berufe mich auf die Reden, welche ich 
in der Kammer gehalten habe mit Genehmigung des Königs und 
des Miniſterrathes.“ 

Der König erwiederte hierauf: „Und dennoch war die Haupt— 
richtung vollkommen identiſch. Uebrigens, Sie haben die Aufzählung 
aller Mißgriffe des ſogenannten Syſtems vom 13. März machen 
wollen; Sie haben einen Rechenſchaftsbericht veröffentlicht. Nun wohl, 
ich geſtehe Ihnen mit aller Aufrichtigkeit: ich habe dieſe Schrift auf— 
merkſam geleſen, allein ich habe Fun darin gefunden, ganz und 
gar nichts.“ 

Die Herren des Compte rendu ſuchten nun mündlich zu ver⸗ 
treten, was ſie geſchrieben hatten. Was ſie indeſſen anführten war 
mehr oder weniger untergeordneter Natur. Wenn Arago die Auf— 
löſung der Nationalgarde von Perpignan vielleicht nicht mit Unrecht 
als einen Mißgriff, als eine unnöthige Entwickelung von Gewalt 
bezeichnete, ſo muß man nicht vergeſſen, daß ſeine Partei der Na— 
tionalgarde das Recht erhalten will, eine politiſche Cenſur der Re— 
gierungshandlungen abzugeben. Diejenigen nun, welche glauben, 
daß mit ſolchen bewaffneten Petitionen eine Regierung überall nicht 
beſtehen könne, werden zugeſtehen, daß der König das ihm durch das 
Nationalgardegeſetz verliehene Recht nicht aufgeben konnte, ohne ſich 
einer Faction in die Hände zu geben, ſelbſt wenn man einräumen 
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wollte, daß in dem oder jenem Falle bei der Anwendung gefehlt 
ſeyn konnte. Odilon⸗Barrot führte die Ereigniſſe in Grenoble an, 
worauf der König ihm erwiederte, daß die Veranlaſſung der dorti— 
gen Ruheſtörung, die republikaniſche Maskerade, von Baſtide organi⸗ 
ſirt worden ſey. Der ehrenwerthe Deputirte führte ferner als einen 
Klagepunkt gegen das Syſtem vom 13. März die Schonung gegen 
die Carliſten an, worin man ſo weit gegangen ſey, Häuptlingen 
der Banden im Weſten Geleitbriefe auszuſtellen, wie ein Miniſter es 
vor der Kammer eingeſtanden habe. Hierauf bemerkte der König: 
„Meine Miniſter mögen geſagt haben, was ſie wollten, ich 
aber beharre in der Behauptung, daß keine Geleitbriefe ertheilt wor⸗ 
den ſind. Man hat welche verlangt, aber ſie wurden abgeſchlagen. 
Man ſpricht immer von der Anweſenheit von Carliſten in der Staats- 
verwaltung, aber ich habe mich nie den Maßregeln widerſetzt, die 
mir in dieſer Beziehung gemacht worden ſind. Man wird nicht an— 
nehmen, daß Herr Dupont (de Eure) fie während feines Miniſte⸗ 
riums geſchont habe. Ich glaube nicht, daß Carliſten in der Armee 
ſind, und wenn Einige geblieben ſind in den Verwaltungszweigen, 
die unter Baron Louis ſtanden, ſo kann Herr Laffitte Ihnen ſagen, 
wie ſchwierig und gefährlich plötzliche Aenderungen ſind in Allem, 
was die Finanzen betrifft. In Ihrem Rechenſchaftsbericht hat man 
der Regierung Verzögerung in Genehmigung des Briqueviell'ſchen 
Vorſchlags vorgeworfen. Ich geſtehe, daß ich einen lebhaften Wi—⸗ 
derwillen empfand, einen Erlaß zu unterzeichnen, durch welchen eine 
verbannte Familie einer Rente von 600,000 Franken beraubt wurde. 
Frankreichs Ehre fordert, daß dieſe Familie nicht genöthigt ſey, von 
dem Almoſen des Auslandes zu leben. Das hat mich indeſſen nicht 
verhindert, die ſtrengſten Befehle zu geben, um die Herzogin von 
Berry, die Nichte der Königin zu verhaften. Ich werde in dieſer 
Beziehung Alles genehmigen, was nothwendig iſt, vorausgeſetzt, daß 
man keinen blutigen Ausgang verlangt. Ich habe nie das Wort 
von Kerſaint vergeſſen: „Carl J. Kopf fiel, und England ſah feinen 
Sohn den Thron beſteigen. Jakob II. wurde nur verbannt, und 
ſein Geſchlecht iſt auf dem feſten Lande ausgeſtorben.“ Unerachtet 


254 


meiner Bitten beging mein Vater den Fehler, durch feine Stimme 
für den Tod Ludwig XVI. der Revolution ein blutiges Unterpfand 
geben zu wollen. Ich werde ihm nicht nachahmen.“ 

Arago ſprach von der Kleinmüthigkeit des Syſtems in ſeinen 
Beziehungen zu den fremden Mächten, wie der kühne Ton des Mi— 
ſteriums gleich nach der Revolution die Preußen verhindert hätte, die 
belgiſche Grenze zu überſchreiten, und daß eine ähnliche Sprache zu— 
verläßig die Oeſterreicher abgeſchreckt haben würde, in die Romagna 
einzumarſchiren. Der König ſagte dazu: „Unſere Drohungen hatten 
freilich das von Ihnen angeführte Ergebniß, aber dieſe Drohung 
war eine wahre Gasconade, denn wiſſen Sie, wie viele Truppen 
wir damals hatten? Mit der Armee in Algier hatten wir 70,000 
Mann, nicht mehr als 70,000 Mann.“ Weiterhin äußerte er: „In 
allen Nationen iſt jetzt Gährungsſtoff vorhanden. Frankreich und 
England können nur mit Preßfreiheit regiert werden. Ich kenne alle 
Schwierigkeiten, die dadurch entſtehen, ich weiß, daß die zu große 
Nachſicht der Geſchworenen bedeutende Uebelſtände hervorruft; allein 
es gibt keine Mittel dagegen. Ich habe mich daher immer allen 
Ausnahmsregeln widerſetzt, die Perier oft vorſchlug in feinen Zorn— 
anfällen, die uns mehr als einmal geſchadet haben.“ 

Als Odilon-Barrot ſagte: „Vergeſſen Sie nicht, Sire, daß 
Sie dazu verurtheilt find Ceondamne), dieſes Land durch die Frei⸗ 
heit und mit der Freiheit zu regieren, und daß Sie alle Folgen die⸗ 
ſer Stellung annehmen müſſen, antwortete der König: 

„Das iſt meine Abſicht, und das iſt, was ich thue. Wie ich 
Ihnen ſchon geſagt habe, ich ändere nicht das Syſtem, außer wenn 
es bewieſen iſt, daß es ſchlecht war. So lange ich König bin, habe 
ich nur einmal Umgang genommen von dieſem Grundſatze, das war 
in Beziehung auf mein Wappen. Ich hielt auf die Lilien, weil ſie 
mir gehörten, weil ſie nicht mehr das Eigenthum der älteren Linie, 
als das der Orleaniſchen Linie waren, weil ſie ſeit undenklichen Zei⸗ 
ten vom Vater auf den Sohn unſere Wappenſchilde zierten. Man 
wollte ſie unterdrückt wiſſen; lange habe ich mich den Vorſtellungen 
des Herrn Laffitte widerſetzt; am Ende aber wurde die Aufregung 
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fo groß, daß ich einer Forderung nachgab, die mir immer eine große 
Thorheit ſchien.“ 

Laffitte ſagte: „Das Uebel kommt von der verſchiedenen Weiſe, 
die Julirevolution zu beurtheilen. Einige erblicken darin nur die 
etwas verbeſſerte Charte von 1814 und einen einfachen Perſonen⸗ 
wechſel; die größere Zahl aber, wenigſtens alle energiſche Männer in 
Frankreich betrachten die Julirevolution als den Triumpf des popus 
lairen Syſtems, als die Vernichtung der Reſtauration. Seit lange 
ſchon hat die Preſſe gegen das Syſtem des 13. März Verwahrung 
eingelegt, und das that auch die zahlloſe Menge, welche ſich bei der 
Leichenfeier des Generals Lamarque einfand. Wenn am Tage dars 
auf fünfzehn oder zwanzigtauſend bewaffnete Bürger der Regierung 
ihren Beiſtand geliehen haben, ſo war es, weil ihre Exiſtenz bedroht 
war. Man vergaß das Syſtem des 13. März, und dachte nur an 
das Julikönigthum.“ Der König antwortete, er glaube, daß 
Laffitte aus redlicher Ueberzeugung dieſe Anſicht hege, und faßte noch 
einmal die angeführten Gründe zuſammen, welche ihn beſtimmten, 
die von ihm eingeſchlagene Richtung nicht zu verlaſſen. 

Odilon-Barrot führte zuletzt das Wort bei dieſer Unterredung, 
die er mit folgender Aeußerung beendete: „Wir wünſchen, Sire, 
daß man den Wahn der Reſtauration verlaſſe, daß die Julirevolution 
der gemeinſchaftliche Urſprung werde für alle Staatskörper, für alle 
Inſtitutionen, wie für den König, daß Ihre Dynaſtie ſich identi— 
fizire mit einer ganz neuen Ordnung der Dinge; fo würde ſie ſtark 
ſeyn durch die ganze Kraft der Revolution, welcher ſie dagegen volle 
Sicherheit für die Zukunft gewähren würde. So habe ich Ihre Re- 
gierung aufgefaßt. Sie denken anders. Nun wohl! die Probe der 
Erfahrung muß fortgeſetzt werden, aber alle redliche Freunde des 
Landes und Eurer Majeſtät können nur mit ſchmerzlicher Spannung 
der Zukunft gewärtigen.“ 

So endete dieſe Erörterung, die unter ſo bemerkenswerthen Ver⸗ 
hältniſſen ſtattgefunden hatte. Die Männer, welche ſich hier über 
Frankreichs Geſchick beſprachen, find ſeitdem ihren Anſichten treu ges 
blieben. Der König hat ſein Wort aufrecht gehalten und hat es 


256 


mit allen Hinderniſſen aufgenommen, welche dem Syſteme entgegen- 
traten, dem Frankreich, ja Europa die Erhaltung des Friedens ver 
danken; dieß Syſtem wird noch heute von denſelben drei Männern 
bekämpft, die damals unter dem Rollen des Geſchützes prophezeiten, 
daß es Frankreich und die Dynaſtie ins Verderben führen werde. 
Wie es jetzt in Europa und in Frankreich ausſehen würde, wenn 
damals die Bewegungspartei ihr Syſtem hätte zur Ausführung bringen 
können, das Syſtem der Revolution in einer demokratiſirten Monarchie 
— wenn man annimmt, daß eine ſolche Form eine Probezeit erleben 
könnte — und mit der Schnellfolge, die man beabſichtigte, oder in 
die man ohne es zu wollen geriſſen worden wäre — das iſt wohl 
unmöglich zu beſtimmen; denn das Einzige, was ſich mit Sicherheit 
behaupten läßt, iſt, daß der Krieg, den die Bewegungspartei als die 
unvermeidliche Folge des Syſtems des 13. März durch eine euro— 
päiſche Coalition vorherſagte, nothwendig aus einer Durchführung 
der Revolution in ihrem Sinne hervorgehen, daß er ein allgemeiner 
werden mußte, weil ganz naturgemäß Alle, die von einer gleichen 
Gefahr bedroht worden wären, ſich zur Abwehr vereinigen würden; 
dadurch wäre eine ſo heftige Erſchütterung entſtanden, daß Prophe— 
tengabe dazu gehört, um den Zuſtand zu errathen, der dadurch zum 
Vorſchein gekommen wäre. Dagegen iſt durch das kühne Beharren 
des Königs in der von ihm gewählten Richtung ſeit jener Unterre— 
dung zehn Jahre hindurch der Friede bewahrt worden. Und wenn, 
wie wir es ſchon angedeutet haben, und es ſich ſpäter genauer zeigen 
wird, das Syſtem des Königs im Kampfe mit den Parteien und 
gegen den immer wiederholten Andrang der Anarchie manchmal zu 
tief eingreifen mußte, ſo iſt von der Macht, welche verfaſſungsmäßig 
das Land üben konnte, nur darum der Regierung ein Uebergewicht 
zugefallen, weil die Parteien nur für ihr Sonderintereſſe thätig wa— 
ren und die Regierung nöthigten, ränkevolle Umtriebe in ihrem eige⸗ 
nen Geſpinnſte ſich verfangen zu laſſen, und weil das Verſtändniß 
des conſtitutionellen Staatslebens nur von der Regierung, aber nicht 
im entſprechenden Grade von der Nation aufgefaßt wurde. Wie 
aber auch die Zukunft ſich geſtalten möge durch den zwölfjährigen 


257 


Frieden, den Ludwig Philipp unter den ſchwierigſten Verwickelungen, 
umdroht von rachedurſtenden Parteien und feigen Mordanſchlägen, 
mit dem rechten Maße von Kraft und Mäßigung zu erhalten wußte, 
hat er ſich um die geſammte europäiſche Civiliſation ein Verdienſt 
erworben, deſſen Andenken in der Geſchichte nicht erlöſchen wird, denn 
Europa hat nun einſehen gelernt, daß es, um reformirt zu werden, 
nicht revolutionirt zu werden braucht. 

Die Erklärung des Belagerungszuſtandes war am 6. Juni 
Abends beſchloſſen worden, die Veröffentlichung erfolgte aber erſt im 
Moniteur vom 7. So erſchien dieſe Maßregel, durch welche der Re— 
gierung eine dictatoriſche Gewalt eingeräumt, und der gewöhnliche 
Gerichtsgang aufgehoben wurde, als eine unnöthige Verſchärfung 
des Siegs. Allerdings war ſie nicht blos bekannt gemacht, ſondern 
auch beſchloſſen worden, nachdem der offene Ausbruch der Empörung 
bereits bewältigt war. Allein wenn man bedenkt, daß die Regierung 
umgeben war von geheimen politiſchen Verbrüderungen zum Zwecke 
des Umſturzes, daß, wie ſich eben gezeigt, überall Verrath im Hin— 
terhalte lauerte, bereit, bei jeder Gelegenheit hervorzubrechen, ſo muß 
man geſtehen, daß die materielle Beſiegung der zu Tage gehenden 
Empörung immer noch nur eine höchſt unvollſtändige genannt wer 
den müßte, und daß man nur durch eine Ausnahmsſtellung erwar⸗ 
ten konnte, einen Aufſchluß zu bekommen, der dazu beitragen konnte, 
die Zukunft ſicher zu ſtellen. Begreiflicherweiſe aber wollten die Feinde 
der Regierung nur die dringendſte Nothwendigkeit für den Belage— 
rungszuſtand anerkennen und dieſe nur finden fo lange die Waffen- 
macht des Aufruhrs nicht gebrochen war. Coſte, Redakteur des 
Temps, proteſtirte daher dagegen, und beſonders gegen die Rück— 
wirkung, wonach die Angeklagten den Geſchwornengerichten entzogen 
und die Unterſuchung gegen ſie einem Ausnahmsgerichte zugewieſen 
würde. Die Artillerie der Nationalgarde, die polytechniſche und die 
Alforter Schule wurden aufgelöst. In allen dreien hatten ſich die 
Demokraten mit republikaniſchen Tendenzen feſtgeſetzt und eine be⸗ 
waffnete Macht für ihre Zwecke organiſirt. Unter den Schülern 
rechneten die Umwälzer auf die blinde Hingebung eines einſeitigen 
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Enthuſiasmus und auf die unbedingte Wagehalſigkeit der Unerfahren⸗ 
heit, was ſie erhabene Tollheit nannten, und dieſe hatte ſich denn 
auch neben fanatiſchem Muthe gezeigt, während die erfahrenen Leiter 
abſeits blieben und die kühnen Vorkämpfer ſich jämmerlich verbluten 
ließen. Durch die Artillerie der Nationalgarde hoffte man ſich ein 
kräftiges Mittel zu ſichern, um einem Handſtreiche ſchnell eine ent 
ſchiedene Wendung zu geben. Die Häupler der republikaniſchen Partei 
Garnier-Pages, Laboiſſiere, Babet, Armand Carrel und Philippon 
entzogen ſich der Verhaftung, erklärten aber von ihrem Verſteck aus, 
daß ſie ſich ſelbſt den gewöhnlichen Richtern ſtellen wollten, ſobald 
der Belagerungszuſtand aufhöre. Der polniſche General Ramorino, 
der, wie ſich ſpäter in dem von ihm unternommenen thörichten Zuge 
nach Savoyen zeigte, ganz mit den Umwälzungsſüchtigen einverſtan— 
den war, wurde verhaftet, aber ſogleich wieder freigegeben. In 
Folge der Verhaftung des jüngeren Berryer in der Vendée wurden 
auch Chateaubriand, Fitz-James und Hyde de Neuville verhaftet. 
Man konnte zwar keine hinlänglichen Beweiſe für Theilnahme am 
Aufſtande gegen ſie aufbringen, aber der bewieſene Briefwechſel mit 
der Herzogin von Berry war wohl ganz geeignet, ſie verdächtig zu 
machen. Am 15. Juni erließ eine ziemliche Zahl von Oppoſitions— 
mitgliedern der Deputirtenkammer eine Proteſtation gegen den Be— 
lagerungszuſtand, unter denen Laffitte, Arago, Marſchall Clauzel, 
Odilon⸗Barrot die bemerkenswertheſten waren. Am 16. begannen 
die Kriegsgerichte. Es waren über tauſend Perſonen in den Ge— 
fängniſſen, und ſehr viele von ihnen waren mit den Waffen in der 
Hand genommen worden. Nun aber wurde die Unterſuchung nicht 
im Allgemeinen geführt nach der Kathegorie Aller, die ſich in dem— 
ſelben Verhältniſſe der Schuld befanden, ſondern die Sache jedes 
Einzelnen wurde für ſich vorgenommen. Das hätte zu einer unab⸗ 
ſehbaren Dauer der Unterſuchung führen müſſen. Die zwei erſten 
wurden freigeſprochen; der dritte, der Carricaturmaler Geoffroy, 
ſchuldig befunden und zum Tode verurtheilt. Dieſer ängſtliche und 
beängſtigende Zuſtand fand aber ſein Ende darin, daß der Caſſations⸗ 
hof die Urtheilsſprüche der Kriegsgerichte verwarf, und ſchon am 
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folgenden Tage, 30. Juni, wurde der Belagerungszuſtand aufge⸗ 
hoben. Das Urtheil über Geoffroy wurde in Gefängniß ohne Zwangs⸗ 
arbeit verwandelt. Die Legitimiſten wurden frei gegeben. Die oben 
genannten Republikaner ſtellten ſich darauf — wie ſie es verſprochen 
hatten, ihren ordentlichen Richtern, wurden aber aus Mangel an 
hinreichenden Beweiſen freigeſprochen. Von den übrigen Gefangenen 
wurden mehrere freigeſprochen, aber manche, gegen welche die Bes 
weiſe zu entſchieden ſprachen, als Hochverräther verurtheilt, ohne 
daß jedoch die Todesſtrafe zur Anwendung kam. Die meiſten Ver⸗ 
urtheilte waren jedoch unbekannte, bedeutungsloſe Menſchen, die man 
größtentheils nur als Werkzeuge betrachten konnte. Der Belage⸗ 
rungszuſtand hatte indeſſen doch der Regierung die Mittel verſchafft, 
manche Verbindungsfäden der geheimen Geſellſchaften mit dem Volke 
abzuſchneiden, eine allgemeine Entwaffnung vorzunehmen, und durch 
Hausſuchungen in den Beſitz von einer nicht unbedeutenden Menge 
Munitionsvorräthe zu kommen, deren Vorhandenſeyn am beſten be⸗ 
wies, wie ſehr man auf einen Angriff gegen die Regierung ſich 
vorbereitet hatte. Wenn man nun den ganzen Gebrauch des Siegs 
am 5. und 6. Juni betrachtet, wenn man bedenkt, daß der König 
Aufklärungen bekommen hatte, die ihm ganz von der Böswilligkeit 
feiner Gegner in einem nicht unbedeutenden Kreiſe überzeugen muß— 
ten, daß er wußte, daß man ihm nicht nur nach der Krone, ſon— 
dern auch nach dem Leben trachte, ſo muß man über ſeine Mäßi⸗ 
gung erſtaunen, denn großmüthig verſchonte er Alle, die ihn perſönlich 
beleidigt hatten, und entwaffnete nur diejenigen, welche der Regierung 
feindſelig entgegengetreten waren. 

Um dieſe Zeit begannen Unterhandlungen zur Bildung eines 
neuen definitiven Miniſteriums, da man das bisherige nur als ein 
proviſoriſches betrachtete. Düpin, der auf ſeinen Gütern war, wurde 
nach Paris berufen. Man wollte ihn an die Spitze einer neuen 
Combination ſtellen, und Gerüchte darüber fanden ſtatt. Man be⸗ 
hauptet, daß der engliſche Botſchafter, Lord Granville, über die 
Möglichkeit, den kleinen Advokat an der Spitze des Miniſterrathes 
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ſoll Düpin ſich in einer Unterredung mit dem König ſehr heftig aus— 
geſprochen haben. Gewiß iſt, daß eine Unterredung des Königs mit 
Düpin ſtattfand, in welcher der König ſeinen Unwillen äußerte über 
die etwas rauhe Weiſe, in welcher der talentvolle und tüchtige Mann 
ſeine Meinung ausſpricht. Deſſen ohnerachtet war der König voll— 
kommen überzeugt von den treuen und guten Geſinnungen des viel— 
jährigen Anwalts und Rathgebers ſeiner Familie; bald nach ſeinem 
Auftritte ließ er ihn wieder rufen, und die gegenſeitige Aufwallung 
war wieder vergeſſen. Ludwig Philipp iſt beharrlich und zuverläßig 
in ſeiner Anerkennung treuer Dienſte und perſönlicher Anhänglichkeit. 
Längere Zeit ſchwankte noch das Gerücht zwiſchen einem neuen Ka— 
bineite mit Düpin oder Marſchall Soult an der Spitze. 

Im Auguſtmonat fand die Vermähkung des Königs von Bel⸗ 
gien Leopold mit der Prinzeſſin Louiſe von Orleans ſtatt. Verwandte 
politiſche Stellung in der neuen Begründung beider Reiche, ſowie 
perſönliche Achtung und Neigung vereinigten ſich, um dieſen Bund 
zu knüpfen. König Leopold, ausgezeichnet durch ſeltene Vorzüge des 
Geiſtes und des Herzens, wie durch die Ritterlichkeit ſeines Charak— 
ters, welche der in ſeinem Geſchlechte eigenthümlichen ſchönen Per— 
ſönlichkeit entſpricht, hat vollkommen die Erwartungen erfüllt, zu 
welchen die hohe Achtung, die er in England wie auf dem Continente 
genoß, berechtigte. Die Prinzeſſin Louiſe Marie Thereſe Charlotte 
Iſabelle von Orleans iſt am 3. April 1812 zu Palermo auf Si⸗ 
eilien geboren. Eine ſeltene, unter den Augen ihrer erhabenen Mutter 

vollendete Erziehung hat durch nicht gewöhnliche Kenntniſſe ihren 
Geiſt entwickelt, wie durch Religion und tiefere Lebensauffaſſung die 
gemüthliche Richtung herangebildet. Die Sicherheit und Geläufigkeit, 
welche die Prinzeſſin in der engliſchen, italieniſchen und deutſchen 
Sprache erlangt hatte, beruhte auf einer durchdachten Kenntniß der 
Literatur und Geſchichte der Völker, die ihre Beſcheidenheit faſt ver 
barg, und die nur gelegentlich und unbewußt ſich verrieth, und ſtets 
in den Schranken der zarteſten Weiblichkeit. Sie beglückt ihren Ge⸗ 
mahl und hat ſich im höchſten Grade die Liebe des Volkes erworben, 
deſſen Königin fie geworden iſt. Da König Leopold Proteſtant if, 
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fo waren Dispenſationen des Pabſtes zur Trauung nothwendig. 

Dieſe Unterhandlung führte der Graf von St. Aulaire, franzöſiſcher 
Botſchafter am heiligen Stuhl. Ohne Zweifel war die ſchroffe Stel— 
lung, welche der Erzbiſchof von Paris, Herr von Quélen, zum 
Orleaniſchen Hofe genommen hatte, daran Schuld, daß die Trauung 
und die Vermählungsfeierlichkeiten nicht in Paris gefeiert wurden. 
Die Vermählung fand in einfacher Würde und Stille ſtatt im Schloſſe 
Eompiegne, wohin die königliche Familie am 5. Auguſt von Paris 
abreiste, und dort mit König Leopold zuſammentraf. Nachdem der 
bürgerliche Pakt durch den Kanzler von Frankreich, Baron Pasquier, 
geſchloſſen war von den dazu entbotenen Zeugen, unter denen Düpin 
war, fand die katholiſche Trauung ſtatt in der Schloßkapelle durch 
den Biſchof von Meaur nach den in der katholiſchen Kirche üblichen 
Modifikationen bei gemiſchten Ehen, worauf Goepp, Pfarrer der 
evangeliſch-deutſchen Gemeinden in Paris, in einem Saale des 
Schloſſes das königliche Paar traute. Die bürgerliche Vermählung 
wurde vom Kanzler von Frankreich, Baron Pasquier, unter Bei⸗ 
ſtand des Herrn Cauchy, Archiviſt der Pairskammer, vorgenommen. 
Die Zeugen der Prinzeſſin waren vier Pairs, die Deputirten Beren⸗ 
ger, Düpin, Girod (de Pin), Deleſſert, Marſchall Gérard; die 
des Königs der Belglier der Staatsminiſter, Graf Felix Merode, 
und der Großmarſchall Graf Aerſchott. Dieſe erſte Vermählung 
eines Abkömmlings der Julidynaſtie wurde in Compiegne zwar mit 
Würde in der Form, aber einfach, und mehr wie ein Familien⸗ 
denn ein Staatsfeſt gefeiert. Und dennoch gruppirte ſich um dieſe 
Hochzeit die Politik ſo eindringlich, daß die innere Familienfeier faſt 
darin aufging. Die ſo wichtige Angelegenheit der vierundzwanzig 
Artikel, welche Belgien zumuthete, auf Vortheile Verzicht zu leiſten, 
die ihm zugeſagt waren, wurde in Compiegne beſprochen. Holland 
weigerte ſich nachzugeben, die Gewalt ſchien allein die Entſcheidung 
herbeiführen zu können. Eine Flotte war in Cherbourg bereit ge⸗ 
macht. Indeſſen wünſchten die nordiſchen Mächte vor Allem eine 
Löſung der Frage ohne Anwendung der Kriegsgewalt. Dieſe nicht 
erfreulichen Verhandlungen bildeten eine getrübte politiſche Atmosphäre 
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um die Hochzeit. Ohnedieß hatte man einigen Bedenklichkeiten der 
Geiſtlichkeit aus dem Wege gehen müſſen. Der Erzbiſchof von Paris 
hatte in ſeinem apoſtoliſchen Eifer, der wohl in dieſem Falle ſehr 
von politiſchen Anſichten angeregt war, Schwierigkeiten erhoben gegen 
die Weihe einer gemiſchten Ehe in Notre-Dame, unerachtet der päbſt⸗ 
lichen Dispenſationen. Es war ohne Zweifel ſehr richtig, einem 
Streite mit der Geiſtlichkeit durch den gewählten Ausweg vorzubeu⸗ 
gen. Die Mäßigung und Behutſamkeit der Regierung in geiſtlichen 
Angelegenheiten hat gute Früchte getragen, denn fie hat die Regie 
rung in eine vortheilhafte Stellung gebracht, gegenüber von ultra⸗ 
montaniſchen Beſtrebungen, die auf das Staatsgebiet übergreifen 
wollen. 


Drittes Kapitel. 


Der am 22. Juli 1832 in Schönbrunn erfolgte Tod des Her⸗ 
zogs von Reichſtadt entfernte allerdings, wenn man will, einen 
Prätendenten, aber nur den einer Partei. Der Sohn Marie Loui⸗ 
ſens, der Enkel des Kaiſers von Oeſtreich, war freilich entſproſſen 
von Napoleon, aber die kaiſerliche Macht und Herrlichkeit, welche 
den ehemaligen König von Rom umgab, hatte, wie die Sage einer 
entſchwundenen Zeit, kaum mehr als eine poetiſche Bedeutung. Der 
noch in Frankreich vorhandene Bonapartismus beſtand nur in Erz 
innerung, aber Frankreich hatte auch nicht vergeſſen, um welchen 
Preis die Großartigkeit dieſer Erinnerung erkauft war. Die Bewe⸗ 
gungspartei rief wohl häufig genug die Thaten der großen Armee 
an, aber dem Sohne ihres ehemaligen Führers wollte ſie nicht die 
Früchte der Siege zuwenden, die fie unter Anrufung dieſer Erinne— 
rung erſtrebten. Ein Napoleonismus ohne einen Napoleon der That 
war ein Unding, und fand ſich ein ſolcher, ſo mußte er vornämlich 
den Abſichten derjenigen feindlich entgegentreten, die ihn berufen. Die 
Bonapartiſten konnten als ſolche nicht die Julidynaſtie ſtürzen, höchſtens 
wenn ſie geſtürzt worden wäre durch eine andere Macht, konnten ſie 
auch die Fahne ihres Prätendenten entfalten. Man hat indeſſen dem 
Herzog von Reichsſtadt und ſeinem Aufenthalte am Hofe ſeines 
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Großvaters eine ganz andere Bedeutung zuſchreiben wollen. Man 
hat geſagt, und wohl auch geglaubt — denn es wird viel mehr ge— 
glaubt, als geſagt werden kann — daß der Aufenthalt des Herzogs 
von Reichſtadt in Wien und die Befugniß ſeines Großvaters, auf 
die Handlungen ſeines Enkels Einfluß zu üben, gebraucht worden 
ſey, um der Julidynaſtie die Bedingung aufzulegen, eine Richtung 
einzuhalten, welche Oeſtreichs politiſchen Abſichten nicht ſtörend in 
den Weg träte; man will, daß Oeſtreich gleichſam darauf hingewie— 
fen, daß es in feiner Macht geſtanden, der Julidynaſtie einen ge—⸗ 
fährlichen Nebenbuhler zu erwecken, den es mit feiner Macht unter- 
ſtützen und deſſen Erfolg es ſichern könne. Um dieſes anzunehmen, 
muß man gleich unbekannt ſeyn mit der Lage der politiſchen Ver 
hältniſſe im Allgemeinen, und mit der vorausſichtigen Klugheit des 
Wiener Kabinets im Beſonderen. Der Herzog von Reichſtadt konnte 
in Frankreich nur von den Kriegsluſtigen erſehnt werden, nur durch 
kriegeriſche Erfolge eine Geltung bekommen — und gegen wen wä⸗ 
ren denn dieſe gerichtet geweſen? Wenn ein Napoleon der Zweite in 
Frankreich auf den Thron gekommen wäre, ſo hätte er das Programm 
der Bewegungspartei Punkt für Punkt ausführen müſſen, er hätte 
wenigſtens die Rheingränze erobern, die Unabhängigkeit — d. h. die 
Revolutionirung Italiens fördern und unterſtützen, einer radicalen 
Emancipation in Deutſchland, der Wiederherſtellung Polens, der 
Einverleibung Belgiens die Hand bieten müſſen, kurz er konnte nur 
als der inthroniſirte General des Comte rendu in Frankreich Sinn 
und Bedeutung haben. Es iſt lächerlich, zu glauben, daß das 
öſtreichiſche Kabinet mit dieſem falſchen Fechterſtreich einer demokra— 
tiſchen Diplomatie auftreten könnte, der ja nicht einmal als Drohung 
eine Wirkung hervorzubringen geeignet wäre, da ſie für Oeſtreich ſo 
gefahrbringend war als für Frankreich, und es wäre ganz über— 
flüſſig, das hier zu erwähnen, wenn es nicht Leute gegeben, welche 
dieſem Fantom ein Daſeyn zugeſchrieben haben. So lange Franf- 
reich die Garantie der weiſen Friedenspolitik des Königs darbot, 
konnte es mit Sicherheit darauf rechnen, daß das öſtreichiſche Ka— 
binet ihm nicht allein kein Hinderniß in den Weg legen, fondern 
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eine ſolche Politik auf jede Weiſe unterſtützen werde. Der Tod des 
Herzogs von Reichſtadt war daher in dieſem Sinne kein wichtiges 
Ereigniß für die Julidynaſtie, und nur in fo weit von einer Bedeu— 
tung, daß den Emeuteluſtigen eine Fahne genommen wurde. Wir 
werden ſpäter zu berichten haben, wie ſich ein Napoleonide fand, der 
ſich zu der Rolle drängte, die ſein verſtorbener Vetter jedenfalls mit 
viel mehr Berechtigung hätte ſpielen können, wenn eine ſolche in 
Beziehung auf Frankreich überall noch für die Familie vorhanden 
wäre. Auch zeigte ſich in Frankreich nur geringe Theilnahme bei der 
Nachricht vom Tode des liebenswerthen jungen Prinzen, der in Wien 
ſehr populair, und in Frankreich unbekannt war. In der Kirche von 
Clichy wurde ein feierliches Todtenamt gehalten, und man machte in 
Journalartikeln Anſpielungen, indem man Betrachtungen anſtellte über 
den Wechſel des Schickſals und die Vergänglichkeit irdiſcher Größe. 
Das war Alles, und zwar konnte man unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden auch nichts anderes erwarten. 

Die Saintſimoniſten ſtanden am 28. Aug. vor Gericht unter 
der Anklage ungeſetzlicher Verſammlung. Der Saintſimonismus war 
zwar abgeſtorben: er hatte ſich lächerlich gemacht und ſeine praktiſche 
Unmöglichkeit hinlänglich dargethan. Deſſen unerachtet mußte der 
chriſtlich⸗ſittlichen Geſetzgebung ihr Recht werden, und damit das ge— 
ſchehen könne, mußte eine Strafe ausgeſprochen werden. Der Vater 
Enfantin mit ſeinen erſten Apoſteln wurden zu einem Jahre Ge— 
fängniß verurtheilt. 

Das Miniſterium Montalivet wurde als ein Durchgang zu 
einer feſteren Zuſammenſtellung im Sinne Peériers betrachtet. Da— 
bei aber war das Syſtem, welches Perier aus führte, fortbehal— 
ten worden, und wenn der König die Nothwendigkeit empfand, 
andere Männer an die Spitze der Angelegenheiten zu ſtellen, ſo 
entſtand dieſe vornämlich aus der Spannung der äußeren Ver⸗ 
hältniſſe. Es wurde immer deutlicher, daß Holland nicht nach— 
geben und nur der phyſiſchen Macht weichen werde. Der Marquis 
von Dalmatien, franzöſiſcher Geſandte im Haag, kam Anfangs Sep— 
tember nach Paris. Seine Stellung am holländiſchen Hofe war 
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diplomatiſch kaum mehr haltbar. Der König von Holland hatte ſich 
geweigert, auf die Notifieation der Vermählung der Prinzeſſin Louiſe 
mit König Leopold die gebräuchliche Antwort zu ertheilen, weil er 
im König der Belgier nur einen Prinzen von Koburg anerkennen 
wollte. Ohnehin war es klar, daß, wie ſchon einmal geſchehen, 
Frankreich bei künftigen Zwangsmaßregeln wiederum eine Hauptrolle 
ſpielen müſſe, und man hielt es für unerläßlich, das Miniſterium 
mit parlamentariſchen Namen zu verſtärken. Gegen Ende Septem⸗ 
ber ging der Herzog von Orleans nach Brüſſel, um vorläufige Vers 
abredung mit dem König Leopold zu treffen, wenn der Eintritt eines 
franzöſiſchen Heeres in Belgien nothwendig werden ſollte; der Her— 
zog von Nemours ging nach Cambrai, und Marſchall Gérard begab 
ſich an die Nordgrenze, um das dort zuſammengezogene Heer zu 
muſtern. a 

Unterdeſſen wurde lange und vergeblich mit Düpin unterhandelt, 
bis die Ueberzeugung gewonnen war, daß dieſer auf Bedingungen 
beſtand, die ihm nicht eingeräumt werden konnten. Am 11. Oktbr. 
wurde das neue Miniſterium verkündigt. Präſident des Minifter- 
rathes und Kriegsminiſter wurde Soult, Herzog von Dalmatien — 
das Miniſterium des Innern bekam Thiers — das des Unterrichts 
Guizot — die Finanzen Humann — die auswärtigen Angelegen- 
heiten der Herzog von Broglie — die Juſtiz Barthe — die Marine 
Nigny — und das Handelsminiſterium Graf Argout. In dieſem 
Miniſterium waren die Doctrinaire überwiegend; ſein Charakter war 
erhaltend, auch mit energiſchen Mitteln. Die Bewegungspartei war 
natürlicherweiſe mit dieſem Miniſterium nicht zufrieden, denn ſie 
wollte nicht die belgiſche Regierung erhalten wiſſen gegen Holland 
und die Mächte, worauf es ſich ſtützte; ſie wollte das Schwert 
ziehen, um Belgien für Frankreich zu nehmen und allen Verträgen 
den Handſchuh hinzuwerfen. 

Nach Bildung des neuen Miniſteriums wurde die Ernennung 
von 70 neuen Pairs, die ſchon in Compiégne beſchloſſen war, ber 
kannt gemacht. 

Am 3. Okt. kam der Herzog von Orleans von Brüſſel nach 
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Paris zurück, wo der Herzog von Nemours und Marſchall Gérard 
eingetroffen waren. Am 22. Okt. wurde in London eine Convention 
geſchloſſen zwiſchen England und Frankreich zur Ausführung des 
Vertrags vom 15. Nov. 1831. Am 1. Nov. begab ſich Marſchall 
Gerard als Oberbefehlshaber zur Nordarmee, die jeden Augenblick 
zum Einrücken in Belgien bereit war, und am 7. Nov. wurde auf 
alle holländiſchen Schiffen Embargo gelegt. Am 7. Nov. wurde 
die Herzogin von Berry gefangen genommen, am 14. rückte die 
franzöſiſche Armee in Belgien ein, und am 19. Nov. wurden die 
Kammern unter Verhältniſſen eröffnet, die, ſo eben noch bedrohlich, 
weil die Möglichkeit einer allgemeinen Verwickelung im Hintergrunde 
ſtand, in kurzer Friſt eine beruhigende Löſung gefunden hatte. 

Die Regierung hatte ſich überzeugt, daß die Herzogin von Berry 
nicht mehr auf dem Lande in der Vendse ſich aufhielt; dagegen deutete 
Alles darauf hin, daß ſie noch immer in Frankreich ſeyn müſſe; 
man hatte Verdacht auf Nantes, aber alle Nachforſchungen waren 
ganz vergeblich geweſen. Maurice Düval, der unter dem Kaiſerreich 
Obereinnehmer in Florenz geweſen war, wurde unter der Juliregie⸗ 
rung mit Erfolg in Grenoble verwendet, und man beſchloß ihn als 
Präfekt nach Nantes zu verſetzen, weil man ihn für beſonders ge— 
eignet hielt, unter den obwaltenden Verhältniſſen mit Zuverläßigkeit 
und Kraft vorzugehen. Um dieſe Zeit war Simon Deutz, deſſen 
Verhältniß zur Herzogin von Berry wir ſchon früher erwähnten, 
von ſeiner Sendung nach Portugal zurückgekommen, und hatte ſich 
auch in Paris gezeigt. Düval war überzeugt, daß Deutz das Ver- 
ſteck der Herzogin kenne. Er ſoll ihm Eröffnungen gemacht haben, 
allein Deutz wollte nur mit dem Miniſterium ſelbſt unterhandeln. 
Graf Montalivet trat indeſſen nicht näher auf die Sache ein, weil 
man damals wohl noch immer hoffte, daß die Herzogin von Berry 
ſelbſt ſich zurückziehen würde, ihre Gefangennehmung aber unter allen 
Umſtänden der Regierung Verlegenheit bereiten mußte. Seitdem das 
Miniſterium vom 11. Okt. eingeſetzt war, ſah man aber ein, daß 
man den legitimiſtiſchen Beſtrebungen im Innern die letzte Hoffnung 
nehmen müſſe, und die Auslieferung der Herzogin von Berry wurde 
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verhandelt zwiſchen Thiers, Düval und Deutz. Am 18. Okt. wurde 
Düval Präfekt der Nieder-Loire; Deutz ging ebenfalls in Begleitung 
des Polizeicommiſſärs Joly nach Nantes. Deutz hatte mehrere 
Mittel, um zur Herzogin zu gelangen, und ſeine Ankunft wurde ihr 
auch angezeigt. Die Anſtellung des neuen Präfekten hatte indeſſen 
die Umgebung der Herzogin mißtrauiſch gemacht, man fürchtete, daß 
Jemand von der Polizei ſich unter Deutz Namen einſchleichen wollte. 
Darum wurde verlangt, daß Deutz ſeine Briefſchaften einer dritten 
Perſon übergeben ſolle. Er weigerte ſich deſſen zuerſt, und ging 
nach Paimboeuf; nach feiner Zurückkunft beſtand man aber noch im— 
mer darauf, und er übergab ſeine Briefſchaften, die allerdings den 
Beweis lieferten, daß er derjenige war, für den er ſich ausgab. 
Deutz wurde bei den Fräulein Düguigny eingeführt, wo die Herzogin 
wirklich wohnte, und hatte dort mit ihr eine Unterredung; man hatte 
indeſſen dafür geſorgt, daß Alles das Ausſehen habe, als wäre die 
Herzogin dahin gekommen, wie an einem dritten Orte; Deutz glaubte 
das auch wirklich. In dieſer Ungewißheit blieb ihm nichts übrig, 
als den Verſuch zu machen, noch eine Unterredung mit der Herzogin 
zu bekommen; dieß gelang ihm durch eine Nonne, welche bei der 
Herzogin vielvermögend war. Die Zuſammenkunft fand am 6. Nov. 
Abends halb fünf Uhr in Düguign'ys Hauſe ſtatt. Als Deutz das 
Haus verließ, hatte er durch die halboffene Thüre im Speiſezimmer 
eine Tafel mit ſieben Gedecken geſehen. Er eilte zu Düval, damit 
die Behörde ins Haus gelangen könne noch vor Beendigung der 
Tafel. Alle Anftalten waren nach Verabredung mit dem Diviſions— 
Befehlshaber Grafen Drouet d'Erlau und dem General Dermoncourt 
getroffen, bald war die ganze Häuſerreihe umzingelt, und Polizei an 
der Spitze der Bewaffneten drang in das Haus der Dyguigny ein. 
Die Herzogin hatte noch eben Zeit gehabt, mit drei andern Perſonen 
ſich in ein Verſteck zu retten. Alle Nachſuchungen waren vergebens 
geweſen; man überzeugte ſich allerdings, daß die Herzogin da gewe— 
ſen war, aber man konnte ſie nicht auffinden. Spät Abends zogen 
die Behörden ſich unverrichteter Sache zurück. Düval indeſſen ließ 
das Haus von Außen und Innen beſetzt halten die Nacht hindurch. 
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In einem Zimmer im dritten Stock hatten zwei Gensd'armen die 
Wache. Als es gegen Morgen empfindlich kalt wurde, machten ſie 
ein Feuer im Kamin. Die innere Rückwand von dieſem Kamin 
verbarg aber den Eingang zu dem Verſteck, in welchem die Herzogin, 
Fräulein Kerfabiee, die Herren Mesnard und Guibourg in einem 
unbegreiflich kleinen Raume zuſammengedrängt waren. Je größer 
das Feuer im Kamin, je unhaltbarer wurde natürlicherweiſe die 
Stellung der Flüchtlinge, und ſie mußten, um nicht verbrannt zu 
werden, ſich zu erkennen geben und ſich ausliefern. Die Herzogin wurde 
mit aller Rückſicht behandelt, zuerſt auf's Schloß geführt, nachher 
aber auf dem Staatsſchiff Capricieuſe nach Blaye, einer Feſtung an 
der Garonne nördlich von Bordeaux, gebracht, wo ſie am 14. Nov. 
ankam, um die weitere Entwickelung ihres Schickſals abzuwarten, 
deſſen unerwartete Wendung ſpäter alle Welt in Erſtaunen ſetzte. 
Am 8. Nov. ſchon enthielt der Moniteur einen königlichen Erlaß, 
welcher beſtimmte, daß der Kammer ein Geſetzesentwurf vorgelegt 
werden ſolle, um das Verfahren im Betreff der Herzogin von Berry 
feſtzuſtellen. Kurz vorher war Karl X., der Holyrood und England 
verlaſſen hatte, auf dem Hradſchin in Prag eingetroffen, wo er mit 
ſeiner Familie für längere Zeit ſeinen Aufenthalt nahm. 
Die franzöſiſche Flotte unter dem Admiral Ducreſt de Villeneuve 
hatte ſich vor Portsmouth mit der engliſchen unter den Befehlen des 
Sir Pulteney Malcolm vereinigt, und die franzöſiſche Armee war 
auf dem Marſche nach Antwerpen, als am 19. Nov. die Kammern 
in Paris eröffnet wurden. Allerdings konnte ihnen die Thronrede 
wichtige Ergebniſſe vorlegen, denn der Aufruhr in der Vendée war 
gänzlich gedämpft, die Herzogin von Berry erwartete als Gefangene 
in Blaye den Entſcheid der Kammern, der republikaniſche Verſuch 
war am 6. Juni mit voller Kraft gebrochen, ein franzöſiſches Heer 
ſtand vor Antwerpen, um die belgiſche Frage zu Ende zu bringen, 
und dieß Alles war geſchehen, ohne daß der europäiſche Friedenszu—⸗ 

ſtand Gefahr lief, ſo wie die Regierung durch die Erfolge im 
Innern an Kraft und Sicherheit gewonnen hatte. Wie ſehr nun 
auch dieſen Erfolgen widerſprochen wurde von denen, welche durch 
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dieſe Ergebniſſe ſich ausgeſchloſſen ſahen von Antheil an Macht, wie 
geringſchätzig ſie überhaupt geſchildert wurden von den Parteien, de⸗ 
ren Hoffnungen durch die Kraft der Regierung vereitelt werden muß⸗ 
ten, fo erkannte dennoch die überwiegende Zahl von denen in Frank— 
reich, auf deren Stimme es eigentlich ankam, daß das Syſtem des 
unwandelbaren Gedankens, der auf Gedeihen und Würde im Frieden 
und in der Ordnung gerichtet war, den Bedürfniſſen des Landes 
und der Zeit entſprach, und daß es mit eben ſo viel Ausdauer als 
Klugheit unabläſſig gefördert werde und immer mehr und mehr ſich 
befeſtige. Zugleich aber trat bei dieſer Kammerſitzung ein ſchreckliches 
Ereigniß ein, das nur zu deutlich zeigte, wie richtig man den wahr 
ren Träger und Erhalter der Ordnung herausgefunden und erkannt 
hatte, daß das Syſtem nur durch ihn geführt und nur in ihm über⸗ 
wunden werden könne. N 

Der König begab ſich am 19. Nov. zur Eröffnung der Depu— 
tirtenkammer zu Pferde nach dem Pallaſt Bourbon. Als er das 
Ende der Königsbrücke erreicht hatte, fiel ein Schuß. Der König 
war unverletzt. Obwohl General Pajol ſich ſogleich auf die Gruppe 
warf, aus der geſchoſſen worden, obwohl ein junges Mädchen, Adele 
Boury, den Mörder ſchießen ſehen und am Arm gehalten haben 
wollte, fo war es ihm dennoch gelungen zu entfliehen und allen Nach— 
forſchungen zu entkommen. Der König war mit der ihm eigenen 
kaltblütigen Faſſung, die er ſein ganzes Leben hindurch in ſo vielen 
Gefahren hat bewähren müſſen, nach dem Schuſſe weiter geritten 
und hatte in ruhiger, würdiger Haltung die Kammer mit der Thron— 
rede eröffnet. 

Hiemit begann die Reihe von Mordverſuchen, welche gegen das 
Leben des Königs gerichtet ſind. Alle Unterſuchungen führten zu 
keinem hinreichenden Ergebniſſe, und der Thäter blieb unentdeckt. 
Wir wundern uns nicht darüber, daß diejenigen, welche nach der 
alten Regel verläumden, es könnte doch immer etwas hängen bleiben, 
den ganzen Vorfall mit dem Schuß für eine Erfindung erklärten, 
oder vielmehr für einen durch die Polizei beſorgten maskirten Angriff, 
dazu beſtimmt, politiſch ausgebeutet zu werden; diejenigen, welche 
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urſprünglich dieſe Anſicht verbreiteten, glaubten nicht daran, ſie 
wußten wohl, daß eine Polizei ſolche Kunſtſtücke nicht wagt noch 
wagen kann, weil ſie an und für ſich zu gefährlich ſind, und die 
Entdeckung ſtets an einem Haare hängt. Eben ſo wenig darf man 
ſich wundern über die Leichtgläubigkeit der Gleichgültigen und die 
gehäſſige Bereitwilligkeit der feindlich Geſinnten. Eine grenzenloſe 
Wuth über die durchſtrichenen Täuſchungen perſönlichen Ehrgeizes er— 
zeugte eine Bitterkeit, die ſich mit der Ohnmacht ſteigerte und auf 
geheime Rache ſann, als ſie zu wiederholten Malen in der offenen 
That unterlegen war. Auch in dieſer Beziehung lag es in ihrem 
Intereſſe, den Schuß, der nicht getroffen, der Polizei aufzubürden. 
Es blieb eine weithin verbreitete Annahme, bis leider die ſpäter fol— 
genden Verſuche gegen das Leben des Königs die Unmöglichkeit 
einer Theilnahme der Polizei nur zu deutlich an den Tag legten. 

Düpin wurde Präſident der Deputirtenkammer. Bei Erörterung 

der Antwort auf die Thronrede machte Merilhou den Vorſchlag, daß 
man darin einen Tadel über den Belagerungszuſtand ausſprechen 
ſollte, was aber mit großer Stimmenmehrheit verworfen wurde. Unter 
der Mehrheit waren ohne Zweifel Viele, welche den Belagerungs— 
zuſtand, wie er im Juni angeordnet worden war, nicht billigten, 
allein ſie wollten mit Merilhou's Vorſchlag nicht für die Anarchie 
ſtimmen. Die Oppoſition konnte nichts ausrichten, weil ſie noch 
immer die alten abgetragenen Redensarten des Compte rendu auf 
ihre Fahne heftete, und die Regierung mit Thatſachen antwortete. 
In der That, die Dämpfung des Aufſtandes im Weſten hatte nicht 
nur den Legitimiſten alle Hoffnung auf Erfolg vielleicht für immer 
geraubt, ſondern die Gefangennehmung der Herzogin von Berry 
hatte die ſonderbare, aber oft wiederholte Behauptung verſtummen 
gemacht, nach welcher der König beſchuldigt wurde, mit allen karliſti— 
ſchen Umtrieben durch die Finger zu ſehen. Die Republikaner waren 
bei St. Méry gedehmüthigt worden, und vor Antwerpen wurde der 
ſchiedsrichterliche Ausſpruch der Londoner Conferenz durch franzöſiſche 
Kanonen vollzogen. Dieſen Thatſachen gegenüber konnten die Worte 
der Oppoſition keinen Eingang finden, vergebens antwortete Odilon⸗ 
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Barrot auf die Vorwürfe Thiers, vergebens ſprach Bignon für Po⸗ 
len. Die Regierung hatte am Schluſſe des Jahres 1832 in allen 
Punkten den Sieg davon getragen. 

Die Beſtimmung des in Belgien eingerückten franzöſiſchen Hee— 
res war die Uebergabe der Citadelle von Antwerpen, der Tete des 
Flandres, ſowie der Forts Lillo und Liefkenshoek durch Waffenge⸗ 
walt zu erzwingen, da der König von Holland ſich weigerte, dieſe 
durch Conferenzbeſchluß Belgien zuerkannten Punkten freiwillig abzu— 
treten. Sobald das franzöſiſche Heer ſie Holland abgenommen, 
ſollten ſie ſogleich der belgiſchen Regierung übergeben und das Heer 
dann Belgien verlaſſen. Am 22. Nov. rückte Marſchall Gérard vor 
Antwerpen, und entſendete ſogleich General Sebaſtiani weiter voran 
am linken Scheldeufer. Man kam überein die Stadt Antwerpen 
als neutral zu betrachten. Allerdings nahm der in der Citadelle be— 
fehlende holländiſche General Chaſſé nicht alle Bedingungen im Be— 
treff Antwerpens an, wie ſie ihm vom Marſchall Gérard gemacht 
waren, allein er übte ſie in der Wirklichkeit doch aus, und die Stadt 
wurde verſchont. Unter General Haxo wurden die Belagerungsar— 
beiten raſch begonnen, und zunächſt gegen die Lunette St. Laurent 
gerichtet, nach deren Eroberung man erſt die ganze Kraft gegen die 
Feſtung ſelbſt richten wollte. Es war die ungünftigfte Jahreszeit, 
um Belagerungsarbeiten vorzunehmen, und die Franzoſen litten viel 
in den Laufgräben, die faſt immer zur Hälfte mit Waſſer angefüllt 
waren. Ein Ausfall aus der Feſtung gegen die Belagerungsarbeiten 
wurde zurückgeſchlagen, dagegen gelang der Sturm der Franzoſen 
am 6. Dezbr. gegen die Lunette nicht. Es wurde daher an der 
Mauer eine Mine gebohrt, die am 15. aufging und eine Breſche 
bereitete, durch welche die Franzoſen in das Werk eindrangen. Die 
Breſchebatterien beſtrichen nun die Feſtung und von beiden Seiten 
wurde ein mörderiſches Feuer unterhalten. In der Nacht auf den 
23. Dezbr. wurde die Zerſtörung im Innern der Feſtung auf den 
höchſten Punkt gebracht, die Brunnen waren verſchüttet, die Maga⸗ 
zine verbrannt oder zertrümmert, die Breſche war gelegt und die 
Feſtung nicht mehr haltbar. Hierauf wurde die Feſtung durch 
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Capitulation den Franzoſen übergeben, und bereits am 26. Dezbr. 
empfing Marſchall Gérard den Befehl, ſich nach erreichtem Zweck 
aus Belgien zurückzuziehen. 

Die Regierung hatte langſame, aber ſichere Fortſchritte gemacht 
im Kampfe gegen die umſturzgierigen Faktionen. Die Stellung, 
welche ſie erreicht hatte, ſetzte ſie in den Stand, mit Erfolg gegen 
den offenen Widerſtand aufzutreten. Die Oppoſition war nichts 
weniger als einig. Die Anhänger von Düpont (de l'Eure) und 
Lafayette hatten, wie dieſe, ganz mit dem Orleaniſchen Königthum 
gebrochen und ſahen keine Ausſicht für die Verwirklichung ihrer 
Ideen und Abſichten als unter einer Ordnung der Dinge, von 
welcher das Julikönigthum ausgeſchloſſen ſeyn mußte. Laffitte und 
Odilon-Barrot waren und find nicht antidynaſtiſch an und für ſich, 
aber ſie wollten die Dynaſtie in eine nationale Bahn lenken, welche 
der Julirevolution Entwickelung und Folge geben ſollte nach Innen 
wie nach Außen; ſie wollten im Grunde was Düpont und Lafayette 
wollten, aber mit der Orleaniſchen Dynaſtie, die ſich ganz der Re— 
volution unterordnen ſollte. Die Anhänger Mauguins bildeten die 
am wenigſten zahlreiche Fraktion; ſie ſtellten die Dynaſtie und ſogar 
die Regierungsform in zweite Linie, und wollten vor Allem für 
Frankreich Freiheit, Ruhm und die Initiative des Fortſchritts in der 
ganzen Welt, und dann die Regierungsform und die Dynaſtie, welche 
dieſem Syſtem entſprach und es beförderte. Unter ſolchen Umſtän⸗ 
den mußte die Oppoſition ihre Unmacht in und außerhalb der Kam— 
mer ſelbſt einſehen, und ſie erkannte auch die Nothwendigkeit, ihre 
auseinander fallenden Fasces wieder zuſammenzubinden. Im April 
hielten alle Fraktionen eine gemeinſchaftliche Verſammlung, um ſich 
zu verſtändigen und zu vereinigen. Allein, wie vorauszuſehen war, 
die Erörterung der ſo ſchroff ſich entgegenſtehenden Anſichten führten 
nur zu einer offenbaren Spaltung. Wie ſollte eine Vereinbarung 
erzielt werden können zwiſchen denen, welche die herrſchende Staats⸗ 
form wollten, wenn auch nur, um ihr durch conſtitutionelle Mittel 
die Richtung zu geben, welche ihren Anſichten günſtig war — und 
denen, welche die Republik verlangten? Die Folge davon aber war, 
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daß das gemäßigte Publikum ſich ganz von der Oppoſition abwen⸗ 
dete, deren gemäßigter Theil noch immer nach einem Abhange hin- 
trieb, ohne Gewährleiſtung geben zu können, daß er die Macht be— 
ſitze, an deſſen Rande Halt zu machen, ohne herabzugleiten. Die 
extreme Oppoſition hatte alſo keinen Halt, weder in der Kammer, 
noch in dem conſtitutionellen Publikum; ihr unſichtbares Fußgeſtell 
waren die geheimen Geſellſchaften. 

Hatten die Kanonen vor St. Méry auch die Republikaner chatſächlich 
belehrt, daß ſie bei Anwendung offener Gewalt unterliegen mußten, 
fo waren eben durch die Spaltung der Oppoſition die geheimen Ger 
ſellſchaften um ſo thätiger geworden, um durch Vereine, welche ihre 
Aus ſendlinge ſtifteten, und durch Verbrüderungen aller Art Anhänger 
zu erwerben und die Grundlage einer ordnungsmäßigen Regierung 
zu untergraben. Beſonders richteten ſie ihr Augenmerk auf die Ar— 
beiter in den großen Städten, auf die Nationalgarden und auf die 
Unteroffiziere des Heeres, die, da Friede ihnen keine Hoffnung zum 
Vorrücken in höhere Grade gewährte, durch Ausſicht auf Krieg mehr als 
durch Geld zu gewinnen waren. Vorſpiegelungen von Erhebung der 
Geringen zur Macht und Ehre waren von jeher der Köder aller revolu— 
tioniaren Verführung. Argout und Barthe berichteten, daß es damals 
in Frankreich 41 politiſche Vereine gab, oder daß ſie wenigſtens von 
fo vielen Kunde hatten, denn es ſtellte ſich ſpäter heraus, daß es 
noch mehrere gab, von deren Vorhandenſeyn ſie damals nicht unter⸗ 
richtet waren. Unter dieſen war die Geſellſchaft der „Menfchen- 
rechte“ die bedeutendſte; Cavaignac ſtand an ihrer Spitze, und fie 
zählte über zwölftauſend Mitglieder. Marraſt hatte einen überwie— 
genden Einfluß in der Geſellſchaft der „Freunde des Volkes,“ deren 
Zahl nicht viel geringer war. Im Verein „Hilf Dir“ waren Gar⸗ 
nier Pages, Carrel, Düpont (de l'Eure), Püyraveau, fie hatte 
überhaupt thätige und in manchen Bereichen einflußreiche Mitglieder, 
die beſonders darnach ſtrebten, die Wahlen in ihrem Sinne zu len— 
ken. Im Ganzen gaben Argout und Barthe die Zahl der Mitglie— 
der von politiſchen Vereinen zu 30,000 an, und hiezu waren die 
vielen im Verbande ſtehenden Arbeiter nicht gezählt, welche unent- 
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geldlichen Unterricht genoßen und ganz im radikalen Sinne politiſch 
erzogen wurden. Ein großer politiſcher Arbeiterverein war der von 
den Seidenarbeitern in Lyon, der aus der Congregation des heili⸗ 
gen Joſeph hervorgegangen, die ſchon unter der Reſtauration gebildet, 
eine militair-adminiſtrative Ordnung angenommen hatte. Sie hatten 
Decurionen und Centurionen, welche wiederum unter einem höheren 
Comité ſtanden; jeder Arbeiter zahlte täglich einen Sou in die Kaſſe; 
ſie waren bewaffnet und in Cadres eingetheilt; die Bewaffnung rührte 
von der Zeit her, wo an einen Einfall in Savoyen gedacht wurde. 
Arbeitervereine, wenn ſie offen und ohne politiſchen Fanatismus 
wären, könnten in manchen Beziehungen nützlich und heilſam für 
die Gewerke werden, denn ſie könnten die Diseiplin unter Hand⸗ 
werker und Arbeiter einführen, welche ſeit Aufhebung der Zünfte 
ſehr vermißt wird, ſo wie ſie auch in manchen Fällen dem einzelnen 
Arbeiter Schutz und auch dem redlichen und billigen Arbeitsherrn 
Unterſtützung zur Erreichung ſeiner Zwecke geben könnten. Allein 
noch bis zu dieſem Augenblicke haben faſt alle Vereine ſolcher Art 
in Frankreich ſtets eine politiſch-auflöſende oder ſocial- umwälzende 
Richtung bekommen. Das Manifeſt, welches die Geſellſchaft der 
Menſchenrechte in Paris im Oktober 1833 erließ, verkündete unver⸗ 
hohlen Grundſätze, welche mit einer beſtehenden monarchiſchen Ord— 
nung, unter welcher Modifikation immer, ganz und gar unverträg⸗ 
lich waren. Dieſes Manifeſt leiſtete der Regierung wahrhaft einen 
weſentlichen Dienſt, denn es ſcheuchte alle gemäßigten Freunde der 
Freiheit von aller Theilnahme an ſolchen Verbindungen zurück, und 
rechtfertigte auf die unverdächtigſte Weiſe alle Maßnahme der Re⸗ 
gierung gegen die Feinde der Ordnung. Wie die politiſchen Parteien, 
ſo wirkten auch die bekannten und die geheimen Geſellſchaften durch 
ihre Journale. Auf dem Felde der Preſſe war es, daß die äußerſten 
Radikalen und die Republikaner, welche in der Kammer und auf der 
Straße keine Macht mehr üben konnten, ihren Einfluß zu erhalten 
und zu erweitern ſuchten. Der National, unter Carrels Redaktion, 
war, wenn auch in einer etwas gemäßigteren Form, republikaniſch, 
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Der National wurde vor Gericht geftellt und im März 1833 dazu 
verurtheilt, während zwei Jahren keine Gerichtsverhandlungen mit- 
theilen zu dürfen. Die Deputirtenkammer forderte die Redaktion der 
Tribüne vor ihre Schranken, weil ſie die Kammer eine proſtituirte 
genannt hatte. Gegen 60 Abgeordnete zogen ſich zurück, aber über 
300 erklärten, daß ſie ſich einer Abſtimmung in dieſer Sache nicht 
entziehen wollten. Vor den Schranken der Kammer ſtand in der 
That in den Perſonen der Wortführer der Angeklagten, Cavaignac 
und Marraſt, die nach Republikanismus ſtrebende Revolution. Dieſe 
Vertreter ſprachen unverhohlen ihre Anſichten und Geſinnungen aus, 
nach welchen ſie der Regierung und Allen, welche ſie direkte oder 
indirekte unterſtützten, einen unabläßigen Krieg erklärten. Die Kam⸗ 
mer verurtheilte die Angeklagten zu drei Jahren Gefängniß und 
10,000 Franken Buße. Aber nicht ſowohl das Abſchreckende in der 
Verurtheilung, ſondern vielmehr die Vertheidigung der Verurtheilten 
wirkte zum Vortheil der Regierung. Die Umwälzungstheorien, welche 
hier vorgetragen wurden mit der enthuſiaſtiſchen Ueberzeugung, daß 
die Zukunft ihnen anheim fallen müſſe, wirkten wie eine wahre Ab— 
ſchreckungstheorie auf alle diejenigen, welche nicht offene Anarchie 
wollten, denn durch dieſe allein konnte man zu der demokratiſchen 
Ordnung gelangen, welche Jene als den wahren und einzigen Zweck 
der Julirevolution erklärten. Die Tribüne fuhr indeſſen fort, das 
Organ der republikaniſchen Aſſociationen zu ſeyn. Die republikani⸗ 
ſchen Clubbs hatten ſich für die Julifeſte 1833 zu einem Ausbruch 
bereit gemacht, und Verhaltungsbefehle an die Sektionen der Gefell- 
ſchaft der Menſchenrechte gegeben, wonach ſie für drei Tage in Per— 
manenz bleiben ſollten und beordert wurden, ſich für alle Fälle bereit 
zu halten. Die Charte von 1830 hat das Aſſociationsrecht nicht 
vollſtändig anerkannt, jedenfalls nur zu offenen, den Staat nicht 
gefährdenden Zwecken. Durch den 291ſten Artikel des Strafgeſetz⸗ 
buches iſt aber das Aſſoeiationsrecht ſo gut als aufgehoben, denn 
dieſer verbietet jede Vereinigung von mehr als zwanzig Perſonen. 
Die Republikaner theilten ſich nun in Sektionen von nicht mehr als 
zwanzig Perſonen; allein ſie ſtanden durch Abgeordnete mit einander 
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in Verbindung, und die Sektionen waren nur Unterabtheilungen zu 
Umgehung der geſetzlichen Vorſchrift. Da nun dieſe Aſſociationen 
durch einen Beſchluß des Aſſiſenhofes aufgelöst waren, ſo ſchritt die 
Polizei gegen die Sektionen ein, weil der Beweis vorhanden war, 
daß dieſe, obwohl nicht über zwanzig Perſonen ſtark, dennoch in 
Verbindung mit einander ſtanden und eine verbotene Aſſociation bil 
deten, auch von dem leitenden Comité Befehle empfingen. Jener 
Tagsbefehl an die Sektionen wurde im Journal de Paris veröffent⸗ 
licht. Der National und der Courrier Frangais traten in leitenden 
Artikeln auf gegen die republikaniſchen Aſſociationen ſolcher Art. 
Das Comité der Geſellſchaft der Menſchenrechte bezeichnete die Be⸗ 
leuchtung dieſer Verhältniſſe vom National als infam, aber das 
Verfahren der Umwälzer wurde mehr und mehr iſolirt, und die Re— 
gierung gewann dadurch, daß alle rechtlichen Bürger deutlich er— 
kannten, wie das Streben der geheimen Geſellſchaften ein ſocial— 
auflöſendes, und eben ſo ſehr gegen ſie als gegen die Regierung 
gerichtet ſeyn. Daß alle dieſe Enthüllungen von den Verſchworenen 
ſelbſt und den mit ihnen uneins gewordenen Verbündeten kamen, 
konnte ihre Wirkung nur um ſo eindringlicher machen. Bei dem 
Prozeſſe Raspails, eines republikaniſchen Verſchwörers, kamen vor 
Gericht ſolche Auftritte vor, die an die Zeit der rothen Mütze und 
des Jakobinerthums erinnerten. Ein Zeuge rief dem Generaladvo— 
katen zu: „Du lügſt, Elender!“ und als er wegen dieſer Beſchim⸗ 
pfung des Gerichts vor die Schranken geſtellt wurde, jubelten die 
anweſenden Republikaner ihm Beifall zu, mehrere geſellten ſich zu 
ihm und erklärten, daß ſie ſeinen Ausruf billigten und ſo ſchuldig 
wären wie er. Dieſe Frechheit fand übrigens ihre empfindlichſte 
Strafe in der vollkommenen Vereitelung der damit beabſichtigten 
Wirkung. 

Gleich im Anfange des Jahres 1833 wurden mehrere Petitionen 
wegen der gefangenen Herzogin von Berry in der Deputirtenkammer 
vorgenommen. Die Legitimiſten verlangten, daß fie in Freiheit ge⸗ 
ſetzt werden ſollte, Einige, und zwar nur Wenige von der exaltirten 
Partei, wollten, daß man ſie vor Gericht ſtelle. Allein nicht nur 
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die miniſterielle Mehrheit, ſondern auch die gemäßigte Oppoſition 
waren darüber einig, daß man eben ſo wenig durch ihre Freilaſſung 
die Gefahr eines Bürgerkriegs, als durch ein Aſſiſengericht die Auf— 
regung eines großen politiſchen Proceſſes herbeirufen ſolle. Demnach 
ſprach die Kammer die Tagesordnung aus über die Verſetzung in 
Freiheit und die Verſetzung vor Gericht, und ſomit wurde durch einen 
indirekten Kammerſpruch die Haft der Herzogin aufrecht erhalten und 
beſtätigt. Herr von Chateaubriand ſtellte die Herzogin als eine 
Märtyrerin dar und richtete eine Zuſchrift an ſie in ſeiner bekannten, 
Weiſe, worin er unter Anderm ſagte: „Ihr Sohn iſt mein König!“ 
wofür man ihn vor Gericht ſtellte. Nachricht kam, die Herzogin 
ſey unwohl. Schändlicher- und unklugerweiſe ſprengten nun die 
Karliſten das Gerücht aus, man habe ſie vergiften wollen. Die 
liberalen Blätter wieſen dieſe Verläumdung mit Verachtung zurück, 
und gaben zu verſtehen, daß dieſem Unwohlſeyn eine ganz andere 
Urſache als Vergiftung zu Grunde liege, wobei des Verhältniſſes 
der Herzogin zu Deutz gedacht wurde. Die über ſolche Andeutungen 
in Wuth gerathenen Karliſten ſchleuderten nun perſönliche Beleidi— 
gungen gegen die Redakteure der Blätter, in welchen der weibliche 
Ruf der gefangenen Prinzeſſin blosgeſtellt war. Daraus gingen 
mehrere Zweikämpfe hervor, und unter andern wurde Carrel ver— 
wundet. Indeſſen waren die Karliſten ſelbſt dennoch nichts weniger 
als beruhigt über die in Betreff der Herzogin kreiſenden Gerüchte. 
Sie brachten bedeutende Summen zuſammen und wollten die Be⸗ 
freiung der Gefangenen durch Beſtechungen in Blaye bewerkſtelligen. 
Die Regierung übertrug nun einem zuverläßigen Manne, dem Ge⸗ 
neral Bugeaud den Befehl zu Blaye. Zugleich wurden zwei erfahe 
rene Aerzte hingeſchickt, um den Geſundheitszuſtand der Herzogin zu 
unterſuchen. Es liegt in der Natur der Sache, daß die Aerzte 
zwar vollſtändig ſich davon überzeugen konnten, daß kein Ver⸗ 
giftungsverſuch ſtattgefunden habe, an den übrigens auch wohl 
ſelbſt diejenigen nicht geglaubt hatten, welche das Gerücht davon 
ausſprengten; was dagegen den ſonſtigen Zuſtand der Herzogin be⸗ 
traf, ſo iſt es klar, daß ſie darüber nur eine Veranlaſſung zu einer 
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Mittheilung geben und ſchicklicherweiſe keinen direkten Aufſchluß er⸗ 
zwingen konnten. Nach Rückkehr dieſer Abgeordneten konnte daher 
keine offizielle Beſtätigung der behaupteten Gerüchte erfolgen. Die 
Regierung mußte es der Herzogin anheimſtellen, ſelbſt den Zeit⸗ 
punkt zu beſtimmen, wo ſie es für unumgänglich nothwendig er⸗ 
achten würde, eine beſtimmte Erklärung zu geben. General Bu⸗ 
geaud beſchränkte ſich daher darauf, jede Verbindung zwiſchen der 
Herzogin und den Karliften ſtreng abzuſchneiden. Das Räthſel löste 
ſich, als der Moniteur vom 26. Febr, folgende Nachricht brachte: 
„Paris den 25. Febr. Am Freitag den 22. Februar um 
halb 6 Uhr übergab die Frau Herzogin von Berry dem General 
Bugeaud, Gouverneur der Citadelle von Blaye, folgende Erklärung. 
„Durch die Umſtände und durch die von der Regierung befohlenen 
Maßregeln gedrängt, obgleich ich die ernſteſten Beweggründe hätte, 
meine Verheirathung geheim zu halten, glaube ich mir ſelbſt ſo wie 
meinen Kindern ſchuldig zu ſeyn, zu erklären, daß ich mich insge— 
heim während meines Aufenthaltes in Italien verheirathet habe. In 
der Citadelle von Blaye am 22. Februar 1833. Marie Karoline.“ 
Am 10. Mai wurde die Herzogin von Berry von einem Mäd⸗ 
chen entbunden. Das Kind ſtarb einige Monate ſpäter. Bei der 
Geburt dieſes Kindes wurde der Graf Lucheſi Palli als der Gemahl 
der Herzogin genannt. Die Herzogin hatte den Bürgerkrieg nach 
Frankreich gebracht, und nachdem dieſer unterdrückt war, blieb ſie 
noch in Frankreich. Um daher einem erneuerten Ausbruche von Un⸗ 
ruhen vorzubeugen, war der Regierung nichts anders übrig geblieben, 
als jedes Mittel anzuwenden, um der Urheberin der Unruhen hab⸗ 
haft zu werden. Nachdem dieſes gelungen, erſchien fortgeſetzte Haft 
als das einzige Mittel, um die öffentliche Ordnung ſicher zu ſtellen 
gegen Erneuerung ſo ſtörender Verſuche. Was nun geſchehen, war 
zugleich das Mittel, um allen weiteren Verſuchen von Seiten der 
Herzogin ſo wie ihrer ferneren Feſthaltung ein Ende zu machen. 
Durch eine zweite, zumal nicht ebenbürtige Ehe konnte ſelbſt 
in den Augen der Legitimiſten Marie Karoline nicht mehr im Namen 
und im Auftrag des Herzogs von Bordeaux auftreten; jede private 
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und öffentliche Thätigkeit als Prinzeſſin vom Hauſe Bourbon mußte 
der vermählten Gräfin Luchefi Palli unterſagt bleiben. Niemand hat 
wohl mehr Zartſinn in allen Familienangelegenheiten, als Ludwig 
Philipp, allein in dieſem Falle geboten überwiegende Staatsgründe 
die ſeinem Hauſe und ſeiner Gemahlin ſo nahe verwandte Prinzeſſin 
nur nach der Stellung zum Staatswohle Frankreichs zu behandeln, 
in welche ſie, taub gegen alle Warnungen, ſich ſelbſt begeben hatte, 
und in welcher ſie, ſelbſt bei dem Bewußtſeyn deſſen, was ihr be— 
vorſtehen konnte, zum Nachtheil der öffentlichen Ordnung noch ver— 
harren wollte. Die Herzogin von Berry wurde nach Palermo ein— 
geſchifft, wo ſie am 5. Juli von ihrem Gemahl, der bis dahin 
neapolitanifcher Geſchäftsträger im Haag geweſen war, empfangen 
wurde. Am 24. Mai waren die Häupter der karliſtiſchen Verſchwö— 
rung in der Vendée, die Herren von Larochejaquelein, de la Tour 
du Pin, St. Hubert, Chabot und Germont in Cantumaciam zum 
Tode verurtheilt, und am 10. Juni wurde der Belagerungszuſtand 
der Vendée aufgehoben. Unerachtet der empfangenen Demüthigung 
beſchloſſen die Legitimiſten zu zeigen, daß fie als Partei ihre Hoff— 
nungen nicht aufgegeben hätten. Am 29. Sept. 1833 wurde näm⸗ 
lich der Herzog von Bordeaux 13 Jahre alt, und nach altem Her— 
kommen waren die Könige von Frankreich mit dieſem Alter mündig. 
Viele Legitimiſten wollten nach Prag gehen, um ihre Huldigung dar⸗ 
zubringen. In den Salons der Vorſtadt St. Germain ſah man 
die jungen Legitimiſten in einer nach gemeinſchaftlicher Verabredung 
gewählten Kleidung, worin ſie die politiſche Pilgerfahrt nach dem 
Hradſchin antreten wollten. Die öſtreichiſche Regierung wünſchte 
indeſſen nicht die Gaſtfreundſchaft, welche ſte gegen die verbannte 
Königsfamilie übte, getrübt zu ſehen durch einen politiſchen Vorgang 
in ihren Staaten, der die Abſicht hatte, einer Regierung, mit wel— 
cher Oeſtreich in freundſchaftlichen Verhältniſſen ſtand, Verlegenheiten 
zu bereiten. Karl X. ſelbſt ſah dieſe Huldigung Heinrich V. nicht 
gerne, denn er war der Anſicht geworden, daß, da die in ſeiner Ab⸗ 
dankung vorgeſchriebenen Vorausſetzungen nicht erfüllt worden wa⸗ 
ren, letztere auch keine Gültigkeit habe. Die Anfangs mit Entrüſtung 
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zurückgewieſene Verſöhnung mit der Mutter des Herzogs von Borz 
deaur war dennoch herbeigeführt worden, um nicht in der Verban⸗ 
nung eine feindſelige Zwietracht zu unterhalten, und Karl X. ver: 
ließ mit feiner Familie Prag, um in Leoben mit der Gräfin Lucheſi 
Palli zuſammenzutreffen. So wurde faktiſch die Huldigung der fran— 
zöſiſchen Legitimiſten in Prag vereitelt. 

Gerade um die Zeit, als die Verſuche der Legitimiſten in Frank— 
reich vollkommen geſcheitert waren, konnte man bemerken, daß die 
franzöſiſche Geiſtlichkeit nicht mehr in fo großer Zahl dem Karlis— 
mus ergeben war, und zu dem Bewußtſeyn gelangte, daß ſie zur 
Erhaltung ihres Anſehens nicht mehr ein Widerſtreben gegen die 
beſtehende Ordnung der Dinge an den Tag legen dürfe. Was eben 
vorgegangen, hatte gezeigt, daß die überwiegende Mehrzahl in Frank— 
reich unter allen Umſtänden einer Reſtauration nicht günſtig geſinnt 
war. Die Jeſuiten wollten während der Reſtauration das Aufblühen 
der Kirche auf Hofgunſt ſtützen, und waren thätiger in den Salons 
und im Beichtſtuhl mit kleinlichen Mitteln, als auf der Kanzel und 
in den Schulen. Daraus entſtand eine der Maſſe nach fanatiſche 
und unwiſſende Geiſtlichkeit, deren Erziehung fie nur tauglich machte 
zur formellen Verrichtung des täglichen Kirchendienſtes, ohne eine 
höhere Tendenz, und ſo wurde die Religion ein Gegenſtand des po— 
litiſchen Mißtrauens, ja des politiſchen Haſſes. Bereits unter der 
Reſtauration erkannten geiſtvolle und würdige Geiſtliche, daß auf 
dieſem Wege die franzöſiſche Kirche nicht den ihr gebührenden Ein— 
fluß auf das Volk erlangen könne, und man machte den Plan, ein 
Collegium für höhere geiſtliche Studien zu errichten, der jedoch, fo 
wie mehrere andere im ähnlichen Sinne, nicht zur Ausführung kam, 
denn die Jeſuiten hatten die geiſtliche und weltliche Macht in Hän— 
den, und in Rom ſo viel Credit, daß keine andere Richtung, als 
die von ihnen gebilligte durchdringen konnte. Seit der Julirevo⸗ 
lution jedoch hatten mehrere Parteien in der Kirche ſich freier aus- 
bilden können, obwohl die Jeſuitenfreunde noch immer auf die Mehr⸗ 
zahl der Geiſtlichkeit wirkten, ſo daß ſie ſich mit kaum verhehltem 
Unwillen vor der neuen Dynaſtie und der neuen Regierung abwendete. 
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Einige Parteien in der Kirche waren politifcheertremen Beſtrebungen 
verfallen. Abbé Chatel wollte einen liberaliſirenden nationalen Ka— 
tholicismus begründen, aber ſein Verſuch, wiewohl beharrlich ver— 
folgt, blieb ohne Erfolg. Der geiſtreiche Lamennais trat mit ganz 
anderer Bedeutung auf. Er will die Kirche vom Staate trennen 
und die Grundſätze der alten franzöſiſchen Kirche wieder ins Leben 
rufen. Dies aber will er erſtreben auf einem rein demokratiſchen 
Wege; feine Mittel find vorzüglich politiſcher Natur und führen noth— 
wendig zu einem ſocialen Umſturz. Seine Lehre wurde vom Pabſte 
verurtheilt und mußte es werden, denn ſie iſt jeder beſtehenden Re⸗ 
gierung gleich gefährlich. Dieſem Verbote unterwarf ſich Lamennais, 
zog ſich zurück in das Kloſter von Juigny, und ſeine Schule hörte 
auf ihre Grundſätze öffentlich zu lehren. Späterhin iſt er, wie wir 
wiſſen, mit Werken aufgetreten, die rein den Communismus in res 
ligiöſer Geſtalt athmen und die Concentration von Macht und Ber: 
mögen als dem Evangelium und den Geboten Gottes widerſtrebend 
darſtellen. Seine Wirkſamkeit iſt zwar eine religiöſe geblieben, aber 
eine außerkirchliche und mit rein politiſchen Mitteln geworden. Da⸗ 
mals entſtand in der Didcefe Mans eine Congregation, welche mit 
Billigung des Biſchofs von Mans die alte Abtei von Solèmes an 
ſich brachte und der Mittelpunkt eines erneuten Benedictinerordens 
in Frankreich werden wollte. In manchen Kreiſen begann die fran⸗ 
zöſiſche Geilſtlichkeit ſich zu beſinnen. Sie ſah, daß die Legitimiſten 
vereinzelt blieben, daß die gegenwärtige Regierung in Macht und 
Anſehen wuchs, und daß ſie keine weder der Religion noch der Geiſt— 
lichkeit feindliche Abſichten unterſtützte. Wenn auch dieſe Erkenntniß 
und die daraus hervorgehende verſöhnlichere Stimmung für die neue 
Ordnung ſich langſam Bahn brach, ſo begann ſie doch ſich feſtzu— 
ſtellen und bereitete eine Wiederherſtellung des guten Einvernehmens 
vor, das in Frankreich weſentlich nothwenig iſt zur Erhaltung der 
politiſchen Ordnung. 

Im Auguſt 1833 erſtattete Lameth den Commiſſionsbericht über 
den Plan, Paris zu befeſtigen durch einen Kreis von Citadellen, 
hinter welchen Ringmauern mit Thürmen und Schießſcharten auf⸗ 
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geführt werden ſollten. Wir werden fpäter, als der Plan ange⸗ 
nommen und die Ausführung angefangen wurde, dieß Befeſtigungs⸗ 
ſyſtem genauer zu beſprechen Gelegenheit finden. Im Jahre 1833 
berichtete die Commiſſion günſtig und für die Annahme. Die Preſſe 
aber ſah in dieſer Befeſtigung nur Zwingburgen gegen das Volk 
und die Freiheit, und die Stimmung wurde ſo überwiegend feind⸗ 
ſelig gegen den Vorſchlag, daß der König vor der Hand darauf 
verzichtete, inmitten der leidenſchaftlichen Aufwiegelung einer unpar⸗ 
teiiſchen, politiſch⸗ſtrategiſchen Anſicht Gehör und Eingang zu ver⸗ 
ſchaffen; der Plan. wurde zurückgenommen und verſchoben. 

Den Kammern wurde ein Geſetzvorſchlag zu einer verbeſſerten 
Departemental- und Munieipalverfaſſung vorgelegt. Die Centrali⸗ 
ſation, von Ludwig XI. begonnen, von Ludwig XIV. zur vollen 
Einheit der Regierungsgewalt durchgeführt, hatte noch immer bis zur 
Revolution von 1789 den Provinzen viele Immunitäten und Rechte 
gelaſſen, nach denen ihnen manche Befugniſſe zuſtanden zur Ord- 
nung ihrer Angelegenheiten, unabhängig von der Centralregierung des 
Reichs. Der Convent vernichtete die Provinzen und theilte Frank⸗ 
reich als eine homogene Maſſe in 86 Departements; er hob alle Local⸗ 
rechte auf und vereinigte alle und jede Gewalt in der Centralregie— 
rung, von der allein alle Anordnung und Beſtimmung auch für die 
entfernteſten Departements ausgehen ſollten. Dieſe diktatoriſche Ver⸗ 
einigung aller Gewalt und Regierungsäußerung an einem Haupt⸗ 
punkte mit der Verpflichtung für alle entferntere Theile des Reichs, 
ſich allen Verfügungen, die vom Mittelpunkte ausgehen, auch wenn 
fie die beſonderſten Ortsverhältniſſe betreffen, unbedingt zu unterwerfen, 
war eine gewaltſame Maßregel, die indeſſen durch die Zeitverhältniſſe 
und durch Frankreichs Stellung zum Auslande damals gerechtfertigt 
wurde; ſie war gewiß ein höchſt wirkſames Mittel, um die außer⸗ 
ordentliche Anſtrengung hervorzurufen, durch welche Frankreich Eu⸗ 
ropa widerſtand. Durch dieſe Centraliſation allein wurde es vor einer 
Zerſtückelung bewahrt, wozu die in den verſchiedenen Provinzen herr⸗ 
ſchenden und unter ſich ſehr abweichenden Meinungen ſonſt faſt un⸗ 
ausbleiblich geführt hätten. Da Frankreich im Kriegszuſtande verblieb, 
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ſo erwies ſich die Centraliſation fortwährend als unentbehrlich, um 
die großen Mittel bereit zu halten zu einem ſtets erneuerten Kampfe 
mit ganz Europa. Nachdem die Unabhängigkeit des Vaterlandes 
gefichert war, würde Frankreich, bei allem kriegeriſchen Geiſte, bei 
allem Enthuſiasmus für Ruhm und Größe, ſchwerlich ohne Wider⸗ 
ſpruch mancher Provinzen Gut und Blut hingegeben haben für Er— 
oberungen, welche das Heer und ſeine Führer erhoben auf Koſten 
der Entwickelung des inneren Wohlſtandes; aber die Centraliſation 
lähmte allen Widerſtand, fie fragte nicht, fie nahm, und die vollen 
dete Thatſache machte jede mündliche Verwahrung unnütz, ſelbſt wenn 
fie legal möglich geweſen wäre. Die unglaublichen Erfolge des ſchim— 
mernden Kaiſerreichs erſtickten jede Einrede gegen ſein Syſtem, deſſen 
ſtärkſter Pfeiler im Innern die Centraliſation war, welche die dikta— 
toriſche Gewalt in ſeiner Hand verlängerte und allmälig zur ge— 
wöhnlichen Staatsordnung erhob. Man gewöhnte ſich daran, eine 
kräftige Regierung ohne Centraliſation nicht denken zu können, und 
in der That war ſie damals und noch lange nachher ohne eine ſolche 
nicht denkbar. Die Reſtauration fand dieſen Zuſtand der Dinge vor. 
Ludwig XVIII. gab mit der Charte Frankreich politiſche Rechte, deren 
Ausübung politiſche Parteien hervorrief. Von dieſen, wie von den 
antidynaſtiſchen Verſuchen umwogt, glaubte Ludwig, der als Graf 
von Provence an der Seite ſeines unglücklichen Bruders, Ludwig XVI. 
Gelegenheit gehabt hatte, die Folgen einer ſchwachen Regierung ken⸗ 
nen zu lernen, ſeine Regierungsmittel nicht durch einen Nachlaß der 
Centraliſation ſchwächen zu dürfen. Der Plan, den die ultraroya— 
liſtiſchen Umtriebe entworfen hatten, aus einigen Provinzen Frank⸗ 
reichs ein eigenes Königreich, Aquitanien, zu ſtiften, in deſſen Be— 
herrſchung ſein Nachfolger, Graf von Artois, den Beweis liefern 
ſollte, daß Frankreich ohne Conſtitution und nach altmonarchiſchen 
Grundſätzen regiert werden könne, erſchien Ludwig XVIII. als ein 
entſchiedener Beweis, daß eine Decentraliſation die Zerſplitterung 
Frankreichs herbeiführen müſſe; nach ſeinem Tode hielt Karl X. die 
Centraliſation mit demſelben Eifer aufrecht. Unläugbar liegt im 
Geiſte der Julirevolution, im Sinne einer conſtitutionellen Reform 
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aufgefaßt, eine Entbindung der Gemeinden von einer Alles aufſau⸗ 
genden Centraliſation, welche ihnen keinen Selbſtbeſchluß, keine eigene 
That geſtattet ohne den Erlaubnißſchein einer miniſteriellen Schreib— 
ſtube in Paris. Eine nach richtigen Grundſätzen geordnete Gemeinde⸗ 
verwaltung im engeren und weiteren Sinne, nach corporativen und 
provinziellen Eigenthümlichkeiten, wodurch die beſonderen Stämme 
eines großen Volkes, mit Luſt am eigenen Gepräge feſthaltend, ſich 
in freier Gliederung geſtalten, kann gar wohl beſtehen mit feſter 
Einigung und nationalem Zuſammenhalt — ja, wenn die Grenze 
richtig gezogen iſt, und eine wohlverſtandene Geſammtordnung die 
Uebergriffe aufmerkſam überwacht und mit ruhiger Kraft zurückweist, 
fo wird die Einheit um fo unzerſtörbarer, je mehr die provinziellen 
Körperſchaften die Freiheit ihres Sonderlebens gewährleiſtet finden 
durch die Geſammtregierung, ohne deren ſchiedsrichterliche Gewalt 
dieſe Gliederungen ſich reiben, ſtoßen, und die geringeren in die 
mächtigeren aufgehen würden. In den franzöſiſchen Provinzen, die 
jetzt gleichſam im Verborgenen und ohne ſichtbare Frucht ihr Einzel— 
leben verkümmern, ſchlummern große und bedeutende Kräfte der för— 
derlichſten Art zur Hebung einer tüchtigen und zuverläßigen Geſin— 
nung und einer in die innerſten Falten des Bürgerlebens eingrei— 
fenden gedeihlichen Entwickelung, die nicht entbunden werden können 
fo lange eine eben durch die Centraliſirung mißtrauiſche Regierung 
polypenartig fie niederhält, weil fie nicht in der Pariſer Schreibſtube, 
ſondern nur im eigenen Boden belebt werden können. Allein das 
verderbliche Spiel der von politiſcher Leidenſchaft geblendeten Parteien, 
die öffentlich und insgeheim die beſtehende Regierung zu verdrängen 
und die Gewalt an ſich zu reißen ſuchten, geftattete nicht die Bande 
zu lockern, durch welche die Regierung das Gelüſte nach Unbotmäßig⸗ 
keit zügeln konnte. Die Centraliſation allein hatte es möglich ge— 
macht, durch kluge Benutzung ihres Einfluſſes auf die Provinzen 
fo ſchnell und faſt unmittelbar nach dem Umſturz der vorigen Ne 
gierung die Ordnung wieder herzuſtellen. Aber eben die Centrali— 
ſation trug vielleicht auch dazu bei, das unruhige Treiben zu erhal— 
ten, denn da man ſich in den Provinzen daran gewöhnt hatte, alle 
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Fragen in Paris entſcheiden zu laſſen, fo ſuchte man dort Stütz⸗ 
punkte in den Parteien, und dieſem Herde ſtrömten alle Leidenſchaf— 
ten zu. So überzeugt wir nun ſind, daß die durch die Julirevo⸗ 
lution durchgebrochene Reform in ordnungsgemäßer Entwickelung 
nothwendig zu einer größeren Mündigkeit der Gemeinden und der 
Provinzen führen muß, eben ſo ſicher glauben wir, daß ſo lange 
das Streben nach Umſturz noch vorhanden, ſo lange das Drängen 
nach Außen vorwaltet, jede weſentliche Entbindung der Provinzen 
von der Centralgewalt zuverläſſig dazu führen müßte, den politiſchen 
Parteien ſo zu ſagen Grund und Boden anzuweiſen. Zu viele 
Zeichen ſind vorhanden, welche beweiſen, daß die Provinzen die ihnen 
zugeſtandene Freiheit nicht für ſich, ſondern zur Erlangung von po⸗ 
litiſcher Macht gegen die Regierung benutzen würden. Landräthe 
und Gemeinderäthe in Frankreich haben noch bis in die neueſten 
Zeiten die Tendenz, jede Angelegenheit über den Bereich ihres na— 
türlichen Wirkungskreiſes hinaus bis zur allgemeinen politiſchen Er— 
örterung zuzuſpitzen; die Bedürfniſſe und Wünſche des Departements, 
der Stadt, der Gemeinde wurden zu oft vom Standpunkte politiſcher 
Parteibeſtrebungen verhandelt und eine Cenſur der Regierung geübt; 
Landräthe und Stadtverordnete haben die auswärtige Politik der 
Regierung getadelt und auf Krieg oder Frieden gedrungen. Eben 
die Centraliſation hat es mit ſich gebracht, daß man das Loſungs⸗ 
wort von Paris erwartet, und daß man es in der That dort erhält 
für die Regierung und gegen ſie. Würden jetzt die Provinzen in ihrer 
Autonomie hergeſtellt, ſo würden die politiſchen Parteien ſich in ihnen 
gruppiren, ſich politiſche Befugniſſe der Geſammtregierung gegenüber 
zuerkennen und für ihren Beitritt materielle Zugeſtändniſſe fordern, 
welche, außer der politiſchen, die Oppoſition der Intereſſen bis zum 
unheilvollſten Schisma ſteigern müßten. Wenn es nun ohne Zweifel 
im wohlverſtandenen Intereſſe der Regierung liegen mußte, eine größere 
Freiheit der Provinzen vorzubereiten, ſo konnte ſie damals, und auch 
jetzt noch ohne Gefahr für die Erhaltung der Ordnung im Innern 
nicht das Syſtem der Centraliſation weſentlich lockern. Die Kammer 
faßte auch dieſen Standpunkt auf und es wurden dem Präfekten zur 
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Berathung Departementalräthe, und dem Unterpräfekten Arrondiſſe⸗ 
mentsräthe, aber keine Kantonalräthe bewilligt, und dem Präfekten 
wurde die Befugniß zugeſtanden, dieſe Verſammlungen zu eröffnen. 
Durch dieſe Verſammlungen, wie durch die Landräthe Ceonseils 
généraux) können die Provinzen allerdings alle ihre Bedürfniſſe 
vortragen und zur Berathung bringen, aber Entſcheidung und Con— 
trole verbleiben der Centralregierung. 

Die franzöſiſche Regierung hatte im Verein mit Rußland und 
England die Anleihe der griechiſchen Regierung mit 20 Millionen 
Franken garantirt. Der Obriſt Pairhans ſtattete in der Deputirten⸗ 
kammer den Bericht ab über das Verlangen der Regierung, dieſe 
Bewilligung zu beſtätigen. Der Bericht erwähnte, daß um Einfluß 
zu üben auf die früher oder ſpäter heranrückende Löſung der orien- 
taliſchen Frage es nicht genüge, einen Botſchafter in Conſtantinopel 
zu haben, dem man Boten ſchicke, man müſſe eine dem Schauplatze 
der Handlung nahe liegende Stellung haben, und dieſe ſey Griechen— 
land, wo man einen Boden finden könne und ein Volk, das dem 
franzöſiſchen verbündet ſey. Ein Volk, das in der Begründung ſei— 
ner Staatsmacht begriffen ſey, werde immer demjenigen einen Vor— 
zug geben, der ihm die Mittel verleihe, ſich feſtzuſtellen. Wenn man 
wegen dieſer Finanzfrage aus der griechiſchen Sache treten wolle, ſo 
würde man die Früchte aller dargebrachten Opfer einbüßen in dem 
Augenblicke, wo die Ausſicht zur Ernte hervorreife. Bei dieſer Ge— 
legenheit hielt der Herzog von Broglie eine glänzende Rede, die mit 
großer Aufmerkſamkeit angehört und öfter vom Beifall unterbrochen 
wurde. Er rieth dazu, das ottomaniſche Reich ſo lange als möglich 
zu erhalten, wenn es aber endlich in Trümmer falle, fo fey-es beſſer, 
daß es ſich in unabhängige Staaten auflöſe, ſtatt in Provinzen ge— 
theilt zu werden, welche den Nachbarn anheimfielen, Die Majorität 
ſtimmte für den Vorſchlag der Regierung, welcher angenommen wurde. 

Ferdinand VII. von Spanien, deſſen Tod mehreremal voreilig 
gemeldet worden, war endlich geſtorben. Die Aufhebung des Sali⸗ 
ſchen Geſetzes machte ſeine Tochter Iſabella zur Königin, und die 
Königin-Wittwe Chriſtine trat als Regentin auf. Dieß Ereigniß 
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war von der größten Wichtigkeit für Frankreich. Obwohl Ludwig XIV. 
und Napoleon geſagt hatten, daß es keine Pyrenäen mehr gebe, ſo 
war das denn doch entſchieden noch der Fall. Es war noch unent⸗ 
ſchieden, auf welche Seite die Volksmeinung ſich hinneigen werde. 
Sollte die ſervile Partei, die Mönche und Abſolutiſten die Oberhand 
behalten, und die Königin verdrängen, um Don Carlos auf den 
Thron zu ſetzen, ſo würde die karliſtiſche Partei in Frankreich im 
Süden einen Stützpunkt bekommen, der dann erſt der Partei in 
Frankreich einen Halt und eine Bedeutung geben könnte, die fie ein 
gebüßt hatte. Es lag daher ganz in der Natur der Sache, daß 
Frankreich ſogleich die junge Iſabella anerkannte. Zugleich wurde 
unter dem Befehl des Generals Hariſpe ein franzöſiſches Heer in 
der Nähe von Bayonne zuſammengezogen. Don Carlos indeſſen 
benahm ſich ſchwankend und rathlos; er ließ ſeine Partei im Stich 
und entfloh nach Portugal zu Don Miguel. Hiedurch war ſeine 
Partei, die weit weniger zahlreich war, als man geglaubt hatte, 
gelähmt. Das hatte zur Folge, daß nicht blos die conſtitutionelle, 
ſondern auch die radikale Partei die überwiegenden wurden. Beide 
Ertreme konnten nicht in Frankreichs Wunſch ſeyn. Indeſſen wurde 
Zea Bermudez erſter Miniſter der Königin Regentin, und dieſer 
Mann trat mit Entſchiedenheit auf gegen die Karliſten, und ver— 
mittelte die Extremen zwiſchen den Conſtitutionellen und den Ra- 
dikalen. 

Auf einer Reiſe hatte Ludwig Philipp Gelegenheit, die Zweck— 
mäßigkeit einer Gewohnheit zu bewähren, die er von ſeinen erſten 
Jugendjahren her beibehalten hat. Die Leſer dieſes Werkes werden 
ſich erinnern, daß die Erzieherin des Königs, Frau von Genlis, die 
jungen Prinzen, welche ihrer Obhut anvertraut waren, ins Hoötel— 
Dieu führte, um die Leiden der Menſchheit aus eigener Anſchauung 
kennen zu lernen, und daß ſie Unterricht bekamen im Verbinden, daß 
fie ſich üben mußten, Aderläſſe zu machen u. ſ. w., um im plötzlich 
vorkommenden Falle ſich und ihren Mitmenſchen thätige Hülfe leiſten 
zu können. Einſt war der Glaube in Frankreich verbreitet, daß die 
Nachkommen des heiligen Ludwig durch Berührung Krankheiten heilen 
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konnten. Das beruhte auf der Annahme, es werde ihnen durch das 
heilige Salbungsöl ſolche übernatürliche Kraft verliehen. In rein 
menſchlichem Sinne bewies Ludwig Philipp, daß ein König von 
Frankreich ſeinen Mitmenſchen durch perſönliche Hülfe Rettung bringen 
könne. Als auf einer Reiſe des Königs an einer Poſtation die Pferde 
des königlichen Wagens gewechſelt wurden, rief der König den Cou⸗ 
rier Vernet heran, um ihm Befehle zu ertheilen. Der Courier ritt 
nahe an das Wagenfenſter und beugte ſich vorwärts, um die Worte 
des Königs zu vernehmen, als plötzlich die Pferde ſcharf anzogen, 
der Courier durch das Rad vom Pferde und unter den Wagen jo 
unglücklich geſchleudert wurde, daß die Hinterräder über ſeinen Körper 
gingen. Der König ließ augenblicklich anhalten, ſtieg aus, und 
unterſuchte den Zuſtand des unglücklichen Couriers, den man beſin⸗ 
nungslos aufgehoben hatte. Er erkannte ſogleich, daß ein ſchneller 
Aderlaß nothwendig ſey, um einem Schlagfluſſe vorzubeugen. Nie⸗ 
mand war zugegen, der das gleich machen konnte. Der König zog 
daher die Lanzette hervor, die er ſtets in der Taſche trägt, die Prin⸗ 
zeſſinnen gaben ihre Battiſttücher zum Verband her, der König vollzog 
den Aderlaß und verband den Leidenden, der durch dieſe Erleichte⸗ 
rung Luft kriegte und zur Beſinnung kam. Der König verließ den 
Verwundeten erſt nachdem ärztliche Hülfe eingetroffen war. 

Die äußere Politik bot noch immer Stoff zu Verwickelungen 
dar, deren Löſung den Weltfrieden gefährden könnte. Und in der 
That iſt meiſt nur dadurch die Gefahr beſchwichtigt worden, daß ſie 
nicht gelöst wurden; das allen Regierungen gemeinſchaftliche Bedürf⸗ 
niß des äußeren Friedens bei mehr oder weniger mißlichen inneren 
Zuſtänden, die ſolidariſche Verantwortlichkeit bei einem erſten Anſtoß 
zur Waffengewalt, die von unberechenbaren Folgen ſeyn mußte, 
haben auf den Ausweg einer protocollariſchen Diplomatie geführt, 
deren Kunſt in der Methode beſteht, durch Geſammtbeſchlüſſe jeder 
einzelnen Macht die Initiative zur einſeitigen Löſung abzuſchneiden. 
Die Rechtfertigung dieſes Verfahrens liegt in der Erhaltung des 
thatſächlichen Friedens; einen Erfolg, den wir immer als einen 


großen Gewinn betrachten müſſen, wenn er auch nur erreicht wurde 
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durch Vertagung der obſchwebenden Fragen, in der Hoffnung, daß 
man durch Befeſtigung der inneren Verhältniſſe der unvermeidlichen 
endlichen Abmachung zuverſichtlicher entgegentreten kann. So ſind 
die diplomatiſchen Schwierigkeiten, welche im Jahre 1834 der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung ſich darſtellten, noch nicht erledigt. Die orien⸗ 
taliſche Kriſe dauert fort und fort; noch immer ſtehen die europäi⸗ 
‚Then Mächte in Conſtantinopel als beſorgliche Legatare auf der 
Lauer am Sterbelager der hohen Pforte; noch immer iſt der politiſche 
Beſtand auf der pyrenäiſchen Halbinſel nicht zu einer den franzöſi⸗ 
ſchen Nachbar zufriedenſtellenden Entſcheidung gelangt. Dagegen hat 
die franzöſiſche Regierung große und erhebliche Fortſchritte gemacht 
in der Befeſtigung ihrer inneren Macht, während ſie die äußeren 
Verhältniſſe nicht einſeitig zu ihrem Vortheile bewältigen konnte, ohne 
ſich einer Bewegung hinzugeben, deren ſicheres Ergebniß nur geweſen 
wäre, alle europäiſchen Regierungen gegen ſich vereinigt zu finden, 
ohne daß dieſe Richtung weder den Sieg nach Außen noch im In⸗ 
nern gewährleiſtet hätte, während ein Nichterfolg nach beiden Seiten 
hin den Ruin der Regierung herbeiführen mußte. 

Von Seite Rußlands war in den orientaliſchen Angelegenheiten 
ein Schritt geſchehen, der von der franzöſiſchen wie von der engli⸗ 
ſchen Regierung als ein Verſuch beargwohnt wurde, ſich ein aus⸗ 
ſchließliches Uebergewicht in der Stellung der europäiſchen Kabinette 
zu der Türkei zu ſichern. Die Heere des Großherrn waren gewichen 
vor den Truppen feines rebelliſchen Padiſchah's, bis der ſtolze Be⸗ 
herrſcher der Gläubigen des Propheten ſo weit gebracht wurde, die⸗ 
ſelben Ruſſen herbeirufen zu müſſen, welche kaum vier Jahre vorher 
von Adrianopel aus ſeine Hauptſtadt bedroht und ihm den Frieden 
vorgeſchrieben hatten. So wurde allerdings die Gefahr abgewendet, 
welche durch Ibrahims Siege in Syrien, die ihm den Weg nach 
Conſtantinopel offen legten, entſtanden war, allein der Helfer for⸗ 
derte und erhielt auch den Lohn ſeiner Bereitwilligkeit. Am 8. Juli 1833 
war zwiſchen Rußland und der Pforte ein Schutz- und Trutzbündniß 
geſchloſſen worden, in dem mehrere Beſtimmungen, namentlich im 
Betreff der Fahrt durch die Dardanellen, Rußland Vortheile vor 
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den andern chriſtlichen Mächten einzuräumen ſchienen, worüber Frank⸗ 
reich und England Beſchwerde erhoben; beide Mächte bereiteten ſo⸗ 
gar Rüſtungen in ihren Seehafen vor, um in allen Fällen den 
Ereigniſſen entgegentreten zu können. Im Oktober 1833 richtete 
der franzöſiſche Geſchäftsträger in Petersburg, Herr von Lagréné, 
eine Note an das ruſſiſche Kabinet, worin er ſich beauftragt erklärte, 
demſelben den traurigen Eindruck (la profonde afflietion) zu er⸗ 
kennen zu geben, den die Kunde von dem Abſchluß des Vertrags 
vom 8. Juli zwiſchen Rußland und der hohen Pforte, auf ſeine 
Regierung hervorgebracht habe. Dieſem Vertrag zufolge hätten die 
Verhältniſſe zwiſchen Rußland und der Pforte einen neuen Charakter 
angenommen, gegen welchen die europäiſchen Mächte Widerſpruch zu 
erheben berechtigt wären. Der Geſchäftsträger erklärte ferner, daß 
im Falle einer bewaffneten Einmiſchung Rußlands in die inneren 
Angelegenheiten der Türkei, die franzöſiſche Regierung ſich für befugt 
erachte, ihr Verhalten ganz nach der Rathſamkeit des Augenblicks 
zu beſtimmen, als wenn der beanſtandete Vertrag nicht vorhanden 
ſey. Zugleich benachrichtete er das kaiſerliche Kabinet davon, daß 
eine mit der gegenwärtigen gleichlautende Erklärung von dem fran⸗ 
zöſiſchen Botſchafter in Conſtantinopel (Admiral de Rigny) der hohen 
Pforte übergeben worden ſey. 

Hierauf antwortete der Kanzler Neſſelrode, daß er zwar aus 
der ihm gewordenen Mittheilung das tiefe Bedauern (le profond 
regret) der franzöſiſchen Regierung entnommen habe, jedoch nicht 
von den Beweggründen dazu unterrichtet worden ſey. Dieſe könne 
er um ſo weniger faſſen, als der rein defenſive Charakter des Ver⸗ 
trags vom 8. Juli keiner Macht irgend einen Nachtheil zufüge. Er 
ſehe nicht ein, mit welchem Rechte fremde Mächte erklären könnten, 
daß ſie die Gültigkeit des fraglichen Bündniſſes nicht anerkannten, 
es müßte denn ſeyn, daß ſie die Abſicht hegten, die Regierung um⸗ 
zuſtoßen, welche jener Vertrag zu erhalten beſtimmt ſey. Eine ſolche 
Abſicht ſetze er aber keineswegs bei der franzöſiſchen Regierung vor⸗ 
aus, da ſie in offenem Widerſpruche ſeyn würde mit den von ihr 
bei den letzten Verwicklungen im Orient ubgegebenen Erklärungen. Er 
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vermuthe daher, daß die in Herrn von Lagréné's Note ausgeſprochene 
Anſicht auf unvollſtändiger Kenntniß der Sachlage beruhe, und daß 
ſeine Regierung, zuverläßiger unterrichtet durch die kürzlich in Con⸗ 
ſtantinopel erfolgte Mittheilung des Traktats durch die hohe Pforte 
an die franzöſiſche Botſchaft, eine günſtigere Ueberzeugung gewinnen 
werde von der Bedeutung und der Nützlichkeit einer Uebereinkunft, 
die nur in friedlicher und erhaltender Abſicht getroffen worden ſey; 
dieſelbe ändere allerdings das bisherige Verhältniß zwiſchen Rußland 
und der Pforte, allein nur in fo weit, daß auf eine lange Feind⸗ 
ſchaft ein Zuſtand des Vertrauens folge, welcher der türkiſchen Re— 
gierung eine zuverſichtlichere Stellung und im Nothfall wirkſamere 
Mittel zu ihrer Vertheidigung ſichere. Der Kanzler ſchloß mit der 
Verſicherung, daß ſeine kaiſerliche Majeſtät, der beſten und uneigen⸗ 
nützigſten Abſichten ſich bewußt, die ihm nach dem Traktat vom 
8. Juli obliegenden Verpflichtungen erfüllen werde im vorkommenden 
Falle, als wenn die in der Note des Herrn von Lagréné enthaltene 
Erklärung nicht erfolgt wäre. 

Noten ähnlichen Inhalts waren in Conſtantinopel zwiſchen den 
franzöſiſchen und engliſchen Botſchaftern und der Pforte gewechſelt 
worden. Unterdeſſen wurde in St. Petersburg ein neuer Vertrag 
mit der Pforte geſchloſſen und von dem großherrlichen Bevollmächtig⸗ 
ten, Jewzi Ahmed Paſchah, unterzeichnet, der eigentlich nur eine end⸗ 
liche Durchführung des erſten war, aber dadurch beſonders Bedeu⸗ 
tung bekam, weil er, nach dem Notenwechſel abgeſchloſſen, zeigte, 
daß Rußland auf die Reklamationen Frankreichs und Englands keine 
Rückſicht zu nehmen entſchloſſen war. In dieſem zweiten Vertrage 
von St. Petersburg wurden alle im Frieden von Adrianopel uner⸗ 
ledigte Punkte berichtigt. Die ruſſiſchen Truppen räumten die Fürſten⸗ 
thümer an der Donau, die Grenze in Aſien wurde genau feſtgeſtellt, 
der Kaiſer ließ eine bedeutende Summe nach an den Kriegsgeldern, 
welche die türkiſche Regierung noch zu zahlen hatte, und für das 
Uebrige wurden leidliche Friſten feſtgeſtellt. Bis zur völligen Zahlung 
wurde indeſſen die Feſtung Siliſtria den Ruſſen für acht Jahre ein- 
geräumt. Obwohl der Notenwechſel keine weiteren thatſächlichen 


293 


Folgen hatte, ſo blieb doch ein Mißtrauen gegen Rußland wurzeln, 
das auch in der miniſteriellen Preſſe Frankreichs Nachhall fand, und 
die Rüſtungen wurden nicht unterbrochen, beſonders als man be⸗ 
merkte, daß die in Sebaſtopol und Odeſſa verfügten erg 
eifrig fortgeſetzt wurden. 

Ludwig des Fünfzehnten bekanntes Wort: „Es gibt keine Py⸗ 
renäen mehr!“ bezeichnet hinreichend die Bedeutung, welche der Zu⸗ 
ſtand der iberiſchen Halbinſel für das politiſche Verhältniß Frank⸗ 
reichs haben muß. Dieſe Bedeutung iſt noch immer dieſelbe wie 
ehemals, weil ſie in der Natur der Lage begründet iſt. Die pyre⸗ 
näiſche Halbinſel iſt wie die Ferſe Frankreichs, und obwohl ihre 
Verbindung mit Europa hauptſächlich durch einen Seeverkehr vermittelt 
wird, ſo iſt es doch durch Frankreich, daß ſie mit dem europäiſchen 
Continent zuſammenhängt. Wiewohl nun Spanien und Portugal 
eine vorwiegend inſulariſche Lage haben und nur als Seemächte die 
ihnen gebührende Stellung in dem europäiſchen Staatenverbande 
einnehmen können, ſo hat doch Spanien zumal für Frankreich die 
volle Bedeutung eines continentalen Nachbars. So verſchieden der 
Volkscharakter dieſſeits und jenſeits der Pyrenäen ift, fo hat jedes 
Ereigniß, jede Bewegung auf der einen Seite dieſer großen Waſſer⸗ 
ſcheide ſtets auf der anderen zuſtimmend oder abwehrend Nachhall 
gefunden. Vom Ludwig XIV. an finden wir durchgehends dieſe 
Wechſelwirkung zwiſchen den Kabinetten und zwiſchen den Völkern 
auf beiden Seiten der Pyrenäen. Auf jede Anregung von der Seine 
aus folgte immer ein mehr oder weniger bemerkbares Zucken am 
Manzanares. Napoleon warf einen Anker ſeines Kaiſerthums in 
die pyrenäiſche Halbinſel; ohne dieſe in das Syſtem ſeiner Zwing⸗ 
herrſchaft eingefügt zu haben, glaubte er nicht feine Macht feſt bes 
gründet; und als ſein fiegreicher Fortſchritt hier zum erſtenmal er⸗ 
ſtaunt ſtehen blieb vor dem rohen Ausbruch einer fanatiſchen Volkskraft, 
offenbarte ſich die ganze Bedeutung des eontinentalen Zuſammen⸗ 
hangs von Spanien mit Frankreich, denn Beiſpiel und Erfolg des 
ſpaniſchen Aufſtandes wurden Haupthebel zum Umſturz der Napoleo⸗ 
niſchen Herrſchaft und des franzöſiſchen Uebergewichts in Europa. 
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Für die Juliregierung mußten beide Extreme auf der Halbinſel, könig⸗ 
liche Selbſtherrſchaft und Voklsherrſchaft, gleich gefährlich werden, 
weil jede von ihnen der karliſtiſchen oder revolutionären Bewegung 
in Frankreich Hoffnung und Förderung gewähren müßte. Die ab⸗ 
ſolutiſtiſchen Prätendenten an die Thronfolge in beiden Reichen der 
pyrenäiſchen Halbinſel, die Infanten Don Carlos und Don Mi⸗ 
guel, waren in Portugal vereinigt. Frankreich und England hatten 
beide, vielleicht aus verſchiedenen Gründen, ein Intereſſe am Ge⸗ 
lingen der conſtitutionellen Entwickelung; die engliſche Regierung hatte 
den Heereszug Don Pedro's zur Behauptung der Rechte Donna 
Maria's faktiſch unterſtützt, und die franzöſiſche Regierung war mit 
dem moraliſchen Gewicht ihrer Anerkennung und ihres diplomatiſchen 
Einfluſſes für die Sache der weiblichen Thronfolge in beiden Ländern 
eingetreten. Das Miniſterium Zea⸗Bermudez wurde von der franz 
zöſiſchen Regierung begünſtigt, weil man von ihm einen gemäßigten 
Conſtitutionalismus erwartete; der franzöſiſche Botſchafter in Ma⸗ 
drid, Graf Rayneval, ſah aber bald ein, daß Zea ſich nicht werde 
halten können gegenüber der Provinzialmacht. Durch dieſe wurde er 
auch geſtürzt. Der Generalkapitain von Catalonien, Llauder, trat 
mit einer offenen Denkſchrift, Exposicion, an die Königin⸗Regentin 
gegen Zea-Bermudez auf, vier andere Generalkapitaine, unter welchen 
Queſada, ſchloſſen ſich ſeiner Erklärung an, und nach eingeholter 
Meinung des Regentſchaftsrathes wurde Zea entlaſſen und Martinez 
de la Roſa trat an die Spitze des ſpaniſchen Kabinets. Das Pro⸗ 
gramm des neuen Kabinets enthielt: Zuſammenberufung der Cortes 
nach Ständen, Bildung einer Nationalgarde, Anerkennung der Kö⸗ 
nigin Donna Maria von Portugal und der ſüdamerikaniſchen Colonien 
als unabhängige Staaten. Das estatuto real führte das Zwei⸗ 
kammerſyſtem der Cortes ein. Mit der Errichtung der milieia ur- 
bana wollte die öffentliche Meinung ſich nicht begnügen, und das 
Miniſterium ſah ſich genöthigt, der Nationalgarde eine größere Aus⸗ 
dehnung zu geben, als es zuerſt beabſichtigt hatte, freilich auf die 
Gefahr hin, der Provinzialmacht Waffen gegen die Centralregierung 
in die Hand zu geben. In den portugieſiſchen Angelegenheiten trat 
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das Minifterium Martinez mit Entſchloſſenheit auf; hier war auch 
die praktiſche Lebensfrage des ganzen Syſtems zur Entſcheidung zu 
bringen. General Rodil rückte an der Spitze eines Heeres von 
20,000 Mann von Ciudad⸗Rodrigo und Badajoz aus in Portugal 
ein. Nachdem Don Carlos nur durch plötzliche Flucht zur Nacht 
und zu Fuß dem ſpaniſchen Vortrabe in Pincio entgangen war, bes 
gab er ſich, immer hart von Rodil verfolgt, zu Don Miguel nach 
Santarem. Allein nach dem Vertrag vom 26. Mai 1834 ſtreckten die 
Migueliſten bei Evora die Waffen, Don Miguel ſchiffte ſich zu Si⸗ 
nes, Don Carlos zu Aldea-Gallega ein, und die abſolutiſtiſchen 
Prätendenten hatten vorläufig jeden Haltpunkt auf der Halbinſel ein⸗ 
gebüßt. In dieſem ſchnellen Entſcheid war das raſche Zuſammen⸗ 
wirken der Chriſtiniſchen und Pedriſtiſchen Heere unterſtützt worden 
durch den moraliſchen Einfluß, welchen die Verkündigung des in 
London am 22. April unterzeichneten Viermächtevertrags übte. Die 
Regierungen von Frankreich, England, Spanien und Portugal ver⸗ 
einigten ſich zur Anerkennung und Aufrechthaltung der Rechte der 
Königin Iſabella von Spanien und der Königin Donna Maria von 
Portugal. Der ſchnelle und glückliche Erfolg dieſes Vertrags war 
um fo wichtiger für Frankreich, als es dadurch der Nothwendigkeit 
überhoben wurde, faktiſchen Beiſtand zu leiſten. Es zeigte ſich in⸗ 
deſſen bald, daß die Quadrupel-Allianz in Beziehung auf Spanien 
um ihre weſentlichſte Frucht gebracht worden war. Thomas Zuma⸗ 
lacarreguy, der in den baskiſchen Provinzen die Fahne des Don 
Carlos erhoben und mit ungewöhnlicher Umſicht und Kraft in kurzer 
Zeit nicht unbedeutende Streitkräfte für ſeine Sache zuſammenge⸗ 
bracht hatte, führte den Bürgerkrieg fort gegen die Regierung Ifa- 
bella's. Er hatte dieſen in den pyrenäiſchen Gebirgen volksthümlich 
gemacht, indem er die Erhaltung der baskiſchen Gerechtſame (kueros) 
als einen Hauptzweck feiner Schilderhebung verkündigte, der nur er 
reicht und geſichert werden konnte durch die Wiedereinſetzung des 
Don Carlos in die von ihm behaupteten Rechte der legitimen Thron⸗ 
folge. Die Beſtrebungen der chriſtiniſchen Regierung gegen den car⸗ 
liſtiſchen Aufſtand in den baskiſchen Hochlanden blieben erfolglos. 
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Eine Reihe von Generälen, Saarsfield, Valdez, Queſada konnten 
den Krieg gegen Zumalacarreguy zu keiner Entſcheidung bringen, 
unerhebliche Vortheile und Schlappen wechſelten auf beiden Seiten, 
und der karliſtiſche Befehlshaber benützte ſeine wichtigſte Stütze, das 
Terrain, mit ſo viel Schlauheit, daß er in dieſem Schachſpiel des 
kleinen Kriegs ſtets ſeinen Gegnern die Möglichkeit abſchnitt, in 
einem entſcheidenden Treffen ihre überlegene Truppenmacht zu ent⸗ 
wickeln, deren Erhaltung ihnen daher zur Laſt wurde, ohne daß ſie 
damit einen Hauptſchlag vollführen konnten. Der in Portugal ſieg⸗ 
reiche General Rodil wurde darauf zum Oberbefehlshaber der Nord⸗ 
armee ernannt; von ihm erwartete man die Beendigung dieſes 
ermüdenden Kampfes. Er wurde indeß noch verwickelter und be⸗ 
deutungsvoller durch das plötzliche Erſcheinen des ſpaniſchen Prä⸗ 
tendenten in den baskiſchen Provinzen. Wie die Berichte des Grafen 
Vellanas melden, hatte Don Carlos, als Rodil in Eſtremadura an 
der portugieſiſchen Grenze ein Heer zuſammenzog, Alles angewendet, 
um den chriſtiniſchen General in ſein Intereſſe zu ziehen, und jede 
Verſuchung war aufgeboten worden, um das Heer, welches Don 
Carlos vernichten ſollte, möglicherweiſe zu einem Werkzeuge ſeiner 
Plane zu machen. Rodil jedoch war ſtandhaft geblieben, und ſein 
Einſchreiten in Beyra und Alemtejo hatte auch der vereinten Sache 
der Infanten in Portugal den Todesſtreich verſetzt. Rodil hätte 
Don Carlos ſchwerlich entrinnen laſſen, denn er war feſt entſchloſſen, 
ihn, wenn er ſeiner habhaft geworden, ſtandrechtlich als Verräther 
zu behandeln und erſchießen zu laſſen. Gerade dieſem Umſtande, 
und weil man allgemein Rodil für den Mann hielt, der keinen 
Anſtand nehmen würde, ſein Wort zu erfüllen, verdankte Don Carlos 
ſeine Rettung. Ohne Hülfe der Engländer hätte Don Carlos zur 
See nicht entkommen können und wäre faſt unvermeidlich den Plänk⸗ 
lern des ſpaniſchen Heeres, die überall bis an die Küſte des atlan⸗ 
tiſchen Meeres herumſtreiften, in die Hände gefallen. Die Englän⸗ 
der aber wollten nicht, daß ihre Theilnahme an dem Triumph des 
Conſtitutionalismus auf der Halbinſel durch den gewaltſamen Tod 
eines Prinzen vom königlichen Geblüt bezeichnet werden ſollte; ſie 
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retteten Don Carlos und er konnte ſich unter dem Schutze des Ver⸗ 
trages von Evora nach England einſchiffen. Wir ſind nun keines⸗ 
weges gemeint, dieſes humane Verfahren im Geringſten tadeln zu 
wollen — eben ſo wenig, daß die Engländer keinen Anſpruch auf 
den Ruhm machen, beſonders ſchlaue Hüter eines verdächtigen Prin⸗ 
zen zu ſeyn. Gewiß iſt es indeſſen, daß in dieſem Falle die ſonſt 
an ſich ſehr preiswürdige Rückſicht, mit der man in England Don 
Carlos behandelte, deſſen Abſichten auf Spanien die engliſche Re⸗ 
gierung doch für ſchädlich hielt und ſie bekämpfte, die Folge hatte, 
daß die Humanität gegen den landsflüchtigen Prinzen menſchenver⸗ 
derblich für Spanien wurde, daß viele tauſend Spanier für dieſe 
chevalereske Nachläßigkeit mit dem Leben büßten, noch mehr in das 
bitterſte Elend geriethen, und daß die Entwickelung eines geſunden 
politiſchen Zuſtandes auf der Halbinſel um Jahrzehnte aufgehalten 
wurde. Die damals gemachte Erfahrung mag ſpäter ein Fingerzeig 
für die franzöſiſche Regierung geweſen ſeyn, den auf franzöſiſchen 
Boden gedrängten Don Carlos der zweifelhaften Großmuth engli⸗ 
ſcher Obhut nicht anzuvertrauen. Don Carlos war während ſeines 
Aufenthalts in England im Jahre 1834 fortwährend in faſt offenem 
Verkehr mit den franzöſiſchen und ſpaniſchen Karliſten, Boten ka⸗ 
men und gingen, die Habeascorpusakte ſchützte hier den Verrath 
gegen eine befreundete Regierung wie den friedlichen Bürger, und 
der Infant konnte durch Hülfe ſeiner toryſtiſchen Freunde alle Vor⸗ 
bereitungen zu ſeiner Flucht treffen. Man wußte ſogar ihm einen 
Paß vom Fürſten Talleyrand zur Reiſe durch Frankreich zu ver⸗ 
ſchaffen, und plötzlich war er aus England verſchwunden; ja man 
entdeckte feine Abweſenheit erſt dann, als alles Nachſetzen vergeblich 
ſeyn mußte. Durch ſolche kräftige Unterſtützung wurde es dem In⸗ 
fanten leicht, nach Paris zu kommen, wo er unter mehreren Ver⸗ 
kleidungen ſich kurze Zeit aufhielt, und ſogar das Theater beſuchte. 
Er kam unerkannt durch Bordeaur und Bayonne, und war am 
10. Juli in Eliſondo in der Mitte ſeiner Anhänger. Hier trat er 
nun als Gegenkönig auf, ernannte ein Miniſterium, eine Genera⸗ 
lität, kurz umgab ſich mit einem Hofſtaat und einer Regierung, 
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beſchickte die fremden Höfe, welche noch nicht die Königin Iſabella 
anerkannt hatten, mit ſeinen Geſandtſchaften, erließ Blokadeerklä⸗ 
rungen und Dekrete, die er als Carl V. mit ſeinem „Ich, der 
König,“ unterzeichnete, und in welchen er alle chriſtiniſchen Behörden 
für ihr ferneres Benehmen verantwortlich machte. Dieſes ganze 
Königthum beruhte auf den Operationen Zumalacarreguy's, die mit 
ſo viel Geſchicklichkeit geleitet wurden, daß Rodil, wiewohl er in 
manchen Gefechten die Oberhand behauptete, dennoch in der Haupt⸗ 
ſache ſo wenig ausrichtete, als feine Vorgänger. Der karliſtiſche 
Heerführer war unerſchöpflich in der Kunſt, ſeinem Gegner die 
Palme der Entſcheidung vorzuenthalten. Es ſtellte ſich bald heraus, 
daß Don Carlos Geldzufluß hatte von den Legitimiſten aller Länder, 
und namentlich von den franzöſiſchen Karliſten. In einigen Bank⸗ 
häuſern in Bordeaur und Bayonne concentrirten ſich die Zuſchüſſe 
zur Erhaltung des Bürgerkriegs in Spanien, und wurden von dort 
aus vermittelt, theils in Baarem, theils in Sendungen an Mund⸗ 
vorrath, Waffen und Munition, die auf den zahlloſen Schmuggel⸗ 
pfaden ihren Weg über die Pyrenäen in das karliſtiſche Hauptquartier 
fanden. Die Beſtrebungen der Quadrupel⸗Allianz waren alſo förm⸗ 
lich zu Schande geworden, und der Bürgerkrieg war wieder auf der 
Halbinſel vollſtändig organiſirt, und zwar unter Verhältniſſen, welche 
wenig Hoffnung ließen, daß er ſo bald beendigt werden ſollte. In 
dem im April abgeſchloſſenen Vertrag war der casus foederis blos 
für Portugal beſtimmt worden. Durch einen Zuſatzartikel vom 
18. Auguſt wurde er nun auch auf Spanien ausgedehnt. Die vier 
Mächte vereinigten ſich dahin, alle Zufuhr von Lebens- und Kriegs⸗ 
mitteln für die Inſurgenten verhindern, und der Königin-Regentin 
von Spanien bereitwillige Unterſtützung zu Land und zur See ge— 
währen zu wollen. In letzterer Beziehung wurde zunächſt Portu⸗ 
gal beauftragt. Dieſe Regierung, welche ſelbſt noch Unterſtützung 
brauchte, um zur Macht zu gelangen, war offenbar am wenigften 
geeignet, dieſe Sendung auszuführen. Es war aber klar, daß Eng⸗ 
land und Frankreich es mit gleichem Mißtrauen betrachten würden, 
wenn eine von dieſen Mächten faktiſch auf der Halbinſel einſchritt, 
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und daher wohl wurde Portugal als der neutrale Vollmachtträger 
von beiden aufgeſtellt, denn wenn ein portugieſiſches Heer oder eine 
portugieſiſche Flotte Spanien zu Hülfe kommen ſollte, ſo konnte das 
für lange Zeit nur dann geſchehen, wenn England und Frankreich 
die Mittel zu ihrer Ausrüſtung ſchafften. Frankreich war aber zu⸗ 
nächſt das Land, für welches die Wendung der Angelegenheiten auf 
der Halbinſel von der größten Bedeutung wurde, denn es hatte nun 
unmittelbar an ſeiner Grenze einen Herd der Aufregung, der in 
unmittelbarer Verbindung mit einer Partei in Frankreich ſtand, und 
deſſen Plane eben ſo wohl gerichtet waren gegen die Juliregierung 
in Paris wie gegen die chriſtiniſche in Madrid. Hier war eine un⸗ 
heilvolle Quelle von Verwickelungen aller Art; nur allein die Grenz⸗ 
bewachung und die verſchärfte Beaufſichtigung der ſüdlichen Provin⸗ 
zen forderte bedeutende Opfer. ; 

Ein Verſuch, Savoyen zu revolutioniren, ging von der pro⸗ 
pagandiſtiſchen Faktion in Frankreich aus. Von jeher hatten ihre 
Leiter ein Augenmerk auf Italien gerichtet und die giovine Italia 
that keinen Schritt ohne Verabredung mit dem leitenden Comité in 
Paris. Damals nun bereitete man für Frankreich einen großen 
Schlag vor, und zugleich ſollte Italien ſich erheben, worauf, wie 
man wußte, die Exaltados in Spanien nicht ſäumen würden, mit 
einer iberiſchen Republik hervorzutreten. Der ganze Plan war in 
Paris verabredet mit Abgeordneten des jungen Italien, und überall 
hin waren Weiſungen gegeben, Alles bereit zu halten zu einem all⸗ 
gemeinen Ausbruch. Zunächſt wollte man in Savoyen auftreten; 
man hoffte, wenn der Aufſtand dort gelinge, um ſo mehr auf einen 
Erfolg in Frankreich. Der von der polniſchen Revolution bekannte 
General Ramorino, ein geborner Sayoyard vom ſüdlichen Ufer des 
Genfer Sees, war vom jungen Italien dazu auserſehen, an die 
Spitze des Ausbruchs in Savoyen zu treten. Ramorino, der ſich 
als polniſcher Flüchtling in Paris aufhielt, und eben von einer Reiſe 
nach Portugal zurückgekommen war, bekam vierzigtauſend Franken 
eingehändigt, um ein Corps von Polen, Italiänern und Flüchtlingen 
aller Nationen in der Schweiz zu organiſiren, womit er vom Genfer 
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See aus in Savoyen eindringen follte, während die italiäniſchen 
Venten dafür ſorgen wollten, daß im ſavoyiſchen und piemonteſi⸗ 
ſchen Gebirge durch ihre Ausſendlinge die mit der ſardiniſchen Re⸗ 
gierung Unzufriedenen gehörig bearbeitet wurden, um ſich Ramori⸗ 
no's Corps bei ſeinem Erſcheinen in Savoyen anzuſchließen. Wiewohl 
Ramorino im polniſchen Revolutionskriege eine zweifelhafte Rolle 
geſpielt und dringendem Verdachte nicht entgangen war, ſo galt er 
doch für einen verwegenen Abenteurer, dem man militairiſches Ta⸗ 
lent und Kühnheit zutraute, um einen Handſtreich, wie man ihn 
vorhatte, mit Erfolg durchzuführen. Er hatte in Genf und Lyon 
Zuſammenkünfte mit den Abgeordneten des jungen Italiens. Man 
wollte ſchon im Oktober 1833 losſchlagen, Ramorino aber hatte 
mehreremal den Anfang des Aufſtandes verſchoben, zuerſt auf den 
November, dann auf den 25. Dezember, ſpäter wieder auf den Ja⸗ 
nuar 1834 und endlich auf den 1. Februar, wo er wirklich ſtatt⸗ 
fand. Die Vorbereitungen waren indeſſen nicht geheim gehalten 
worden. Schon im Januar kannte die ſardiniſche Polizei den ganzen 
Plan der Verſchwörung, und der ſardiniſche Geſchäftsträger in Genf, 
Vignet, theilte ihn dem Genfer Staatsrathe mit. Gerüchte von 
einem revolutionairen Vorhaben in Italien und Frankreich waren 
ſchon ſeit der letzten Hälfte Dezembers in der ganzen weftlichen 
Schweiz ruchbar; die auf Berner Gebiet befindlichen Polen, für 
welche die Regierung ſich um franzöſiſche Päſſe beworben hatte, be⸗ 
gaben ſich in kleinen Reiſegeſellſchaften nach dem Waadtlande; man 
bemerkte, daß ſie plötzlich Geld bekommen hatten, das ihnen früher 
ſehr fehlte, und in prahlendem Geſpräch wieſen ſie auf Ereigniſſe 
der nächſten Zukunft hin, deren Geheimniß ſie kannten, und kaum 
verhehlten. Auch vom Rhein kamen Deutſche in geheimnisvoller Eile, 
und Alle begaben ſich nach dem Leman. Das in Genf von der 
Propaganda geſtiftete radikale Blatt: Europe centrale, ſprach 
deutlich genug auch für diejenigen, welche nicht zwiſchen den Zeilen 
leſen konnten, obwohl es ſich vorläufig mit einer bittern Polemik 
gegen die Maßregeln der ſardiniſchen Regierung begnügte, allein 
mit einer beſondern Tendenz, Unzufriedenheit mit den Lokalbehörden 
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in Savoyen zu erregen. Als Ramorino am 29. Januar in Lau⸗ 
ſanne erſchien, war das Unternehmen gegen Savoyen ein öffentliches 
Geheimniß. In Genf war eine Gährung bemerkbar, und es fehlte 
nicht an Solchen, die geneigt waren, den Aufwieglungsverſuch zu 
unterſtützen. Ein Schiff mit Polen kam von Ouchy in Genf an, 
von einem zweiten gefolgt, das mit Waffen beladen war. Die 
Genfer Behörden wollten die Polen verhaften und die Waffen mit 
Beſchlag belegen, allein das Volk verhinderte es und geleitete den 
Waffenvorrath nach Carouge, wo er von dort wartenden ſavoyiſchen 
Gebirgsbewohnern in Empfang genommen wurde. Unter ſolchen 
Umſtänden war es ein unſinniger Streich, deſſen Mißlingen ſchon 
im Voraus dargethan war, daß Ramorino am 2. Februar in Sa⸗ 
voyen einrückte mit einem Haufen von etwas über dreihundert Mann, 
meiſt Italiäner und Polen und einige Deutſche. Am 3. kam er bis 
Villagrand am Fuße des Saleve, und hier endigte das ganze Un⸗ 
ternehmen, nachdem es kaum begonnen war. Die Unſchlüſſigkeit 
des Anführers veranlaßte die Entmuthigung der Abenteurer, die ſich 
ihm beigeſellt hatten. In einer Berathſchlagung machte Ramorino 
den Vorſchlag, auseinander zu gehen, da er behauptete, verrathen 
worden zu ſeyn; kurz darauf war er verſchwunden und flüchtete nach 
Lauſanne. Am Tage darauf begaben ſich die Aufwiegler alle auf 
das Genfer Gebiet zurück. Ein ſo klägliches Ende nahm dieſer 
Verſuch, durch den ſo Großes hatte bewerkſtelligt werden ſollen. 
Durch dieſes Mißlingen der italiäniſchen Revolution ließen die Auf⸗ 
wiegler in Frankreich ſich indeſſen nicht von der Entwickelung ihrer 
Plane abſchrecken. 

Ueber Frankreichs inneren Zuſtand hatte das Journal des 
Döbats ſich in einer feiner letzten Nummern des Jahres 1833 fol- 
gendermaßen geäußert: „Wir haben zwar keine Emeuten, Straßen⸗ 
ſcandale noch Blutſcenen mehr, aber Ruhe und Ordnung find darum 
noch nicht zurückgekehrt; ja wir müſſen es geſtehen, beide fehlen uns 
noch ſehr. Die Verfaſſung iſt nur noch ein Wort, an das Nie⸗ 
mand ſich kehren zu müſſen meint — den König ausgenommen, 
der allein daran gefeſſelt ſeyn ſoll. Andere können ungeſetzlich und 
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und unmoraliſch handeln, jo viel fie wollen; der König ſoll nur da 
ſeyn, um in hundert Flugſchriften, in Zeitungen, in Zeichnungen 
und Zerrbildern über ihn herzufallen, ihm die gehäſſigſten Hand⸗ 
lungen vorzuwerfen oder zu unterſchieben, ihn zu verſpotten und 
lächerlich zu machen, wie den Niedrigſten und Verworfenſten des 
Volks. Jene Macht, welche ſich über alle Ordnung und über das 
Geſetz hinwegſetzt, iſt die kühn nach der Republik ſtrebende Geſell⸗ 
ſchaft der Menſchenrechte, welche ſich als Staat im Staate der kö⸗ 
niglichen Regierung gegenüber ſtellt, ihre eigene Verwaltung, ihre 
Finanzen, ihre Polizei, ihren mächtigen Anhang und ihre Politik 
hat.“ Wiewohl dieſe Schilderung grell klang zu einer Zeit. wo in 
der That der äußere Friede des Landes ungefährdet ſchien, wo der 
bürgerliche Verkehr ſich emſig und ungeſtört bewegte, wiewohl ein fo 
unerwartetes Bekenntniß offenbar auf die Kammerverhandlungen und 
rückſtändigen Wahlen berechnet war, ſo deutete es doch kühn und 
ohne Hehl auf die Wunde hin, die im Verborgenen am Staats⸗ 
körper nagte, und die Ereigniſſe der nächſten Monate des anheben⸗ 
den Jahres ſollten zur Genüge zeigen, daß hier nicht zu viel geſagt 
war, daß es wohl gerathen ſey, das Uebel nicht zu verheimlichen, 
ſondern die lichtſcheuen Beſtrebungen an das volle Licht der Oeffent⸗ 
lichkeit zu ziehen. Schon die Kammerverhandlungen in den erſten 
Tagen des Januar 1834 brachten Beweiſe dafür. 

Die Adreſſe an den König als Erwiederung der Thronrede, 
war in allen weſentlichen Punkten in einer der Regierung günſtigen 
Weiſe in der Deputirtenkammer durchgebracht worden; nur 43 Stim⸗ 
men hatten dem zuſtimmenden Votum von 268 widerſprochen, und 
man berechnete, daß wenn alle Abgeordnete gegenwärtig geweſen, 
gegen 400 für die Adreſſe geſtimmt haben würden. Die Oppo⸗ 
ſition hatte vorzüglich das Miniſterium im Betreff der auswärtigen 
Angelegenheiten angegriffen. Die Verwickelungen der orientaliſchen 
Frage durch den Vertrag von Hunkiar⸗Skeleſſi gaben Veranlaſſung 
zu heftigen Ausfällen gegen den Kaiſer von Rußland; die Angele⸗ 
genheiten Spaniens, die Verhältniſſe zu Italien, Deutſchland, wegen 
der in Wien eröffneten Congreßverhandlungen und des Zollvereins, 
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waren lebhaft zur Sprache gebracht worden. Im Ganzen aber 
hatte die Oppoſition auf dieſem Felde nichts Neues vorgebracht und 
nichts errungen, als ein Amendement Odilon⸗Barrots zu Gunſten 
der polniſchen Nationalität. Der Herzog von Broglie, Guizot und 
Thiers hatten mit Geiſt und Tüchtigkeit das Miniſterium vertreten. 
Bei weitem bedeutungsvoller und folgenreicher war was in Be⸗ 
ziehung auf die inneren Verhältniſſe ſchon während der Erörterung 
der Adreſſe vorkam. 

Die Geſellſchaft der Menſchenrechte hatte Robespierre's Erklä⸗ 
rung der Rechte herausgegeben, was denn offenbar in keiner ande- 
ren Abſicht geſchehen konnte, als um ſich damit einverſtanden zu 
erklären, und die darin aufgeſtellten Grundſätze zu den ihrigen zu 
machen. Am 6. Januar äußerte General Bugeaud in der Depu- 
tirtenkammer: „Ich mache keinen Unterſchied zwiſchen den Chouans 
der Vendée und den Aufwieglern in Paris, die täglich die Heiligkeit 
des Eides angreifen, und ſo keck waren, zu ſagen, daß zwei unſerer 
ehrenwerthen Collegen das Manifeſt der Geſellſchaft der Menſchen⸗ 
rechte unterzeichnet hätten.“ Voyer⸗d'Argenſon und Audry de Puy⸗ 
raveau entſprachen ſogleich dieſem Aufrufe, indem fie das Wort 
verlangten, und Bugeaud fügte hinzu: „Ich bin überzeugt, daß ſie 
nicht durch ihr Stillſchweigen ſo ſchändliche Verläumdungen beglau⸗ 
bigen, ſondern auf der Rednerbühne erklären werden, daß ſie ihren 
Eid nicht verläugnet haben.“ Voyer-d'Argenſon erklärte darauf, 
daß ſein politiſcher, und faſt auch ſein religiöſer Glaube ſich in dem 
Worte „Gleichheit“ zuſammenfaſſen laſſe, eine Gleichheit nämlich 
der politiſchen Rechte ſowohl als der geſellſchaftlichen Zuſtände, wie 
es der zugeſtandene Zweck aller Verſammlungen geweſen ſey, die 
mit einiger Aufrichtigkeit die franzöſiſche Nation repräſentirten, von 
der conſtituirenden Verſammlung an. In Erklärung von Grund⸗ 
ſätzen und hiſtoriſchen Anführungen verbrecheriſche Wünſche erblicken 
zu wollen, hieße bis zur Verläumdung hinabſinken. In der heraus⸗ 
gegebenen Erklärung habe die Geſellſchaft der Menſchenrechte eben 
die Grundſätze entwickelt gefunden, welche ſte dem Nachdenken eines 
Volkes vorlegen wollte, das als das ſouveraine Volk und als die 
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große Nation ausgerufen ward; in dem Namen Robespierre habe 
die Geſellſchaft weder ein vollſtändiges noch unvollſtändiges Symbol 
geſehen, es ſey ganz einfacherweiſe der Name des Verfaſſers der 
Erklärung, und nur darum ſey er genannt. Was die Pflicht des 
Eides betreffe, ſo ſey der erſte aller geleiſteten Eide der, dem ſou⸗ 
verainen Willen des Volkes zu gehorchen, dieſer aber ſey wandelbar, 
fortſchreitend, wie die Vernunft und der Wille einer individuellen 
Intelligenz. Es wäre eine unſinnige Souverainetät, die ſich ſelbſt 
ſchwören würde, nie ihre Inſtitutionen zu vervollkommnen. Die 
Volks ſouverainetät ward 1830 verkündigt. Einige Abgeordnete aber 
warfen ſich als Organe dieſer Souverainetät auf, machten eine 
Charte, bemächtigten ſich derſelben, und laſſen unter ſich nur Män⸗ 
ner zu, die geneigt ſind, die von ihnen vorgeſchriebene Formel zu 
wiederholen, ja fie geſtatten nur unter dieſer Bedingung die allge— 
meine Abſtimmung. So wäre demnach eine Nation ſouverain, von 
der aber jeder Bürger individuell auf ſeinen Theil der Souveraine⸗ 
tät verzichten müſſe. Das heiße die Worte zu ſehr mißbrauchen 
und mit der öffentlichen Vernunft ſpielen. D'Argenſon erklärte dann 
in der weiteren Ausführung ſeiner Theorie, daß ſein Eid nur der 
Souverainetät des Volkes gelte, und daß nur wenn die Majorität 
des Volkes ſich offen für das gegenwärtige Regime erkläre, aber 
auch nur dann moraliſche Verpflichtung für Alle ſtattfinde, ſich ihm 
zu unterwerfen, ohne Nachtheil jedoch für das ewige, unveräußerliche 
Recht, das Jedem zuſtehe, Beſſeres vorzuſchlagen. Audry de Püy⸗ 
raveau, der dem vorigen Redner folgte, entwickelte, wie aus der 
Volksſouverainetät das Recht der Aſſociation hervorgehe, denn ohne 
Zuſammenkunft könne keine Erörterung ſtatt finden. Die Geſellſchaft 
der Menſchenrechte habe ſich in einer Erklärung dargeſtellt, worin 
der Redner alle zu der öffentlichen Wohlfahrt nöthigen Elemente 
vorfinde, und daher habe er ſich auch ſehr geehrt gefühlt, daß man 
ihn zum Mitglied vom Comité dieſer Geſellſchaft gewählt habe. Wenn 
die Bürger das Recht hätten, ſich zum gemeinſchaftlichen Vortheil 
als Corps der Nation zu verſammeln, ſo habe Niemand die Be⸗ 
fugniß, ſie daran zu verhindern, ſich auch in Privatgeſellſchaften 
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zu verſammeln und fich mit dem zu beichäftigen, was ihnen am 
meiſten zuſage. „Wenn“ — äußerte der Redner — „wenn die 
Nation eine Revolution gemacht habe, um alle Mißbräuche zu zer⸗ 
ſtören, dieſe Revolution aber verfälſcht und nicht gegen die Miß⸗ 
bräuche, ſondern gegen die Nation ſelbſt gerichtet worden ſey, ſoll 
es alsdann auch den Bürgern, welche Opfer dieſes Verfahrens ge⸗ 
worden, verwehrt ſeyn, ſich zu verſammeln, um friedlich die Mittel 
zu erörtern, wie die Mißbräuche der Verſchleuderung und der rohen 
Gewalt unterdrückt werden können, und um diejenige Einrichtung der 
Geſellſchaft zu ſuchen, welche für die Zukunft die Regierung hindern 
dürfte, ſich ſelbſt und das in ſie geſetzte Vertrauen zu mißbrauchen?“ 
Puyraveau wieß darauf die Beſchuldigung der Unordnung, des Um⸗ 
ſturzes, der Plünderung und der Beabſichtigung eines agrariſchen 
Geſetzes zurück, welche in beſoldeten Blättern und in einem gewiffen 
Requiſitorium den Geſellſchaften gemacht worden ſeyen, die ſich zur 
Abhülfe von Mißbräuchen gebildet hätten. Ihr Wunſch — verſichert 
er — ſey nur eine Aenderung in den politiſchen Geſetzen, als ein- 
ziges Mittel gegen ſo viele Uebel; ſie wollten, daß das, was durch 
den Willen eines Einzigen im Intereſſe Einiger geſchehe, durch die 
Wahl im Intereſſe Aller geſchehen ſollte. 

Was die friedliche Natur der Mittel betrifft, welche die Gefell- 
ſchaft der Menſchenrechte nach Puyraveau's Verſicherung in Anwen⸗ 
dung bringen wolle, ſo wurde fie durch die Ereigniſſe der nächſten 
Wochen genügend dargethan, ja in dem Augenblicke, wo das Mit 
glied des leitenden Ausſchuſſes dieſer Geſellſchaft auf der Rednerbühne 
der Kammer ein ſolches Harmloſigkeitszeugniß ausſtellte, durchſtreif⸗ 
ten ſeine Ausſendlinge Frankreich und das Ausland, um überall nach 
Kräften den bewaffneten Aufſtand zu organiſiren und die letzten An- 
ordnungen für einen allgemeinen Ausbruch zu treffen. 

Nach dieſen Verſtändigungen der von Bügeaud zur Verant⸗ 
wortung aufgerufenen Mitglieder, erklärte noch Herr de Lüdre, daß, 
obwohl ſein Name in den Zeitungen nicht genannt worden ſey, er 
dennoch den Grundſätzen der ſo lebhaft angefochtenen Erklärung voll— 


kommen beipflichte. So konnte der Siegelbewahrer wohl mit Recht 
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fagen, daß man auf der Rednerbühne der Kammer ein großes 
Skandal gegeben habe. „Sie haben“ — äußerte er — „einen 
Redner gehört, der eine Lobrede gehalten auf eine politiſche Geſell⸗ 
ſchaft, die ſich ſelbſt als eine republikaniſche bezeichnet; ihr Symbol, 
ihr Zweck, der Mann, den ſie dafür nennt, laſſen keinen Zweifel 
übrig, daß ſie nach dem Umſturz unſerer Inſtitutionen trachtet. Sie 
ruft eine Erklärung an, die ſelbſt dem Convent zweideutig erſchien. 
Man hat uns dieſe Aſſociation gerühmt, als beruhend auf den 
Grundlagen einer reinen Moral; und die von ihr verkündigten 
Grundſätze führen geradezu auf Männer zurück, deren Name und 
Gedächiniß ein Gräuel für Frankreich ſind.“ Er verlas hierauf 
einige Stellen aus einer von der Geſellſchaft der Menſchenrechte 
herausgegebenen Schrift, worin die Errichtung einer Republik als 
wünſchenswerth und nahe bevorſtehend dargeſtellt wird; ja was ſie noch 
mehr charakteriſire, ſey die Herausgabe und der Verkauf der Reden 
Marats in einem Bande zu 2 Franken 25 Cent. Boyer d'Argenſon 
rief dem Siegelbewahrer bei dieſer Angelegenheit entgegen: „Dieß 
iſt das Recht der Franzoſen!“ Hierauf lautes Geſchrei der Ent⸗ 
rüſtung, Ruf zur Ordnung, allgemeine Gährung, die lange nicht 
beſchwichtigt werden konnte. Nun iſt es allerdings wohl das Recht 
der Franzoſen, wie einer jeden Nation, die eine freie Preſſe hat, die 
Revolution geſchichtlich darzuſtellen, und als Belege der Entwicklung 
auch Marats Reden anzuführen; hievon himmelweit verſchieden ift es 
aber, wenn eine zahlreiche politiſche Geſellſchaft unter ihrer Sanktion 
ſolche Reden herausgibt, welche nicht nur die Republik als die einzig 
zuläßige Staatsform predigen, ſondern geradezu einen Katechismus 
der frechſten Volkswillkür enthalten, und noch dazu wenn die Ver: 
breitung eines ſolchen Buchs durch die Autorität einer Aſſociation 
und durch einen niedrigen Preis unterſtützt wird. „Ich will,“ rief 
der Siegelbewahrer — „die Rechtlichkeit der Grundſätze des Mitglieds, 
das mich unterbrochen hat, nicht beſtreiten, ich wünſchte nur, es 
könnte die Folgen der von ihm ausgerufenen Grundſätze klar ein⸗ 
ſehen. Sie gehen mit einer Brandfackel im Lande umher. Die 
Souverainetät des Volkes kann nicht darin beſtehen, immer alles 
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Beſtehende in Zweifel zu ſtellen; ſie kann nicht unaufhörlich in Em⸗ 
pörung gegen ihr eigenes Wort ſeyn.“ 

Am Schluſſe der Sitzung vom 9. Januar, in welcher die Adreſſe⸗ 
Verhandlungen geſchloſſen wurden, beſtieg der Kammerpräſident Düpin 
die Rednerbühne. Er erklärte, daß er während dieſer Verhandlung, 
worin die Freiheit der Erörterung bis zu ihrer äußerſten Grenze in 
Anwendung gekommen, Alles habe hören müſſen, was die Kammer 
anhören zu müſſen glaubte. Es ſeyen dabei Lehren geäußert wor⸗ 
den, die keine andere Abſicht haben könnten, als die Grundlagen 
der Regierung zu untergraben. Er glaube daher, daß ihm ſein Eid 
die Pflicht auferlege, an die Grundſätze zu erinnern, unter deren 
Einfluß die Regierung von 1830 gegründet ward, und in deren 
Namen ſie das Recht habe, Achtung und Gehorſam zu fordern. 
Weil die Juliregierung aus einem großen Akte der Volksſouverainetät 
entſprungen ſey, fordere man nun das Volk auf, unaufhörlich ſeine 
Souverainetät zu beweiſen in anarchiſchen Beſtrebungen gegen die 
Regierung, die es ſelbſt eingeſetzt, und die es demzufolge nach Ber 
lieben abzuſetzen das Recht haben ſollte. Wenn man denen, die 
das Volk in dieſe Richtung leiten wollen, entgegenhält, daß mit fol 
chen Grundſätzen eine Regierung überhaupt nicht möglich ſey, ſo 
antworten ſie: „Wer behauptet das Gegentheil?“ Sie rufen auch in 
der That nicht ſolche Grundſätze an, um damit eine Regierung zu 
begründen, ſondern nur um die beſtehende umzuſtürzen; Einige von 
ihnen, um die Republik herbeizuführen, Andere, um durch die Re⸗ 
publik zur Legitimität zu gelangen. — Düpin wieß dann nach, daß 
dieſer monſtröſe aber offenkundige Einklang zwar nicht in Form einer 
offenbaren Allianz zugegeben, aber faktiſch zugeſtanden ſey. „Und 
dieß!“ — rief er — „hat man die legitimen Forderungen der Par⸗ 
teien genannt! Es gibt Leute, welche ihre guten Abſichten betheuern, 
die nicht glauben, Robespierre zu erreichen, weil ſie vorerſt nur ſein 
Manifeſt entlehnen, die verſichern, daß in der Ordnung der Dinge, die 
ſie einzuführen gedenken, die Unverletzlichkeit des Eigenthums und 
die Freiheit eines Jeden geachtet werden ſollen. Gerade ſo dachte 
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friedfertigen Männer werden, von der Gewalt der Dinge fortgeriſſen, 
Tyrannen und Unterdrücker ihrer Mitbürger, ihre Abſichten mögen 
nun urſprünglich die edelſten und beſten geweſen ſeyn. Und wie 
ſollte es anders ſeyn, wenn man zur Ausübung der politiſchen Ge⸗ 
walt nicht etwa einige oder viele Menſchen, ſondern alle, gute oder 
ſchlechte, ohne Ausnahme beruft?“ In Beziehung auf die freie Mei⸗ 
nungsäußerung behauptete ferner der Kammerpräſident, daß fo voll⸗ 
ſtändig man ſie auch wünſchen möchte, ſie doch unmöglich ſo weit 
gehen dürfte, zum Umſturz der beſtehenden Staatsverfaſſung aufzu⸗ 
fordern; daß keine Regierungsform, nicht die Monarchie, und eben 
ſo wenig die Republik, ſie in dieſem Umfange geduldet habe, und 
daß man eben ſo wenig zugeben könne, daß das an ſich vortreffliche 
Recht der Vereine dazu angewendet werde, im Staate ein mit ſtaat⸗ 
lichen Mitteln ausgerüſtetes Verhältniß zu gründen, deſſen eingeſtan⸗ 
dene Abſicht ſey, die Regierung zu untergraben. Düpin ſchloß mit 
den Worten: „So viele Erfahrungen werden nicht verloren ſeyn. 
Wir wollen von den uns verliehenen Rechten ſtandhaft Gebrauch 
machen und zugleich die Rechte der andern Staatsgewalten achten; 
dann iſt die Zukunft des Landes geſichert. Das iſt der Geiſt, in 
dem die Antwort auf die Thronrede angenommen wurde. Wenn 
die Kammer brandmarkt, was Frankreich nicht will, und aufrecht 
hält, was es will, wird Frankreich ſie unterſtützen.“ 

Die Regierung wußte, daß die Aufwiegler Alles bereit hielten, 
und daß die erſte, beſte Veranlaſſung zu einem Ausbruche benutzt 
werden konnte. Eine ſolche ſchien die Beerdigung des Kammermit⸗ 
gliedes Dülong darzubieten. Dieſer, ein Freund und Meinungsge⸗ 
noſſe von Düpont (de l'Eure), während deſſen Miniſterium er 
Generalſekretair der Juſtiz war, wurde am 30. Januar getödtet 
in einem Zweikampfe mit General Bügeaud. Dülong hatte in der 
Deputirtenkammer auf eine, Bügeaud perſönlich beleidigende Weiſe 
angeſpielt auf das Verhältniß des Generals, als Befehlshabers von 
Blaye während der Gefangenſchaft der Herzogin von Berry. Ver⸗ 
ſuche zur Beilegung dieſer Sache, worin Dülong ohne Aufforderung 
der Beleidiger geweſen, waren mit Erfolg eingeleitet, allein ſeine 
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Erklärung im Journal des Debats unterblieb in Folge eines 
Artikels im Journal de Paris, durch welchen fie nach Dülongs An⸗ 
ſicht als feig erſcheinen würde. Der politiſche Urſprung des Zei: 
kampfes, ſo wie der Umſtand, daß der Gefallene der radikalen Mei⸗ 
nung angehörte, der Sieger aber auf der Seite der Regierung ſtand, 
gaben dieſem traurigen Vorfalle eine aufregende Bedeutung. Die 
Journale verſäumten nicht, das ihrige beizutragen, um die Leiden— 
ſchaften zu reizen. Armand Carrel und Marraſt ſuchten den König 
in die Sache zu ziehen, indem ſie zu verſtehen gaben, daß Einer 
der Zeugen, der königliche Adjutant, Herr von Rumigny, einen 
Brief, der über das Ganze Licht hätte verbreiten können, auf Befehl 
des Königs verbrannt habe, wodurch ſpäter ein Zweikampf zwiſchen 
Rumigny und Carrel entſtand, in dem Letzterer verwundet wurde. 
Obwohl dieſe Behauptung durch Nichts erwieſen werden konnte, und 
ganz in die Klaſſe von Verläumdungen geſtellt werden muß, To 
machte fie dennoch im Verein mit den andern Umſtänden ihre beab— 
ſichtigte augenblickliche Wirkung, beſonders da der alte Düpont 
(de lEure) den Schmerz über den Verluſt des bewährten vieljähri⸗ 
gen Freundes dadurch zur Schau ſtellte, daß er ſeine Entlaſſung 
als Abgeordneter einreichte. Gewiß war Dülong's Verluſt an ſich 
höchſt beklagenswerth, aber er hatte das ihn betroffene Unglück durch 
ſeine Leidenſchaftlichkeit ſelbſt herbeigeführt. Gegen Bügeaud's Aeuße⸗ 
rung: „Vor Allem muß ein Militair gehorchen!“ konnte man folge 
lich nichts einwenden. Wenn aber Dülong darauf hinzufügte: 
„. ja bis zur Schmach; er muß ſich ſogar zum Kerkermeiſter 
eines Staatsgefängniſſes brauchen laſſen!“ — ſo konnte der Ge— 
neral unmöglich dieſe Anrede auf ſich beruhen laſſen, und ſeine 
Schuld war es nicht, daß Dülong die bereits an das Journal des 
Döbats eingeſendete Erklärung, wodurch Alles hätte beigelegt wer— 
den können, zurücknahm. Dieſen Umſtänden wurden natürlich von 
den politiſchen Leidenschaften keine Rechnung getragen, und der To— 
desfall wurde bearbeitet zur Anſtiftung von Meuterei. Dieſe brach 
indeſſen nicht aus, die Leichenfeier ging vor ſich mit aller Feierlich— 
keit, aber ohne Störung der öffentlichen Ordnung. Vorbeugungs— 
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maßregeln waren mit Umſicht und Entſchloſſenheit von den Behörden 
getroffen worden; dieſen gegenüber hätte der Aufruhr mit Macht und 
in Maſſen auftreten müſſen, um die geringſte Ausſicht zu haben 
auch nur auf einen vorübergehenden Erfolg. Außerdem aber wollte 
das leitende Comité Nachricht abwarten von dem Gelingen des Ver⸗ 
ſuchs in Savoyen, der gerade in denſelben Tagen vor ſich ging. 
Da man nun bei der Leichenfeier Dülongs die Vorbereitungen 
zur Abwehr einer Störung ſo entſchieden getroffen ſah, und weder 
bei der Nationalgarde noch bei der Linie eine Neigung vorfand, die 
Regierung im Stich zu laſſen, ſo unterblieb jeder Verſuch, aber nur 
um auf günſtigere Gelegenheit aufgehoben zu werden. 

Im Dienſte der Aufwieglungspreſſe in Paris ſtanden die 
öffentlichen Ausrufer, welche Alles, was ihnen in die Hand gegeben 
wurde, verbreiteten, und natürlicherweiſe das am meiſten und am 
ſorgſamſten, was ihnen am beſten bezahlt wurde. Ihr ſchamloſes 
Handwerk war faſt ausſchließlich gegen die Regierung gerichtet, welche 
dieſen Unfug nicht mehr dulden wollte. Der Siegelbewahrer brachte 
einen Geſetzvorſchlag in die Kammer, nach welchem Niemand das 
Gewerbe eines öffentlichen Ausrufers betreiben dürfe, ohne ausdrück⸗ 
lich von der Munieipalbehörde dazu ermächtigt worden zu ſeyn, und 
dieſe Ermächtigung könne zurückgenommen werden. Man bezeichnete 
das Einſchreiten gegen dieſe Menſchen als kleinlich und einer ihrer 
Kraft ſich bewußten Regierung unwürdig. Abgeſehen davon, daß 
der Eifer, mit dem die revolutionaire Preſſe ſich der armen Aus⸗ 
rufer annahm, ſie als unſchuldige Opfer einer verfolgungsſüchtigen 
Polizeigewalt hinſtellte, am beſten daxthat, wie ungerne man fie ver⸗ 
miſſen würde, ſo konnte die Regierung unmöglich dulden, daß unter 
ihren Augen dieſe Helfershelfer der Revolution Paris überſchwemm⸗ 
ten mit einer Unzahl der frechſten Schmähſchriften, die zum Theil 
auf heimlichen Preſſen gedruckt waren, und ſich den geſetzlichen Vor— 
ſchriften entzogen. Sie waren in Banden organiſirt und ſtanden 
zum größten Theil im Dienſte der karliſtiſchen und republikaniſchen 
Propaganda. Wer die Muſter ihrer Waare geſehen, dieſer Pfennig- 
literatur der frechſten Verläumdung wie der maßloſeſten Aufwiege⸗ 
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lung, dieſe Zerrbilder, auf denen die königliche Familie wie Alles 
und Alle, welche auf Würde und Achtung Anſpruch machen konnten, 
in den Koth gezogen waren, dieſes Journal le Pilori, dieſe Flug⸗ 
ſchriften des Pere Duchesne, der kann nimmermehr die Zügelloſig⸗ 
keit der Ausrufer für gleichgültig halten. Bei jedem Schritte in 
Paris wurden die Vorübergehenden von dieſen Menſchen angeſchrieen, 
die auch ſonſt jedes Mittel ergriffen, um ſich bemerkbar zu machen; 
einige Ausrufer waren vom Kopf bis zu den Füßen feuerroth ge- 
kleidet, Andere, wie die im Dienſte Cabets, himmelblau. Das Ge⸗ 
ſetz wurde als eine unerläßliche Polizeimaßregel mit großer Mehrheit 
angenommen. Der Republikaner Cabet war Mitglied der Deputir- 
tenkammer, und ſeinen Meinungsäußerungen nach entſchiedener und 
heftiger, als Puyraveau, d'Argenſon und de Lüdre. Der Siegelbe⸗ 
wahrer verlangte von der Kammer die Ermächtigung, Herrn Cabet 
in Anklageſtand zu verſetzen wegen zwei Artikel, die von ihm im 
Journal le Populaire unterzeichnet waren, und von denen der eine 
überſchrieben war: „Die Republik iſt in der Kammer,“ der andere: 
„Bund der Könige gegen die Menſchheit.“ Nach Anhörung der 
angeſchuldigten Artikel ernannte die Kammer eine Commiſſion, auf 
deren Antrag ſie ſpäter die verlangte Ermächtigung ertheilte. Die 
Kammer konnte nicht zugeben, daß Eines ihrer Mitglieder, unter 
dem Schutze der Würde eines Abgeordneten von Frankreich, gefähr— 
liche Grundſätze in Flugſchriften verbreitete. Cabet wurde nachher 
vom Gericht verurtheilt zu einem Jahr Gefängnißſtrafe, und einer 
Buße von 4000 Franken. Die Regierung, die wohl wußte, mit wem 
ſie zu thun hatte, ließ ſich nicht irre machen, und fuhr beharrlich 
fort, ihren Gegnern Entſchloſſenheit und Wachſamkeit entgegenzu— 
ſtellen; Quotidienne, Corſaire, Tribüne, National, und mehrere 
andere Journale wurden wegen aufrühriſcher Artikel mit Beſchlag 
belegt und vor die Gerichte geſtellt; und dabei wurde dem Faſching 
nicht Eintrag gethan, der ſorglos und fröhlich gefeiert wurde. Mitten 
hinein wurde eine Bittſchrift um Aufhebung des Geſetzes über die 
Verbannung der Napoleoniden mit großer Mehrheit von der Kam— 
mer zurückgewieſen; die Rückkehr dieſer Namensträger einer vergange— 
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nen Größe wäre ein falfcher Schlüſſel mehr geworden, womit das 
Gelüſte nach Wühlerei der Verwirrung eine Hinterpforte geöffnet 
hätte. 

In Lyon hatten die Atelierchefs der Seidenarbeiter unter dem 
Namen von „Mutuelliſten “ einen Verein gebildet, und ein anderer 
von den Webergeſellen trat auf unter der Benennung „Ferrandi⸗ 
niers.“ Dieſe Vereine hatten die ganz legitime und im Intereſſe 
der Arbeiter ſehr natürliche Abſicht, die Arbeitspreiſe aufrecht zu er⸗ 
halten. Da indeſſen ſeit Anfang des Jahres ein Stocken in den 
Geſchäften eingetreten war, und große Beſtellungen, namentlich aus 
Amerika, ausblieben, ſo vereinigten ſich mehrere Fabrikherren, um 
in einem verabredeten Verhältniſſe eine Herabſetzung des Arbeits⸗ 
preiſes eintreten zu laſſen. Die Arbeiter weigerten ſich, Arbeit zu 
den herabgeſetzten Preiſen anzunehmen, und da die Fabrikherren 
ihren Entſchluß nicht aufgeben wollten, ſo hielten die Atelierchefs 
am 14. Febr. eine Verſammlung, worin mit einer nicht ſehr ſtarken 
Mehrheit das Aufhören der ſämmtlichen Seidenarbeit beſchloſſen 
wurde. Dieſer Beſchluß wurde gleich am folgenden Tage in Voll⸗ 
zug geſetzt, und die Straßen von Lyon waren überſchwemmt mit 
großen Maſſen von müßigen Arbeitern. Dieſem Vorgange lag bei 
der Mehrheit der Abſtimmenden urſprünglich ohne Zweifel nur die 
Abſicht zu Grunde, beſſern Lohn für ihre Arbeit zu bekommen, und 
durch vereinigte und beharrliche Arbeitsverweigerung zu erzwingen. 
Allein die politiſchen Vereine verſäumten nicht die Gelegenheit, um 
das Mißbehagen an dem Arbeitsverhältniſſe auf das nahe verwandte 
Gebiet einer politiſchen Mißſtimmung hinüber zu ſpielen. Die nicht 
in hinreichender Zahl, oder zu nicht vortheilhaften Bedingungen ge— 
machten Beſtellungen au 8 Amerika, England, Deutſchland u. ſ. w 
waren das natürliche Ergebniß eines Nachlaſſes im Handelsverkehr, 
deſſen Grundurſache weder durch die franzöſiſche, noch durch irgend 
eine andere Regierung herbeigeführt war. Und wenn wir ſpäter Ge⸗ 
legenheit finden werden, nachzuweiſen, daß manche Abſatzwege nach 
Außen verkümmert worden ſind durch das Verbot- und Belaſtungs⸗ 
ſyſtem der franzöſiſchen Zollrolle, ſo iſt es ja gerade wegen des über— 
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wiegenden Schutzes der Gewerbthätigkeit, daß der Abſatz nach dem 
Auslande von Naturprodukten, wie Wein u. ſ. w. abgenommen, 
und die Lyoneſer waren es nicht, die dabei beeinträchtigt wurden. 
Die Arbeiter beſchuldigten die Arbeitsherren, nur mit einem über⸗ 
mäßigen Vortheil arbeiten laſſen zu wollen. Der Lyoneſer Seiden⸗ 
Fabrikant hat nicht Arbeiter in Tage- oder Wochenlohn, welche ver⸗ 
einigt in ſeinem Fabrikgebäude arbeiten, ſondern er iſt eigentlich nur 
der Beſitzer des Stoffes, der Seide, welche er unter Anordnung 
von Form, Muſter, Qualität u. ſ. w. den Beſitzern von Webſtüh⸗ 
len zur Bearbeitung übergibt. Dieſe Chefs der Ateliers haben mehrere 
Webſtühle, ſelten über fünf oder ſechs, werden nach der abgelieferten 
Arbeit vom Beſteller bezahlt, welcher Beſitzer des Rohſtoffes iſt; die 
untergeordneten Arbeiter ſtehen nicht im Dienſte des Beſtellers, ſon⸗ 
dern ſind von den Chefs der Ateliers gedungen, welche alſo als 
die Mittelmänner zwiſchen den Arbeitsherren und den Arbeitern er⸗ 
ſcheinen. Der Arbeitsherr gibt gerne höheren Arbeitslohn, wenn er 
durch den Abſatz dazu im Stande iſt, denn er ſteht in großem Ka⸗ 
pitalvorſchuß für Anſchaffung des Rohſtoffes, und nur wenn dieſer 
in verarbeitete Waare ausgeprägt iſt, kann er den Eingang des 
Vorſchuſſes und deſſen Verzinſung erlangen. Wenn der Arbeitsherr 
in Lyon geringere Arbeitspreiſe bietet, ſo iſt er meiſt ſelbſt im Ge⸗ 
dränge, und läßt arbeiten ohne feſten Abſatz in Hoffnung auf eine 
beſſere Conjunctur, und um auch bei geringeren Kaufpreiſen fein 
Kapital nicht ganz unthätig zu laſſen. Jedenfalls kann die Regie⸗ 
rung nicht gewaltſam in dieß Verhältniß eingreifen; ſie darf ſo 
wenig den Arbeitern Preiſe vorſchreiben, um welche ſie arbeiten 
müſſen, als ſie den Kapitaliſten Bedingungen auferlegen kann, unter 
welchen ſie Arbeit zu geben ſich nicht weigern dürften. Man ſah 
indeſſen, wie die revolutionairen Klubbs durch ihre Ausſendlinge 
bemüht waren, das Feuer zu ſchüren und der Regierung alle Schuld 
des eingetretenen Mißſtandes aufzubürden; das that beſonders das 
Journal le Précurſeur, welches die Arbeitsweigerung der Mutuel⸗ 
liſten als eine gerechte und abgedrungene Nothwehr darſtellte. Die 
Beſorgniß wurde um fo größer, da man wußte, daß die Mutuel⸗ 
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liſten nicht vereinzelt ſtanden, ſondern in Verbindung waren mit 
Arbeitervereinen in vielen andern Städten. Die nöthigen militairi⸗ 
ſchen Vorkehrungen wurden getroffen für den Fall einer Störung 
der öffentlichen Ordnung. Der Präfekt des Rhonedepartements, 
Herr Gasparin, wiederrieth mit Recht jedes Einſchreiten der Behörde 
ſo lange die Bewegung eine bloß induſtrielle bleiben werde. Sie trat 
nur wenig aus dieſen Grenzen heraus; allerdings kamen einige 
Zuſammenrottungen mit republikaniſchem Geſchrei vor, Drohungen 
wurden ausgeſtoßen, ſich des Pulvermagazins bemächtigen zu wollen, 
und es zeigte ſich die Regung, einem Einſchreiten der Regierung 
offenen Widerſtand entgegenzuſetzen. Wie die Arbeitsherren durch 
die kräftigen Vorſichtsmaßregeln der Behörden ermuthigt wurden 
und den Vorſtänden der Weber jedes weitere Zugeſtändniß ab— 
ſchlugen, ſo beſann ſich die Mehrzahl der Arbeiter, bis zum politi⸗ 
ſchen Aufruhr zu ſchreiten; die meiſten blieben ruhig zu Hauſe, einige 
begannen ſich zu fügen; und allmälig kehrten ſie Alle zur Arbeit 
zurück, ſo daß am 20. Febr. die Ordnung faſt ganz wieder hergeſtellt 
war. Ganz ähnlich war der Hergang in dem naheliegenden Saint⸗ 
Etienne. . 

Die gleichzeitig in Marſeille ausgebrochenen Unruhen waren von 
den revolutionairen Vereinen angeſtiftet. Es verbreiteten ſich dort, 
wie in vielen Städten Frankreichs unheimliche Gerüchte von Plünde⸗ 
rung, Mord und Brand, und dieſe hätten ſich ohne Zweifel voll⸗ 
kommen bewährt, wenn nicht die Behörden überall auf ihrer Hut 
geweſen wären. Am 12. Februar begann in Marſeille eine Meu⸗ 
terei mit reyolutionairen Geſängen, durch welche die Ausſendlinge 
der Klubbs den Pöbel zu entflammen ſuchten; Verwünſchungen wur⸗ 
den gegen den König und die Miniſter ausgeſtoßen, während man 
die Republik hoch leben ließ. Der Maire Prunnel, fo wie der Ma⸗ 
giſtrat und die militairiſchen Befehlshaber, benahmen ſich mit großer 
Klugheit. Die Aufwiegler wurden in ein Kaffeehaus gedrängt, wo 
man mehrere der Rädelsführer verhaften konnte, ſo daß es vollkom⸗ 
men gelang, das Ganze im erſten Verſuch zu erſticken. 

Eben um dieſelbe Zeit war eine Gährung in Paris bemerkbar, 
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die ſich jedoch vor der Hand nur äußerte in Aufläufen, Umzügen 
von Schenkhäuſern aus, und in einer Art von Volksverſammlungen, 
in denen darauf berechnete hämiſche Angriffe auf die Regierung in 
den Zeitblättern Charivari und Populaire laut vorgeleſen wurden. 
Die Polizei hatte ſich begnügt, dieſe Vorgänge zu beaufſichtigen, und 
war nicht mit Gewalt eingeſchritten, da man es bei den Verſuchen 
bewenden ließ, und ſie ſich überzeugte, daß unter den Bürgern 
keine Theilnahme für den Aufruhr zu gewinnen war. Am 23. Febr. 
jedoch beabſichtigte man einen ernſthafteren Verſuch. In mehreren 
Stadtvierteln fanden Aufläufe ſtatt, es hieß, man wolle zur Zu⸗ 
rücknahme des Geſetzes gegen die Ausrufer auffordern. Auf den 
Boulevards jedoch, und beſonders auf dem Börſenplatze drängte ſich 
die größte Menge zuſammen; ſie beſtand meiſt aus Handwerkern 
und Arbeitern, die eigentlich nicht recht wußten, was fie unterneh- 
men ſollten; fie waren nur im Allgemeinen zu einer Meuterei be 
ſtellt und auf die Anführer angewieſen, die ſie vorfinden würden. 
Dieſe Anführer jedoch traten nicht auf, weil man ſich überzeugte, 
daß die Regierung vollkommen vorbereitet war und von Allem ge- 
naue Kunde hatte. Die oberen Leiter zogen ſich zurück, und über⸗ 
ließen es den gefoppten Arbeitern, ſich aus der Schlinge zu ziehen, 
ſo gut oder übel ſie es vermochten. Es blieb den Unruheſtiftern nur 
das Feld der Beſchwerdeführung übrig in Tagblättern und Flug⸗ 
ſchriften: die Bevölkerung ſey ruhig und friedliebend, die Polizei 
ſelbſt aber rege ſie auf durch verkleidete Spione, um ihren Eifer zu 
zeigen und um einen Vorwand zu neuen Unterdrückungsgeſetzen her⸗ 
beizuführen. Allerdings hatte die Polizei Spione unter den Auf⸗ 
wieglern und unter den Theilnehmern an den geheimen Geſellſchaften, 
denn das iſt unumgänglich nothwendig überall, wo ſolche beſtehen; 
den heimlichen Verrath kann man nur durch Hülfe von Verräthern 
unſchädlich machen. Aber die Revolutionsmänner nehmen es ſehr 
übel, wenn man gegen ſie die Mittel anwendet, deren ſie ſich bedie⸗ 
nen; ſie ſprechen das Recht an, wie eine Behörde unverletzlich zu 
ſeyn, und ungeſtört die geſellſchaftliche Ordnung untergraben zu 
können. Ohne Zweifel kamen damals Mißgriffe und Eigenmächtig⸗ 
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keiten von Perſonen vor, die im Dienfte der Polizei waren. Das 
kann und ſoll man nicht billigen. Wenn aber eine Staatsgeſell⸗ 
ſchaft das Unglück hat, mit der Peſt der geheimen Geſellſchaften be⸗ 
haftet zu ſeyn, ſo iſt die Polizei, und ſtünde ein Cato an ihrer 
Spitze, genöthigt, Spione zu haben, und ſolche traurige Gehülfen 
findet man nur unter verdorbenen und gewiſſenloſen Menſchen. Muß 
die Polizei, wie es hier unvermeidlich war, ſolche Helfershelfer in 
Maſſe haben, ſo kommt ſie in den Fall, Menſchen, die ſie nicht 
hinreichend kennt, verwenden zu müſſen, und kann ihr Benehmen 
nicht durch zuverläßige Perſonen überwachen laſſen. Diejenigen, 
welche am meiſten ſchimpften über die Anwendung ſolcher, allerdings 
höchſt trauriger Mittel, waren gerade diejenigen, die ſie nothwendig 
machten, das heißt, Mitglieder der geheimen Geſellſchaften, die Be⸗ 
ſtechung, Verläumdung, Verrath, und vielleicht auch Mord nicht 
ſcheuten, um ihre Zwecke zu erreichen. Uebrigens läßt ſich nicht 
läugnen, daß die Polizei bei Dämpfung dieſer Meuterei etwas derb 
aufgetreten war — vielleicht aber war W eben darum nicht zum 
Ausbruch gekommen. a 

Alle dieſe in der Geburt erſtickten Auſwiegelungen hingen an 
einer Kette, und gingen von den geheimen Verbrüderungen aus. 
Sie waren Vorſpiele eines gemeinſchaftlichen und umfaſſenden Plans; 
jetzt unterdrückt, würden ſie bei jeder günſtig ſcheinenden Gelegenheit 
erneuert werden. Das Recht der Regierung, die den Aſſociationen 
ertheilte Ermächtigung zurückzunehmen, war unzureichend, denn wenn 
ſie auch für aufgelöst erklärt worden, und ihr Verſammlungsort 
geſchloſſen war, beſtanden ſie unter andern Formen fort, und trotz— 
ten im Betretungsfalle auf die häufig vorgekommenen Einſchüchte⸗ 
rungen der Geſchwornengerichte. Die Regierung wollte ſich wirkſa— 
mere Mittel verſchaffen, um dem frechen, höhniſchen Spiel der 
Umwälzungsparteien mit der öffentlichen Ordnung entſchiedener und 
nachhaltiger entgegentreten zu können. Sie brachte daher ein Geſetz 
wider die Aſſociationen vor die Kammer. Dieſer Geſetzentwurf er⸗ 
ſchöpfte nicht den Gegenſtand, er beſtimmte nicht die Natur und den 
Charakter der erlaubten und unerlaubten Vereine, ſondern enthielt 


317 


nur Ergänzungen zu den bereits vorhandenen Beſtimmungen des 
Strafgeſetzbuches über unerlaubte Vereine und Zuſammenkünfte. Nach 
dieſen muß jeder Verein, mag ſein Zweck religiöſer, wiſſenſchaftlicher, 
politiſcher oder geſelliger Natur ſeyn, eine Ermächtigung der Behörde 
erwerben, der es anheimgeſtellt iſt, die Bedingungen vorzuſchreiben, 
unter welchen der Verein geſtattet wird. Dieſe geſetzliche Vorſchrift 
ſtammt vom Kaiſerthume her, wurde von der Reſtauration beibe⸗ 
halten, und war ſeit 1830 unverändert geblieben. Demnach iſt das 
Aſſociationsrecht nicht als durch die Verfaſſung gegeben anerkannt. 
Der neue Geſetzentwurf enthielt nun die Beſtimmung, daß die Ver⸗ 
fügungen des Artikels 291 des Strafßgeſetzbuches auch dann auf 
Aſſociationen von mehr als zwanzig Perſonen angewendet werden 
konnten, wenn ſie in Sektionen von geringerer Zahl vertheilt ſeyn 
ſollten und ſich nicht täglich oder zu beſtimmten Zeiten verſammelten, 
ſo wie, daß die ertheilte Ermächtigung jeder Zeit widerrufbar ſey. 
Ferner enthielt das neue Geſetz eine Verſchärfung der in den Ar- 
tikeln 292 und 293 feſtgeſetzten Strafbeſtimmungen. Mitglieder einer 
nicht erlaubten oder aufgelösten Aſſociation verfallen demnach in 
eine Gefängnißſtrafe von zwei Monaten und eine Geldbuße von 50 
bis 1000 Franken. Der Verurtheilte ſoll unter polizeiliche Aufſicht 
geſtellt werden für eine Zeit, die das Doppelte der Verurtheilung 
nicht überſchreiten darf. Im Wiederholungsfalle wird die Strafe 
verdoppelt. Bei weitem die weſentlichſte Beſtimmung des Geſetzes⸗ 
vorſchlags aber war, daß die von den Aſſociationen gegen die Sir 
cherheit des Staates gerichteten Angriffe zu den Verbrechen zu rech⸗ 
nen ſeyen, über welche nach dem 28ſten Artikel der Charte von dem 
Pairgerichtshofe erkannt werden ſoll. Später kam noch in der Com⸗ 
miſſion durch Perſil eine Verſchärfung der im Artikel 294 des Straf⸗ 
geſetzbuches enthaltenen Vorkehrungen gegen die Mitſchuldigen bei 
ungeſetzlichen Vereinen, namentlich in Betreff der Verleiher von 
Wohnungen, in denen ſolche ſtattfinden. 

Das Recht der Bürger, Vereine zu bilden zur Förderung po⸗ 
litiſcher Zwecke, gehört ohne Zweifel zur Weſenheit einer conſtitutio⸗ 
nellen Staatsentwickelung. Eine für das Beſtehen des Ganzen ge⸗ 
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fahrloſe Ausübung dieſes Rechtes, wie in der That der meiften 
conſtitutionellen Freiheiten, beruht indeſſen auf der Vorausſetzung, 
daß alle Individuen im Staate — collective wie einzelne — die 
Unverletzlichkeit der Verfaſſung und der durch ſie eingeſetzten Regie⸗ 
rungsform anerkennen. Wenn dieſe Anerkennung feſtſteht und von 
den Vereinen ſelbſt als oberſtes Geſetz angenommen iſt, dann wird 
die Erörterung nicht aus den Schranken der Geſetzmäßigkeit treten 
Rund ſich nicht gegen das Geſetz ſelbſt wenden, oder höchſtens nur, 
um durch geſetzliche Mittel eine Abänderung des Beſtehenden zu er⸗ 
reichen. Die in ſolchen Vereinen gefaßten Veſchlüſſe können, auch 
wenn ſie die Grenze des Erlaubten überſchreiten ſollten, nicht eine 
Ausführung anſprechen durch gewaltſame und heimlich vorbereitete 
Mittel, ſondern fie müſſen, wenn der Verein nicht fein eigenes Ge⸗ 
ſetz mißachten will, ſich zur öffentlichen Erörterung drängen, ſich 
Eingang verſchaffen in den Kreis legislativer Berathung, wo ſie den 
Charakter eines Beſchluſſes verlieren und als Vorſchläge der allge⸗ 
meinen Staatsberathung anheimfallen. Politiſche Vereine, deren 
Thätigkeit eine ſolche Richtung einhält, kann eine conſtitutionelle 
Regierung ertragen, und kann in der verfaſſungsmäßigen Ausübung 
ihrer Prärogative die Mittel finden, ſich Beſtand und Geltung zu 
ſichern. Aber keine Regierung in der Welt, bei welcher Staatsform 
immer, kann beſtehen, wenn ſie, ohne es verhindern zu können, zu⸗ 
ſehen muß, daß ſie umlagert wird von aufwiegleriſchen Verbrüde⸗ 
rungen, deren gemäßigſte Aeußerung die Aufforderung zum Umſturz 
iſt, und die dabei im Verborgenen den Aufruhr rüſten; wenn dieſe 
Harpyen unter dem Schilde des Aſſociationsrechtes ſich an dem Ge⸗ 
meinweſen feſtſaugen dürften, ſo müßte der Staat an ſolcher Geſetz⸗ 
mäßigkeit verbluten. Man muß es bedauern, daß die Franzoſen, 
mit geringen und unerheblichen Ausnahmen, ſo lange keinen conſti⸗ 
tutionellen Gebrauch vom Aſſociationsrechte gemacht haben; ſie haben 
dadurch ein gutes Theil geſetzmäßiger Freiheit eingebüßt. Man 
kann aber vernünftigerweiſe nicht verlangen, daß die Regierung ſich 
ſorglos ſollte untergraben laſſen von dem Mißbrauche des Aſſoeia⸗ 
tionsrechtes, bis man lernen würde, einen conftitutionnellen Gebrauch 
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davon zu machen. Als die Regierung nun auftrat, und in dem 
Geſetze Mittel zur Abhülfe verlangte, ſo konnten ſie ihr nicht ver— 
ſagt werden, denn der Unfug war in die Augen ſpringend, und 
keine heilſame Anwendung kam zur Hülfe, um den Gtundſatz zu 
retten. So kam es, daß die Oppoſition ſcheiterte in ihren Anſtren⸗ 
gungen, das Princip des Aſſociationsrechtes zu erhalten. Keratry, 
Portalis, Salverte, Garnier Pages bemühten ſich vergebens. Be— 
ranger und Iſambert brachten Zuſatzartikel, wonach das Aſſociations⸗ 
prineip anerkannt werden ſollte mit Schutzmaßregeln gegen den Miß⸗ 
brauch; Odilon Barrot und Mauguin unterſtützten ſie. Die 
miniſteriellen Redner indeſſen wieſen darauf hin, daß wenn die Er⸗ 
mächtigung zu Vereinen nicht ganz und gar in den Händen der 
Regierung ruhe, es bei den beſtehenden Tendenzen unmöglich ſey, 
den Mißbrauch zu verhüten und die öffentliche Ordnung aufrecht zu 
erhalten. Man hatte aber erkannt — und die Beweiſe dafür waren 
zahlreich genug — daß der Staat unterhöhlt war von gefährlichen 
Verbindungen aller Art, und das Beſtreben, die bedrohten Inſti⸗ 


tutionen gegen die augenblickliche Gefahr zu ſichern, überwog jede 


andere Rückſicht. Das Geſetz wurde nach einer oft heftigen und 
leidenſchaftlichen Erörterung am 25. März angenommen. Es ward 
ſogleich in die Pairskammer gebracht, wo es keine andere Verände⸗ 
rung erfuhr, als daß die Pairskammer ſich in jedem gegebenen 
Falle ein Vorerkenntniß über die Competenz vorbehielt. Durch dieſen 
Vorbehalt wurde die Bedenklichkeit vieler Pairs beſchwichtigt, welche 
eine zu weite Auffaſſung des Begriffs von Staatsverbrechen fürch⸗ 
teten. Die Mehrzahl aber erkannte, daß die Beſtrafung der Ver⸗ 
ſuche zum Umſturz der beſtehenden Regierungsform illuſoriſch bliebe, 


wenn ſie nicht vor einen Gerichtshof gebracht werden könnten, der 


nach unwandelbaren Grundſätzen und nicht nach den Einflüſterungen 
der Tagespolitik der Parteien den Ausſpruch thut. Das neue Geſetz 
erklärte, daß politiſche Vergehen nach dem 6gſten Artikel der Charte 
von Geſchwornengerichten abgeurtheilt werden ſollten, während er 
die von Aſſociationen gegen die Sicherheit des Staates gerichteten 
Angriffe vor den Pairgerichtshof verwies, letztere demnach in die 
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Kathegorie von Hochverrath ftellte, worüber nach dem 28ften Artikel 
der Charte dem Pairgerichtshofe der Ausſpruch zuſteht. 

Mit nicht geringerem Erfolge brachte das Miniſterium die wich⸗ 
tigſten Sätze des Büdgets durch. Mit ziemlicher Mehrheit bewilligte 
die Kammer Zuſchüſſe für das Landheer und die Flotte, ſo wie für 
die Militairpenſionen, als auf einmal und größtentheils ganz uner⸗ 
wartet in dieſem bis dahin unaufgehaltenen Geſchäftsgange eine Frage 
ſich quer vorlegte. Die nordamerikaniſche Regierung hatte an Frank⸗ 
reich Entſchädigungsanſprüche erhoben wegen Aufbringung und Zer⸗ 
ſtörung von Schiffen und Waaren während der Revolutionskriege 
ſowohl als während des Kaiſerreichs. Dieſe Entſchädigungsforde⸗ 
rung war unter der Reſtauration unbeachtet geblieben, nach der 
Julirevolution aber einer Unterſuchung unterworfen worden; in Folge 
deren Ergebniß am 4. Juli 1831 ein Vertrag zwiſchen Frankreich 
und Amerika abgeſchloſſen und unterzeichnet wurde, deſſen Beſtäti⸗ 
gungen in Washington im Februar 1832 ausgewechſelt worden 
waren. Dieſem Vertrage zufolge ſollte Frankreich an Nordamerika 
25 Millionen Franken zahlen, und die Regierung verlangte nun von 
der Kammer eine Ermächtigung des Finanzminiſters, um die nöthi⸗ 
gen Maßregeln zur Vollziehung dieſer Zahlung zu treffen. Daß 
nach allen völkerrechtlichen Grundſätzen gegründete Veranlaſſung zu. 
Entſchädigungsanſprüchen vorhanden war, wurde eingeräumt; nur 
konnten bei dieſer Anerkennung allerdings noch verſchiedene Anſichten 
herrſchen über die Größe der Entſchädigung. Einige waren der 
Meinung, daß 12 Millionen eine hinreichend billige Entſchädigung 
ſey, Andere wollten die Verwerfung jeder Entſchädigung, weil man 
ſonſt Anſprüchen ähnlicher Art von andern Seiten Thür und Thore 
öffne. Bignon ſuchte in einer langen Entwickelung das willkürliche 
Verfahren des Kaiſerreichs als eine patriotiſche Nothwendigkeit zu 
vertheidigen und trug auf Verwerfung des Traktates an, den der 
Herzog von Broglie mit Einſicht und Redlichkeit vertheidigte, jo wie 
auch Lamartine. Berryer trat gegen den Vertrag auf und berief 
ſich unter anderm auf einen Vertrag zwiſchen Spanien und Nord⸗ 
Amerika, worin Letzteres entſchädigt worden ſey, indem er nachzuweiſen 
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ſuchte, daß mehrere von den im franzöſiſchen Vertrage enthaltenen 
Entſchädigungsfälle in dem ſpaniſchen erledigt worden ſeyen, in⸗ 
dem man von dem Grundſatze ausgegangen, daß Entſchädigung zu 
leiſten ſey von der ſpaniſchen Regierung für alle Confiscation auf 
ſpaniſchem Gebiete, wenn fie auch zu feiner Zeit von der franzöft- 
ſchen Regierung oder auf ihre Veranſtaltung ausgeübt worden wä⸗ 
ren. Hiemit wollte Berryer das Ungenügende der Vorunterſuchung 
darthun. In wiefern es ſich mit den von ihm angeführten Fällen 
wirklich ſo verhielt, wie er vorgab, konnte ſich nicht herausſtellen, 
weil der Herzog von Broglie geſtand, daß er nur eine unvollſtän⸗ 
dige Kenntniß von dem ſpaniſchen Entſchädigungsvertrag mit Ame⸗ 
rika habe. Berryer, der das wohl vorausgeſetzt hatte, konnte alſo 
ohne augenblicklichen Widerſpruch ſeine Argumente erſchöpfen, und 
that das mit der ihm eigenen Kunſtfertigkeit, welche viel dramatiſche 
Beredtſamkeit mit der hinterhaltigen Dialektik des Anwalts verbindet. 
Sonderbar genug trat nach ihm Mauguin auf und beendete ſeinen 
heftigen und bitteren Angriff des Traktats mit einer legitimiſtiſchen 
Hinweiſung. Er führte nämlich an, wie Polignac, den er im Ge— 
fängniſſe geſprochen, und der, als er Miniſter geweſen, die ameri- 
kaniſche Entſchädigungsfrage genau geprüft, ihn überzeugt habe, daß 
Frankreich keinen Erſatz ſchuldig ſey. Allein weder dieſe, noch weit 
beſſer begründete Einreden, ſo wenig als die allgemein verbreitete 
Annahme, daß die Forderungen meiſt nicht mehr im Beſitz der ur⸗ 
ſprünglich Beſchädigten, ſondern um ein Geringes von Andern an— 
gekauft ſeyen, hätten den Ausſchlag gegeben, wenn nicht in der 
Kammer ein Verhältniß obgewaltet hätte, welches dieſe Gelegenheit 
ergriff, um einen längſt gehegten Plan durchzuführen. Es ſtanden 
nämlich dem Miniſterium unter ſeinen Freunden zwei einander wi⸗ 
derſtrebende Fraktionen gegenüber: das Centrum der Doctrinaire 
und das Centrum Düpin. So wie das eine oder das andere vom 
Miniſterium abfiel, mußte ihm die Mehrheit entſchlüpfen. Das ge⸗ 
ſchah bei der Abſtimmung über den amerikaniſchen Traktat. Die 
Partei Düpin ſchloß ſich der Oppoſition an, und der Traktat wurde 


verworfen, wenn auch nur mit einer Mehrheit von acht Stimmen. 
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Die Kammer ſelbſt, obwohl ſie im Allgemeinen einem Traktat nicht 
günſtig war, der Frankreich eine nicht unbedeutende Buße für längſt 
vergangene Ereigniſſe auferlegte, hatte doch zuverläßig nicht die Ab— 
ſicht, daraus eine Lebensfrage für das Miniſterium zu machen; ſie 
wurde von der unverſehens auftauchenden Combination offenbar über⸗ 
raſcht. Unmittelbar nach der Sitzung des 1. April, in welcher der 
Traktat verworfen worden war, reichten der Herzog von Broglie 
und der Graf Sebaſtiani ihre Entlaſſung ein. Der Graf hatte den 
Vertrag unterhandelt und abgeſchloſſen, und der Herzog ihn vertre— 
ten; beide gingen von dem parlamentariſchen Geſichtspunkte aus, 
daß mit dem Traktat auch ihre parlamentariſche Dienſte zurückge⸗ 
wieſen, ſeyen, und beharrten bei ihrem Entſchluſſe. Auch Guizot 
wollte ſeine Entlaſſung geben, die indeſſen nicht angenommen wurde. 

Die eigentliche Frage bei dieſem Ergebniſſe war, ob es gelingen 
könne, dem Könige ein Miniſterium aufzubringen, das ihm gegen- 
über eine parlamentariſche Unabhängigkeit zu behaupten im Stande 
wäre. Was Düpin betrifft, der wohl einmal einen ſolchen Ehrgeiz 
gehabt hat, ſo iſt er, unerachtet ſeines nicht zu läugnenden Talents 
und ſeiner gewiß guten Abſichten, ſtets an dem Auftrage geſcheitert, 
ein Miniſterium zu bilden. Weil er im Miniſterium Cäſar oder 
nichts ſeyn wollte, ſo konnte er nicht Freunde genug finden, welche 
ſich zu den Rollen der Nullitäten verſtanden, und dabei vergaß 
Düpin, was er nachher einſehen gelernt hat, daß der Cäſar des 
Miniſteriums nicht ſo leicht wechſelte und in der That bisher auch 
allen Coalitionen die Stirne zu bieten gewußt hat. Die Verſuche 
zum Verdrängen des Syſtems, die bei jeder Miniſterkriſe angeregt 
worden, konnten diesmal ohne beſondere Schwierigkeit zurückgewieſen 
werden. 8 

Am 5. April machte der Moniteur folgende Miniſterernennungen 
bekannt: Der Generalprocurator Perſil wurde Siegelbewahrer und 
Miniſter der Juſtiz und der Kulten — Thiers wurde Miniſter des 
Innern — Düchätel wurde Handelsminiſter — Viceadmiral Graf 
de Rigny wurde Miniſter des Auswärtigen — Viceadmiral Baron 
Rouſſin wurde Seeminiſter, und bis zu ſeiner Rückkehr von der 
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Botſchaft in Conſtantinopel wurde fen Miniſterium mittlerweile vom 
Grafen Rigny verwaltet. In ihren bisherigen Stellungen blieben 
alſo: Marſchall Soult für den Krieg — Human für die Finanzen 
— und Guizot für den öffentlichen Unterricht. Zum Generalpro⸗ 
curator wurde an Perſil's Stelle Martin (du Nord) ernannt. Der 
bisherige Siegelbewahrer Barthe wurde Pair und erſter Präſident 
des oberſten Rechnungshofes an der Stelle des beinahe achtzigjähri⸗ 
gen Barbé⸗Marbois, der in den Ruheſtand trat und den Titel eines 
Ehrenpräſidenten beibehielt. Der eben abgetretene Miniſter des In⸗ 
nern, Graf Argout wurde Gouverneur der Bank an der Stelle des 
Herzogs von Gaeta, der unter Napoleon Finanzminiſter geweſen 
war, und auch den Titel eines Ehrengouverneurs beibehielt. General 
Sebaſtiani wurde zum Botſchafter in Neapel ernannt. Der Herzog 
von Broglie, der, unbeſchadet einer Meinungsverſchiedenheit über die 
auswärtige Politik, im beſten Vernehmen mit dem König blieb, trat 
vom öffentlichen Dienſte zurück, umgeben von der allgemeinen Adh- 
tung, welche der biedere Charakter und die ausgezeichneten Kenntniſſe 
dieſes trefflichen Mannes ihm ſtets ſichern werden. 

Daſſelbe Syſtem trat alſo auf mit andern Männern. Nur in 
einer Richtung war das erneute Miniſterium ſchärfer gezeichnet. Die 
Ernennung Perſil's, des unermüdlichen Anklägers und Züchtigers 
der Unbotmäßigkeit, zum Juſtizminiſter, war eine Ankündigung, daß 
die Regierung mit unnachſichtlicher Strenge die öffentliche Ord⸗ 
nung überwachen wollte. Perſil iſt nicht ein überlegener Geiſt mit 
ſchöpferiſcher Kraft, aber er war ein redlicher, kühner und zuver⸗ 
läßiger Wächter über aufmerkſame Handhabung der öffentlichen 
Macht zur Sicherſtellung des inneren Landfriedens, und in dieſer 
Beziehung dem Augenblicke vollkommen gewachſen. Dabei iſt nicht 
zu läugnen, daß er in dieſer beſonderen Richtung ſich etwas ſtarr 
und unbeugſam erwieß, nicht geneigt, der höheren politiſchen Rück⸗ 
ſicht etwas von dem Vollgewichte des formellen Rechtes zum Opfer 
zu bringen. N 

Sobald die Klubbs ſich davon überzeugt hatten, daß das Aſſo⸗ 


ciationsgeſetz durch die Kammer gehen und zur Ausführung kommen 
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würde, erkannten fie darin das Loſungswort zu Vernichtung ihres 
politiſchen Einfluſſes; denn wenn ihnen auch Schleichwege genug 
übrig blieben, um, Falſchmünzern gleich, im Verborgenen zu wirken, 
ſo konnte ihnen doch der Weg verlegt werden, um unter der Maske 
einer aufrichtig conſtitutionellen Abſicht auf die Maſſe der Unbefange- 
nen und Leichtgläubigen Einfluß zu üben. Sie konnten wohl noch 
immer Gelegenheit finden, theilweiſe Meutereien zu ſtiften, nicht 
aber, damit den Anſtoß zu geben zu einer erfolgreichen Revolution; 
denn dazu gehört, daß ehrenwerthe Charaktere ſich an die Spitze 
ſtellen, und dieſe würden Bedenken tragen, ſich mit Geſetzloſen und 
Geächteten einzulaſſen, wie abgeneigt der beſtehenden Regierung ſie 
ihrer Stellung nach auch ſonſt ſeyn mochten. Bei dieſer Ausficht 
wollten ſie die noch beſtehende Verbindung benutzen zur beſchleunigten 
Ausführung der bereits vorbereiteten allgemeinen Schilderhebung. 
Noch konnten fie Namen voranſtellen, die ihres Zaubers nicht ent⸗ 
kleidet waren. Eine Geſellſchaft war errichtet worden „zur Aufrecht⸗ 
haltung der Grundſätze der Julirevolution.“ Mit dieſem an und für 
ſich unverfänglichen Namen hatte man ſo vollſtändig die Lieblings⸗ 
Idee Lafayette's, wie auch ſonſt mancher ehrenwerthen Männer, an⸗ 
gedeutet, daß nicht ſchwer zu errathen iſt, auf wen es mit dieſem 
Köder beſonders abgeſehen war. Denjenigen, die wohl wußten, wo 
“fie damit hinaus wollten, war der Name des Vereins gleichgültig, 
wohl aber lag ihnen viel daran, den ſchwunghaften Namen eines 
Präſidenten vorſchieben zu können. Dem alten Lafayette kam es 
auch nicht darauf an, zu den vielen revolutionairen Präſidentſchaf⸗ 
ten, die er auf ſeiner langen, umwälzungserfahrenen Laufbahn ver⸗ 
ſehen hatte, noch eine hinzuzufügen, und er nahm die der Geſellſchaft 
der Grundſätze der Julirevolution an. Gewiß iſt es ohne Zweifel, 
daß er nicht viel erfuhr von dem, was eigentlich unter ſeiner Prä⸗ 
ſidentſchaft geſchehen ſollte, aber er gab den Namen her, und fo 
konnte man auch die ſeiner politiſchen Freunde als Beförderer der 
Unternehmung nennen, mochten ſie nun um den eigentlichen Zuſam⸗ 
menhang wiſſen, oder nicht. Laffitte ſtand wohl außerhalb der 
eigentlichen Klubbumtriebe, aber er näherte ſich jedem Beſtreben, 
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welches die Regierung in die Bahn nöthigen folte, auf der allein 
das erreicht werden konnte, was ſeiner Meinung nach der Zweck der 
Julirevolution ſeyn mußte. Kerſoſi war das Haupt einer Fraktion, 
welche ſich die „Geſellſchaft der That“ nannte. Es waren die zum 
Zuſchlagen zunächſt bereiten Haufen, die man mit einer geheimniß— 
vollen Waffendisciplin beſchäftigte, dadurch von der inneren Combi- 
nation abhielt, und damit eben zu blinden Werkzeugen der tollkühnſten 
Plane machte; ſie waren die zum voraus beſtimmten Opfer eines 
Verſuchs. Guinard, und beſonders Cavaignae, gehörten zu den 
eingeweihten Führern, aber auch ihnen waren weder alle Theilnehmer 
noch alle oberen Leiter bekannt. Waffen und Geſchützmittel waren 
angeſchafft worden, beſonders vom Auslande, wo ſie, als zum 
Schmuggel beſtimmt, unter friedliche Waarenſendungen verpackt wur⸗ 
den. Die Klubbs unterhielten auch eine geheime Polizei, ſowohl um 
über die Geſellſchaftsmitglieder ſelbſt zu wachen, als auch um Kunde 
zu bekommen von den geheimen Vorkehrungen der Regierung; aber 
wenn dieß ihnen auch manchmal gelang, ſo geſchah es am häufigſten 
auf Koſten des Verraths ihrer eigenen Abſichten, fo daß es bei die— 
ſem Austauſch zweifelhaft blieb, auf welcher Seite der eigentliche 
Gewinn war. 

In Lyon ſollte der erſte Ausbruch der Verſchwörung ſtattfinden. 
Die Nachricht von der Annahme des Geſetzes gegen die Vereine 
machte dort einen ungeheuern Eindruck, denn es traf nicht nur die— 
jenigen, welche einen politiſchen Umſturz bezweckten, ſondern auch 
die Mutuelliſten, welche mit ihrem Verein nur einen Schutz gegen 
willkürliche Beſtimmung des Arbeitslohnes beabſichtigten. Die Erſte— 
ren benutzten dieß Verhältniß trefflich, um den Unmuth der Letzteren 
zu ſtacheln, und überall hörte man Ausbrüche des heftigſten Zorns 
und der ungemeſſenſten Drohungen wegen Schmälerung eines ver— 
faſſungsmäßigen Rechts. Am 6. April hatten im Juſtizpallaſt die 
gerichtlichen Verhandlungen begonnen über die Mutuelliſten, welche 
bei den letzten Februarunruhen in höherem oder geringerem Grade 
der Störung der öffentlichen Ordnung angeklagt waren. Bei der 
ſehr gereizten Stimmung der unteren Klaſſen der Einwohnerſchaft 
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befürchtete man Unordnungen von Seiten der Zuhörer bei der öffent⸗ 
lichen Gerichtsſitzung, und hatte deßhalb dem Gerichtspräſidenten 
eine Verſtärkung der bewaffneten Macht angeboten. Der Gerichts⸗ 
hof jedoch wollte nicht, daß die Unparteilichkeit in der Handhabung 
des Rechts beeinträchtigt werden ſollte durch außergewöhnliche Maß⸗ 
regeln, welche den Vorwand abgeben konnten, daß man die Freiheit 
der Verhandlung durch Einſchüchterung gehemmt habe. Das Aner⸗ 
bieten der adminiſtrativen Behörde wurde daher abgelehnt. So löblich 
der Beweggrund auch war, ſo wurde dennoch durch Unterlaſſung 
der unter den obwaltenden Verhältniſſen nöthigen Vorſicht gerade die 
Freiheit der Gerichtsſitzung geſchmälert. Ein Seidenarbeiter war 
beerdigt worden, und mehrere tauſend Mutuelliſten hatten dem Ge⸗ 
noſſen die letzte Ehre erwieſen, die freilich am wenigſten ſeinem An⸗ 
denken dargebracht wurde, ſondern nur die Veranlaſſung werden 
ſollte, ſich unter einem rechtmäßigen Vorwande in großer Zahl zu 
verſammeln. Auf dem Rückwege von dieſem Leichenbegängniſſe zogen 
große Haufen durch die Straßen unter dem Rufe: „Nieder mit der 
Regierung! fort mit der Verfaſſung! es lebe die Republik!“ Unter 
dieſem Geſchrei füllte ſich bald der Platz vor dem Juſtizpallaſt, das 
Vorhaus, und zuletzt drangen Haufen wüthender Mutuelliſten in 
den Gerichtsſaal hinein, wo ſie jede Verhandlung unmöglich 
machten. Nun wurde eiligſt eine Verſtärkung der Wache herbeige⸗ 
zogen. Dieſe erwieß ſich indeſſen als ungenügend, konnte nicht alle 
Mitglieder der Juſtiz vor Thätlichkeiten ſchützen, und vermochte kaum 
das Aeußerſte abzuwenden. Der Gerichtshof vertagte ſogleich die 
Sitzung auf die folgende Woche, aber als der königliche Procurator, 
der in der Sache der Mutuelliſten, welche vor Gericht ſtanden, als 
öffentlicher Ankläger aufgetreten war, den Juſtizpallaſt verlaſſen 
wollte, ward er erkannt, mißhandelt, und wäre ſchwerlich mit dem 
Leben davon gekommen, wenn nicht einige Beſonnene unter den 
Mutuelliſten ſelbſt ihn mit großer Gefahr gegen die Wüthenden ge⸗ 
ſchützt hätten. Dagegen fühlten dieſe ihre Rache an den Gensd 'ar⸗ 
men, die unter den entſetzlichſten Drohungen mißhandelt wurden. 
Hiebei blieb es an dieſem und den zunächſt folgenden Tagen; 
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Zuſammenrottungen unter aufrühreriſchem Geſchrei fanden ſtatt, 
allein ohne daß ein unmittelbarer Anlauf gegen die Regierungs⸗ 
Behörden verſucht wurde. Es war aber vorauszuſehen, daß der 
9. April, an welchem Tage das Urtheil im Prozeſſe der Mutuelliſten 
gefällt werden ſollte, zu einem Ausbruch auserſehen war. Der in 
Lyon den Oberbefehl führende General Aimard hatte alle Ver⸗ 
fügungen getroffen, um einer offenen Empörung nachhaltig begegnen 
zu können. Nicht nur waren der Juſtizpallaſt, die Präfektur und 
das Rathhaus militairiſch beſetzt, ſondern ringsum waren die Be⸗ 
ſatzungen angewieſen, Verſtärkungen marſchfertig zu halten, die im 
Falle der Noth ſchnell herangezogen werden konnten. Am Morgen 
des 9. April zogen zahlreiche Haufen unter Anrufung der Revolution 
und der Republik in den Straßen herum, aber der Platz Saint⸗ 
Jean, von wo aus man zunächſt einen Angriff gegen den Juſtiz⸗ 
pallaſt hätte erwarten ſollen, blieb leer bis gegen 11 Uhr. Dann 
rückten auf einmal zahlreiche Haufen von allen Seiten heran, eine 
Aufforderung zum Aufſtand wurde verleſen, in einem Nu begann 
man Verſchanzungen aufzuwerfen, und die bewaffneten Mutuelliſten 
und Klubbiſten drangen in die Häuſer ein, deren Fenſterſtöcke ſchnell 
von ihnen beſetzt wurden; hier waren Plan und Verabredung deut⸗ 
lich genug. Der Präfekt, der von früh an auf dem Platze geweſen 
war, konnte nun nicht länger Anſtand nehmen, und forderte die 
bewaffnete Macht auf, zur Unterdrückung des Aufruhrs vorzurücken; 
nachdem dieſe von den Aufwieglern mit Schüſſen empfangen worden 
waren, begann der Kampf. Die Truppen konnten nur langſam 
vorſchreiten, denn die Aufrührer vertheidigten die Barrikaden mit 
großer Kühnheit und Entſchloſſenheit. Aus den Fenſtern wurde ein 
ununterbrochenes Gewehrfeuer unterhalten, Pflaſterſteine geſchleudert, 
ſelbſt ſiedendes Waſſer und Oel herabgegoſſen — kurz es herrſchte 
all der Gräuel eines Straßenkampfes, der die gegenſeitige Wuth faſt 
unausbleiblich bis zur Unmenſchlichkeit ſteigert. Dennoch benahmen 
ſich die Truppen mit Mäßigung, ſo weit ein ſolcher Zuſtand es ge⸗ 
ſtattet. Gegen Abend waren alle Uferſtraßen und Brücken, die 
öffentlichen Plätze, die wichtigſten Verbindungswege und alle Thore 
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der Stadt von den Truppen beſetzt. War nun auch hiemit eine 
ſichere Grundlage für die militairiſchen Bewegungen gewonnen, ſo 
hatten die Aufrührer doch die während der Nacht eingetretene Waf⸗ 
fenruhe gut benutzt. In den Straßen und Gäßchen, aus denen ſie 
nicht verdrängt waren, hatten ſie ſtarke Verſchanzungen errichtet, 
und mit Wurfgeräthe aller Art verſehen, ſo daß die Truppen am 
Morgen des 10. einem erheblichen Widerſtande begegneten; um jeden 
Schritt wurde gekämpft, und faſt jedes Haus mußte einzeln genom⸗ 
men werden. Die Vorſtädte Croix-Rouſſe, Brotteaux, Guillotière 
und Cordeliers waren von den Aufrührern beſetzt, und wurden ſtark 
beſchoſſen von den Forts aus, ſo daß an einigen Orten Feuer ent⸗ 
ſtand, das hie und da ziemlich um ſich griff, denn auch in dem 
Stadviertel von St. Jean hatten einige Bomben gezündet. Der 
zweite Tag endigte, ohne daß der Aufruhr vollkommen beſiegt wor⸗ 
den wäre; obwohl er an Boden verloren, waren ſeine Widerſtands⸗ 
mittel noch nicht erſchöpft. Mit Tagesanbruch des 11. April gingen 
die Aufrührer ſogar angriffsweiſe vor und kämpften mit ſo verzwei⸗ 
felter Heftigkeit, daß ſie einige Vortheile errangen und die Truppen 
nicht ohne bedeutende Anſtrengung die eingebüßten Stellungen wieder 
gewinnen konnten. Auf der Guillotière- und Lafayettebrücke wurden 
nun mehr Geſchütze aufgeführt und die Vorſtädte heftiger beſchoſſen. 
In Croix-Rouſſe, Brotteaux, Vaiſe, und bei der Kapelle Saint 
Claire wehrten ſich die Rebellen mit wüthender Tapferkeit; ſie hatten 
ſich ſogar, wiewohl nur für kurze Zeit, des Telegraphen bemächtigt. 
Gegen 6 Uhr Abends hörte allmälig das Kleingewehrfeuer im In⸗ 
nern der Stadt auf, aber in den Vorſtädten wurde der Kampf noch 
fortgeſetzt. Bald jedoch ſahen die Aufrührer, von allen Seiten ge⸗ 
worfen, ſich in ihre letzten Stellungen zurückgedrängt, und von allen 
Seiten kamen der Regierung Verſtärkungen zu. Die Rebellen ver⸗ 
ſuchten es, in größeren Banden durchzubrechen, um in den umlie⸗ 
genden Ortſchaften einen Landſturm aufzubringen, aber faſt überall 
verweigerte man ſolche Theilnahme. Die Bewohner der Vorſtadt 
Guillotièere, welche an dem Aufruhr keinen Theil genommen, verei⸗ 
nigten ſich mit der Beſatzung zu Abhaltung der Rebellen, und den 
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vereinigten Anſtrengungen gelang es auch bald, der Feuersbrunſt, 
die ernſter zu werden drohte, Einhalt zu thun. Allmälig erſtarb der 
Widerſtand in der hie und dort noch vorkommenden Vertheidigung 
einzelner Häuſer oder ſtark beinzichtigter Perſönlichkeiten, und die 
Empörung konnte als beſiegt betrachtet werden. Die große Mehrheit 
der eigentlichen Stadtbürgerſchaft hatte allerdings an dieſer Erhebung 
keinen Theil genommen; die Aufrührer fanden vorzüglich ihren An⸗ 
hang in den unterſten Klaſſen und den Vorſtadtbewohnern. Man 
meinte nun, wenn die Nationalgarde nicht aufgelöst und entwaffnet 
geweſen wäre, ſo hätte ſie gleich von Anfang an das Einſchreiten 
der Linientruppen unterſtützen und den Aufſtand in ſeiner Geburt 
erſticken können. Die frühere Auflöſung war aber wohl begründet 
geweſen, denn ganze Legionen hatten ſich geweigert, die Befehle der 
Behörde auszuführen. Sie hatten nicht die Waffen gegen ihre Mit- 
bürger kehren wollen, und das iſt allerdings eine höchſt beflagens- 
werthe Nothwendigkeit; aber wenn alle Ueberredung erſchöpft iſt, 
gibt es denn ein anderes Mittel, den mit Waffengewalt vordringen 
den Aufruhr zu bewältigen? Wenn eine Bürgergarde zum Theil 
feindlich geſinnt iſt — und ſehr viele von den jetzt bezwungenen Em⸗ 
pörern ſtanden früher in ihren Reihen — ja wenn ſie nur ſchwan⸗ 
kend ſich benimmt, ſo bietet ſie in ſolchen Zuſtänden ein ſo großes 
Hinderniß dar, als ihre Hülfe bei entſchiedenem Auftreten erfolgreich 
ſeyn kann. Es iſt gewiß, daß ein offener Feind weniger gefährlich 
iſt, als ein zweideutiger Freund, der allerlei Vorbehalt hat und Be⸗ 
dingungen knüpft an den Beiſtand, den er leiſten ſoll in einem Au⸗ 
genblicke, wo jeder Aufſchub faſt einem feindſeligen Auftreten gleich⸗ 
kommt. Auf die Vorausſetzung, daß die Bürgergarde, wenn ſie 
nicht aufgelöst und entwaffnet geweſen wäre, gute Hülfe geleiſtet 
hätte, konnte man nachher leicht einen Vorwurf begründen, der auf 
dem Papier ſich recht gut ausnimmt, der aber nach den vorausge⸗ 
gangenen Erfahrungen in der Wirklichkeit wegfällt. 

Die Nachricht von dem Ausbruch eines Aufſtandes in Lyon 
machte in Paris einen großen Eindruck. Der Regierung wie den 
Klubbiſten kam ſie nicht unerwartet; beide wußten nur zu gut, daß 
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daß die Saat des Unheils dicht geſäet worden war. Es kam nur 
noch darauf an, ob und an welch anderen Orten ähnliche Verſuche 
gemacht werden ſollten; auf beiden Seiten ſtand man wie auf Vor⸗ 
poſten. Die Klubbführer erklärten die Zuſammenkunft der leitenden 
Ausſchüſſe für ununterbrochen verſammelt, und die Polizei erwiederte 
dieſe Frechheit mit der Verhaftung mehrerer verdächtiger Perſonen, 
unter welchen auch mehrere Vorſitzer in den Abtheilungen der gehei- 
men Geſellſchaften ſich befanden. Zugleich wurde in den Schreib⸗ 
ſtuben mehrerer Tagblätter, namentlich der Tribüne, Nachſuchung 
angeſtellt. Alle ſonſtigen Sicherheitsverfügungen wurden getroffen, 
ſtarke Streifwachen durchzogen alle Stadtviertel; die Maſſe des Volks 
blieb vollkommen ruhig, und bemerkte kaum, daß irgend verſchärfte 
Maßregeln getroffen waren, nur die Polizei und die 8 
beobachteten gegenſeitig jeden Schritt. 

Am 12. April kamen zuerſt einzelne Spuren von Meuterei vor. 
In den immer von vielen Menſchen durchwogten gewerbreichen 
Straßen von Saint⸗Denis und Saint-Martin ließen kleine Gruppen 
von Spaziergängern, wie zur Probe, Lyon und die Republik hoch 
leben, entfernten ſich aber ſogleich, wenn Polizei und Wache dazu 
kamen. Am 13. April Morgens bekam die Behörde die zuverläßige 
Kunde, daß die Ausſchüſſe der aufrühreriſchen Verbindungen ſich 
eine ausübende Gewalt zuerkannt und in der Verhaftung mehrerer 
ihrer Genoſſen die Nothwendigkeit erblickten, den längſt vorbereiteten 
Aufſtand ſogleich zur Ausführung zu bringen; dieſer Beſchluß war 
gefaßt, und zugleich den Befehlshabern aller revolutionairer Abthei⸗ 
lungen die nöthigen Befehle zugetheilt worden. 

Hand in Hand mit dieſen Vorbereitungen gingen die der Re⸗ 
gierung. Fußvolk und Reiterei waren in den Kaſernen bereit, auf 
das erſte Wort auszurücken. Wie in einem gut eingeübten Schau⸗ 
ſpiele wartete man nur auf das Stichwort der Revolution, um ſo⸗ 
gleich mit der ganz bereiten Erwiederung einzufallen, während die 

überwiegende Mehrzahl der Bewohner des wimmelnden Paris bei 
völliger Unkunde des Bevorſtehenden mit ſorgloſer Emſigkeit ihren 
Tagesgeſchäften nachgingen. Die Aufwiegler aber kannten ſehr wohl 
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den Umfang der gegen ſie getroffenen Vorkehrungen, und man er⸗ 
ſtannt über die Wagehalſigkeit, womit ſie ſich dennoch in das Unter⸗ 
nehmen ſtürzten. Ein Erfolg konnte nur denkbar ſeyn, wenn es 
gelänge, die bisher theilnamloſe Maſſe zu ſich hinüberzuziehen. Hiezu 
aber war nicht im Geringſten eine nur halbwegs gegründete Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit vorhanden. Die Bürgerſchaft war aber eifrig mit ihrem 
Tagewerk beſchäftigt, und wer ſie darin ſtörte und davon abhielt, 
war ihr Feind, gegen den ſie als bewaffnete Bürgerwache aufzutreten 
jeden Augenblick bereit war. Die Linientruppen befolgten eine ſtrenge 
Mannszucht und gehorchten pünktlich den Befehlen ihrer Vorgeſetzten, 
ohne daß irgend ein Fall vorgekommen, wo ihre Treue ſchwankend 
befunden worden wäre. Die erſten Staatskörper hatten ja eben im 
Erlaß von wirkſamen Geſetzen die vollgültigſten Beweiſe gegeben, 
daß ſie ſtets bereit waren, der Regierung zur Unterdrückung von 
Ruheſtörungen allen und jeden Beiſtand zu gewähren. Unter ſolchen 
Verhältniſſen gehörte eine wahrhaft catilinariſche Vermeſſenheit dazu, 
um mit einer freudigen Zuverſicht gegen die öffentliche Ordnung 
Sturm zu laufen, und man hat Mühe, die Verblendung derjenigen 
zu begreifen, die ſich bei ſolchen Ausſichten in einen Kampf auf Tod 
und Leben hineintreiben ließen. Es gibt aber kein betrübteres und 
zugleich blinderes Sklaventhum, als das der geheimen Geſellſchaften; 
denn ſo kann man wohl ohne Uebertreibung die Abhängigkeit der 
untergeordneten Werkzeuge dieſer Vereine nennen.“ Dieſe Unterord⸗ 
nung ſteigt ſehr hoch hinauf, denn Alle ſtehen unter dem deſpotiſchen 
Zwang einer faſt myſtiſchen Obergewalt, die fanatiſchen Gehorſam 
fordert und erhält, nicht unähnlich jenem „Alten vom Berge,“ der 
an der Spitze der Aſſaſſinen ſtand. Umgeben von Mißtrauen, unter 
der Wucht einer eiſernen Diseiplin des Verdachts, überall von 
Spionen umſtellt, ſelbſt mit dem Spioniren ihrer Gefährten beauf⸗ 
tragt, ſetzen die Genoſſen der geheimen Gefellfehaften eine faſt all⸗ 
wiſſende Einſicht bei ihren Oberen voraus, und meſſen den albernſten 
Vorſpiegelungen unbedingten Glauben bei — ſie, die keiner öffent⸗ 
lichen Verſicherung irgend ein Vertrauen ſchenken. So war auch 
unter den Verbündeten ausgeſprengt worden, ganze Legionen von 
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der Nationalgarde warteten nur auf einen Vorgang, um gegen die 
Regierung aufzutreten, und unter den Unteroffizieren der Linie ſey 
die Verſchwörung ſo weit gediehen und habe ſo feſten Fuß in der 
Armee gefaßt, daß die Linientruppen ſich im entſcheidenden Augen⸗ 
blicke für die Revolution erklären würden. Wie auch die äußere, 
Jedem zugängliche Wirklichkeit ſolche Angaben Lügen ſtrafte, ſie 
fanden Glauben, denn man vertraute der geheimen Kunde der Obe- 
ren und hielt die Wahrheit für eine liſtige Maske, um die Regierung 
irre zu führen. 

Am 13. April Abends gegen 5 Uhr hielten zuerſt Banden, die 
mit Flinten bewaffnet waren, einige Miethkutſchen an, zwangen die 
Einſitzenden auszuſteigen, und die Kutſcher die Pferde abzuſpannen, 
worauf ſie die Wagen umwarfen und daraus die erſten Barrikaden 
machten. So geſchah es in den Straßen Transnonain, Saint⸗ 
Mery, des Etuves, Maubuce, Vieles Audriettes, Beaubourg, 
Aubry⸗le⸗Boucher, und an mehreren Punkten in den Straßen Saint⸗ 
Denys, Saint⸗Martin und Saint⸗Avoye. Der Aufruhr ſtellte ſich 
alſo faſt beinahe ganz in demſelben Stadtviertel wie im Juni 1832. 
Gleich von Anfang an geſchahen Einzelmorde der abſcheulichſten Art; 
einzelne Soldaten, die zufällig und in friedlichſter Abſicht vorüber- 
gingen, wurden umgebracht, ein Bataillonschef, der einen Befehl 
zu überbringen hatte, mit einer Piſtole vom Pferde geſchoſſen. Die 
erſten Barrikaden wurden nicht ohne Widerſtand errichtet, einige 
ſogleich genommen, ehe ſie noch vollendet werden konnten. Wie der 
Generalmarſch geſchlagen wurde, erſchien die Nationalgarde in großer 
Zahl. Dieſe, fo wie die Linientruppen, begaben ſich nach den vor⸗ 
her beſtimmten Punkten in vollkommener Ordnung, und konnten 
ohne Widerſtand noch Verluſt ihre Stellungen einnehmen. Dieſe 
waren aber ſo angeordnet, daß von dem Augenblicke an, wo ſie 
beſetzt waren, das feindliche Unternehmen ſchon im voraus als mi⸗ 
litairiſch vereitelt betrachtet werden konnte. 

Auf dem Carouſſelplatze wurde Artillerie aufgefahren, die von 
einem Regimente Reiterei gedeckt war, und dort ſtellte ſich auch ein 
Bataillon des 54ſten Linienregiments, ſo wie eine ſtarke Reſerve 
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mehrerer Legionen der Nationalgarde auf. General Bügeaud deckte 
mit der Iten Legion und einigen Linienbataillonen das Stadthaus, 
den Greveplatz und das daran ſtoßende Seineufer. Die 2te Legion 
beſetzte den Boulevard Montmartre und General Rümigny den 
Baſtilleplatz und die umliegende Gegend. Fünf Bataillone der Linie 
und der Nationalgarde machten den erſten Angriff auf die Barri⸗ 
aden bei Saint⸗Euſtache unter Obriſt Chappuy, nach deſſen Ver⸗ 
wundung General Allez von der Nationalgarde den Befehl dieſer 
Tolonne übernahm. Auch auf der andern Seite der Seine, in den 
Straßen Saint⸗Jacques, Hyaeinthe, la Harpe, des Mathurins, bei 
Saint⸗Michel und der Sorbonne waren Verſchanzungen errichtet, 
die aber ſogleich genommen wurden, ſo daß noch am Abend des 13. 
in dieſem Stadtviertel die Ruhe wieder hergeſtellt war, ohne ſonder⸗ 
lichen Verluſt auf beiden Seiten. Gleich vom erſten Anfange an beur⸗ 
kundete ſich die vollkommenſte Uebereinſtimmung zwiſchen der National⸗ 
garde und der Linie; beide traten mit gleicher Ruhe und Entſchloſſen— 
heit auf, es konnte den Getäuſchten kein Zweifel bleiben über ihre 
Geſinnung, die ohne Ausnahme für Aufrechthaltung der Ordnung ſich 
ausſprach. Viele Verhaftungen wurden am Abend und in der Nacht 
vorgenommen. Mehrere von den Führern waren aber ſogleich, als 
ſie die Haltung der Nationalgarde wahrgenommen, entflohen und 
wurden mit Steckbriefen verfolgt. Der Aufruhr war von allen 
Seiten eingeſchloſſen, und man hätte in der Nacht noch Alles zu 
Ende bringen können, aber man wollte nicht in den engen Straßen 
bei völliger Dunkelheit Mannſchaft und Bürger unnöthigerweiſe 
Preis geben. 

Am 14. April des Morgens früh wurde der Aufruhr nach 
einem ſcharfen Angriff der Truppen ſchnell beendigt. Man fand 
in den von den Empörern noch beſetzten Stadttheilen keine Maf- 
ſen auf den Straßen vor, kaum wurden noch einige Barrikaden 
ſchwach vertheidigt, aber die Häuſer waren voll von Inſurgenten, 
die von den Fenſtern aus ein lebhaftes Gewehrfeuer unterhielten; 
wenn daher die Hausthüren von den Sapeurs eingeſchlagen waren, 
ſo fielen alle Bewaffnete, die ſich vorfanden, unter den Streichen 
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der aufs Aeußerſte gereizten Soldaten. Nach etwas über zwei Stun⸗ 
den hatte aller Widerſtand aufgehört und nur die Hausunterſuchungen 
dauerten noch fort. Im Ganzen war der Verluſt verhältnißmäßig 
nicht ſehr groß — (150 — von denen 60 auf Linie und National⸗ 
garde kamen) — aber immer war er höchſt beklagenswerth, daß ſo 
viele Menſchenleben ganz unnöthig geopfert werden ſollten. Der 
Kampf war von den Aufrührern mit hinterliſtiger Grauſamkeit 
gegen Einzelne geführt worden, und dadurch war in manchen Fällen 
der Zorn der Truppen gereizt worden, über die Grenzen der unver⸗ 
meidlichen Abwehr zu gehen. Tadelnswerth bleibt die Sache ja im⸗ 
mer, aber unter ſolchen Umſtänden iſt ſie begreiflich. Die Herzöge 
von Orleans und Nemours kamen gegen 7 Uhr kurz nach Beendi⸗ 
gung des Kampfes, von ihren Adjutanten begleitet, durch die Straße 
Saint⸗Martin. Als die Prinzen anhielten, bildete ſich eine Gruppe 
um ſie herum. Plötzlich wurde von einem benachbarten Hauſe aus 
nach dieſer Gruppe geſchoſſen; obwohl glücklicherweiſe Niemand ge⸗ 
troffen wurde, ſo war es doch ganz klar, daß man nach den Prinzen 
geſchoſſen hatte, denn die Kugel ging zwiſchen dem Herzog und fei- 
nem Adjutanten durch, und blieb in dem Tſchako eines Soldaten. 
Dieſer treuloſe Hinterhalt nach beendigtem Kampfe entflammte die 
Wuth der anweſenden Soldaten, ſie ſtürzten auf das verſchloſſene 
Haus zu, das in einem Augenblicke aufgeſprengt war, drangen 
hinein und hieben alle Bewaffnete, die fie dort vorfanden, ſchonungs⸗ 
los nieder. Mehrere Auftritte ähnlicher Art kamen vor. Die Zer⸗ 
ſtümmelung mehrerer von den in der Todtenhalle ausgeſtellten Leich⸗ 
namen zeigten, daß der Einzelnkampf auf vielen Punkten mit grau⸗ 
ſamer Erbitterung geführt worden war. Um 9 Uhr Morgens hielt 
der König auf dem Eintrachtplatze und in der Rivoliſtraße Heer⸗ 
ſchau über die Nationalgarde und die Linie; von dieſen ſowohl wie 
von der zahlreich verſammelten Volksmenge wurde der König mit 
lautem Enthuſiasmus empfangen. Die Ordnung hatte gefiegt, und 
zwar auf die entſchiedenſte Weiſe, aber es war traurig, daß noch 
immer darum gekämpft werden mußte; doch hatte man wahrnehmen 
können, daß die Empörer muthlos geworden waren und ſich überzeugt 
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hatten, daß fie eine Theilnahme der Nationalgarde und der Linie 
den Irregeführten nicht mehr vorſpiegeln konnten. 

Um 2 Uhr deſſelben Tages begann die Sitzung der Deputir⸗ 
tenkammer. Der Miniſter Guizot beſtieg den Rednerſtuhl und er⸗ 
ſtattete einen Bericht über die mit einander im Zuſammenhang 
ſtehenden Vorfälle in Lyon und in Paris, er endete ſeinen Vortrag 
mit folgenden Worten: „Wir wünſchen, daß man darüber nicht 
den geringſten Zweifel hege, daß die Regierung ſogleich Maßregeln 
trifft, um die Wiederkehr der Unordnungen zu verhüten. Indeſſen 
ſoll nichts leichthin oder vorſchnell gethan werden. Es iſt nothwen⸗ 
dig, daß die Regierung ſowohl als die Kammer das, was gethan 
werden muß und ſoll, reiflich erwägen, und daß die Beſonnenheit 
der Berathung der Thatkraft keinen Abbruch thun. Die Regierung 
wird der ihr obliegenden Pflicht nicht entſtehen, und bei aller Ach⸗ 
tung vor den verfaſſungsmäßigen Freiheiten, dennoch den Uebeln, 
von denen wir fortwährend bedroht werden, ein Ziel zu ſetzen 
wiſſen.“ Dieſe Mittheilung wurde von der Kammer mit allgemei⸗ 
nem Beifall aufgenommen. Die Kammer beſchloß ſofort, ſich in 
Maſſe zum König zu begeben, um mit ihren Glückwünſchen über 
die Beſiegung des anarchiſchen Andrangs ihre Ergebenheit darzu⸗ 
bringen. Das geſchah ſogleich. Der König empfing die Kammer 
und beantwortete die Anrede ihres Präſidenten mit Würde und 
Herzlichkeit. ! 

Aus welcher Gattung von Menſchen beſtanden nun eigentlich 
die Empörer, welche bei dieſer Gelegenheit der Regierung bewaffne⸗ 
ten Widerſtand entgegengeſtellt hatten? Wir haben bereits geſagt, 
daß auch nicht Ein Mann weder von den Linientruppen noch von 
der Nationalgarde ſich zu ihnen geſellte. Man fand auch unter 
ihnen Keinen, der dem rechtlichen Bürgerſtande angehörte; auch die 
Arbeiter hatten ſie nicht verführen können, denn an allen Punkten 
der Stadt, wo der Aufruhr nicht hinkam, waren die gewöhnlichen 
Arbeiten ohne Unterbrechung fortgeſetzt worden. Wer waren denn 
die Raſenden, die ſich in einen Kampf ſtürzten, der ſchon vor ſeinem 
Beginn als erfolglos bezeichnet werden konnte? Es waren theils 
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einige fanatiſche Republikaner aus mehreren Ständen, welche zu der 
Fraktion gehörten, die auf ſchnelle That drang — denn eine andere, 
die hauptſächlich vom National vertreten wurde, wollte nur durch 
die Preſſe Unzufriedenheit nähren, die Regierung wo möglich zu fal— 
ſchen Maßregeln verleiten, oder alle ihre Maßregeln als ſchlechte 
bezeichnen, und fo fie untergraben. Dann ein Haufe junger Stru⸗ 
delköpfe, die durch einen aufgekochten jakobiniſchen Wuſt der neun⸗ 
ziger Jahre, einen gehaltloſen Brei unverdauter Ideen und hohler 
Redensarten von Saint⸗Juſt, Robespierre u. ſ. w., und durch den 
freimaureriſchen Myſtiismus in dem Formenweſen der geheimen 
Geſellſchaften fanatiſirt waren für einen Zweck, von dem ſie ſich 
keine andere deutliche Vorſtellung machten, als daß Alles bunt über 
Eck zuſammengeworfen werden ſollte, und deren Phantaſie in dem 
negativen Umſturz Befriedigung fand, wie in einem politiſchen 
Rauſche; zu dieſer Kathegorie gehörte ein Haufe Studierender, die 
zu Allem bereit waren, wodurch ſie von den Studien loskommen 
konnten. Ferner ein Haufe ſchlechter Geſellen, die zu jedem Unfug 
die Hand bieten, und von denen manche auch wohl in nicht politi⸗ 
ſchen Angelegenheiten in nähere Verhältniſſe zu der Juſtiz gekommen 
waren. Dazwiſchen eine gehörige Zahl Gefoppter, wie ſie bei allen 
Gelegenheiten vorkommen. Die wahren Häupter kamen gar nicht 
zum Vorſchein und wären nur ſichtbar geworden in dem Falle eines 
überwiegenden Erfolgs. ande von den Führern waren vor dem 
thätlichen Ausbruch verhaftet worden — wie Kerſoſi — einige wa⸗ 
ren entflohen; von denen, die Antheil nahmen, ſorgten Einige dafür, 
ſich nicht zu ſehr der Gefahr auszuſetzen, denn in dem Viertel Saint⸗ 
Jacques wurden Sektionsführer verhaftet in einem Kaffeehauſe, die 
beim Billardſpiele Befehle ertheilten, welche ihre Untergebenen in den 
blutigen Kampf führten. Sobald aber die Verbündeten einer gehei- 
men Verbrüderung von ihren verſteckten Berathungen auf die Straße 
hinabſtiegen, um eine Meuterei zu beginnen, ſo konnten ſie ſtets 
gewiß ſeyn, dort eine Anzahl zuverläßiger Helfershelfer zu finden. 
Dieſe unvermeidlichen Spießgeſellen jeder Gaſſenthat, wes Urſprungs 
ſie auch ſey und welchen Zweck ſie auch haben möge, wenn ſie nur 
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gegen die Polizei gerichtet iſt, find die ſogenannten „Gamins.“ Man 
kann dieſen Ausdruck eben ſo wenig überſetzen, als man ſeinen Ur⸗ 
ſprung in der franzöſiſchen Sprache ſelbſt nachweiſen kann. Sie 
ſind eben eine junge Brut von 12 bis 16jähriger Knaben, die ent⸗ 
weder keine Schulmittel beſitzen, oder denen es wegen Mangel an 
Aufſicht gelingt, jede dargebotene Erziehung zu umgehen und ſich 
jedem Zwange zu entziehen. Sie vollführen die poſſierlichſten und 
tollſten, mitunter auch ſchlechte Streiche. Aus dieſem verwahrlosten 
Haufen ſind Räuber und Diebe, und auch Helden hervorgegangen, 
denn ſie wagen Alles, was zu dem einen oder dem andern Ziele 
führen kann, und es hängt meiſt nur vom Zufall ab, welchen von 
beiden Wegen ſie einſchlagen. Sie haben die Gaſſe zum Felde ihrer 
Thaten gewählt, weil fie kein anderes haben, und ſchließen ſich je— 
dem Unternehmen an, wie verzweifelt, ſchlecht oder gefahrbringend 
es auch ſeyn möge. Während der Republik und der Kaiſerzeit gab 
es in Paris keine Gamins in dieſem Sinne, denn die Jünglinge eilten 
ſchon zu den Heeren, und die Knaben wußten, daß auch ſie bald dieſer 
Beſtimmung folgen ſollten. Unter der Reſtauration bildete ſich die Rage 
der Gamins, gleichſam als das todte Fleiſch des langen Friedens 
am Stadtkörper von Paris; aber bis zum Jahre 1830 gehörten 
Staatsverbrechen nicht zu ihrer Liebhaberei, und ſie brachten es 
höchſtens bis zu Verhandlungen mit der Polizei, auch bisweilen mit 
1 den Geſchwornengerichten. In der Julirevolution kämpften viele 
Gamins mit einem Muth und einer Todtesverachtung, die unglaub⸗ 
lich war, und nur erklärlich iſt durch die völlige Nichtbeachtung irgend 
einer Ueberlegung oder Berechnung, welche die Grundbedingung ihres 
Daſeyns iſt. Aber eben durch den großen Volksſieg wurde ihnen 
der Straßenkampf als ſolcher, gleichviel für wen und was, wenn 
nur gegen die beſtehende Ordnung, eine verdienſtliche und ver⸗ 
ehrungswürdige That, und wenn ſie eine Meuterei wittern, ſo 
drängen ſie ſich dazu, als beginne ein Feldzug zur Ehre des Vater⸗ 
landes. Aus dieſen Elementen gingen zum größten Theile diejeni⸗ 
gen hervor, welche in den Kampf geführt wurden. 


Am 15. April wurde die königliche Verordnung in die Pairs⸗ 
Birch, Ludwig Philipp. Bd. TI 22 
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kammer gebracht, nach welcher die gerichtliche Unterſuchung und Be 
ſtrafung der Aufſtände in Lyon, Paris, und an mehreren Punkten 
des Königreiches der Pairskammer überwieſen wurde. Die Pairs⸗ 
kammer beſchloß, ſich am folgenden Tage als Gerichtshof zu con⸗ 
ftituiren. Durch dieſe Verordnung wurde demnach der Zuſammen⸗ 
hang der Aufſtände anerkannt und ausgeſprochen. 

In der Deputirtenkammer brachte der Siegelbewahrer ein neues 
Geſetz über Aufruhr ein, das haupt ſächlich darauf hinausging, die 
Anſchaffung und Aufbewahrung von Waffen und Geſchützmitteln 
als ſtrafwürdig zu bezeichnen, auch wenn davon noch nicht gegen 
die Behörden Gebrauch gemacht wurde. Hiernach ſoll Jeder, der 
Waffen und Munition aufbewahrt, zu deren Beſitz er nicht geſetzlich 
ermächtigt iſt, mit Gefängniß, Geldbuße, Confiscation der mit Be⸗ 
ſchlag belegten Gegenſtände und polizeilicher Aufſicht beſtraft werden. 
Die Perſonen, welche bei einer Aufſtandsbewegung, die ein Ver— 
brechen zum Zweck hat, mit den Waffen in der Hand ergriffen wer⸗ 
den, ſollen zu wenigſtens fünf Jahre Zwangsarbeit, und wenn ſie 
von den Waffen Gebrauch gemacht haben, zum Tode verurtheilt 
werden. Solche, die nicht ſelbſt Waffen geführt, aber geholfen ha⸗ 
ben zu Verſchanzungen oder überhaupt bei ſolchen Vorkehrungen, 
durch welche die öffentliche Gewalt gehemmt worden iſt, ſollen in 
Gefängnißſtrafe von 5 bis 10 Jahren verfallen. 

Zugleich trat auch der Kriegsminiſter, Marſchall Soult, auf 
und verlangte in zwei Geſetzentwürfen die Verwilligung eines außer⸗ 
ordentlichen Kredits von 14 Millionen für das Jahr 1834, und 
einen Kreditzuſchuß von 22,448,000 Franken zu dem Büdget von 
1835. Man hielt es für nothwendig, das effektive Heer auf 360,000 
Mann zu bringen. N 

Die Geſammtunterſuchung der vorgefallenen Aufſtände war 
eine ganz natürliche Maßnahme, da man die Gewißheit hatte, daß 
ſie alle zuſammenhingen und einen gemeinſchaftlichen Ausgangspunkt 
hatten, und gerade darum war es auch nothwendig, daß ſie alle 
vor einen und denſelben Gerichtshof gebracht wurden, denn nur 
dadurch konnte ein klarer und vollſtändiger Ueberblick des wahren 
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Zuſammenhangs gewonnen werden. Der oft vorgebrachte Einwurf 
gegen die Gerichtsbarkeit der Pairskammer, daß die Entziehung der 
Angeklagten von den Geſchwornengerichten eine Verletzung des con— 
ſtitutionellen Rechts wäre, iſt der Form und der Wahrheit nach 
ungegründet, denn der Verfaſſung nach gehören Hochverrath und 
Verſuche gegen die Sicherheit des Staats zu den Verbrechen, welche 
vor den Pairgerichtshof gebracht werden ſollen, und dann kann man 
doch unter allen Umſtänden die Pairs weder der Achtbarkeit noch 
der Fähigkeit nach für geringere Geſchwornen halten, als diejenigen 
es ſind, welche für die Aſſiſengerichte gewählt werden. Eben ſo 
wenig kann man für richterliche Handlungen eine größere Abhängig 
keit der Pairs als die gewöhnlicher Geſchwornen annehmen; jeden⸗ 
falls ſind ſie weniger abhängig von dem augenblicklichen Einfluſſe 
einer öffentlichen Stimmung und weniger geneigt, ihr die Straflo⸗ 
ſigkeit der Schuldigen zum Opfer zu bringen. 
f Der Geſetzvorſchlag Perſils ſchuf nicht Neues noch Unerhörtes, 
ſondern vervollſtändigte nur die bereits beſtehende Geſetzgebung mit den 
unerläßlichen Mitteln, ohne welche ſie ihren Zweck gar nicht erreichen 
konnte. Es war nothwendig, die zahlreiche Klaſſe von Hehlern und 
Helfershelfern bei den Meutereien zur Strafe zu ziehen, und die 
vorgeſchlagenen Strafbeſtimmungen waren gemäßigt und vollkommen 
im rechten Verhältniſſe mit den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 
Auch das natürliche Billigkeitsgefühl verletzte der neue Geſetzvorſchlag 
nicht. Wegen Mangel an genauen Vorſchriften waren bisher die 
indirekten Theilnehmer an den Aufſtänden meiſt ſtraflos durchgekom⸗ 
men, während ſie faſt immer in moraliſcher Beziehung viel ſchuldiger 
und ſtrafbarer waren, als die in der äußeren That Begriffenen, 
denen ſie alle Gefahr und Verantwortlichkeit zuſchoben. Die, welche 
das Geſetz erreichen konnte, würden einen Erfolg mit der Gefahr 
ihres Lebens erkämpft haben, und unter allen Umſtänden nur den 
geringſten Nutzen davon ziehen, ſo wie ſie auch beim Mißlingen faſt 
allein Strafe und Elend ertragen mußten. Es ſprach alſo auch die 
juridiſche Billigkeit vollkommen für die neuen Geſetzbeſtimmungen. 
Man konnte nicht einmal ſagen, daß ſie bloß eine temporäre 
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Nothwendigkeit hatten, denn fie mußten zu jeder Zeit als in der 
Natur der Sache begründet angeſehen werden. 

Eine Vermehrung der Ausgaben wird natürlich zu jeder Zeit 
von der öffentlichen Meinung als eine unheilvolle Nothwendigkeit be 
trachtet werden; aber wenn der Kriegsminiſter einen Zuſchuß ver— 
langen mußte, um die zur Erhaltung der inneren Ruhe unentbehr⸗ 
liche Truppenzahl zu bekommen, ſo erkannte man allgemein die Un⸗ 
erläßlichkeit der Maßregel, und der Unwille konnte ſich nur gegen 
diejenigen wenden, welche ſie hervorgerufen hatten. Frankreich hatte 
vor ganz Europa die Aufgabe übernommen, die große Staatsbe⸗ 
wegung, aus welcher die neue Ordnung hervorgegangen war, zu 
rechtfertigen, und die Erhaltung ſeiner Würde und Kraft nach Außen 
ſprach eben ſo ſehr für die finanzielle Forderung des Kriegsminiſters, 
als die Sicherſtellung des inneren Zuſtandes. Die verlangten 
Zuſchüſſe wurden ohne große Schwierigkeit gewährt, und das ganze 
Büdget am 20. Mai angenommen mit 254 gegen 52 Stimmen. 

Der Ausſchuß der Kammer, welcher mit der Prüfung des 
Vorſchlags zu einer Vervollſtändigung der Aufruhrgeſetze beauftragt 
war, fand keinen Grund zur Klage über die Höhe der Strafbeſtim⸗ 
mungen, ja ſie vermehrte vielmehr die Straffälle und ſchlug mehrere 
verſchärfende Zuſätze vor. Die Erörterung in der Kammer brachte 
keine Gegengründe von Bedeutung vor. Die Oppoſition verſäumte 
zwar die Gelegenheit nicht, um leidenſchaftliche Ausfälle gegen die 
Regierung zu machen, und über Verfaſſungsverletzung zu klagen, 
aber die letzten Vorgänge hatten zu deutlich gezeigt, daß eben um 
die Verfaſſung zu ſchützen die vorgeſchlagenen Strafbeſtimmungen 
nothwendig waren. Dieſe praktiſche Ueberzeugung, für deren Evi⸗ 
denz die Aufrührer ſo gut geſorgt hatten, überwog die ſentimentalen 
Klagelieder, in denen das Ceſetz geſchildert wurde als eine unauf⸗ 
hörliche Kriegserklärung, als eine Vertilgungsſchlacht, bei der gar 
keine Gefangenen gemacht würden. Die Erbitterung über das wie⸗ 
derum vergoſſene Blut war ſo allgemein, daß die Mehrheit der 
Kammer faſt alle ermäßigende Amendements verwarf. Salverte, 
Pages, Odilon⸗Barrot, Deſtut de Tracy, Corcelles verloren den 
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ganzen Einſatz der aufgewendeten Berediſamkeit. Die Beſtimmung, 
welche die Polizei zu Hausunterſuchungen ermächtigte, erſchien als 
gehäſſig, die perſönliche Freiheit und das Heiligthum des Hausrechts 
verletzend, aber auch dieſe geſtand man zu, weil die letzten Auf. 
deckungen klar dargethan hatten, in wie vielen Fällen friedliche Haus⸗ 
bewohner von den Unruheſtiftern gefährdet worden waren. 

Das Büdget für das Jahr 1835 ſtellte ein allerdings bedeu⸗ 
tendes Staatsbedürfniß heraus. Die Einnahmen, nach dem Ertrag 
von 1833 vom Finanzminiſterium veranſchlagt zu 996,557,415 Fr., 
waren von der Finanzeommiſſion der Kammer herabgebracht worden 
auf 993,792,422 Franken. Bei genauer Zuſammenſtellung der Ein- 
nahmen und Ausgaben aber ergab ſich ein Ueberwiegen der letzteren 
von 12,345,869 Franken, mit welcher Summe alſo der Staats— 
haushalt im Rückſtand blieb. War das — rief man — die wohl⸗ 
feile Regierung, welche man ſich von der Revolution verſprochen? 
Ohne Zweifel nicht, denn jede Partei bringt ihr Urtheil im Herabs 
bietungswege, und jede Oppoſition hat faſt die prineipielle Aufgabe, 
jede Geſammtforderung einer Regierung zu theuer zu finden. Allein 
eine Revolution iſt ein koſtſpieliges Finanzmittel, und der Begriff 
von der Wohlfeilheit einer Regierung iſt durchaus abhängig von der 
Aufgabe, die ihr geſtellt iſt. Es iſt unbedenklich Pflicht der Regie⸗ 
rung, dieſe um den möglichſt billigen Preis zu erreichen, aber ſie 
darf nicht hinter der Aufgabe zurückbleiben, um wohlfeil zu ſeyn, 
fie ſoll nicht eine Finanzpopularität erftreben auf Koſten des Staats⸗ 
zwecks. Wenn eine Revolution alles Beſtehende umſtürzt, und ohne 
mit der Vergangenheit abzuſchließen, eine neue Rechnung beginnt, 
ſo iſt ſie darum nicht wohlfeil, weil ſie der Regierung ein geringes 
Büdget vorſchreibt. Die Regierung ſoll der natürliche Ausdruck des 
geſellſchaftlichen Bedürfniſſes ſeyn, dieß zu befriedigen iſt ihr Zweck. 
Die Julirevolution war nicht eine geſellſchaftliche Umwälzung, ſie 
kann ein Schritt werden, der in Verbindung mit anderen uns in der 
Zukunft zu einer vielfach veränderten Geſellſchaftsordnung führt, 
aber fie war in ihrem nächſten Ergebniſſe ein Schugmittel der Charte 
und die Erhaltung des durch dieſe Verfaſſung verbürgten geſellſchaft⸗ 
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lichen Zuſtandes war und iſt die Aufgabe der durch die Julirevo⸗ 
lution eingeſetzten Regierung. Daß Fortſchritt und Entwickelung 
mitgehören zum Begriff der ſtaatlichen Erhaltung, verſteht ſich von 
ſelbſt, und nur diejenigen können behaupten, daß die Regierung dieſe 
Wahrheit verkannt habe, welche den Fortſchritt verſtehen als ein be⸗ 
ſtändiges Fortſchreiten der Revolution bis zur geſellſchaftlichen Um⸗ 
geſtaltung. Weil nun dieſes Moment des ruhemüden Forttreibens, 
das naturgemäß vorhanden iſt in jeder Geſellſchaft, die nicht mehr 
im politiſchen Stillſtande verharrt, in der Julirevolution entfeſſelt 
worden war und nach überwältigender Geltung rang, ſo mußte 
Ludwig Philipp, um Frankreich zu bewahren vor einem Hingleiten 
zum geſellſchaſtlichen Umſturze, gegen die Revolution auftreten und 
den Friedenszuſtand nach Außen und nach Innen erhalten mit einem 
Kriegsbüdget. Ein ſolches erklärte die radikale Oppoſition für über⸗ 
flüſſig, und wollte dafür den Krieg auf Koſten der Beſiegten. Dieſe 
Methode hatte Frankreich einmal angewendet, aber ſie hatte ſich am 
Ende weder politiſch noch finanziell bewährt, denn die Beſiegten 
hatten zuletzt als Sieger die vorgeſchoſſenen Kriegskoſten nachgenom⸗ 
men mit politiſchen Zinſen. Mit einem wohlfeilen Büdget konnte 
man aber nicht die Wiederholung des falſchen Rechenexempels ver⸗ 
hüten. Allerdings hatte die Juliregierung faſt die ganze koſtſpielige 
Verwaltungsform der Reſtauration und des Kaiſerthums beibehal⸗ 
ten — vom letzteren rührte größtentheils die der erſteren her — 
und es läßt ſich gar nicht läugnen, daß dieſe Ausgaben veranlaßt, 
die vermieden werden können, und in der Folge ohne Zweifel es 
auch müſſen. Es iſt zuverläßig wahr, daß die Schreiberherrlichkeit 
große Summen verſchlingt, die nicht etwa nachher, wie das Saat⸗ 
korn, im Gemeinwohl ſiebenfach aufgehen. Das unnöthigerweiſe mit 
Dinte beſchmierte Papier hat ſich wie ein böſer Schwamm am 
Staatsgebäude angeſetzt, und unglaubliche Schätze vermodern in 
den von Regierungsmaculatur ſtrotzenden Archivgewölben. Daß hier 
große Erſparungen gemacht werden können — von den Unterlaſ⸗ 
ſungsſünden dieſes Zuſtandes nicht zu reden — iſt gewiß, aber 
dazu muß eine organiſche Reform des Verwaltungsſyſtems vorge 
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nommen werden. Dieſe aber müßte nothwendigerweiſe beginnen 
mit einer theilweiſen Decentraliſation, denn ohne daß den größeren 
und kleineren Gemeindekörpern größere Befugniſſe zugetheilt werden, 
iſt eine Vereinfachung der Verwaltungsform nicht denkbar. Wir 
haben ſchon die Gründe angeführt, weßhalb eine Decentraliſation 
nicht rathſam war: daß ſie unter den in Frankreich vorhandenen 
Verhältniſſen geradezu eine Schwächung der Regierung herbeiführen 
mußte, die nur durch verſchärfte unmittelbare Kraft ſich behaupten 
konnte. So lange noch ſo viele unverſöhnliche Elemente und ſo 
viele abweichende Richtungen in der franzöſiſchen Geſellſchaft vor⸗ 
handen ſind, wie es damals der Fall war, wie es, wenn auch in 
einem geringeren Grade zum Theil noch der Fall iſt, wird eine auf 
verminderte Centralgewalt gegründete Vereinfachung der Verwal⸗ 
tungsformen aller Vorausſicht nach nur zur Auflockerung des ſtaat— 
lichen Zuſammenhangs führen; und es käme darauf an, ob mit 
einer Verminderung des Regierungsbüdgets eine weſentliche Ent— 
laſtung der Steuerpflichtigen erzielt würde. Wir glauben, daß dieſer 
Schritt gethan werden muß, aber damals konnte er es nicht, ohne 
das Daſeyn der Regierung ſelbſt auf's Spiel zu ſetzen. Das em⸗ 
pfand die Mehrheit der Abgeordneten wohl, und ſtimmte für dit 
Annahme des Büdgets mit Ermächtigung der Regierung, den Aus— 
fall durch Wälderverkauf zu decken; und während gegen manche 
Anſätze herbe Rügen laut wurden, wagte man dennoch nicht, bei 
den Abſtimmungen ernſtlich an dem künſtlichen Bau der Staatsver— 
waltung zu rütteln, weil man befürchtete, mit dem Einzelnen mehr 
aus den Fugen herauszureißen, als man wollte. 

Nachdem am 20. Mai das Büdget angenommen war, wurde 
am 24. die Sitzung der Kammer geſchloſſen. Am Tage darauf 
wurde durch königliche Verordnung die Deputirtenkammer aufgelöst, 
die Wahleollegien auf den 21. Juni einberufen und die Eröffnung 
der neu zu wählenden Kammer auf den 30, Auguſt feſtgeſetzt. 

Am 21. Mai ſtarb Lafayette im 77. Jahre ſeines Lebens. Wir 
haben die falſche politiſche Stellung geſchildert, in welche er in den 
letzten Jahren ſeines vielfach bewegten und merkwürdigen Lebens 
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gekommen war, fein Tod war daher kein politiſches Ereigniß mehr, 
aber alle Parteien ehrten in ſeinem Andenken den edlen, uneigen⸗ 
nützigen und ritterlichen Freund der Freiheit, den enthuſtaſtiſchen, 
ungebeugten Vorkämpfer gegen alle Hemmniſſe der Entwickelung und 
Veredlung des menſchlichen Geſchlechts. Dieſſeits wie jenſeits des 
Oceans gaben dieſe Gefühle ſich allgemein kund bei ſeinem Tode, 
und fie ſichern feinem Namen eine ehrenwerthe Stelle in der Ges 
ſchichte. 

Als Vorſpiel der Wahlen für eine neue geſetzgebende Verſamm⸗ 
lung konnte man die Wahlen für die Offiziere der Nationalgarde 
betrachten, welche in einem für die Regierung günſtigen Sinne aus⸗ 
fielen. Man erkannte, daß es nothwendig ſey, der Regierung eine 
hinreichende Kraft zu gewähren und die anarchiſchen Beſtrebungen 
niederzuhalten. Dieſelbe Stimmung zeigte ſich bei den Wahlen für 
die Deputirtenkammer, in welchen die Regierung einen vollſtändigen 
Sieg davontrug. Die Oppoſition verlor bei dieſen Wahlen faſt die 
Hälfte ihrer Stimmen, und das Miniſterium rechnete auf eine Mehr⸗ 
heit von 320 gegen 140 Stimmen. Da der König die Abſicht hatte, 
eine Reiſe nach den ſüdlichen Departements zu unternehmen, ſo 
wurde die Kammer auf den 31. Juli zuſammenberufen, um bis zum 
Ende des Jahres vertagt zu werden, eine Maßregel, die, wie immer, 
von der Oppoſition gedeutet wurde als eine Abſicht des Miniſteriums, 
ſich für dieſen Zeitraum der Beaufſichtigung der Kammern entziehen 
zu wollen. 

Nicht ganz unerwartet kam der Rücktritt des Marſchalls Soult 
als Miniſterpräſident und Kriegsminiſter. Ermüdung und Bedürfniß 
der Ruhe nach vieljährigen Anſtrengungen, welche die miniſteriellen 
Blätter voranſtellten, waren zuverläßig nicht die wahren Beweg⸗ 
gründe, welche den ehrenwerthen Marſchall veranlaßten, ſeine Ent⸗ 
laſſungserklärung einzureichen. Unbedenklich gebührte ihm das Ver⸗ 
dienſt der Wiedergeburt des Heeres, und nicht bloß der Geſtaltung 
der Heeresmaſſen in richtiger Gliederung, und der Ausfüllung der 
Rahmen, ſondern auch der Einführung und Handhabung einer auf 
Erfahrung und echtem Kriegergefühl begründeten Heeres 
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Der Herzog von Dalmatien kennt den franzöſiſchen Soldaten durch 
und durch, weiß nicht nur ihn zu führen und zu lenken, ſondern 
verſteht es, ihm Ehrfurcht einzuflößen und Gehorſam abzunöthigen. 
Mit dem Bewußtſeyn dieſer Tüchtigkeit und deſſen, was dadurch 
geleiſtet worden, mit dem impoſanten Hintergrunde der glorreichſten 
Feldzüge aus der Napoleoniſchen Zeit, fand ſich der greiſe Heerführer 
vielfach verletzt ſowohl von den Kritiken der Kammer über die Büd⸗ 
getsanſätze des Kriegsweſens, als auch durch einen redegewandten 
Widerſpruch im Schooße des Miniſterrathes ſelbſt über mehrere 
Gegenſtände, namentlich über die Verwaltung von Algier. Es 
ſcheint, daß eine rein perſönliche Mißſtimmung den Entſchluß des 
Marſchalls hervorrief, der aber unerſchütterlich blieb. Marſchall 
Gérard trat als Kriegsminiſter ein. 

Die Eröffnung der Kammer am 31. Juli bot keinen bemerkens⸗ 
werthen Vorgang dar. Düpin wurde wieder zum Präſidenten der 
Deputirtenkammer gewählt, und behauptete ſich gegen Laffitte und 
Royer⸗Collard. Auch die Ernennung der Vieepräſidenten und der 
Sekretaire war im Sinne der Regierung. Die Rede jedoch, mit 
welcher Düpin den Vorſitz der Kammer antrat, enthielt eine indirekte 
Kritik des Miniſteriums, namentlich in Beziehung auf den Finanz⸗ 
Zuſtand vom Standpunkte der Tierspartei aus, obwohl Düpin ſpä⸗ 
ter bei dem Wiederzuſammentritt der Kammer im December läugnete, 
daß eine ſolche Partei vorhanden und er ihr Haupt ſey; wenn aber 
auch Düpin den Namen der Partei und die Führung derſelben zu⸗ 
rückwies, ſo bleibt es doch nicht weniger gewiß, daß er hauptſächlich 
das Wort führte und thätig war für die, zwar nicht große Zahl 
ſeiner Freunde, welche dasjenige wollten und durchzuführen ſtrebten, 
was man der Tierspartei zuſchrieb, und das war nichts anderes, 
als eine bürgerliche Kammerherrſchaft. Um ſo mehr wünſchte das 
Miniſterium einen entſchiedenen und beſtimmten Ausdruck in der 
Adreſſe, und begehrte das förmlich in ſeinen Organen; es mußte 
ihm beſonders daran gelegen ſeyn, daß in einer neu gewählten Kam⸗ 
mer eine Mehrheit ſich unzweideutig ausſpreche. Die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Adreßcommiſſion brachte keine große Mehrheit für das 
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Miniſterium und war zum Theil lebhaft beftritten worden. Die 
Adreſſe ſelbſt war nicht in beſtimmten Ausdrücken feindſelig gegen 
das Miniſterium, aber ſie enthielt in allgemeinen Sätzen einen Vor⸗ 
behalt, deſſen mögliche Anwendung je den gegebenen Umſtänden nach 
eine volle Mitwirkung der Mehrheit an noch zu erörternde Bedingun⸗ 
gen knüpfen könnte. Das Miniſterium ſah über den geheimen Vor⸗ 
behalt hinweg und nahm die Ausdrücke für das, was ſie ihm gelten 
konnten. Man wollte die endliche Entſcheidung nicht vorzeitig her— 
vorrufen, da die Parteien als ſolche ſich noch vor näheren und be— 
ſtimmt formulirten Erklärungen zurückzogen und der Widerſpruch 
noch individuel auftrat. In der Pairskammer war die Adreſſe der 
Regierung vollkommen günſtig, und die Erörterung derſelben bot 
nichts Bemerkenswerthes, als einen heftigen Ausfall des Marquis 
von Deux⸗Brézé, deſſen Anklagen keinen großen Eindruck hervor— 
brachten, weil er viel zu ſehr einen ſyſtematiſchen Haß gegen die 
Juliregierung zur Schau trug. 

Alle Beſtrebungen der Unbotmäßigkeit waren zertrümmert an 
der Wachſamkeit der Regierung und an dem öffentlichen Widerwillen 
gegen Ruheſtörungen. Die offenbaren wie die geheimen Häupter der 
republikaniſchen und legitimiſtiſchen Parteien waren — man kann 
nicht ſagen zu der Einſicht gekommen, ſondern hatten auf Koſten 
des Lebens und der Freiheit ihrer Anhänger die volle Ueberzeugung 
in Händen bekommen, daß ein Auftreten gegen die Regierung und 
die Dynaſtie beide nur ſtärker mache, und daß bei den vorwaltenden 
Geſinnungen des franzöſiſchen Volks für Geſetzmäßigkeit und Ord⸗ 
nung die inſurrektionelle Minderheit durch offene Auflehnung im 
eigentlichſten Sinne des Worts Waffen gegen ſich ſelbſt ſchmiede. 
Darum freilich gaben ſie ihre Plane nicht auf, die nun theils 
durch einen ſtillen Widerſtand, theils durch eine verborgene Thätig—⸗ 
keit fortgeſetzt werden ſollten. Ein großer Theil der einſichtsvollen 
und hellſehenden Legitimiſten hatte endlich nach mehr als vierzig⸗ 
jähriger Erfahrung erkannt, daß ihre Partei nicht die Macht be⸗ 
ſitze, in Frankreich eine Revolution hervorzubringen. In der That 
hatte ſie das ſeit dem Convent nicht mehr vermocht. Verſchwörungen, 
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Aufſtände hatte fie gebildet, eine revolutionaire Bewegung im Volke 
zu Gunſten ihrer Männer oder ihrer Grundſätze war ihr nie und 
nirgends gelungen, als früher in der Vendée, und ſelbſt dieſe ge 
hört ihr nunmehr nur in einzelnen Streifen. Selbſt den Aufruhr 
hatten die Legitimiſten nur erreicht durch zeitweiſe Bündniſſe mit 
den Malcontenten der verſchiedenen Epochen, unter dem Direktorium, 
dem Conſulat, dem Kaiſerreiche; und dabei hatte man ſich niemals 
ihnen angeſchloſſen, ſondern ſie hatten faſt immer die Unzufriedenen 
aufgeſucht, ſich ihnen aufgedrungen, und waren meiſt nur angenom- 
men worden, weil es gefährlich war, das Bündniß derer auszuſchla⸗ 
gen, welche bereits Kunde hatten von einer Verſchwörung. Die 
Legitimiſten hatten ſeit den neunziger Jahren an allen Zuſtänden 
Frankreichs genagt und gerüttelt, ohne die Grundpfeiler der ihnen 
feindlichen Ordnungen erſchüttern zu können, bis auf einmal, und 
zu ihrem größten Erſtaunen, ohne ſie der zu kühne politiſche Dombau 
des Kaiſerthums zuſammenſtürzte, und ſie die überraſchende Kunde 
vernahmen, es ſey in Frankreich eine Krone erledigt. Die Reſtau- 
ration ſchob ſich hinter dem Keil der europäiſchen Militairwanderung 
in Frankreich ein, und trat vorerſt nur ineognito auf, bis Talley- 
rand im ruſſiſchen Hauptquartier ihr einen Paß verſchaffte. Ludwig 
der Achtzehnte allein hatte nicht vergeſſen, was er als Graf von 
Provence noch in Frankreich geſehen und erfahren; er begriff, 
daß man mehr als eine Kokarde zurückbringen mußte; er brachte 
die Charte, und damit ein nationales Element, an das man eine 
Zukunft anknüpfen konnte und ein Leben in der Volksgeſinnung. 
Das wäre auch ganz gewiß vollkommen gelungen, wenn nicht die 
Legitimiſten ſelbſt, als könnten ſie aus der Inſurrektionsgewohnheit 
nicht herauskommen, fortwährend auch an der Charte genagt und 
gerüttelt hätten, bis fie zuletzt den Aſt, an dem dieſe und ihr Da— 
ſeyn hing, abſägten. Jetzt befinden ſich die Legitimiſten ganz in 
derſelben Lage, wie früher; ſie können kein Ereigniß machen, ſie 
können höchſtens eines, das ohne ſie gemacht iſt, benützen. Nicht 
durch Bündniſſe mit den Republikanern werden die Legitimiſten ge⸗ 
fährlich, denn wenn eine ſolche Bewegung Erfolg hätte, ſo würden 
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ſchwerlich die Legitimiſten den Vortheil davon ziehen, felbft wenn ihr 
Prätendent ſich dazu verſtände, vorerſt nur einen Präſidentenſtuhl 
zu beſteigen. Wenn die Legitimiſten in einer Inſurrektion einen 
weſentlichen Erfolg mit anzuſprechen hätten, fo würden ſie aller 
Wahrſcheinlichkeit nach mit ihren Verbündeten theilen müſſen, die 
Centraliſation zertrümmern und Frankreich zerſtückeln. Die einzige 
vernünftige Ausſicht für die Legitimiſten beruht, bei der Annahme 
von Mißgriffen und Fehlern der gegenwärtigen Regierung oder ihrer 
Fortſetzung, darauf, daß legitimiſtiſch geſinnte Grundbeſitzer durch 
Ausübung ihrer conſtitutionellen Rechte als Wähler und Mitglieder 
der Kammern ſo viel Einfluß erwerben, daß ſie der Nation die 
Ueberzeugung beibringen können, daß die Verfaſſung beſſer geſchützt ſey 
durch Zurückberufung der erſten Linie; das werden ſie aber nicht, ſo 
lange die gegenwärtige Regierung ihrer Aufgabe entſpricht. In jedem 
Falle hat die gegenwärtige Regierung eine weit gegründetere Aus— 
ſicht, dieſe Klaſſe von Legitimiſten — deren Eigenthum und conſti⸗ 
tutionelle Rechte ſie erhält und ſchützt, und deren Abneigung bald 
durch einen Generationswechſel gemildert werden muß — allmälig 
für fi zu gewinnen, als Jene durch einen Umſturz den Prätenden⸗ 
ten der erſten Linie den Thron beſteigen zu ſehen. Darum kamen 
auch bereits damals einige Ralliements vor, wenn auch nur in ges 
ringer Zahl; obwohl die Vorſtadt Saint-Germain im Ganzen ab⸗ 
ſeits blieb, ſo hatte doch die Ueberzeugung, im beſten Falle noch 
lange zuwarten zu müſſen, ſich vielen Beſonneneren aufgedrängt und 
in manchen Familien Bedenken erregt, ob es auch rathſam ſey, ihre 
Abkömmlinge noch ferner auszuſchließen von aller Theilnahme am 
franzöſiſchen Staatswerke. In einer ähnlichen Lage — mit Aus- 
nahme der Verſuchung, ſich der Regierang anzuſchließen — befanden 
ſich die Republikaner, welche ebenfalls nur von einer weiteren Ent⸗ 
wickelung der Dinge das Heil ihrer Sache erwarteten; darin auch 
unterſchieden ſie ſich von den Legitimiſten, daß ſie eifrig Antheil 
nahmen an der Ausübung der ihnen zuſtehenden conſtitutionellen 
Rechte. Die Legitimiſten und Republikaner, welche ſich auf dieſen 
halben Zuſtand eines temporären politiſchen Quietismus beſchränkt 
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ſahen, hatten keine Gemeinſchaft mit einander, wenn fie auch beide 
zur Erreichung ihrer verſchiedenartigen Zwecke denſelben Durchgangs⸗ 
punkt erſtrebten: den Umſturz der beſtehenden politiſchen Ordnung. 
Die Ungeduldigen und Unaufhaltſamen beider Parteien dagegen, die 
keinen Aufſchub wollten, und eben zum Aeußerſten gereizt hatten, 
vereinigte der gemeinſame Haß gegen das Beſtehende, und ſie über— 
ſahen das Widerſtrebende ihrer letzten Abſichten aus Eifer für die 
Vernichtung der ihnen gleich feindlichen Macht der Gegenwart. Dieſe 
nun waren durch die Niederlage in den Aprilunruhen zwar hart ge— 
troffen, aber ſie betrachteten ſie nur als eine Schlappe, die einen 
endlichen Sieg keineswegs unmöglich machte, und unerachtet der 
ihnen ungünſtigen Stimmung der Mehrheit der Nation waren ſie 
feſt entſchloſſen, das feindliche Werk gegen die Regierung fortzufüh⸗ 
ren. Durch das Geſetz gegen die Vereine und über Verſchärfung 
der Strafen für Theilnahme an Verſchwörungsverſuchen und Füh- 
rung von nicht erlaubten Waffen waren ſie indeſſen von der Ober— 
fläche hinweggeſcheucht, und konnten nur einen heimlichen Verkehr 
halten in verſtohlenen Zuſammenkünften, die ſie nur mühſam den 
wachſamen Spähern der Polizei verbargen. Leider kam ſpäter auf 
eine fürchterliche Weiſe zu Tage, was im geheimen Verſteck bereitet 
wurde. 

Die ſo erzielte und auf beſſeren Grundlagen befeſtigte äußere 
Ruhe trug auch ſogleich Früchte für das Gemeinwohl. Die Regie⸗ 
rung und die ihr zur Seite ſtehenden Staatskörper konnten ſich der 
inneren Entwickelung der Landesverhältniſſe zuwenden, und fanden 
hier ein weites Feld für unabläßige Thätigkeit. Zum erſtenmal nach 
Erlaß des Geſetzes vom 22. Juni 1833 traten die Generalräthe 
zuſammen, und die Nützlichkeit dieſer mit weiſer Vorausſicht hervor⸗ 
gerufenen Einrichtung bewährte ſich ſogleich bei den Erörterungen 
über Gegenſtände von großer Bedeutung für die Staatsgeſellſchaft 
und alſo auch für die Regierung. Allgemeine und gerechte Aner⸗ 
kennung fanden die Verdienſte des trefflichen und geiſtreichen Guizot 
in der Leitung des öffentlichen Unterrichts und namentlich für den 
Eifer, womit er unabläßig bemüht war, das niedere Schulweſen zu 


N 


350 


heben und über Gegenden zu verbreiten, wo es bis jetzt unbegreif⸗ 
licherweiſe ſo gut wie gar nicht beſtand. Man erkannte deutlich den 
wahren Zuſtand, wie viel Widerſtreben die wohlwollendſten Beſtre⸗ 
bungen der Regierung an manchen Orten finden von Seite derer, 
denen die Wohlthaten eines verbeſſerten Unterrichts zugewendet wer⸗ 
den ſollten, und wie viel noch hier zu thun ſey, um die dringendſten 
Bedürfniſſe als im Allgemeinen erledigt betrachten zu können. Wir 
werden am Schluſſe dieſes Werks eine vollſtändige Ueberſicht geben 
von dem Zuſtande und der Entwickelung des öffentlichen Unterrichts 
in Frankreich ſeit der Julirevolution, um dieſen wichtigen Gegen- 
ſtand aus zuverläßigen Quellen in einem zuſammenhängenden Bilde 
darzuſtellen. Aus ähnlichen Gründen wollen wir eine Schilderung 
der franzöſiſchen Handels- und Zollverhältniſſe anknüpfen bei Er⸗ 
wähnung der politiſchen Maßregeln, wozu dieſe vorzüglich im Jahre 
1842 Veranlaſſung gaben. Allein ſchon im Jahre 1834 erkannte 
man das Mißliche bei Durchführung der ſtrengen Ausſchließungs⸗ 
grundſätze, nach welchen die franzöſiſche Handelsgeſetzgebung ange⸗ 
ordnet war. Die Gewerbthätigkeit fremder Länder hob ſich und 
erſtarkte namentlich in Deutſchland durch weitere Ausdehnung des 
Zollvereins; man ſah immer mehr ein, daß der franzöſiſche Markt 
im Auslande nur durch gegenſeitige Annäherung erhalten werden 
konnte. Der Handelsminiſter, Düchatel, arbeitete daher an einem 
Entwurf zur Ermäßigung des Verbotſyſtems durch Eingangszölle. 
Er befragte die Handelskammern und die berathende Commiſ⸗ 
ſion für Künſte und Gewerbe und forderte Gutachten über eine 
Reform der Handelsgeſetzgebung. Es offenbarten ſich ſogleich die 
übrigens ganz natürlichen Folgen eines ſeit ſo vielen Jahren ſtrenge 
und folgerecht gehandhabten Schutz- und Verbotſyſtems, unter deſſen 
bequemen Obhut eine rege Gewerbthätigkeit ſich gegen das Ausland 
monopoliſirt, und nur durch die innere Mitbewerbung einen lebhaf— 
ten Aufſchwung und einen hohen Entwickelungsgrad erreicht hatte. 
Bei der erſten Kunde von einer reformirenden Abſicht erhob ſich der 
lebhafteſte Widerſtand gegen alle und jede Aenderung in dem alther⸗ 
gebrachten Verhältniſſe, dem man faſt eine hiſtoriſche Ehrwürdigkeit 
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beizulegen geneigt war; in einem Volke, das dem Jahrhundert mit 
den kühnſten Neuerungen vorangegangen war, wollte man eine Un⸗ 
beweglichkeit der Handelsgeſetzgebung erhalten wiſſen. Alle die ſich 
gegenſeitig widerſprechenden Intereſſen der Bodenerzeugung, des Han⸗ 
dels, der Schifffahrt, und der fabrikmäßig geſtalteten Gewerbthätig⸗ 
keit, welche ſpäter bei der Zuckerfrage, bei den Verträgen über das 
Durchſuchungsrecht, und dem Vorſchlage zu einer Zollvereinigung mit 
Belgien eine ſo wichtige politiſche Bedeutung bekamen, regten ſich ſchon 
damals mit der lebhafteſten Unruhe und traten mit der Hartnäckig⸗ 
keit einer politiſchen Agitation in die Schranken für ihre vermeintlich 
unabänderlichen Rechte. Die Stimmen der Aufgeklärteren, welche 
unbefangen die Vorbereitung zu einer Umgeſtaltung der europäiſchen 
Handelsverhältniſſe beobachtet hatten, warnten noch vergebens, und 
ihre Vermittelungsverſuche hatten noch geringen Erfolg; es war vor— 
auszuſehen, daß die Mehrheit ſchwer zu überzeugen ſeyn werde, und 
die Regierung mußte in der Behandlung dieſes Gegenſtandes mit 
großer Vorſicht zu Werke gehen. Eine ſehr heilſame Maßregel war 
die Vereinbarung der Miniſterien des Kriegs und des Innern über 
Verwendung der Truppen zu öffentlichen Bauten von Straßen und 
Kanälen. Die Ausführung dieſes Planes begann zuerſt verſuchs⸗ 
weiſe mit den ſtrategiſchen Straßen, durch welche die Vendée gegen 
einen Rückfall in legitimiſtiſche Abſonderung geſichert werden ſollte. 
Im September begab Ludwig Philipp ſich mit ſeiner ganzen 
Familie nach Fontainebleau, wo er in einer Reihe von Feſten die 
ächt königliche Gaſtlichkeit zeigte, die ſelten ein Fürſt mit ſo viel 
Geſchmack, ſo ungezwungenem Anſtande und ſo wohl verſtandener 
Pracht geübt hat. Der König empfing hier das ganze diplomatiſche 
Corps mit der ihm eigenen Courtoiſie, ohne jedoch ſich mit dem 
gothiſchen Schaugepränge müßiger Kämmerlinge zu umgeben; alle 
Perſonen ſeines Dienſtes haben ernſte Beſchäftigung im Heere oder 
im Staate, und nur die Zahl und reiche Ausſtattung der Diener⸗ 
ſchaft vom Haushofmeiſter an erinnern an die altbourboniſche Hof⸗ 
formen. Auch hier blieb der König ſeinem Grundſatze treu, als 
Repräſentant von Frankreich diejenigen in ſeinen Kreis zu ziehen, 
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welche Frankreich auszeichnet, welche durch Talent, Bildung und 
geſellſchaftliche Achtungswürdigkeit Anſprüche haben, die kein Monarch 
parteiloſer und zuvorkommender anerkennt ohne Geburt oder Meinung 
in Anſchlag zu bringen. 

Während dieſer Feſte bereitete ſich eine Kabinetkriſe vor, die in 
ſo fern unerwartet kam, daß Niemand gerade mit Sicherheit hätte 
vorausſehen können, daß ein Mitglied des Miniſteriums ſein Ver⸗ 
bleiben im Kabinette von der Entſcheidung einer obſchwebenden Frage 
abhängig machen würde. Allerdings hatte das Miniſterium in der 
Adreſſe nicht die volle und offene Antwort über unbedingte Mitwir⸗ 
kung der Kammermehrheit, wie gewünſcht war, bekommen; aller⸗ 
dings wurde das Kabinet von der Preſſe unaufhörlich gereizt durch 
Andeutungen von Zwieſpalt und Unübereinſtimmung, die in ſeinem 
Inneren vorherrſchen ſollten; aber die Entſcheidung hierüber mußte 
vor den Kammern ſtattfinden, die am Ende des Jahres zuſammen⸗ 
treten würden. Unterdeſſen aber drängte ſich eine andere Frage 
heran: die wegen einer zu erlaſſenden allgemeinen Amneſtie für po⸗ 
litiſche Verbrechen, welche ſchon in der Kammer angeregt worden 
und von der Preſſe täglich dringender gefordert wurde. Die Frage 
wurde im Miniſterrathe verhandelt. Marſchall Gerard trat auf als 
der unbedingte Vertheidiger einer vollen und umfaſſenden Amneſtie. 
Jede wohlwollende Regierung, die in der Nothwendigkeit war, An- 
griffe auf den Staat mit Gewalt unterdrücken, und zur Vertheidi⸗ 
digung der öffentlichen Ordnung über polktiſche Verbrechen und Ver⸗ 
gehen Strafen verhängen zu müſſen, wünſcht und muß wünſchen, 
Amneſtie ertheilen zu können. Das kann ſie aber nur, wenn eine 
zeitweiſe Verirrung, eine vereinzelte Thatſache vorgekommen, oder 
wenn die Feinde der öffentlichen Ruhe im Allgemeinen, und der von 
ihr vertretenen Ordnung im Beſonderen, ihre Plane aufgegeben 
haben, oder ſich in notoriſcher Unmacht befinden, der öffentlichen 
Wohlfahrt Schaden zufügen zu können. In dieſer Lage befand ſich 
das von fo vielen politiſchen Bewegungen erſchütterte, von jo ver 
ſchiedenartigen politiſchen Ideen aufgeregte Frankreich nicht. Die 

überwiegende Mehrheit allerdings wollte Ruhe und Ordnung für 
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ungetrübte Uebung und Entwickelung der Verfaſſung; fie verthei— 
digte die Regierung, weil dieſe die Verfaſſung ſchützte und eine 
Kraft und Wachſamkeit entwickelte, die Vertrauen einflößten. Die 
Minderheit aber, zugänglich für feindſelige Einflüſterung und 
Verführung zu“ meuteriſchen Verſuchen, war noch immer fo zahl— 
reich, daß die ordnungsliebende Mehrheit die Waffen zur Hand 
haben mußte, um ſie im Zaum zu halten. Es gab noch immer 
in Frankreich heftige und haßerfüllte Feinde der monarchiſchen 
Regierungsform, ja ſogar der beſtehenden Geſellſchaftsordnung, ſo 
wie der Dynaſtie und der Verfaſſung; dieſe beſtanden nicht nur in 
geheimen Verbrüderungen, ſondern in geſchloſſenen Parteien; ſie 
hatten ihre Plane nicht aufgegeben, verfolgten fie vielmehr eifrig 
auf offenen und geheimen Wegen; ſie hielten ſich nicht für beſiegt, 
ſondern nur für augenblicklich unterlegen in individuellen Ver— 
ſuchen; nur die Wucht ſtrenger geſetzlichen Zurückweiſung 
konnte ſie von einer Wiederholung zurückhalten. Zu einer ſolchen 
aber würde man geradezu auffordern, wenn man in einer Am⸗ 
neſtie Vergeben und Vergeſſen ausgeſprochen hätte über die be— 
gangenen Angriffe auf die Regierung. In der Natur der erlaſſe— 
nen Geſetze ſelbſt lag keine dringende Aufforderung zur Amneſtie, 
denn dieſe waren durchaus nicht ſtrenge und graufgm, und hatten 
keine Spur von prevotalem Blutbanne an ſich; ſie waren ganz 
im Geiſte der normalen Geſetzgebung, und dieſer nur als 
Vervollſtändigung, angefügt; ohne Vergleich milder, als die 
politiſche Strafgeſetzgebung der vorhergegangenen Regierungen 
in dieſem Jahrhundert in Frankreich es geweſen, waren ſie 
offenbar unerläßlich nothwendig zum Schutz der Ordnung in jed— 
wedem Staate. In einem Augenblicke nun, wo diejenigen, welche 
angeklagt waren, Theil genommen zu haben an einer Empörung, 
die von allen Beſſeren der Nation als ein frevelhafter Bruch des 
Landfriedens betrachtet wurde, ihr Urtheil erwarteten — in ſolcher 
Lage eine Amneſtie ertheilen, hätte eine ſeltſame Furcht verrathen 
vor Anwendung der Geſetze, welche die Regierung ſelbſt verlangt 
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eine Amneſtie⸗Ertheilung in der Art, wie ſie gewünſcht wurde, 
wäre, wie ein Bekenntniß eigener Schwäche und Rathloſigkeit, 
auch eine indirekte Cenſur der Kammern geweſen. Je mehr die 
Preſſe lärmte und ſich in den übertriebenſten Schilderungen gefiel 
von der Ungeheuerlichkeit des bevorſtehenden Prozeſſes, um ſo 
weniger durfte die Regierung davon zurücktreten, um ſo mehr 
mußte ſie darauf beſtehen, um den Beweis zu führen, daß in der 
Anwendung der erlaſſenen Geſetze nur rechte und gute Juſtiz 
geübt werde, und daß die Zahl der Schuldigen und die Verbin— 
dung der aufrühreriſchen Genoſſenſchaften unter ſich und der da— 
durch herbeigeführte Umfang des Prozeſſes nicht Strafloſigkeit her— 
beiführen könne. Dazu kam, daß, wie amtlich nachgewieſen wurde, 
es damals in Frankreich nur 211 Verurtheilte für politiſche Ver⸗ 
gehen gab. Ludwig Philipp bat zu keiner Zeit und in keinem 
Verhältniſſe ſeines Lebens die geringſte Spur von Rachluſt, oder 
auch nur von Neigung zur Strenge in Ahndung von Vergehen 
gezeigt; Wohlwollen und Milde der Beurtheilung in perſönlichen 
wie in öffentlichen Angelegenheiten bezeichnen jeden ſeiner Schritte. 
Seinem Herzen wie ſeiner Stellung als König konnte die Mög— 
lichkeit einer Amneſtie⸗Ertheilung nur im höchſten Grade wohl— 
thuend ſeyn; ey hatte das erhebende Bewußtſeyn, nie Rache geübt, 
keinem perſönlichen Groll Einfluß geſtattet zu haben auf ſeine 
Regierungs handlungen. Allein die oben angeführten Gründe muß- 
ten nothwendigerweiſe geltend gemacht werden im Miniſterrathe, 
ſie waren zu ſchlagender Art, um nicht über jedes perſönliche 
Gefühl die Oberhand zu gewinnen; auch unter den Miniſtern 
war Keiner, den man perſönlicher Härte zeihen könnte; ſie waren, 
wie der König, ſtets in den Grenzen der ſtrengſten Legalität ges 
blieben. Es handelte ſich aber hier um die Wahrung einer poli⸗ 
tiſchen Stellung, um die Erhaltung der Regierung und des Ge: 
meinwohls. Unter den obwaltenden Verhältniſſen eine Amneſtie 
ergehen laſſen, hieße nicht allein das bisherige Syſtem abläugnen, 
ſondern der Durchführung jeden Syſtems entſagen. Wenn dem 
Staate und dem Geſetze ihr Recht geworden, konnte Begnadigung 
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und bei voller Beruhigung Amneſtie eintreten; aber ſich jetzt dieſe 
ſo zu ſagen abjagen zu laſſen, hieße eine ungeziemende Schwäche 
zeigen und die beſtehende Ordnung auf weſentliche Art gefährden. 
Marſchall Gérard jedoch betrachtete die Amneſtiefrage als eine 
Ehrenſache und machte fein Portefeuille abhängig von deren An— 
nahme. Mochte nun der ehrenwerthe Feldherr eine andere Anſicht 
von der Lage des Landes haben, oder hatte der Aufruf der 
Preſſe an ſeine Großmuth und der dem Krieger ſo natürliche Wi— 
derwille gegen gerichtliche Verfolgung es ihn als Pflicht erkennen 
laſſen, alle andere Rückſichten in dieſem Falle hintanzuſetzen: als 
er im Miniſterrathe ſeine Meinung verworfen ſah, reichte er dem 
König ſeine Entlaſſung ein. Vorläufig übernahm Admiral Rigny 
die Amtsführung des Kriegsminiſteriums; bald jedoch zeigten ſich 
große Hinderniſſe gegen die Vervollſtändigung des Kabinets. 

Es begann nun wieder ein Wettlauf nach dem Miniſtertiſch, 
wozu ein zurückgegebenes Portefeuille ſtets die Loſung gibt. Da 
die Erledigung eingetreten war in Folge einer grundſätzlichen 
Frage, die zu gleicher Zeit in hohem Grade die Oeffentlichkeit be— 
ſchäftigte, ſo bekam die Sache eine um ſo gewichtigere Bedeutung. 
Parteien und Perſönlichkeiten rangen um Eintritt in die Sphäre 
der Macht mit ihrem Gerüſte von Bedingungen und Vorbehalten, 
mit ihrem Gefolge von Genoſſenſchaft und Verpflichtung. Der 
äußere Hergang war folgender. Als nach den erſten Beſprechungen 
ſich herausſtellte, daß keine Hoffnung vorhanden ſey zur Löſung 
der Kabinetsfrage mit Beibehaltung der bisherigen Hauptbeſtand— 
theile des Miniſteriums, beſtanden Humann, Guizot, Thiers, de 
Rigny und Düchätel auf ihrer Entlaſſung. Nur Perſil und Ad⸗ 
miral Jacob blieben übrig und erwarteten, welche neue Fügung 
ſich darſtellen werde. Graf Molé bekam darauf Vollmacht des 
Königs zur Bildung eines neuen Kabinets; er mußte ſie aber 
zurückgeben, ohne ſeinen Auftrag vollzogen zu haben, denn er 
konnte ohne einige der abgetretenen Miniſter kein neues Kabinet 
bilden, und fand ſie darüber einverſtanden, nicht einzeln wieder 


eintreten zu wollen. Als ein neuer Verſuch geſcheitert war, um 
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durch einige Zugeſtändniſſe den Marſchall Gérard wieder zu ges 
winnen, und mit dem Herzog von Broglie für das Auswärtige 
die Abgetretenen für ihre bisherige Poſten zu behalten, mußte 
man eine halbe Wendung gegen die Tiers-Partei machen. Am 
10. November verkündigte der Moniteur den ehemaligen Redakteur 
des Moniteurs und Miniſter Napoleons, Maret, Herzog von 
Baſſano, als Miniſterpräſident und Miniſter des Innern — den 
Geſandten in Berlin, Breſſon, für das Auswärtige — den Ge— 
nerallieutenant Bernard für den Krieg — Charles Düpin für 
Seeweſen und Colonien — Teſte für den Handel — Paſſy für 
die Finanzen; — Perſil blieb als Siegelbewahrer auf ſeinem 
Poften. Dieſes Miniſterium gab indeffen kein anderes Lebens— 
zeichen von ſich, als die Einberufung der Kammern auf den 
1 Dezember, ſtatt, wie bisher beſtimmt, auf den 29. Es ſchien 
in der That auch nicht zu einem eigentlichen Leben beſtimmt ge— 
weſen zu ſeyn, ſondern mehr dazu, die Doktrinairs zur Beſinnung 
zu bringen, die, als ſie wieder angegangen worden waren, ſich 
ſchwierig gezeigt hatten, und beim Anblick des Miniſteriums Baſſano 
die Möglichkeit einer Zuſammenfügung ohne ſie erkannten; denn 
Niemand beſſer als ſie wußten, daß auch dem Miniſterium Baſſano 
nöthigenfalls ein Leben eingehaucht werden konnte. Sie leiſteten daher 
Verzicht auf die Ideen, welche ſpäter in der bekannten Coalition 
ſich zu verwirklichen ſtrebten, und da ohnedies theure und weſent⸗ 
liche Intereſſen auf dem Spiel ftanden, fo ließen fie ſich bereit⸗ 
willig finden. Nach drei Tagen ward das Miniſterium Baſſano, 
das eigentlich nur im Moniteur ein Daſeyn gehabt, aufgelöst, 
und das Miniſterium, welches bei der Austrittserklärung Gérards 
beſtanden, trat wieder ein, nur mit dem Herzog von Treviſo 
(Marſchall Mortier), der ſich indeſſen ſeine Stelle als Großkanzler 
der Ehrenlegion vorbehielt, als Kriegsminiſter und Miniſterrath⸗ 
präſident, und Admiral Düperré als Marineminiſter. Der eigent⸗ 
liche Kern dieſer Wirren, um den ſich der offene Kampf und die 
geheimen Beſtrebungen drehten, war immer die Stellung der 
Präſidentſchaft und ſomit des Miniſteriums mit dem alten be: 
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kannten Motto: le roi regne, mais ne gouverne pas, das man 
eigentlich nur damit richtig überſetzen kann: „der König gibt der 
Herrſchaft den Namen, wie ſein Bildniß auf den Münzen ſteht, 
aber die Kammern regieren durch ihr Miniſterium.“ Denn darum 
handelte es ſich eigentlich: die Kammermajorität ſollte ein Miniſte⸗ 
rium haben, das von ihr abhängig, und nur dem König gegen— 
über unabhängig ſey. Wir haben ſchon die Gründe angegeben, 
warum auch wir glauben, daß dieſer Verſuch in Frankreich ge— 
fährlich werden mußte, in dem nur das aktive Königthum Anſehen 
gewinnen und Erhaltung bewirken konnte; gewiß aber iſt es, daß 
Ludwig Philipp einem von den Kammern aufgedrungenen, vom König 
ernannten Miniſterium ſich nur als einer letzten Nothwendigkeit 
fügen konnte. Durch die Rückkehr des doetrinagiren Miniſteriums 
ſah ſich der König wieder von Rathgebern umgeben, mit denen 
er über die wichtigſten Punkte in Uebereinſtimmung war. Bei 
keinem früheren Miniſterwechſel war übrigens der perſönliche Ein— 
fluß des Königs ſo allgemein erkannt worden, und einige Monate 
ſpäter offenbarten ſich die Folgen davon. 

Gleich das erſte Auftreten des Miniſteriums vor den Kammern 
zeigte, daß es entſchloſſen war, einen neuen Aufſchwung zu neh— 
men, unbedenkliche Auskunft zu geben, ſich aber auch nicht mit 
einer zweideutigen Mitwirkung der Kammern zu begnügen. Als 
der Siegelbewahrer das Geſetz über miniſterielle Verantwortlich— 
keit einbrachte, bemerkte er, daß wenn es eine weſentliche Be— 
dingung jedes Miniſteriums fey, mit der Mehrheit zu gehen, es 
eben ſo nothwendig ſey, daß die Mehrheit das Verwaltungsſyſtem 
des Miniſteriums ausdrücklich billige und ohne Rückhalt unterſtütze, 
daß nur unter dieſer Vorausſetzung ein Miniſterium im Stande 
ſey, Gutes zu bewirken. Der Miniſter des Innern trat auf mit 
der Forderung einer Creditermächtigung für die Erbauung eines 
neuen Saals für den Pairsgerichtshof, und knüpfte daran die Am— 
neſtiefrage. Er erklärte geradezu, daß, wiewohl allgemeinere und 
höhere Rückſichten eine Amneſtie immer ſehr bedenklich machten 
wegen der Folgerungen, die daran geknüpft werden könnten, fo 


358 


ſey ſie nunmehr bei dem beften Willen hauptſächlich darum un— 
möglich geworden, weil die Preſſe die Frage vergiftet, indem ſie 
ſie nicht rein für ſich habe beſtehen laſſen, ſondern ſie identiſch 
gemacht mit der förmlichen Abläugnung eines Syſtems, das bis⸗ 
her mit ſo glücklichem Erfolge behauptet worden, und das man 
auch noch ferner aufrecht zu erhalten feſt entſchloſſen ſey. Dieſes 
kühne Auftreten des Miniſteriums war ſehr Hug! und richtig berech— 
net; es hatte den Vortheil des Angriffs auf ſeine Seite gezogen, 
hatte die Bedingungen geſtellt, und an der Kammer war es nun, 
ſich über ihre Annahme zu erklären. Die Kammer war offenbar 
überraſcht von dieſer unerwarteten Wendung, durch welche das in 
der Adreſſe halb verläugnete Syſtem die Initiative ergriff, und 
eine unumwundene Erklärung forderte. Berryer und Etienne be— 
griffen ſogleich die Vortheile der Stellung, welche das Miniſterium 
genommen, und ſuchten zu verhindern, daß die Kammer aus ihrer 
Stellung herausgehe, indem fie auf die, wie fie meinten, unzwei⸗ 
deutige, offene und loyale Erklärung hinwieſen, welche die Kam— 
mer in ihrer Adreſſe gegeben. Durch Janvier und Bügeaud 
hauptſächlich wurde indeſſen die Nothwendigkeit herbeigeführt, Auf— 
ſchlüſſe zu verlangen über die letzten Vorgänge und über das 
miniſterielle Syſtem, und Thiers erklärte ſich ſogleich bereit, ſie in 
ſeinem und ſeiner Collegen Namen zu geben. Das geſchah am 
5. Dez. durch eine Rede, worin der Miniſter des Innerns aus⸗ 
führte, daß eine repräſentative Monarchie nur gegen anarchiſche 
Verwirrung geſchützt werden könnte durch die Trilogie eines feſt— 
geſchloſſenen Syſtems, eines Miniſteriums, um es durchzuführen, 
und einer Majorität, welche beide, das Syſtem und das Miniſte— 
rium, aufrichtig billigen und ſtützen müſſe. Weil in letzterer Zeit 
dieſe drei Punkte in ihrem nothwendigen ſolidariſchen Zuſammen⸗ 
hange zweifelhaft aufgefaßt worden, habe der eigenſte Charakter 
einer conſtitutionellen Regierung ein falſches Gepräge angenommen. 
Dieſen in ſeiner Aechtheit wieder herzuſtellen, ſey daher Pflicht des 
Miniſteriums. Er führte nun aus, wie er und ſeine Collegen 
ſich nur deßhalb zum Rücktritt entſchloſſen hätten, damit ſie nicht 
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als Hinderniſſe betrachtet werden ſollten zum Verſuch eines an⸗ 
dern Syſtems. Er erklärte ſich für einen eifrigen Anhänger der 
Revolution, die im Jahre 1789 begonnen und 1830 vollendet 
worden, und glaubte das auch von den übrigen Miniſtern ſagen 
zu können. Er habe aber auch das vollkommene Bewußtſeyn da⸗ 
von, daß es eben ſo großen Muthes bedurft habe, die Revolution, 
nachdem ſie ſiegreich geworden, aufzuhalten und zu leiten, als 
nöthig geweſen ſey, um ſie vorzubereiten und durchzuführen. Wohl 
die meiſten Revolutionen wären durch Ueberſtürzung zu Grunde 
gegangen. Die Aufgabe ſey alſo keinesweges, die Julirevolution 
zu erſticken, ſondern fie zu retten, indem fie ihrem wahren Ziel 
entgegengeführt werde. Diejenigen, welche behaupteten, man 
müſſe den Wagen fortſchießen laſſen bis an den Abgrund, möch— 
ten herbeikommen, und wenn ſie nach vollſtändig gewonnener Ein— 
ſicht von der wahren Lage der Dinge noch zu ſagen ſich getrauten: 
man müſſe nachgeben — ſo wären die Miniſter bereit, ihren Platz 
abzutreten, wenn auch mit großer Beſorgniß für Frankreichs Zukunft, 
denn ihr Wahlſpruch ſey und bleibe: man muß Widerſtand leiſten. 

Der kluge Redner ſprach noch längere Zeit, er führte mit 
gewandter Wortſtellung und in geiſtvoller Entwickelung die Ver— 
tretung des Syſtems kräftig durch, das Schlagwort ſeiner Rede 
aber blieb der »Widerſtand,« den er den Ausſchweifungen der 
Revolution entgegengeſtellt wiſſen wollte. Dieſes einfache, natür⸗ 
liche Wort, das nur ausſprach, was man längſt gethan, war 
gerade an der rechten Stelle und im rechten Augenblicke gejagt 
worden, und darum hallte es überall wieder, auch außerhalb der 
Kammer, wurde ausgebeutet in den Zeitungen wie auf dem Markt: 
platze, und es prägte ſich jedem Verſtändniſſe ein, was die 
Männer des Widerſtands wollten. Vorher fand indeſſen dieſes 
offene und unumwundene Auftreten noch vielfachen Widerſpruch— 
in der Kammer, der beſonders dadurch gelähmt wurde, daß faſt 
jeder Oppoſitionsredner ſich vorzugsweiſe mit Rechtfertigungen über 
das perſönliche Verhalten in der eben beſtandenen Miniſterkriſe 
beſchäftigte, und daher mußten diejenigen das Uebergewicht be— 
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haupten, welche ſich auf dem natürlichen Boden der Dinge 
befanden. Es war daher nur eine Aufmerkſamkeit der Neugierde, 
welche die Kammer den Reinigungsvorträgen in dieſem Sinne von 
Paſſy, Charles Düpin und Teſte ſchenkte, und auch vom Kam⸗ 
merpräfidenten Düpin bekam man nur Aehnliches zu hören. Die⸗ 
jenigen, welche im Ringen um die Miniſterſchaft unterlegen waren, 
verrechneten ſich in dem Eindrude, den fie hervorbringen wollten, 
indem fie ein Märtyrthum ihres parlamentariſchen Sinnes anz 
ſprachen, denn Alle gaben zu verſtehen, daß ſie Miniſter gewor— 
den oder geblieben wären, wenn ſie ſich eine Präſidentſchaft hätten 
gefallen laſſen wollen, die ſie für keine wirkliche und unabhängige 
anerkennen könnten. Aber mit dieſer ſo beargwohnten Präſident⸗ 
ſchaft, die ſich nach dieſen Anſpielungen in die Sphäre einer 
geheimnißvollen Uſurpation verlieren ſollte, ſtanden die auf ihren 
Poſten wieder berufenen Miniſter da, und allen dieſen mißmuthi⸗ 
gen Perſönlichkeiten, die in verdrießlichen Andeutungen ihre üble 
Laune über die ihnen entſchlüpfte Gewalt laut werden ließen, 
ſtellten fie ein klares, offenes Syſtem entgegen und forderten uns 
umwundenen Beſcheid. Es ſpitzte ſich darauf die ganze Erörterung 
zu in einen doppelten Vorſchlag: Sauzet trug auf einfache Tages— 
ordnung an, womit die Kammer bei der Adreſſe geblieben wäre, 
in welcher die Miniſter keine hinreichende Zuſtimmung fanden; 
und Hervé ſchlug eine motivirte Tagesordnug vor. Sauzet zog 
ſeinen Vorſchlag zurück, und mit 184 gegen 117 Stimmen nahm 
die Kammer die motivirte Tagesordnung an, worin die Erläute— 
rungen der Miniſter als zufriedenſtellend und mit dem Sinne der 
Adreſſe übereinſtimmend erklärt wurden. 

Zwiſchen dieſem Sieg des Miniſteriums, wodurch es eine viel 
vortheilhaftere parlamentariſche Stellung nahm, und einem zweiten 
am Jahresſchluß in der Amneſtiefrage, kam die Ausübung eines 
Diseciplinarrechts der Pairskammer gegen die Preſſe vor. Die 
erſte Kammer zog in Folge eines Antrags vom Grafen Philipp 
de Segür den Gerant des National, Rouen, wegen Beleidigung 
der Würde der Kammer vor ihre Schranken. Der Gerant beſtand 
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darauf, zu ſeiner Vertheidigung von Armand Carrel unterſtützt zu 
werden, und allerdings war auch das der Mann, mit dem es die 
Pairskammer in dieſer Angelegenheit eigentlich zu thun hatte. 
Carrel war wegen eines früheren Preßvergehens im Gefängniſſe, 
aber die Kammer geſtattete dennoch fein Auftreten in Rouens 
Sache. Carrel verſäumte natürlich nicht, Alles anzubringen, was 
man vom republikaniſchen Standpunkte aus gegen die Pairs nur 
immer anführen konnte, und ihre Gerichtsbarkeit ſuchte er als eine 
unnationale zu charakteriſiren durch Erinnerungen an den Prozeß 
des Marſchalls Ney. Den augenblicklichen Eindruck verfehlte er 
dabei freilich nicht, ſogar nicht auf einige von den in dieſer Sache 
unbetheiligten Pairs. Im Grunde aber iſt jener tragiſche Prozeß 
keineswegs ein Argument gegen die Juſtiz der Pairskammer. Es 
war vielleicht unpolitiſch, oder wenigſtens nicht ganz politiſch 
nothwendig für Ludwig XVIII., den tapfern Marſchall mit dem 
Leben büßen zu laſſen; es wäre ohne Zweifel ein ſchönes Blatt 
geweſen in dem Siegeskranze des Herzogs von Wellington, wenn 
er, wie er es konnte, Ney in den Schutz der Pariſer Capitulation 
aufgenommen hätte; aber einmal vor den Pairsgerichtshof geſtellt, 
mußte Ney des Verraths ſchuldig befunden werden, denn er war 
es. Aber in Carrels Vortrag bildete nichts deſto weniger Ney's 
Verurtheilung eine glückliche rhetoriſche Figur, unter deren Schim— 
mer er die Incompetenz des Pairgerichthofes vom Standpunkte 
der Moral, der Politik und des gemeinen Rechts darzuthun ſuchte. 
Beide, die Pairskammer und Carrel, befanden ſich in der Lage 
einer dringenden Nothwendigkeit; Carrel, der wohl wußte, daß 
er in und mit dem National verurtheilt werden mußte, benutzte 
noch die letzte Gelegenheit vor dem Spruch, um faſt ſein letztes 
Wort zu ſagen, und die Pairskammer konnte nur darauf antwor⸗ 
ten in dem Urtheilsſpruch, der auch mit 138 Stimmen gegen 15 
in dem Maximum der geſetzlichen Strafe beſtand, indem nämlich 
der Gerant des National zu zwei Jahren Gefängniß und 10,000 
Franken Buße verurtheilt wurde. 1 

Die Amneſtiefrage war in den verhältnißmäßig ſehr unbedeu— 
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tenden Umſchlag eines Credits zur Herftellung eines Saales für 
die Verhandlungen des Pairsgerichtshofes eingeſchoben worden. 
Da Jedermann einſah, daß, ganz abgeſehen von den bevorſtehen— 
den gerichtlichen Vornahmen, die Pairskammer ohnedies eine beſſere 
und bequemlichere Räumlichkeit auch für ihre gewöhnlichen Ver⸗ 
ſammlungen brauchte, ſo war es nur die Amneſtie, welche als 
Kern darin lag, die beſtritten wurde. In der Sitzung der De— 
putirtenkammer vom 29. Dez. begann Hr. v. Sade die Erörterung 
über die Amneſtiefrage. Hiemit entſpann ſich eine parlamentariſche 
Verhandlung, die in manchem Betracht zu den bedentungsvollſten 
gezählt werden kann, welche ſeit 1830 vorfielen, und zwar eben 
darum, weil die Parteien, während fie ihr Aeußerſtes thaten, 
doch nur ſchlecht ihre Unmacht verdeckten, und die von ihnen be— 
ſtrittene Regierung doch als eine Nothwendigkeit, als ein von 
ihnen ſelbſt indirekt zugegebener Haltpunkt ſich herausſtellte. Unter 
den Rednern traten beſonders Lamartine, Odilon Barrot und 
Berryer für die Amneſtie hervor, und Guizot und Thiers waren 
es hauptſächlich, welche die Regierung und ihr Syſtem vertraten. 

In der Amneſtiefrage lag das ganze Syſtem, denn der Haupt: 
grund gegen ihre Ertheilung in dem damaligen Augenblicke war, 
daß eine Amneſtie unter den obwaltenden Verhältniſſen nicht als 
eine Handlung der Gnade, ſondern als ein furchtſames Zurücktreten 
von der Durchführung des Syſtems betrachtet werden könnte, und 
von den Feinden der beſtehenden Ordnung zuverläßig ſo gedeutet 
würde; daß ferner, da alſo Verſöhnung nicht zu erreichen ſey 
mit einer Amneſtie-Ertheilung, ſie einer Erklärung gleich käme, 
daß man das Syſtem uicht für haltbar anſehe und das Einlenken 
in eine andere Bahn vorbereite. Der politiſche Kampfplatz, zu 
dem hier die Schranken eröffnet wurden, war demnach der wei— 
teſte, und man hätte erwarten können, daß die Parteien in ges 
ſchloſſenen Reihen gegen einander hervortreten würden. Das 
geſchah aber nicht, es blieb bei einem Turnier zwiſchen den 
Vormännern; vielleicht darum, weil Jedermann einſah, daß die 
Regierung nicht Amneſtie geben könne, und daß ihre Gründe von 
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der Mehrzahl anerkannt würden; ohne Ausſicht auf Sieg aber wollten 
die Parteien nicht in Maſſe zum Angriff vorrücken. Guizot brachte 
die gewichtigſten Gründe vor gegen die Ertheilung einer Amneſtie, 
die zwar angefochten, aber nicht widerlegt wurden. Berryer trat 
auf für die Amneſtie und gegen den politiſchen Prozeß, indem er 
dem Prineip der Julirevolution vorwarf, daß fie durch Wider: 
ſtand ihren Urſprung verläugne, und außerdem eben vermöge 
deſſen keine Ordnung ſchaffen könne. Thiers antwortete lebhaft 
und mit Wärme und äußerte unter anderm: „Mit Schmerz hat 
ſich das Land in eine Revolution geworfen; kein Land iſt fo uns 
ſinnig, um ſich aus beſonderem Geſchmack und Vergnügen in eine 
Revolution zu ſtürzen. Nicht wir haben die Revolution nöthig 
gemacht; man hat das Land herausgefordert, und das Land hat 
die Herausforderung beantwortet mit einer Revolution. Glauben 
Sie, Herr Berryer, daß ſie dem monarchiſchen Prineip durch die 
Aeußerung dienen, es ſey unmöglich, Ordnung im Lande herzu— 
ſtellen? Wenn das Land ſchwer zu regieren iſt, ſo liegt der Grund 
darin, daß wir es voll zorniger Aufregung, die Ihr hervorge— 
bracht, vorgefunden haben. Wenn man uns Gefälligkeit gegen 
das Ausland vorgeworfen, wenn man uns der Serrilität verdäch— 
tigt hat, ſo geſchah es, weil Ihr uns 14 Jahre hindurch vor 
dem Auslande herabgeſetzt habt. Seht Ihr nicht in Eurer Ber 
thörung, daß Ihr die Herſtellung der Ordnung ſchwieriger, müh— 
ſamer macht; Ihr erſchüttert die Garantien, unter denen Ihr lebt, 
Garantien, die Euch geſtatten, Euch auf dieſer Tribüne mit aller 
Freiheit auszudrücken. Ihr ſolltet uns helfen, wenn Ihr unſre 
Vorgefühle verſtändet. Da Ihr es waret, die den Wagen in 
den Abgrund geſtürzt habt, ſo ſolltet Ihr Euch auch den Männern 
anſchließen, welche dem Strome Einhalt thun wollen. Wenn Ihr 
uns ſagt, daß es nach Euch keine Juſtiz, keine Ordnung, keine 
Freiheit noch Sicherheit mehr gebe, und obwohl Ihr behauptet, 
daß nach Euch Alles zu Grunde gehen müſſe, und wiewohl Ihr 
uns das Land voll Glut und Zorn überliefert habt, ſo werden 
wir doch dieſen Zorn zu beſchwichtigen, dieſe Glut zu dämpfen 
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wiſſen. “ Berryer antwortete zwar ſehr weitläufig, aber feine 
Rede blieb, wie faſt ſein ganzes Auftreten, eine Darlegung ſeines 
Talents, aber ohne Erfolg für ſeine Partei, und ohne Einfluß 
auf den Gang der Dinge. Düpin und die Tierspartei traten 
nicht für die Amneſtie auf und ließen Odilon Barrot allein auf 
dem Kampfplatze, wo er das Witzwort Royer-Collards hören 
mußte, der ihm geſagt haben ſoll: „Ich kenne ſie ſchon ſeit vier— 
zig Jahren, Sie hießen damals Péthion!“ Düpin konnte aller⸗ 
dings nach den Reden, die er als Präſident ſowohl, wie als 
Mitglied der Kammer gehalten, in dem damaligen Augenblick eine 
Amneſtie nicht für rathſam erklären, allein daß die Tierspartei in 
dieſer Angelegenheit auch bei den Ineidenzfragen Odilon Barrot 
vollkommen im Stich ließ, mag vielleicht auch dadurch bewirkt 
worden ſeyn, daß Letzterer der Bedrängniß der Tierspartei bei 
Verhandlung der motivirten Tagesordnung nicht zu Hülfe gekom⸗ 
men war. Das Ergebniß der ganzen Erörterung war in der Ab- 
ſtimmung zu Gunſten des Miniſteriums, obwohl nicht mit einer 
ſehr großen Mehrheit. Die Oppoſitionsblätter beuteten natürlich 
dieſe Mehrheit dahin aus, daß ſie ſie für ſo geringfügig und 
durch Abweſenheit von Mitgliedern jo zufällig erklärten, daß ba= 
durch der Prozeß moraliſch unmöglich geworden ſey; er war aber 
politiſch möglich, und leider ſollten die ferneren Ereigniſſe des 
Jahres 1835 darthun, daß er moraliſch und politiſch nothwendig 
ſey, damit die Bürgerklaſſe durch die öffentlichen Prozeßverhand— 
lungen eingeweiht werde in die Entwürfe der Feinde der Ord— 
nung, und erfahre, in welchen Abgrund der zügelloſeſten Tri— 
bünen- und Soldatenherrſchaft man fie hatte ſtürzen wollen. 

Der Traktat über die amerikaniſche Entſchädigung, deſſen Ver: 
werfung den Rücktritt Broglie's und Sebaſtiani's herbeigeführt, 
mußte jedenfalls der Kammer wieder vorgelegt werden. Der ganzen 
Angelegenheit wurde aber zuvörderſt noch ein neues Leben einge— 
haucht durch die Art, wie in dem Bericht des Präſidenten der 
vereinigten Staaten von Nordamerika des Nichtvollzugs des Traf- 
tats von Seite Frankreichs gedacht wurde. Jackſon forderte mit 
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etwas republikaniſchem Ungeſtüm Erfüllung des gegebenen Worts, 
und es ward offenbar dem Congreß anheimgeſtellt, ob er die 
Nichterfüllung des Traktats als Anlaß zu einem Kriege be— 
trachten wolle. Dieſe Drohung konnte natürlicherweiſe nicht ohne 
Wiederhall in Frankreich bleiben. Der franzöſiſche Geſandte in 
Washington, Herr Serrurier, wurde zurückberufen, und dem 
nordamerikaniſchen Geſandten in Paris, Herrn Livingſton, wurde 
angezeigt, daß ſeine Päſſe, wenn er ſie wünſche, zu ſeiner Ver— 
fügung ſtünden. Dieſer ſcheinbar äußerſten Demonſtrationen un⸗ 
erachtet, glaubte doch Niemand an den wirklichen Ausbruch eines 
Kriegs, vorzugsweiſe darum, weil dieſer keinesweges ein zuver— 
läßiges Mittel ſey, den gegenſeitigen Zweck zu erreichen. Wie 
bekannt, hatte man die Anſicht verbreitet, die barſche Alternative 
ſey dem Präſidenten eingeblaſen worden, um in Frankreich vor 
den Kammern ausgebeutet zu werden; die vermeintliche Berufung 
an die Redlichkeit Frankreichs in Aufrechthaltung der Verträge, 
etwa in der Form eines Vorſchlags an den Congreß, von der 
franzöſiſchen Regierung eine peremtoriſche Erklärung über den 
Traktat zu verlangen, ſey aber der republikaniſchen Diplomatie 
entſchlüpft als eine unziemliche Drohung, die zwar vorläufig der 
Sache eine ſchärfere Stellung gab, als man urſprünglich beabſich⸗ 
tigte, doch aber auch gebraucht werden konnte, um der franzöſiſchen 
Induſtrie und dem Handel Beſorgniſſe einzuflößen wegen des 
Schadens, der durch Blokade, Embargo, Aufbringung und Auf: 
hebung des Verkehrs ihren Intereſſen zugefügt werden konnte. 
Die Urſache, warum man, nach dieſer Schilderung, auf alle Weiſe 
und auch durch dieſes Mittel den Traktat, und zwar mit der 
vollen Entſchädigungsſumme von 25 Millionen durchzubringen ſich 
ſo eifrig beſtrebe, ſey, weil ein beträchtlicher Theil der amerika⸗ 
niſchen Entſchädigungsforderungen, um geringen Preis angekauft, 
in den Beſitz hoher Perſonen übergegangen wäre, die nun kein 
Mittel unverſucht ließen, um zur vollen Entſchädigung zu gelangen. 
Daß man hiemit den König meinte, wurde theils mehr oder we— 
niger verblümt angedeutet, theils faſt gerade heraus geſagt, wie 
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im National, deſſen Gerant wegen Beleidigung des Königs zu 
einem Jahre Gefängniß und 10,000 Franken Buße verurtheilt 
wurde. Der Umſtand, daß amerikaniſche Forderungen in großer 
Maſſe — denn ſonſt konnte ja kein überwiegendes Intereſſe dabei 
ſeyn — ſich in Händen befunden haben ſollten, welche mächtig 
genug waren, um die ganze Entſchädigungsfrage aufzunehmen 
und durchzuführen, iſt nie erwieſen worden; die Erledigung der 
Sache hing übrigens gar nicht davon ab, ſondern von der Frage, 
ob den Amerikanern mit Recht eine Entſchädigung gebühre, oder 
nicht, und dieſe war im Allgemeinen von Jedermann bejaht wor: 
den, fo daß höchſtens noch über die Größe der Summe verſchie— 
dene Meinungen obwalten konnten. Im Betreff Jackſons, ſo iſt 
bekannt genug, daß der rauhe und bigotte alte republikaniſche Ger 
neral keine fremde Eingebung nöthig hatte, um ſich zu beſchweren 
über die Nichtbezahlung einer traktatmäßig feſtgeſetzten Schuld. 
Den Legitimiſten war der Streit willkommen, wie jede Gelegen— 
heit, bei der man der beſtehenden Regierung etwas verweigern 
konnte. Die Republikaner mochten wohl geneigt ſeyn, ihren po- 
litiſchen Glaubensgenoſſen ein Zugeſtändniß zu machen, aber da 
gerade ſie die Meinung verbreitet hatten, daß der König in dieſer 
Sache ein perſönliches Intereſſe habe, und da fie das Miniſterium 
ſtürzen wollten, weil ſie unter der Verwaltung der Tierspartei 
eine günſtigere Geſtaltung ihrer Angelegenheiten hofften, ſo muß⸗ 
ten ſie ſich gerade gegen die amerikaniſchen Forderungen erklären. 
Die Tierspartei wollte Aufſchub, nicht um die Forderung an und 
für ſich abzuſchlagen, ſondern um nicht dem Miniſterium im ſie 
Amte bewilligen zu müſſen. Der Aufſchub kam nun von ſelbſt, in⸗ 
dem die Sache jedenfalls nicht vor die Kammern gebracht werden 
konnte, bevor man die Art kannte, in welcher der amerikaniſche 
Congreß ſich über den Frankreich betreffenden Punkt in der Bot⸗ 
ſchaft des Präſidenten ausſprechen würde. Unterdeſſen trat ein 
Zwiſchenereigniß ein, welches veranlaßte, daß der Miniſter, der 
wegen Verwerfung des amerikaniſchen Traktats ausgetreten war, 
ihn wieder vorbringen ſollte. 
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Der Marſchall, Herzog von Treviſo, betrachtete feine Prä⸗ 
ſidentſchaft nur als eine vorläufige, und ohne Zweifel war ſie es 
auch, und würde nach der Kammerſitzung ihre Endſchaft erreicht 
haben. Nun reichte aber der Marſchall in der letzten Hälfte Fe— 
bruars plötzlich dem König ſeine Entlaſſung ein. Man behauptete 
in ſonſt gut unterrichteten Kreiſen, daß dieſer Schritt des Mar— 
ſchalls in ſo weit kein freiwilliger geweſen, daß er im Journal 
des Döbats die Nachricht gefunden, daß der Präſident des Mi— 
niſterraths ſeine Entlaſſung verlangen werde, noch ehe es ge— 
ſchehen, worauf er, dieſen Wink als einen halboffiziellen betrach⸗ 
tend, und ohnedies ſowohl der Präſidentſchaft als des Kriegs⸗ 
Miniſteriums müde, den angekündigten Schritt ſogleich wirklich 
gethan habe. Dieſe vorzeitige Ankündigung im Journal des 
Döbats ſollte aber veranlaßt worden ſeyn dadurch, daß es einigen 
Perſonen nicht angenehm war, wenn der König in Ruhe und 
nach Beendigung der Kammerſitzung eine neue Geſtaltung des 
Miniſteriums vorbereiten konnte. Man wollte daher ſogleich eine 
Auflöſung herbeiführen, damit die neue Bildung noch unter den 
Nothwendigkeiten der Sitzung eintreten müſſe. Auch Herr von 
Rigny reichte feine Entlaſſung ein. Marſchall Soult wurde von 
ſeinen Gütern nach Paris berufen, und war auch bereit, dem 
Vertrauen des Königs zu entſprechen, allein ſeine Anſicht über 
die öffentliche Stimmung war eine ſolche, daß er glaubte darauf 
dringen zu müſſen, daß mit ihm parlamentariſche Männer in's 
Miniſterium träten, welche Anhänger der Amneſtie wären; es 
wurde unter anderen Odilon Barrot genannt. Da nun aber hie⸗ 
mit eine Syſtemsänderung angekündigt worden wäre, und der 
König feſt entſchloſſen war, das begonnene Werk beharrlich fort: 
zuführen, ſo wollte er dem Marſchall ein ſolches Zugeſtändniß 
nicht machen; wie ſehr er ſonſt dem Marſchall vertraute und ſeine 
Dienſte zu benützen wußte, fo konnte er doch unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden ihm nicht die Bildung eines Miniſteriums überlaſſen. 

Der achtzigjährige Fürſt Talleyrand war endlich vom Schau⸗ 
platze der aktiven Diplomatie abgetreten; ſeitdem ſein vieljähriger 
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Freund, Graf Grey, und die gemäßigten Whigs überhaupt den 
Einfluß zu verlieren anfingen, weil ſie von den weiter Dringenden ö 
überholt zu werden Gefahr liefen, erkannte Talleyrand, daß ſeine 
Stellung in England den Haltpunkt verloren, und da ſein hohes Alter 
ihm nicht die Friſt gönnte, ſich eine neue zu ſchaffen, er auch 
perſönlich keinen Geſchmack fand an dem, was nun ſich zu ent— 
wickeln begann, ſo beſchloß er mit dieſer Botſchaft die Sendung 
ſeines öffentlichen Lebens, deſſen letztes Staatswerk die Quadru— 
pelallianz geweſen war. Der Fürſt ſoll noch den Wunſch gehabt 
haben, als Botſchafter nach Wien zu gehen, und in einem Auf- 
ſatze, der angeblich aus der Feder eines engliſchen Parlaments— 
mitglieds gekommen ſeyn ſoll, iſt die Behauptung aufgeſtellt wor 
den, der König habe die Gewährung verſagt, weil ihm die Nähe 
der bourbonſchen Hofhaltung in Prag mißlich geſchienen habe, 
wenn der ehemalige Biſchof von Autun franzöſiſcher Botſchafter 
am Wiener Hofe ſey. Bekanntlich war der Fürſt in den letzten 
Jahren ſeines Lebens eben dieſer früheren geiſtlichen Würde ſehr 
eingedenk; die Furcht, die Kirche möchte ihm als einem Abtrün⸗ 
nigen eine orthodoxe Beſtattung verſagen, trübte feine einſamen 
Stunden, wenn, im Angeſichte des Grabes, ſein Geiſt einen prü— 
fenden Blick zurückwarf auf den vollbrachten, ſo beziehungsreichen 
und ſo merkwürdigen Lebenslauf; bei dieſer Gelegenheit nun — 
ſetzte wahrſcheinlich jener Artikel voraus — mochte man befürchten, 
daß der Fürſt von Benevent auch eine Anwandlung von politi— 
ſcher Pietät verſpüre und etwa auf die Idee käme, zum zweiten 
mal die Reſtauration nach⸗ Frankreich zurückzubringen und fo auf 
einmal ſeinen Frieden mit der Kirche und der Welt zu ſchließen. 
Aber abgeſehen davon, daß der alte Diplomat gewiß nicht die 
Lebensregel vergeſſen hatte, daß man mit Erfolg eben ſo wenig 
eine That als einen guten Einfall wiederholen kann, ſo war ja 
eben jene verhängnißvolle Sehnſucht nach kanoniſcher Beſtattung 
eine Garantie gegen alle kühne Entwürfe, wie man ſie nicht beſſer 
wünſchen konnte, und der Geiſteszuſtand des Fürſten, der ſich 
dadurch offenbarte, mochte wohl den König davon überzeugt haben. 
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daß er nun entſchieden den Anfang feines Ende begonnen und am 
zweckmäßigſten im Privatleben vollendete, nachdem er eine fo un— 
gewöhnlich lange und ungewöhnlich glänzende Laufbahn im Staats⸗ 
dienſte zurückgelegt hatte. Der Nachfolger des Fürſten auf dem 
Botſchafterpoſten in London war der Graf Sebaſtiani, der, ſeit— 
dem er aus dem Miniſterium getreten, Frankreich am Hofe von 
Neapel vertreten hatte. Auch Sebaſtiani, der gerade in Paris 
eingetroffen war, wurde angegangen wegen Bildung eines Kabi— 
nets, allein er erklärte mit Entſchiedenheit, daß er in keine Staats⸗ 
verwaltung mehr eintreten könne, indem ſeine Geſundheit ihm 
keine thätige miniſterielle Mitwirkung mehr geſtatte. Eine Verein— 
barung mit Graf Molé, der urſprünglich mit Soult hatte ein— 
treten ſollen, zerſchlug ſich, und nun blieb dem König nur die 
Wahl zwiſchen einem von der Kammer vorzuſchreibenden oder 
einem ganz doctrinairen Miniſterium. Es war noch immer der 
Fall, wie gleich nach der Thronbeſteigung, daß die Doetrinaire 
nicht vollſtändig die perſönliche Sympathie des Königs beſaßen; 
die Doctrine wurde bisweilen mit einer Unbeugſamkeit repräſentirt, 
die an perſönliche Schroffheit hinſtreifte. Dagegen ſchenkte der 
König, wie ganz Frankreich, den Doctrinairs feine vollkommene 
Achtung, und neigte ſich zu ihren Grundſätzen der Ordnung und 
der Regierungsſtabi lität, die er mit Recht den halbrevolutionairen 
und ohne beſtimmte Umriſſe verſchwimmenden Anſichten der Tiers⸗ 
partei weit vorzog. Es war auch nicht ſchwer, Herrn Thiers für 
dieſe Combination zu gewinnen. Für das Kriegsminiſterium wählte 
man den Marſchall Maiſon, der Botſchafter am ruſſiſchen Hofe 
war; es war jedenfalls dadurch gewonnen, daß auch, im Falle 
der Marſchall die Ernennung ablehnen ſollte, das Miniſterium in 
Thätigkeit treten konnte, bis dieſe Nachricht aus Petersburg eintraf. 

Das neue Miniſterium, das alſo eine vollkommene Feſtſtellung 
der doctrinairen Verwaltung war, geſtaltete ſich demnach in fol⸗ 
gender Weiſe. Der Herzog von Broglie wurde Präſident des 
Miniſterraths und bekam das Portefeuille des Auswärtigen. Für 
den Marſchall Maiſon, der zum Kriegsminiſter ernannt wurde, 
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übernahm Herr von Rigny vorläufig die Amtsführung, um ſpäter 
als Botſchafter nach Neapel zu gehen. Die übrigen Miniſter blie⸗ 
ben auf ihren Poſten, nämlich: Thiers für das Innere — Perſil 
für die Juſtiz — Humann für die Finanzen — Guizot für den 
öffentlichen Unterricht — Düchätel für den Handel — Düperré 
für das Seeweſen. Der Moniteur vom 13. März machte die neuen 
Ernennungen bekannt. 

Wie faſt immer kündigte man dem neuen Miniſterium Inter⸗ 
pellationen an. Die Parteien, welche ihre Perſonen bei einer 
miniſteriellen Combination nicht haben anbringen können, rufen 
das neue Miniſterium an, wollen Auskunft haben und ſelbſt Erklä⸗ 
rungen geben — aber nur ſolche, die zu ihrem Vortheil ſind, die 
ſie erhalten können für die nächſte Aenderung; den Miniſtern aber 
wollen ſie, wo möglich, einige Geſtändniſſe abfragen, die man 
ſogleich, oder gelegentlich ſpäter gegen ſie brauchen, oder durch 
welche man ſie wenigſtens mit ihren Collegen überwerfen kann; 
es iſt eine erſte parlamentariſche Probe, ob und wie das eben 
gewordene Miniſterium zuſammenhängt, das Vorſpiel einer Oppo— 
ſition, worin letztere eine Stellung zu nehmen und das Miniſte⸗ 
rium in eine ungünſtige Lage zu drängen ſucht. Das gegenwärtige 
Miniſterium hatte aber bereits eine bekannte Stellung genommen, 
und die letzte Aenderung hatte dieſe nur noch feſter gemacht. Die 
Interpellationen blieben daher ohne Folge, und noch in derſelben 
Sitzung ging man zur Tagesordnung über; man hielt ihnen das 
Syſtem entgegen, das unter dem Schutze der Mehrheit noch vor— 
läufig nichts zu befürchten hatte von der Kritik der Oppoſition. 

Die nächſte Angelegenheit des Miniſteriums war eben eine 
Berufung an die Kammer in einem Vertrauensvotum. Hiezu 
hatte man eine vermehrte Forderung für die geheimen Fonds aus⸗ 
erſehen. Als Thiers als Miniſter des Innern dieſe Forderung 
der Deputirtenkammer vorlegte, erklärte er, daß das Miniſterium 
alle Folgen der Abſtimmung auf ſich nehme. Das Miniſterium 
forderte für die geheimen Fonds eine Summe von 1,260,000 Fr. 
Bei Entwickelung der Beweggründe dieſer Forderung, bemerkte 
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der Miniſter, daß die offen zu Tage gehende Widerſetzlichkeit zwar 
gebrochen ſey, ſowohl durch die Erfolglosigkeit der letzten Verſuche 
als auch durch die von der Kammer bewilligten Geſetze gegen 
Aſſociationen und verbotene Bewaffnungsmittel, daß aber die 
Wurzel des Uebels noch immer im Geheimen beſtehe und ſorgfäl— 
tig überwacht werden müſſe; weil nun eben die Aeußerung 
von der Oberfläche zurückgewieſen worden, ſey dieſe Ueber⸗ 
wachung eine weit beſchwerlichere und eben darum koſtſpieligere 
geworden. Der Miniſter begnügte ſich im Ganzen mit einer all- 
gemeinen Hinweiſung auf den heimlichen Fortbeſtand der Gefahr, 
ohne in beſondere Einzelheiten eines Nachweiſes einzugehen. Wir 
werden im Verlaufe der nächſten Ereigniſſe ſogleich Gelegenheit 
bekommen, dieſen Nachweis über die geheime Lage der inneren 
Verhältniſſe zu ergänzen, die Thiers, ohne allen Zweifel wohl 
kannte, aber aus leicht begreiflichen Gründen auf der Rednerbühne 
nicht entwickeln wollte. Als ſpäter die Sache in der Kammer zur 
Erörterung kam, berührte Thiers die Hauptſache nicht, die ſoeiale 
Frage nämlich, deren feindliches Verſtändniß die gefährlichſten 
Widerſacher der Regierung erzeugt, er brachte aber Nachrichten 
über die Ausgaben für Polizeimittel unter früheren Verwaltungen 
des Kaiſerreichs und der Reſtauration, welche viel größere Sum— 
men dafür verwendet hätten, während die Verhältniſſe unter den 
gegenwärtigen Zeitumſtänden wenigſtens eben ſo ſchwierig wären. 
Man ſah ein, daß geheime Fonds für jede Verwaltung unerläßlich 
ſeyen, und am 29. April wurde die Forderung angenommen mit 
259 gegen 129 Stimmen. 

Der Vertrag über die amerikaniſche Entſchädigung war wie- 
der eingebracht worden. Im Namen der zur Vorunterſuchung 
ernannten Commiſſion ſtattete Dümon einen Bericht ab, welcher 
auf Anerkennung der eingegangenen Verpflichtungen und Ermäch— 
tigung zur Zahlung der 25 Millionen antrug. Zuerſt meinte man, 
die Commiſſion wolle die Zinſen des Capitals, welche Jackſon in 
feinem Berichte ausdrücklich verlangt, nicht inbegriffen wiſſen. 
Die Commiſſion hatte aber der Zinſen keine e gethan, 
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weil, wenn die Hauptforderung zugeſtanden werde, es ſich von 
ſelbſt verſtehe, daß Verzugszinſen vom Tage des Abſchluſſes an 
geſchuldet wurden. Bei der Erörterung in der Kammer nahm 
der. Herzog von Fitz-James, der zum Deputirten ernannt worden 
war, die Gelegenheit wahr, um ein legitimiſtiſches Programm 
nicht nur gegen den Traktat, ſondern gegen die Regierung und 
die ganze gegenwärtige Verfaſſung einzulegen in einer Rede, worin 
nur der Redner einen Triumph feierte. In Beziehung auf die 
Sache ſelbſt, deutete er den ganzen Traktat an als ein die fran— 
zöſiſche Ehre verletzendes Zugeſtändniß, und nach dem Bericht des 
amerikaniſchen Präſidenten hielt er ihn nun völlig für unmöglich, 
obwohl er die transatlantiſche Drohung nicht für ernſtlich gemeint 
hielt, ſondern glaubte, fie fey nach gutem Rath erfolgt zur Be— 
ſchleunigung der Abmachung in Frankreich. Mit ſchneidenden An⸗ 
ſpielungen auf Intriguen, die man als Meiſterſtücke der Gewandt— 
heit rühmen wollte, richtete er darauf gegen das Syſtem und 
das Princip, aus dem es hervorgegangen, feinen ganzen Unmuth. 
Dieſe Rede war im Voraus mit den Häuptern der legitimiſtiſchen 
Partei beſprochen worden, und wiewohl ſie ohne Concept vorge— 
tragen wurde, jo hatte doch der Stenograph der Quotidienne eine 
Abſchrift, welche er in der Tribüne der Journaliſten mit dem 
mündlichen Vortrag verglich. Thiers blieb darauf die Antwort 
nicht ſchuldig, aber er vergaß, abſichtlich oder aus Leidenſchaft, 
den Miniſter, und nahm entſchieden die Haltung des Parteimannes 
an. Vielleicht wollte Thiers, der wohl einſah, daß die offizielle 
Sprache innerhalb der Grenzen miniſterieller Rückſicht nicht von 
großer Wirkung ſeyn konnte gegenüber von einem Gegner, deſſen 
Standpunkt rückſichtslos war, wenn auch ſeine Ausdrücke bemeſſen 
blieben — vielleicht wollte er gehört und verſtanden ſeyn in Krei— 
ſen, wo man von der Leber weg ſprechen muß, um Nachhall zu 
finden. Nur die aufgeregte Stimmung des verletzten Parteiman- 
nes konnte die Nichtbeachtung der miniſteriellen Haltung entſchul⸗ 
digen, und Thiers ſprach ſich auch glücklich in eine Leidenſchaft 
hinein, denn er ſprach wirklich aus dem Stegreife. Da er aber 
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ein zweiſchneidiges Schwerdt handhabte, ſo traf er nicht blos den 
Gegner, deſſen Ausforderung er angenommen, ſondern ſeine 
Streiche, obwohl blos gegen dieſen gerichtet, ſtreiften mitunter 
auch die Seite, für die er eingetreten war. Der Entwickelung 
ſeines Friedensſyſtems merkte man vielleicht etwas zu ſehr an, daß 
er das Portefeuille des Auswärtigen nicht zu vertreten hatte, denn 
er griff zum Theil Europa ſchonungslos an. Er wies auch nach, 
daß nicht nur unter dem Kaiſerreich die Berichte der Herzöge von 
Baſſano und Vicenza, ſondern auch unter der Reſtauration die 
Herren von Montmorency und von Damas anerkannt hätten, daß 
man Amerika Entſchädigung ſchuldig ſey, und dieſe Verpflichtung 
erfülle nun die Juliregierung. Weil aber ſein legitimiſtiſcher 
Gegner dabei über Vergeudung des Staatseigenthums geklagt, ſo 
rief er ihm die Emigranten-Entſchädigung ins Gedächtniß und 
nannte ſie eine Beraubung, ohne zu bedenken, wer Alles ausge— 
wandert und entſchädigt worden war. Er machte einen heftigen 
Ausfall gegen die weiße Fahne und die Reſtauration, ohne zu 
bedenken, daß er umgeben war von Collegen, die beiden gedient 
hatten. Er ſprach von der Verurtheilung Ney's, ohne zu beden— 
ken, daß die Pairskammer ſich eben rüſtete, um die Republikaner 
vor dieſelben Schranken zu laden. Aber wenn er das Alles be— 
dacht, ſo hätte er Alles das nicht ſagen können, was er 
vielleicht eben ſagen wollte. Thiers Rede blieb nicht ohne Wir⸗ 
kung; ſie hatte verletzt nach mehreren Seiten hin, und man klagte 
über Verläugnung des miniſteriellen Anſtandes, und wohl nicht 
mit Unrecht; vielleicht aber wollte eben der Parteimann nicht im 
Miniſter aufgehen, und kannte den Preis, um welchen er über die 
ſonſt gebotene Rückſicht hinwegſah und eine Unſchicklichkeit beging. 
Fitz⸗James hatte in feiner Rede unter anderm den Wunſch ges 
äußert, Napoleons Anſicht von der amerikaniſchen Forderung zu 
wiſſen. Der Herzog von Broglie erfüllte dieſen Wunſch, indem 
er eine Randbemerkung Napoleons auf einem diplomatiſchen Ak⸗ 
tenſtücke vorlas, die vom Jahre 1800 war, und die damals ſchon 
erhobene Beſchwerde der Amerikaner betraf. Sie lautete folgen— 
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dermaßen: „Ich bitte den Bürger Talleyrand, mir über beilie⸗ 
gende Note Bericht zu erſtatten. Es handelt ſich nicht von Un: 
vermögen; wenn wir ſchuldig ſind, ſo müſſen wir bezahlen.“ Die 
Kammer hörte dieſe Mittheilung mit großem Intereſſe; man 
ſtrömte herbei, um die eigenhändige Bemerkung des erſten Con⸗ 
ſuls zu ſehen. Herr Iſambert ſprach gegen die Annahme des 
Traktats. Seine Einwendungen konnten zwar nicht entſcheidend 
werden, nachdem der Traktat einmal abgeſchloſſen war, aber ſonſt 
beruhten ſie ohne Zweifel nicht auf einer unwahren Anſchauung. 
Er warf den Amerikanern vor, daß ſie Alles, was Frankreich 
für die Erringung ihrer Unabhängigkeit gethan, nicht beachteten, 
daß ſie vergaßen, daß Frankreich eine große Forderung an ſie 
voraus habe, die es geltend machen könne. Die Amerikaner ſind 
der franzöſiſchen Hülfe nicht uneingedenk, ſind in ihrer Weiſe nicht 
undankbar; das zeigte der Triumphzug, den Lafayette einige Jahre 
vorher durch ihre Städte gehalten; die Huldigungen, die ſie ihm 
darbrachten, galten auch Frankreich. Aber die Amerikaner ſind 
vor Allem Geſchäftsleute; das ſentimentale Geſchäft der Dankbar⸗ 
keit war abgethan mit großartigem Prunk, und konnte nun weiter 
keinen Einfluß haben auf die Entſchädigungsfrage für unzweifel— 
haft verbrannte und aufgebrachte Schiffe. Nach einer nicht er— 
heblichen Polemik zwiſchen Berryer und Thiers wurde die Erör— 
terung geſchloſſen, und am 18. April wurde der Traktat ange⸗ 
nommen mit einer bedeutenden Mehrheit, und zwar mit der 
ausdrücklichen Ermächtigung zur Zahlung der Zinſen vom Tage 
des Abſchluſſes an, wobei eine Forderung an Amerika von 
1,500,000 Franken in Abrechnung gebracht werden ſollte. 

In der äußeren Lage Frankreichs war keine Aenderung von 
Bedeutung vorgegangen. Das in England ernannte Toryminiftes 
rium blieb nur kurze Zeit am Ruder; der von ihm als Botſchafter 
am franzöſiſchen Hofe beglaubigte Lord Cowley, Bruder des Her: 
zogs von Wellington, überreichte ſein Abberufungsſchreiben nicht 
lange nachdem er ſeine Antrittsaudienz in den Tuilerien gehabt, 
und die Bildung des Kabinets Melbourne konnte als ein beſonders 
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günſtiges Ereigniß für die engliſche Allianz betrachtet werden. 
Unterdeſſen wurde die ſpaniſche Regierung von ihren Feinden 
hart bedrängt und verlangte den in der Quadrupelallianz zuge: 
ſicherten Beiſtand von denen, die ihn allein gewähren konnten, 
nämlich von Frankreich und England. Dieſe beiden Mächte ha— 
ben zu allen Zeiten auf der pyrenäiſchen Halbinſel ein ſehr ver— 
ſchiedenes Intereſſe gehabt, und wenn dies auch bei Schließung 
des Viermächtevertrags zuſammengefallen war in gleichmäßiger 
Stützung der chriſtiniſchen Regierung gegen Don Carlos, ſo blieb 
noch immer von Englands Seite ein Mißtrauen rege über die 
Abſichten der franzöſiſchen Politik in Spanien. Als daher Frank⸗ 
reich bei dem Kabinet von St. James vorfrug, ob es durch Tra⸗ 
gung der Koſten an einer franzöſiſchen Intervention in Spanien 
Theil nehmen wolle, wurde es abgelehnt, weil das engliſche Ka- 
binet nicht glaube, daß der verpflichtende casus foederis einge— 
treten ſey, und ſeiner Anſicht nach der ſpaniſchen Regierung noch 
immer innere Hülfsquellen zu Gebote ſtünden, um ihre Erhaltung 
durchzuführen. Das aber unmittelbar darauf eingeſetzte Whig— 
kabinet hatte ganz andere Anſichten und Lord Palmerſton ſchloß 
ſich dem franzöſiſchen Miniſterium an. Ludwig Philipp war nicht 
vollkommen einig mit ſeinem Miniſterium über eine Intervention 
in Spanien. Er kannte Spanien, und wußte, wie mißlich eine 
fremde Intervention in dieſem Lande unter allen Umſtänden ſey, 
zumal ſie bei einem Nichterfolg für Frankreich rückwirkend ſeyn 
könnte. Das Ergebniß vieler Verhandlungen war, daß man die 
Fremdenlegion in Algier der ſpaniſchen Regierung zur Verfügung 
ſtellen wollte und einige Kriegsſchiffe zur Beobachtung ausrüſten, 
während England ähnliche Schritte thun zu wollen erklärte; jedoch 
ging die Fremdenlegion ganz in ſpaniſche Dienſte über. Ferner 
wurden zwiſchen den franzöſiſchen und engliſchen Regierungen 
Maßregeln verabredet, um unter vereinter Flagge Kreuzungen an den 
ſpaniſchen Küſten aufzuſtellen. Zumalacarreguy's Tod war ein 
großer Verluſt für Don Carlos Sache, und wichtig für Frankreich, 
denn der tapfere Baske hatte die Abſicht, die Sache des Präten— 
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denten in den baskiſchen Provinzen aufrecht zu erhalten, ohne fein 
Heer in der kaſtiliſchen Ebene bloszuſtellen, und um einem Auf⸗ 
ſtande zu Gunſten Don Carlos zum Stützpunkte dienen zu können; 
dadurch wäre die franzöſiſche Grenze fortwährend beunruhigt 
worden. g 

Unterdeſſen nahte der große politiſche Proceß; am 27. März 
trafen die Lyonneſer Gefangenen in Paris ein. Dieſer Prozeß, 
der zwar nicht in ſeinem ganzen Umfange zuſammengehalten wer⸗ 
den konnte, und gewiſſermaßen judiciel ſcheiterte, verfehlte den— 
nach den beabſichtigten moraliſchen Eindruck nicht; denn wenn ſeine 
Ergebniſſe auch nicht diejenigen beſſerten, welche ſich von der bes 
ſtehenden Ordnung, und zum Theil von aller Ordnung abgewen- 
det hatten, ſo belehrten ſie doch manchen Verirrten und gewährten 
der Bürgerklaſſe ein klares Bild von den Gefahren, von welchen 
ſie umgeben war, ſo wie von den Abſichten und dem Charakter 
ihrer Feinde. Die Revolutionnaire aller Gattungen, ſowohl in 
den offenen Parteien, wie in den geheimen Geſellſchaften, berei— 
teten ſich nicht weniger vor, um dem Proceß alle möglichen Hin— 
derniſſe in den Weg zu werfen und durch Bekanntmachungen aller 
Art die ungünſtigſte Stimmung gegen ihn zu erzeugen. Die Ne 
publikaner unter den Angeklagten beſtanden darauf, ihre Verthei— 
diger ſelbſt wählen zu dürfen, aus welchem Stande immer und 
ganz nach ihrem Belieben; fie wurden natürlich in dieſer Forde- 
rung von der revolutionairen, ſo wie faſt durchgängig von der 
oppoſitionellen Preſſe unterſtützt. Man erklärte, daß wenn die 
Regierung in einem großen gerichtlichen Drama die Republik als 
eine politiſche Faction bekämpfen wolle, fie auch zugeben müſſe / 
daß fie ſich politiſch vertheidige, Die Angeklagten wählten als 
Vertheidiger revolutionaire Parteimänner, nicht nur aus allen 
Gegenden Frankreichs, ſondern auch aus der Fremde, ſogar aus 
England, namentlich aber aus Belgien und der franzöſiſchen 
Schweiz, bei denen die Sprache kein Hinderniß waren; meiſtens 
waren es Propagandiſten, Carbonari, die mit den geheimen Ge— 
ſellſchaften in Frankreich in Verbindung ſtanden, oder die ſich 
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durch heftiges Auftreten in antimonarchiſcher Richtung einen Na⸗ 
men gemacht hatten. Die Angeklagten wollten ſich nicht nur ver⸗ 
theidigen, ſondern vornämlich ihrer Sache einen großen Aufſchwung 
in der öffentlichen Meinung geben, und vor dem höchſten politi— 
ſchen Körper des Landes der Regierung das Recht abſprechen, 
fie als Uebertreter eines Geſetzes zu beſtrafen, das ſie nicht aner⸗ 
kannten. Durch eine königliche Verordnung wurden indeſſen alle 
auf der Advokatenrolle eingeſchriebenen öffentlichen Anwälde ermächtigt, 
vor dem Pairgerichtshofe aufzutreten. Die Regierung gab hiemit zu 
erkennen, daß ſie außergerichtliche Vertheidiger nicht zulaſſen werde; 
denn, wenn man auch vorausſah, daß die Angeſchuldigten ſelbſt 
weit ins politiſche Gebiet übergreifen würden, ſo konnte man dies 
ihrer Stellung als Angeklagten einräumen; wenn man aber jeden 
Vertheidiger zugelaſſen hätte ‚so müßte die gerichtliche Behandlung 
verſchwinden und aufgehen in die politiſche Erörterung einer all— 
gemeinen Staatsfrage. Außergerichtliche Vertheidiger hatten über⸗ 
dies eine faſt unbeſchränkte Aeußerungsfreiheit, während die Ad— 
vokaten einer Diseiplin unterworfen ſind und bis zu einem gewiſſen 
Grade für ihre Anführungen verantwortlich bleiben. Die Rechts— 
anwälde aller Kathegorien aber, zu denen mehrere der entſchie— 
denſten Vormänner der Oppoſitionspartei wie der Republikaner 
gehörten, wollten es mit beiden und mit der Volksmeinung über⸗ 
haupt uicht verderben; auch waren viele von ihnen, ohne politiſche 
Parteimänner zu ſeyn, der Meinung, daß man in einem politiſchen 
Proceſſe der Vertheidigung die vollſte Ausdehnung geben müſſe. 
Der Diseiplinarrath der Advokaten faßte daher einen Beſchluß, 
worin ſie erklärten, ſich durch die königliche Verordnung nicht gez 
bunden erachten zu können, indem fie darin eine Beſchränkung 
des Vertheidigungsrechtes erblickten. Die Regierung brachte den 
Fall vor den königlichen Gerichtshof, welcher die Berathung 
der Advokaten als unzuläſſig vernichtete und den Stabträger 
und den Diseiplinarrath der Advokaten vorforderte und ihnen 
in voller Sitzung dieſen einſtimmigen Beſchluß des Gerichts⸗ 
hofes verkündete. Deſſen unerachtet erklärten viele Advokaten 
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einzeln in den öffentlichen Blättern, daß fie noch immer den Be⸗ 
ſchluß des Disciplinarrathes für gültig anerkannten. Der ganze 
Vorfall hatte indeſſen keinen thatſächlichen Einfluß auf den Proceß, 
denn die Angeklagten ſelbſt erkannten bald die Unzulänglichkeit 
von außergerichtlichen Beiſtänden, die wohl die politiſche Farbe 
greller ausmalen, dafür aber die juridiſchen Vortheile überſehen 
konnten; dagegen aber beſtärkte er in ihrem Trotze diejenigen Anz 
geklagten, welche die Competenz des Pairsgerichtshofes nicht aner⸗ 
kenneu, und nur von ſelbſtgewählten Vertheidigern vertreten ſeyn 
wollten. Am 5. Mai begann die Verhandlung vor dem Pair⸗ 
gerichtshofe. Der Kanzler Baron Pasquier war Präſident, und 
der Graf Baſtard de l'Etang war zum Vicepräſident für den Proeeß 
ernannt worden. Beide hatten ein überaus ſchwieriges Amt zu 
verſehen. Obwohl dem Pairsgerichte alle Befugniſſe eines oberſten 
Gerichtshofes im Allgemeinen eingeräumt waren, ſo war ſeine 
juridiſche Stellung doch noch in manchen Beziehungen eine ſchwan— 
kende, weil ſie noch ohne Vorgang und Uebung in der Anwendung 
geblieben. Wenn nun der vorliegende Proceß auch in dem ger 
wöhnlichen Verlaufe der juridiſchen Behandlung jedem Gerichte 
ungewöhnliche Schwierigkeiten darbieten würde, ſo mußten dieſe 
unter den obwaltenden Verhältniſſen vor dem Pairshofe noch be— 
denklicher werden. Die große Zahl der Angeklagten, die von den 
meiſten unter ihnen laut ausgeſprochene Abſicht, die Competenz 
des Pairshofes und jede andere, als die ſelbſtgewählte Vertheidi⸗ 
gung nicht anerkennen zu wollen, genährt durch die Preſſe, welche 
mit geringen Ausnahmen die öffentliche Meinung gegen den Pro⸗ 
ceß und die Gerichtsbarkeit der Pairs auf jede Weiſe aufſtachelten, 
dies Alles, ſo wie die nicht ſehr zuverſichtliche Stimmung vieler 
Pairs, boten ſchon vor dem Beginn einen Knäuel von Hinder⸗ 
niſſen dar, der vorausſichtlich nicht abgewickelt werden konnte, ohne 
den juridiſchen Faden zu zerreißen. Gleich in der zweiten Sitzung 
am 6. Mai fielen höchſt tumultuariſche Auftritte vor. Cavaignac 
im Namen ſeiner Pariſer Mitgefangenen, lebhaft unterſtützt von 
Martin, Angeklagten aus Lyon, verlangten zuerſt, daß Voyer 
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d'Argenſon, Audry de Puyraveau und andere Republikaner zur 
Vertheidigung zugelaſſen werden ſollten; in oft wiederholtem, lau⸗ 
ten Zurufe pflichteten faſt alle Angeklagten dieſem Verlangen bei. 
Das Gericht entſchied, daß nur eingeſchriebene Advokaten, außer 
den Angeklagten, ſelbſt gehört werden konnten. Das Gericht vers 
ordnete die Vorleſung der Anklageakte. Die Angeklagten verlang⸗ 
ten ſtürmiſch, daß vorher noch Cavaignac für ſie gehört werde. 
Cavaignac begann dieſen Vortrag, der natürlich einen Widerſpruch 
gegen die Spruchbefugniß der Pairskammer und die Beſchränkung 
des Vertheidigungsrechtes enthielt. Der Präſident entzog ihm das 
Wort, aber er fuhr fort. Der Staatsanwalt unterbrach ihn, in⸗ 
dem er an den Gerichtshof das Verlangen ſtellte, daß auf den 
Angeklagten die geſetzlich vorgeſchriebene Strafe wegen Ruheſtörung 
bei gerichtlichen Verhandlungen in Anwendung komme. Dem ganzen 
aufregenden Auftritte konnte nur dadurch ein Ende gemacht wer⸗ 
den, daß die Sitzung aufgehoben wurde, damit der Pairshof ſich 
zur Berathung über das Begehren des Staatsanwalts zurückziehe; 
er blieb mehrere Stunden in Berathung, deren Ergebniß ein Er— 
kenntniß war, daß dem Begehr des Staatsanwalts zu willfahren 
ſey, daß aber erſt bei der Hauptfrage des Proceffes über den 
Zwiſchenfall abgeurtheilt werden ſolle. Dieß Erkenntniß war kelne 
Entſcheidung, ſondern mehr ein augenblickliches Abſchieben des 
ärgerlichen Zwiſchenfalles. Daß man mehrere Stunden ges 
braucht, um ein ſo einfaches Abkommen zu Stande zu bringen, 
ließ auf Meinungsverſchiedenheit und Unſicherheit der Anſichten 
ſchließen. 

Während deſſen kam ein Fall vor, der zwar nicht zum Pro— 
ceß gehörte, aber zuſammenfiel mit den Beſtrebungen, aus Ver⸗ 
anlaſſung des Proceſſes die Pairskammer auf jede Art in der 
öffentlichen Meinung herabzuſetzen. In den Tagesblättern „Tri 
büne“ und „Reformateur“ war nämlich ein Brief erſchienen mit 
mehreren Unterſchriften, worin die Pairskammer mit Verachtung 
beſprochen und ihre Würde gröblich verletzt war. Auf den Bor- 
ſchlag des Herzogs von Montebello forderte die Pairskammer die 
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Geranten der beiden Blätter, ſo wie die Unterzeichner vor ihre 
Schranken. Unter letzeren waren auch die Mitglieder der Depu— 
tirtenkammer die Herren von Cormenin und Audry de Puyraveau, 
welche nicht erſchienen, obwohl ihre Vorladung von der Deputir⸗ 
tenkammer zugeſtanden war, ſondern ſich ſchriftlich erklärten. Bei 
der Unterſuchung ſtellte ſich nun heraus, daß der angeſchuldigte 
Brief ganz allein von Trelat und Michel de Bourges, einem re— 
publikaniſchen Advokaten, herrührte, und daß auch ſie allein die 
Namen darunter geſetzt hatten, ohne Vorwiſſen der Unterzeichne— 
ten, ſondern, nur in der Ueberzeugung, daß ſie ſich mit den darin 
ausgeſprochenen Grundſätzen einverſtanden erklären würden. Michel 
de Bourges entwickelte in einer langen Rede ſeine demokratiſchen 
Anſichten und ſeine Proteſtationen gegen das Verfahren der Pairs— 
kammer. Beide Schuldige wurden zu Gefängniß und Geldſtrafen 
verurtheilt. 

Von allen Seiten arbeiteten die revolutionair Geſinnten daran, 
den procès-monstre ins Stocken zu bringen; die Regierung in— 
deſſen hielt mit Beharrlichkeit an der Durchführung. Der Lyon— 
neſer Aufſtand ward zuerſt vorgenommen. Viele der Angeklagten 
verweigerten Antwort und Auskunft; dieſe trennte man von denen, 
welche ſich den Verhandlungen unterwarfen, und brachte die erſte— 
ren in ein anderes Gefängniß. Man ſchlug nun den Weg ein, 
jeden Einzelnen vorzuführen. Das ging mit Einigen, die früher 
alle Auskunft verweigert hatten. Viele aber zeigten ſich ſehr auf— 
ſätzig, konnten nur mit Gewalt vor die Kammer gebracht werden, 
erſchienen mit zerriſſenen Kleidern und Spuren des Kampfes, den 
ſie mit den Gensdarmen beſtanden, erklärten, daß ſie mißhandelt 
worden ſeyen, und ſprachen nur, um gegen die Rechtmäßigkeit 
des Proceſſes und die Befugniß des Pairsgerichtshofes zu prote— 
ſtiren. Reverchon, Republikaner aus Lyon, einer der entſchloſſen— 
ſten und charakterfeſteſten unter den Angeklagten, ſprach mit der 
höchſten Erbitterung und Verachtung von der Regierung und der 
Pairskammer, erklärte, daß er die Pairs nicht als ſeine Richter 
anerkennen wolle, rühmte ſich ſeiner Theilnahme an dem Aufruhr, 
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bedauerte, nicht mehr zum Verderb der Regierung haben thun zu 
können, verſicherte, daß er mit Stolz ſich einen Todfeind des 
Bürgerkönigs und der beſtehenden Gewalt nenne, und weiſſagte 
den Sturz Beider, und den Sieg des Republikanismus. Auch 
Lagrange erklärte ſich als Republikaner, beobachtete aber Mäßi⸗ 
gung in den Ausdrücken. So ſchleppte ſich der Proceß fort, bis 
die Nothwendigkeit eintrat, die verſchiedenen Kategorien deſſelben 
zu trennen, und jede für ſich zu behandeln, ſo daß demnach die 
urſprüngliche Abſicht, die an den verſchiedenen Orten ſtattgefun— 
denen Aufſtände in einem Ganzen zuſammenzufaſſen, aufgegeben 
werden mußte. Das Urtheil über die bei den Aprilunruhen in 
Lyon betheiligten Gefangenen wurde erſt am 13. Auguſt geſprochen. 
Sieben wurden verurtheilt zur Deportation auf Lebenszeit, zwei 
zu zwanzig Jahre Gefängniß, die Uebrigen zu Gefängniß in 
Gradationen vom 15 bis 1 Jahr. Hiezu wurde noch nach ber 
ſtandener Strafe polizeiliche Aufſicht gefügt, für Lebenszeit oder 
für eine Anzahl Jahre. Ganz in ähnlicher Weiſe — Deportation 
oder Detention, für Wenige auf Lebenszeit, für die Meiſten auf 
längere oder kürzere Zeit mit nachheriger Polizeiaufſicht — fielen 
die Urtheile aus gegen die andere Kategorien, welche im No— 
vember, und gegen die letzten im folgenden Jahre gefällt wurden. 
Gegen Mehrere mußte in contumaciam erkannt werden, denn 
noch ehe das erſte Urtheil geſprochen werden konnte, am 12. Juni 
1835, entwichen 28 Gefangene aus St. Pelagie, meiſt von der 
Pariſer Kategorie, lauter Menſchen von verzweifeltem Charakter 
und perſönliche Feinde des Königs, den ſie haßten als Erhalter 
einer Staatsordnung, gegen welche ſie mit allen Kräften ankämpf⸗ 
ten; unter ihnen Cavaignae und Marraſt. Da Viele, die noch 
immer in den Händen der Juſtiz waren, alle Antwort verweiger— 
ten, mußte gegen ſolche auch faſt wie in contumaciam erkannt 
werden, obwohl ſie gegenwärtig waren. Obwohl nun hiedurch, 
und durch die Disjunetion, der Proceß der Form nach juridiſch 
und politiſch zertrümmert war, ſo blieb er doch keinesweges ohne 
politiſche Wirkung. Wie es faſt immer mit politiſchen Verurthei⸗ 
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lungen der Fall iſt — fie verbeſſerten nicht die davon Betroffenen, 
welche ſich vielmehr mit Stolz als Märtyrer der Freiheit und un⸗ 
ſchuldige Opfer der Willkür betrachteten, eben ſo wenig änderten 
ſie die Geſinnungen der in heftigen Parteibeſtrebungen Begriffenen. 
Wenn man es nun auch nicht zu hoch anſchlagen wollte, daß durch 
den Prozeß eine ziemliche Zahl von Feinden der öffentlichen Ord⸗ 
nung vorläufig unſchädlich gemacht worden waren, da leider eine 
noch größere ſich in Freiheit befand und ſich bereit hielt, mit 
ähnlichen Beſtrebungen vorzutreten, ſo konnten doch eben dieſe 
ſich vollkommen überzeugen, in ſo weit ſie einer Belehrung zu⸗ 
gänglich waren, daß fie vollends alle Hoffnung verloren auf Theil⸗ 
nahme in den Klaſſen der Geſellſchaft, auf welche die Regierung 
ſich ſtützte, welche dadurch Macht genug beſaß, um die Plane 
ihrer Feinde zu vereiteln; die Freunde der Ordnung aber — und 
das war das wichtigſte Ergebniß des Proceſſes — unter denen 
noch viele mit der Politik der Regierung grollten, bekamen volle 
Auskunft über die Plane der Unruhſtifter, lernten einſehen, daß 
dieſe nicht nur gegen die Regierung, ſondern gegen die bürger— 
liche Ordnung gerichtet waren, und konnten ſich überzeugen, daß 
das, was man ſo oſt ein rhetoriſches Schreckbild nennen hörte, 
womit furchtſame Deputirte eingeſchüchtert werden ſollten, volle 
Wirklichkeit hatte. Es war allerdings die Abſicht geweſen, als 
man die an verſchiedenen Punkten Frankreichs vorgefallenen Auf⸗ 
ſtände in eine gerichtliche Unterſuchung vor dem Pairsgerichtshofe 
zuſammenfaßte, die republikaniſche Partei als Erreger und Leiter 
dieſer Bewegungen nachzuweiſen. Wurde nun dieſe Abſicht der 
Form nach nicht erreicht, ſo lag doch die Disjunetion — auch 
dann, wenn man die verſchiedenen Zweige juridiſch hätte auf 
einen gemeinſchaftlichen Ausgangspunkt zurückführen können — in 
der Natur des Proeeſſes ſelbſt; denn, der Aufruhr hatte an ver⸗ 
ſchiedenen Orten eine verſchiedene Miſchung und Färbung gehabt. 
Der Aufſtand in Lyon hatte urſprünglich einen induſtriellen Cha⸗ 
rakter. Wir haben ſchon berührt, daß große Noth unter den 
Arbeitern in Lyon geherrſcht hatte, die oft grundehrliche Leute 
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Leute waren, und nur zu Aufrührern wurden, weil ſie ſich in 
ihrem Elend nicht zu helfen wußten, die auf den Gedanken ka⸗ 
men, daß die Monarchie ihnen feind ſey wegen ihres an einem 
Punkte aufgehäuften Elends, wegen ihrer Streitigkeiten mit den 
Fabrikherren, und denen man daher leicht einreden konnte, daß 
eine republikaniſche Verfaſſung ihnen unmittelbare Erleichterung 
ihrer Noth bringen werde; auf dieſem Wege wurden fie der Dy⸗ 
naſtie Orleans feindlich geſtimmt und zugänglich für politiſche 
Aufregung, welche durch die Ausſendlinge der geheimen Geſell⸗ 
ſchaften bald bewerkſtelligt wurde. Daher waren viele von den 
vor Gericht geſtellten Aufrührern aus Lyon nur Verirrte, zum 
Theil von religiöſen Gefühlen inſpirirte Handwerker, ohne Ey: 
nismus und Frechheit, und ſelbſt dann, wenn ſie die Regierung 
als eine bedrückende anklagten, von der ſie keine Hülfe zu erwar— 
ten hatten, erregten ſie ein ſchmerzliches Mitleid, weil es nur zu 
wahr iſt, daß die Regierung dem induſtriellen Proletariat faſt 
rathlos gegenüber ſteht, und doch in der Nothwendigkeit ſich bes 
findet, die eigenmächtigen Uebergriffe beſtrafen zu müſſen. 

Diejenigen, welche an den Aufſtänden in Luneville, Nancy 
und Epinal Theil genommen, beſtanden zum großen Theil aus 
Militairen. Das Complott wurde geführt von Unteroffizieren, die 
von den geheimen Geſellſchaften verführt worden waren; ſie woll⸗ 
ten von Lüneville aus über Nancy nach Paris marſchieren, unter: 
wegs überall die Garniſonen aufheben und mit ſich nehmen, um 
in der Hauptſtadt die Republik zu proclamiren, von der ſie Krieg, 
Thaten und Beförderung hofften. Ueberall war für Einverſtändniß 
geſorgt unter den Affilirten, und auch die Verſicherungen der 
Ausſendlinge fanden Eingang, daß überall die auf einen Ausbruch 
ungeduldig harrenden Bevölkerungen ſich erheben und mit den 
Aufrührern vereinigen würden. Alle dieſe Verſuche ſcheiterten 
beim Ausbruch; nur wenige Soldaten konnten gewonnen werden. 
In dieſer Abtheilung fand ſich ein Ueberreſt vom Carbonarismus 
vor, deſſen blinde und unbedingte Unterordnung dem ſoldatiſchen 
Geiſt zuſagte. Dieſe Garniſonsrepublikaner wollten allerdings die 
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Republik, aber nicht fo fehr der Freiheit und der politiſchen Rechte 
wegen, ſondern weil ſie ſich damit unzertrennlich verbundot den 
Krieg dachten; in ihren Köpfen ſpuckten die Kriege der alten Re⸗ 
publik gegen das Ausland und die Napoleoniſche Improviſation; 
über das ſahen fie nicht hinaus, und haften die Dynaſtie Orleans 
aus gar keinem anderen Grunde, als weil fie nicht über das Aus— 
land herfallen wollte, und es ihnen ganz unmöglich war, ſich eine 
Vorſtellung von Frankreichs Würde und Bedeutung zu machen, 
wenn nicht die Verträge von 1814 blutig gerächt und getilgt wer— 
den. Unter ihnen waren viele Männer von Ernſt und Tüchtigkeit, 
deren Untergang man höchlichſt bedauern mußte; auch war ihr 
Benehmen vor dem Gericht zuverſichtlich, aber würdevoll, wie 
das von Soldaten, die ihrem Schickſal kühn in die Augen ſehen. 

Von dieſen zwei Abtheilungen in vielen Beziehungen ſehr 
verſchieden waren die Republikaner der Pariſer Kategorie. Bei 
ihnen herrſchten durchwegs nur politiſche Motive vor, und obwohl 
ihre Forderungen nicht ganz gleich bemeſſen waren, ſo wollten ſie 
Alle wenigſtens die Regierung ſtürzen und eine Republik ins Le— 
ben rufen. Bekanntlich gab es und gibt es ſpeculative und diplo— 
matiſche Republikaner, welche auf dem Wege der Ueberzeugung 
wirken, und nur zur That ſchreiten wollen, wenn eine beſonders 
günſtige Conſtellation einen Erfolg hoffen läßt. Dieſe mißbilligten 
die letzten Aufſtände, weil ihr Mißlingen nur dazu dienen konnte, 
die Gewalt der Regierung zu vermehren, und da dies wirklich 
geſchah, blieb ihnen nur der Ausweg, den Aufruhr als in dieſer 
Abſicht von der Polizei angeſtiftet, darzuſtellen. So kam es, daß 
vorzugsweiſe in der Pariſer Kategorie nur Männer der Fauſt 
als Angeklagte vor dem Gericht ſtanden, und dieſe waren, mit 
geringen Ausnahmen, meiſt aus dem Pöbel, rohe Geſellen, welche 
mit Stolz einen jakobiniſchen Cynismus, der ohnedieß ihre wahre 
Natur war, zur Schau trugen. Wiewohl viele von ihnen den 
verwegenſten Muth bewährt hatten, und unerachtet der fürchter— 
lichen Eide, mit denen die geheimen Genoſſenſchafſen, zu denen 
ſie großentheils gehörten, ſich umgaben, ſo gab es doch unter 
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ihnen viele falſche Brüder, herrſchte viel Argwohn unter ihnen, 
und daß dieſer nicht unbegründet war, bewies der Umſtand, daß 
die Polizei ſich unter ſie eingeſchlichen hatte. Der Verlauf des 
Proceffes brachte Beweiſe von dem zweideutigen und unverant— 
wortlichen Benehmen mancher Polizeiagenten; aber unter ſo trau— 
rigen Verhältniſſen werden wohl ſolche Mißgriffe kaum zu ver— 
meiden ſeyn. 

Wiewohl die gänzliche Beendigung des Proeeſſes ſich bis in 
das Jahr 1836 hineinzog, ſo hatte man doch ſchon in den erſten 
drei Monaten bei den gerichtlichen Verhandlungen hinreichende 
Gelegenheit, den gefährlichen Charakter der Individuen wie der 
Verbindungen kennen zu lernen, zu welchen die meiſten Angeklag— 
ten gehörten, oder auf deren Anſtoß ſie gehandelt hatten. Die 
ſtolze Haltung, die kühne Sprache einer träumeriſchen Ueberzeu— 
gung, die mit trotziger Beharrlichkeit Volksrechte forderte, denen 
kaum eine Republik genügen könnte, welche als unfehlbares Ergeb— 
niß vorhergeſagt wurde, die freche Drohung der wilden Dränger 
mit blutiger Vergeltung, die höhnende Läſterung des Königs 
und aller höheren Behörden und Stellungen, die zornglühende 
Entrüſtung, mit der alle Inſtitutionen der Ordnung und des 
Rechts als ſchmähliche Feſſeln bezeichnet wurden, und die grim— 
mige Berufung an Volksrache — alle dieſe Anzeichen innerer Zer— 
ſetzung der Gemüther, grenzenloſer Verwirrung aller Begriffe, 
und des Mangels jeder religiöſen Ueberzeugung, brachten einen 
tiefen Eindruck hervor und zeigten handgreiflich mit wem man es 
hier zu thun hatte. Dieſer Eindruck ſollte noch durch ein erſchüt— 
terndes Ereigniß erhöht werden. 

Man wollte das Erinnerungsfeft der Julitage im Jahr 1835 
glänzend ausſtatten, und namentlich ſollte am 28. Juli die große 
Heerſchau über die Bürgergarde und die Linie gehalten werden, 
welche am 1. Mai, am Namenstage des Königs, unterblieben 
war. Schon unter dem 8. Juli hatte der Courrier Francais ges 
meldet, aus den Provinzen ſey berichtet worden, daß eine Ver⸗ 


ſchwörung gegen das Leben des Königs beſtehe, und daß demzu— 
Birch, Ludwig Philipp. Br. II. 25 
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folge Verbaftungen in der Gegend von Verſailles und von Paris 
Statt gefunden. In der That waren der Polizei ſolche Angaben 
zugekommen, aber ſo unbeſtimmt, daß die angeſtellten Nachfor⸗ 


ſchungen auf keine Spur führten. Dieſe Gerüchte erregten jedoch 


keine Unruhe im Publikum; ſie wurden bezweifelt, beſpöttelt, denn 
bekanntlich glaubte man damals, daß der erſte Mordanfall auf den 
König, der Piſtolenſchuß, der auf ihn gefallen war, als er zur 
Eröffnung der Kammern ſich nach dem Pallaſte Bourbon begab, 
von der Polizei herrührte. Dieſe Anſicht war in der That eine 
vorherrſchende geworden, und ſelbſt unter denen, welche den Werth 
der Erhaltung des Königs für den Staat wie für ihre eigenen 
Intereſſen vollkommen zu ſchätzen wußten, war man geneigt, die— 
ſen Piſtolenſchuß dem gewagten Eifer eines Agenten zuzuſchreiben; 
das ſonderbare Benehmen des Frauenzimmers, welches damals 
denjenigen geſehen haben wollte, der die Piſtole abgefeuert, daß 
man keine Kugel gefunden hatte, oder vielmehr, daß zu viele 
Kugeln der Behörde eingeliefert worden waren, alle dieſe Um— 
ſtände batten nicht nur bei den Feinden der Regierung Zweifel 
erregt — man hatte gelacht, und damit Jedem das Wort abge— 
ſchnitten. Noch in den letzten Tagen vor dem verhängnißvollen 
28. Juli hatte die Polizei wiederholte Anzeigen und Warnungen 
bekommen; dieſe wieſen ſämmtlich darauf hin, daß ein Verſuch 
gegen das Leben des Königs Statt finden ſolle, ja die Gegend 
des Theaters Ambigu war ſogar als die bezeichnet worden, aus 
welcher die Gefahr hervorgehen ſollte. Die Polizei hatte dieſe 
Winke nicht vernachläßigt; ihre Agenten waren an den für bedenk— 
lich angeſehenen Punkten zahlreich aufgeſtellt, und hinter den Ge— 
hegen der Bürgergarde und der Linientruppen gingen ihre Aus: 
gefandten dem Zuge voraus und begleiteten ihn. 

Der 28. Juli erglühte unter der prachtvollſten Sonne. Auf 
den Boulevards ſtanden in lang gedehnten Reihen die Linientrup⸗ 
pen und die Pariſer Bürgergarde, welche ſich ziemlich zahlreich 
eingefunden hatte. Der König begann von der Magdalenenkirche 
aus die Heerſchau. Er war begleitet von ſeinen Söhnen, den 


387 


Herzögen von Orleans und Nemours, und dem Prinzen von 
Joinville, von Marſchällen, Miniſtern, Generälen und einem zahl⸗ 
reichen Stab. Im Schloß kannte man die umlaufenden Gerüchte 
und die Warnungen, welche der Polizei zugekommen, und war 
keinesweges ohne Beſorgniſſe. Ehe der König mit ſeinem Gefolge 
in den Tuilerien zu Pferde ſtieg, ſagte der edle Herzog von Or— 
leans zu ſeinen Brüdern: „Halten wir uns dicht an den König, 
decken wir ihn mit unſern Körpern, wenn unſere Feinde einen 
Angriff wagen ſollten!“ Der König wurde überall auf feinem 
Wege von den Truppen wie von den zahlloſen Zuſchauern freund— 
lich empfangen und mit lautem Zuruf begrüßt; ſo hatte er, ohne 
daß die geringſte Unordnung oder Störung vorgekommen, die weite 
Strecke zurückgelegt bis an die große Waſſerkunſt am Ende des 
Boulevards St. Martin. Nun biegt man rechts ein in den Bou— 
levard du Temple, der ſich in ſüdlicher Richtung an den Voule⸗ 
vard Beaumarchais anſchließt, welcher auf den Baſtilleplatz aus: 
mündet; hier ſtand die achte Legion der Pariſer Bürgergarde 
aufmarſchirt. Der König, etwa eine Pferdelänge dem Gefolge 
voraus, umgeben von den Prinzen, ſeinen Söhnen, und zunächſt 
gefolgt von den Marſchällen, Herzog von Treviſo und Graf Lobau, 
ritt langſam zwiſchen den Reihen der Bürgergarde heran. Gerade 
als er an dem Jardin Ture, einem öffentlichen Wirthsgarten, vor⸗ 
bei war, hörte man plötzlich ein Krachen von Gewehrfeuer, deſſen 
Urſprung man im erſten Augenblicke nicht erkannte, deſſen Wirkung 
ſich aber fogleih in einem unbeſchreibbaren Auftritte von Ver— 
wirrung und Entſetzen kund gab. Man ſah den König und die 
Prinzen mit Mühe ihre bäumenden Pferde meiſtern, rings um— 
geben von gefallenen Menſchen und Pferden. „Der König — 
die Prinzen ſind unverletzt!“ erſcholl es von allen Seiten; mit 
dieſem Rufe umgaben Nationalgardiſten und Zuſchauer die könig⸗ 
liche Familie. Später erſt zeigte ſich, daß eine Kugel den König 
am Kopfe geſtreift hatte, aber im erſten Augenblicke glaubte er 
ſich nur am Arm getroffen, was indeſſen daher rührte, daß das 
dicht an ſeiner Seite ſich bäumende Pferd des Herzogs von Nemours 
25 
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ihm mit dem Kopfe einen heftigen Stoß am Arm verſetzte. Wie 
aber Ludwig Philipp, der wie durch ein Wunder in dieſem Kugel— 
regen dem Tode entgangen war, um ſich ſah, bot ein ſchauder⸗ 
hafter Anblick ſich ihm dar. Der Hochweg und der Bürgerfteig 
des Boulevards auf der Seite des Jardin Türe waren bedeckt mit 
todten und verwundeten Menſchen, mit Pferden, die ſich im Blute 
wälzten. Der tapfere Marſchall Mortier, Herzog von Treviſo, 
war, von einer Kugel ins Herz getroffen, ohne einen Laut todt 
vom Pferde geſtürzt. Die Generale de Lachaſſe de Verigny, Col— 
bert, Pelet, Blin, Heymes, Hauptmann Vilate, Adjutant des 
Marſchalls Maiſon, Oberſtlieutenant Rieuſſee und die Grenadiere 
Prudhomme, Ricard, Leger und Benetter von der achten Legion, 
der Oberſt Raffé, Befehlshaber der Gendarmerie der Seine, wa— 
ren zum Theil tödtlich verwundet. Der Herzog von Broglie war, 
aber nur leicht, von einer Kugel geſtreift, die in ſeinem Uniform— 
kragen ſtecken blieb. Auch mehrere Zuſchauer waren verwundet; 
ein Frauenzimmer und ein Kind ſtürzten, von Kugeln durchbohrt, 
ſogleich todt hin. Im Ganzen waren einundzwanzig Perſonen 
getroffen, und davon waren eilf getödtet oder ſtarben nachher an 
den Wunden. Die Pferde des Königs und der Prinzen Nemours 
und Joinville waren, wie die vieler Perſonen im Gefolge, ver— 
wundet. Sowie der König ſich überzeugt hatte, daß von allen 
Seiten den Verwundeten hinreichender Beiſtand geleiſtet wurde, 
ordnete er einen Adjutanten an die Königin und einen andern an 
die Familie des Marſchalls Mortier ab, lenkte ſein Pferd um und 
ſetzte ſeinen Weg fort, ohne weder Beunruhigung noch Aufregung 
zu zeigen, wie der Charakter des wahren Muthes iſt. Er hatte 
faſt ein Schlachtfeld verlaſſen; in den verſtümmelten Opfern ſah 
er das blutige Geſchick, welches der Mörder ihm und ſeinen Söh— 
nen beſtimmt hatte. Die Gefallenen, an deren Spitze der ruhm— 
bedeckte Marſchall, den ſo viele Schlachten verſchont hatten, waren 
alle ihm und dem Vaterlande treu ergebene Männer. Ludwig 
Philipps Herz mußte bei dieſem Anblick ſchmerzlich bewegt ſeyn; 
aber nicht nur er war hier betheiligt; er kannte das Schickſal, 
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welches die Anarchiſten Frankreich beſtimmt hatten, wenn der Mord— 
Anſchlag ſeine wahren Opfer erreicht hätte — und er war Fran— 
zoſe, und König der Franzoſen. Dieſem Gefühl mußte jedes 
andere weichen, und er zeigte ſich dem Volke mit der ruhigen 
Würde eines Mannes, der mit muthiger Entſchloſſenheit den erha— 
benen Poſten zu behaupten weiß, auf den die Ereigniſſe ihn ge— 
ſtellt hatten. Die Franzoſen aber wiſſen Hochſinn zu ſchätzen, und 
ſie drängten ſich unter begeiſtertem Zuruf um den König und ſeine 
Söhne, die ihnen wie durch eine unmittelbare Fügung des Himmels 
erhalten wurden, während wenige Augenblicke vorher an ihrer 
Seite ſo viele dahingeſunken waren. 

Gleich im erſten Augenblicke wandten ſich die Blicke Aller, 
die nicht von den Kugeln getroffen wurden, nach der Richtung, 
aus welcher die Schüſſe kamen. Schräg gegenüber vom Jardin 
Türe lag ein Haus, das neben einem offenen Hofe nur die Breite 
eines Fenſterſtocks nach dem Boulevard hatte *), und in deſſen 
Erdgeſchoß eine geringe Weinſchenke war. Im oberſten Stockwerke 
dieſes Hauſes ſah man aus dem Fenſter, deſſen äußerer Vorhang 
herabgelaſſen, aber unten etwas von der Mauer herausgeſtellt 
war, Pulverdampf hervorquellen. In einem Angenblicke war das 
Haus von Polizei und Nationalgarde beſetzt. Man drang in das 
Zimmer ein, von welchem aus das Verbrechen verübt war, und 
hier fand man die Maſchine, mit der geſchoſſen worden, noch 
rauchend. Sie war etwa einen Schuh von der Fenſterbrüſtung, 
etwas höher, und enthielt in zwei Reihen über einander gelegt, 
und feſt angeſchraubt, einige zwanzig Flintenläufe, deren Mün⸗ 
dungen ſo gerichtet waren, daß ihre Ladungen den Boulevard in 
der Höhe eines Mannes zu Pferde beſtreichen mußten; und leider 
hatte die fürchterliche Berechnung ſich nur als zu richtig erwieſen. 
Sie mußten zu gleicher Zeit durch einen leitenden Zündfaden 


*) Das Haus iſt jetzt abgeriſſen, und der Direktor des naheliegenden 
Theaters des foljes dramatiques hat auf dieſem Platze ein neues Haus 
gebaut. . N i : 
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abgebrannt worden ſeyn; einige von den Gewehrläufen waren 
geſprungen, einige nicht losgegangen, in denen ſich noch die La: 
dungen vorfanden, welche ſehr ſtark waren, und ſowohl Gewehr⸗ 
kugeln als gehacktes Blei enthielten. Das ſehr kleine Zimmer 
hatte ſonſt kein Wohnungsgeräth irgend einer Art, und in dem 
ganzen Stockwerke war Niemand aufzufinden. Gleich nachdem die 
Schüſſe gefallen, waren die Nachbarn an die auf den Hof gehen— 
den Fenſter getreten, und bemerkten, daß aus dem Küchenfenſter 
des oberſten Stockwerkes im Haufe des Weinwirthes Rauch ent⸗ 
wich. Faſt in demſelben Augenblicke erſchien an dieſem Fenſter 
ein mit Blut bedeckter, an der Stirne und im Geſicht ſtark ver⸗ 
wundeter Mann, ergriff ein dort feſtgemachtes Doppelſeil, ſchwang 
ſich zum Fenſter hinaus, und ließ ſich am Seil herab bis zur 
Höhe eines kleinen Vordachs, welches längs dem zweiten Stock— 
werk des Hauſes hinlief. Dort gab er ſich einen Schwung, um 
dieß Dach zu erreichen, und wahrſcheinlich muß bei dieſer Bewe— 
gung das Seil einen Blumentopf herabgeriſſen haben, der in den 
Hof fiel und zerbrach. Ein dort ſtehender Polizei-Agent blickte 
auf und rief: „Da iſt der Mörder — er flieht über das Dach!“ 
Ein auf dieſen Ruf herbeigelaufener Nationalgardiſt legte auf den 
Fliehenden an, aber bereits hatte dieſer ein offen ſtehendes Küchen⸗ 
fenſter erreicht, war hineingeſprungen und ſtürzte die Treppe 
hinunter. Dieß Haus, wie alle umliegenden, gehen mit den Hin⸗ 
tergebäuden nach der Straße der Foſſes du Temple. Nach dieſer 
Seite wollte der Mörder entfliehen, fand aber den Ausgang von 
einem Nationalgardiſten beſetzt, und als er wieder nach dem Aus⸗ 
gang auf den Boulevard lief, wurde er von einem Polizeiagent 
ergriffen und feſtgenommen. Unter Bedeckung der Nationalgarde 
wurde der Mörder nach dem Wachtpoſten an der Waſſerkunſt ges 
bracht. Auf dem Wege dahin warf ſich das empörte Volk, Rache 
fordernd, auf ihn, nur mit Mühe konnte die Nationalgarde, in 
deren Reihen ſein Mordwerkzeug ſo gräßliche Verheerungen ange— 
richtet, ihn vertheidigen. 

Die Königin, die Prinzeſſinnen und die jüngeren Prinzen 
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befanden ſich in dem Pallaſte des franzöſiſchen Kanzleramts auf 
dem Vendömeplatze, um von dort aus dem Vorbeiziehen der Trup- 
pen vor dem König beizuwohnen, womit die Heerſchau beendigt 
werden ſollte. Als die erſte Botſchaft von dem vorgefallenen Un— 
glück hierher kam, theilten die Miniſter Guizot und Perſil ſie der 
Königin mit. In der Erſchütterung des erſten Schrecks fürchtete 
die erlauchte Frau, daß der Bericht von der Fortſetzung der Heer— 
ſchau durch den König ein Vorwand ſey, um ihr einen Theil der 
Wahrheit vorzuenthalten, und nur allmählig ſchenkte ſie den wie— 
derholten Verſicherungen, daß der König und die Prinzen gerettet 
ſeyen, ein gläubiges Ohr. Aber wer waren denn die Opfer der 
ruchloſen That? Man kannte ſie noch nicht, oder doch nur ſehr 
unvollſtändig, aber die Königin war umgeben von den Frauen 
und Töchtern vieler Generäle und Miniſter, die ſich im Gefolge 
des Königs befanden, und bald fiel es ihr zu, dankbaren Troſt 
den von dem ſchauderhaften Ereigniſſe Betroffenen darzubringen. 
So mußte die ſchwer geprüfte Fürſtin unter Thränen des ſchmerz— 
lichſten Mitleids ihr Dankgebet zum Himmel erheben, als ſie end— 
lich ihren Gemal und ihre Söhne wohlerhalten kommen ſah; aber 
wie nahe war das Verderben ihnen getreten, und welchen Aus— 
blick in die Zukunft gewährte es! Die edle Königin fand nur in 
der ächt chriſtlichen Geſinnung, die ihr ganzes geiſtiges Weſen 
durchſtrömt, Troſt für die Befürchtungen, welche auf ihrem Herzen 
laſteten. 

Bei dem Vorbeimarſch der Truppen zeigte ſich der regſte En— 
thuſiasmus über die Rettung des Königs. Als die achte Legion 
herankam, verließen die Gardiſten die Reihen, drängten ſich um 
den König und die Prinzen, und alle Anweſenden brachen in ſtür— 
miſche Lebehochs aus. Nach 5 Uhr begab ſich der König in die 
Tuilerien; dichte Reihen von Nationalgardiſten bildeten eine frei— 
willige Bedeckung um ihn. Bald darauf kamen Abſendungen der 
Pairs und der Deputirtenkammer, ja Bürger aus allen Klaſſen 
füllten die Säle der Tuilerien, um dem König ihre Theilnahme 
zu bezeigen. Der König entzog ſich den Glückwünſchenden nur, 
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um, in Begleitung der Königin und dev Madame Adelaide, der 
Herzogin von Treviſo, einen Beſuch abzuſtatten und ihrem gerech⸗ 
ten Schmerze den Troſt zu bringen, den eine ſo edle Theilnahme 
gewähren konnte. Am Morgen hatte man den Marſchall überre— 
den wollen, nicht zur Revue zu gehen, weil man für den alten 
Mann die Aufregung an einem heißen Tage fürchtete. Der Mar⸗ 
ſchall aber, der die allgemein verbreiteten Gerüchte kannte, weis 
gerte ſich mit den prophetiſchen Worten: „Nein, nein — es 
könnte etwas vorfallen; ich bin groß, vielleicht kann ich den Kö— 
nig decken!“ 

Später verſammelte ſich der Miniſterrath unter Vorſitz des 
Königs. Es wurden darin die Anordnungen getroffen, welche die 
eben vorgefallenen Ereigniſſe vorläufig erheiſchten, und auch der 
Beſchluß gefaßt, daß die Unterſuchung des Attentats ſofort dem 
Pairgerichtshofe übertragen werden ſollte. Noch an demfelben 
Abend erließ der König folgende Proklamation: 


„Franzoſen!“ i N 


„Die Nationalgarde und die Armee find in Trauer; franzö— 
ſiſche Familien in Verzweiflung; ein gräßlicher Auftritt hat mein 
Herz zerriſſen. Ein alter Krieger, mein alter Freund, den das 
Feuer fo vieler Schlachten verſchont hatte, fiel an meiner Seite 
unter den Streichen, welche Meuchelmörder mir beſtimmten. Sie 
fürchteten nicht, um mich zu treffen, den Ruhm, die Ehre, die 
Vaterlandsliebe, friedliche Bürger, Frauen und Kinder zu opfern. 
Und Paris ſah das Blut der beſten Franzoſen an denſelben Stellen 
und an demſelben Tage vergießen, wo es vor fünf Jahren für 
die Erhaltung der Geſetze des Landes floß. Die Franzoſen, welche 


wir heute betrauern, ſind für die nämliche Sache gefallen; auch 


jetzt wieder iſt es die conſtitutionelle Monarchie, die geſetzliche 
Freiheit, die Nationalehre, die Sicherheit der Familien, das Wohl 
Aller, welches Unſere und Eure Feinde bedrohen. Aber der all— 
gemeine Schmerz, der dem Meinen entſpricht, iſt zugleich eine 


den edlen Opfern dargebrachte Huldigung und ein glänzender 
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Beweis für die Einheit Frankreichs und ſeines Königs. Meine 
Regierung kennt ihre Pflichten und wird ſie erfüllen. Die Feſte, 
welche den letzten dieſer Tage bezeichnen ſollten, mögen Feierlich—⸗ 
keiten Platz machen, welche den uns beſelenden Gefühlen mehr 
entſprechen; gerechte Ehrenbezeigungen ſollen dem Andenken derer 
erwieſen werden, die das Vaterland verloren hat, und der Trauer— 
flor den dreifarbigen Fahnen angeheftet werden als ein getreuer 
Ausdruck der allgemeinen Gefühle des Landes.“ 


„Gegeben im Pallaſt der Tuilerien, am 28. Juli 1835.“ 
„Ludwig Philipp.“ 


Dieſer ſchauderhafte Mordverſuch, der noch in feinem» Miß- 
lingen ſo verheerend gewirkt hatte, brachte einen großen Eindruck 
hervor in Paris, in Frankreich, ja in ganz Europa. Es trat 
ſcharf und ſchlagend hervor, wie bedeutſam die Stellung Ludwig 
Philipps ſey in Frankreich und in dem europäiſchen Staatsver— 
bande, wie weſentlich bedingend ſeine Perſönlichkeit ſey zur För— 
derung deſſen, was die Freunde einer ordnungsgemäßen Freiheit 
wünſchten, und die Anarchiſten fürchteten. Nur Letztere — ſey 
es nun von einem legtimiſtiſchen oder republikaniſchen Standpunkte 
aus, um durch eine Umwälzung zu ihren beſonderen Zwecken zu 
gelangen — konnten den Untergang des Königs und ſeiner Dy— 
naſtie wünſchen; denn ſelbſt diejenigen, welche der Anſicht ſind, 
daß Frankreich, und wohl Europa, einer demokratiſchen Zukunft 
entgegen gehen, mußten anerkennen, daß die wahre Freiheit mäch— 
tig dabei intereſſirt war, daß Ludwig Philipp der Revolution ein 
Halt geboten und ſie verhindert hatte, ſich zu überſtürzen und nach 
Außen hin zu verflüchtigen; nur dadurch konnte die rechte Vers 
ſtändigung bürgerlicher Freiheit alle Klaſſen der Geſellſchaft durch— 
dringen und in friedlicher Uebung zur Entwickelung kommen. Je— 
dermann mußte einräumen, daß der König ſich bei dieſer Gelegenheit 
wie in jeder Prüfung gezeigt hatte als einen Mann, der zu ſei— 
ner That ſteht, der für ſie einſetzt Leben und Blut, der nicht für 
ſich im Wohlbehagen der Macht ſchwelgen will, ſondern ſich müht 
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und ſorgt, daß das von ihm Gewollte Wurzel faffe und Zukunft 
bekomme, der Ruhe, Zeit und Leben opfert für das, was nach 
ſeiner Ueberzeugung Frankreichs Wohlfahrt befeſtigen und fort⸗ 
führen kann. 

In Paris zunächſt, deſſen Bevölkerung ſeit mehr als einem 
halben Jahrbundert ſo an Umſturz gewöhnt worden iſt, daß ſie 
ſich nur über den Beſtand wundert, in dieſem von Leidenſchaften 
und Beſtrebungen jeder Art durchfurchten Gewühl, das mit gieri⸗ 
ger Haft den Tag und feine Vorkommniſſe zermalmt, bemißt ſich 
der Eindruck eines Ereigniſſes nach dem Grade von Thatfähigkeit, 
den es enthält. Nun war das Attentat ſtehen geblieben bei dem 
mißlungenen Verſuch und bei den Opfern, die es nicht erreichen 
wollte, während diejenigen ihm entzogen wurden, deren Untergang 
es bezweckt hatte. Die allgemeine Ordnung war nicht geſtört, die 
Regierung nicht erſchüttert worden, und die Kammern, die Linie, 
die Bürgergarde, das Volk hatten ſich dem Beſtehenden treu er— 
wieſen. Eben ſo wenig hatte demnach das Attentat das Pariſer 
Tagsleben verſchoben, deſſen zähes Feſthalten am gewohnten Kreis— 
laufe ſich ja mehr als einmal unter dem Gekrache des Geſchützes 
und vor den auf den öffentlichen Plätzen bivouacquirenden frem— 
den Truppen bewährt hatte. Wiewohl nur auf der Oberfläche 
des Verkehrs Alles in gewohnter Weiſe ſich bewegte, Geſchäfte, 
Luſtbarkeiten und Genüſſe ſich jagten, ſo war doch Paris nichts 
weniger als theilnahmlos. N 

Für den geringen Arbeiter, den Taglöhner, war nichts ge— 
ändert, Alles blieb in ſeiner gewohnten Weiſe, Niemand ſuchte 
ihn auf, Niemand regte ihn an, und ſo thatkräftig er ſich erweist, 
wenn er zur Mitwirkung berufen wird, ſo kommt er doch nur bei 
ganz eigenen Symptomen des ihm zunächſt ſichtbaren öffentlichen 
Lebens von ſelbſt in Bewegung; da dieſe fehlten, jo blieb er aller 
dings unberührt von dem Vorgefallenen, das ihm nur ein Unglück 
war, bei dem mehrere vornehme Leute umkamen; er ging nicht 
ein auf die Berechnung deſſen, was eingetroffen wäre, wenn die 
wahre Abſicht gelang, denn ſie war eben nicht gelungen, und nur 


395 


die vollendete Thatſache hat bei ihm Geltung. In dieſer unteren 
Schichte des Volks war überhaupt geringe Sympathie für die Re⸗ 
gierung. Man gab den Aufforderungen der Anarchiſten zu Auf— 
läufen und Aufſtänden zwar nicht mehr Gehör, weil dieſe immer 
mißrathen waren, und man es aufgegeben hatte, an dem Syſi⸗ 
phusſtein zu wälzen, der immer wieder hinabgerollt war auf die, 
welche ihn in Bewegung geſetzt hatten. Aber der Arbeiter begann 
damals gerade, weil er den Muth verloren hatte, an der That 
mitzuhelfen, die beſtändig wiederholten Lehren der demokratiſchen 
Preſſe und der Mitglieder der politiſchen Geſellſchaften aufzuneh— 
men. Die Erfahrungen, welche der gemeine Mann an ſich gemacht 
hatte, widerſprachen eben nicht den Behauptungen, die ihm von 
allen Seiten zugeſchrieen und in der volksthümlichen Pfenniglitera— 
tur vor Augen geſtellt wurden: daß nämlich Verfaſſung und Re⸗ 
gierung nur für die durch Eigenthum und Bildung „bevorrechteten 
Klaſſen ſorgten, und daß die nicht zu dieſen gehören, als eine 
Staatszugabe betrachtet werden, welche den geſetzgebenden Ständen 
dienſtbar ſey. Der gemeine Mann fand nicht, daß die Regie— 
rungswechſel, die er erlebt, und von deren jedem er ſo viel ge— 
hofft, ſeinen Zuſtand verbeſſert hatten. Unter der Reſtauration 
befand ſich der Arbeiter ſehr wohl und behaglich. Nach Napoleons 
Sturz entfaltete die franzöſiſche Induſtrie mächtig ihre Schwingen, 
die Kapitalien ſtrömten um die Wette ihr zu und trugen ſie em— 
por. Die Julirevolution verſchob dieß Verhältniß, die Kapitalien 
zogen ſich ſcheu zurück eben vor den Emeuten, bei welchen der 
Arbeiter mitgeholfen. In den Friedensjahren waren andere Na— 
tionen des Continents auch nicht müßig geblieben, und gerade ſeit 
1830 fand die franzöſiſche Induſtrie Mitbewerber, welche ſie nicht 
überſehen konnte, die ihr den Markt ſtreitig machten, und die ſie 
nur zu überflügeln vermochte durch Maßregeln, unter denen der 
franzöſiſche Arbeiter litt; dieſer war demnach öfter in Nothſtand 
gekommen, und vermochte von feinem Standpunkte aus nicht rich: 
tige Rechnung zu ſtellen, wem hiebei Schuld beizumeſſen ſey, wem 
nicht. Was der gemeine Mann von den confuſen Syſtemen und 
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Theorien der Saintſimoniſten und Fourieriften vernommen und 
begriffen hatte, war zwar ſehr ungenügend, aber doch gerade 
hinreichend, um die Idee ihm einzuprägen und zu befeſtigen, daß 
dem Volke Unrecht geſchehe, und daß ihm geholfen werden müſſe. 
Damals, im Jahre 1835, war zwar der eigentliche Communis⸗ 
mus noch nicht zum Bewußtſeyn gekommen, oder doch nur in 
einem ſehr kleinen Kreiſe, und das nur in den Gefängniſſen der 
in den großen Proceß verflochtenen Republikaner durch das Buch 
von Buonarotti, welches die gräßliche Lehre Baboeuf's enthielt — 
aber der Grund und Boden dafür war dadurch vorbereitet, daß 
die Meinung Oberhand zu bekommen begann, daß die Regierung 
ſich nicht um das beſitzloſe Volk bekümmere, als um es zurückzu⸗ 
weiſen, wenn es einen Antheil fordere, und daß der Landesver— 
trag nur die Verfaſſung der „Glücklichen“ ſey, nur Rechte und 
Zugeſtändniſſe habe für Solche, welche durch Geburt Vermögen 
hätten oder Theilnahme an einer Bildung, wodurch es erworben 
werden kann. Das war das Ergebniß der Art und Weiſe, wie 
die politiſchen Parteien ſich um das Volk bekümmert, ihm ge: 
ſchmeichelt, es aufgeſtachelt hatten, um durch ſeine Hülfe zu Macht 
und Einfluß zu gelangen. Ermüdet von den immer erfolgloſen 
Verſuchen, in denen das Werkzeug zermalmt wurde, und die es 
handhabten, nichts Weſentliches verloren, begann der Proletarier 
Alle, die über ihm ſtehen in der geſellſchaftlichen Ordnung, mit 
gleichem Mißtrauen zu betrachten, und einzuſehen, daß wenn er 
ſich den politiſchen Parteien, von denen er bearbeitet worden war, 
hingab, er ſtets nur ihren Zwecken diente auf ſeine Koſten. 

Um ſo mächtiger war der Eindruck, den das Attentat in dem 
großen und bedeutenden Bürgerſtande Frankreichs hervorbrachte. 
Von dem Tode Ludwig XVIII., oder richtiger, von der Zeit an, 
wo die intellektuellen Kräfte dieſes einſichtsvollen Königs nicht mehr 
der Aufgabe gewachſen waren, dem Andrang der altgläubigen 
Royaliften zu wehren, hatte die ältere Linie der Bourbonſchen 
Familie ſich ganz dem alten Adel und der Geiſtlichkeit hingegeben, 
ſuchte den Bürgerſtand möglichſt von der Leitung der Regierung 
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entfernt zu halten, und Karl X. fiel, weil er mehr ein König 
der Emigrirten als der Franzoſen ſeyn wollte. Von der Revo⸗ 
lution von 1830 an war der Bürgerſtand die gouvernementale 
Maſſe geworden; ihre Männer entſchieden in den Erläuterungen 
der Kammer und verwalteten die Angelegenheiten des Landes. Die 
Bourgeoiſie in dieſem Sinne umfaßt demnach begreiflicherweiſe viel 
mehr als den eigentlichen Bürgerſtand. Man kann ſagen, daß es 
in Frankreich nur zwei große Stände gibt: ſolche, welche ſo viel 
Beſitz haben, und fo viel Abgabe bezahlen, daß ſie verfaſſungs⸗ 
mäßig politiſche Rechte auszuüben haben, und ſolche, welche nicht 
in dieſem Falle find; aller anderer Standesunterſchied hat aufge: 
hört, von politiſcher Bedeutung zu ſeyn. In einer von dieſen beiden 
Kategorien muß jeder franzöſiſche Staatsangehörige ſich befinden. Der 
Adel als abgeſonderter Stand iſt in Frankreich gar nicht mehr 
vorhanden, ſeitdem es der älteren Bourbonſchen Linie mißlang, 
ihn wiederherzuſtellen und zum gouvernementalen Stand zu erhe— 
ben. Der große legitimiſtiſche Grundbeſitzer, von wie altem Adel 
ſein Geſchlecht auch ſeye, und wie feindlich ſeine Geſinnungen 
auch der gegenwärtigen Ordnung entgegenſtreben mögen, kann nur 
politiſche Rechte üben durch die Bourgeoiſie, und mit ihr. Zur 
Bourgeoiſie gehören die meiſten Mitglieder der geſetzgebenden Ver⸗ 
ſammlung, die Beamten, die Richter, die Munieipalbehörden in 
Stadt und Land. Mit der Erblichkeit der Pairswürde war das 
letzte Band gelöst, welches politiſche Rechte an die Geburt knüpfte. 
Auf die Bourgeoiſie nun mußte das Attentat einen fo großen Ein- 
druck machen, weil es zugleich einen indirekten Angriff auf ſie ſelbſt 
enthielt. Es war klar, daß die Feinde des Königs auch die Feinde 
der Bourgepifie waren, und daß fie erkannten, wie entſcheidend 
die Perſönlichkeit des Königs ſey, um diefe Macht aufrecht zu er— 
halten. In den letzten Aufſtänden und in den Aufdeckungen des 
politiſchen Proceſſes hatte der Bürger die nicht beſitzenden Tags: 
handwerker kennen und fürchten gelernt; er haßte einen König 
des Adels und der Prieſter, er wollte eben ſo wenig einen De: 
magogenkönig. Wiewohl Legitimiſten und Republikaner alles 
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Denkbare aufgeboten hatten, um Schmähung und Verachtung auf 
die Orleaniſche Dynaſtie zu werfen, ſo hatten doch die Ereigniſſe 
ſelbſt und die beharrliche und charakteriſtiſche Stellung, welche 
Ludwig Philipp mitten zwiſchen den feindlichen Parteien behauptete, 
den Bürgerſtand faſt in ganz Frankreich aufgeklärt. Wenn es 
auch an einigen Punkten im Weſten, Süden und Oſten noch Far: 
liſtiſche und republikaniſche Maſſen gab, ſo drängte ſich doch die 
Bürgerklaſſe auch dort um den König, und fühlte ſich in einem 
Gewaltſtreich gegen ſein Leben mit getroffen. 

Das legitimiſtiſche Journal Quotidienne beſchuldigte in den 
erſten Tagen nach dem Attentate alle anderen Organe der Preſſe, 
ihre Faſſung verloren zu haben, kleinmüthig geworden zu ſeyn, 
und ſich faſt dem Hauſe Orleans zu Füßen zu werfen. Allerdings 
war die Oppoſitionspreſſe im erſten Augenblicke erſtaunt und rath⸗ 
los. Sie war ſich bewußt, daß, mit geringen Ausnahmen, die 
Preßfreiheit gebraucht worden war, nicht ſowohl zur freien Erör— 
terung der politiſchen Fragen an ſich, ſondern vorzüglich zur Auf: 
regung von Haß und Verachtung, nicht nur gegen die beſtehende 
Staatsform und Verfaſſung, ſondern vor Allem gegen den König, 
gegen ſeine Berechtigung und gegen ſeine Perſon; ein Theil der 
Preſſe hatte in dieſer Beziehung ein Beiſpiel von Gemeinheit auf 
geſtellt, das ſeines Gleichen kaum in den unglücklichſten Epochen 
zu finden vermochte, und jeden Franzoſen beſſerer Art, welcher 
Meinung er auch angehörte, mit Abſcheu und Entſetzen erfüllt 
hatte. Nun war ein ſchändlicher Meuchelmord verſucht. In welcher 
Beziehung ſtand er zur Preſſe? Erſchien er nicht wie die that: 
ſächliche Anwendung deſſen, was die ſchlechte Preſſe offenbar ver— 
kündigt hatte? Das Attentat war mißlungen, hiedurch mußte die 
Regierung an moraliſcher Kraft wachſen; die Maſſe folgt dem 
Siege, und iſt entrüſtet gegen den Beſiegten. Die Journale der 
kriegführenden Parteien fürchteten die verbundene Macht der Re⸗ 
gierung und des Volks, zitterten für ihre Perſonen, ihre Preſſe. 
Von wem war das Attentat ausgegangen? hatte der ergriffene 
Mörder, der ſeiner That geſtändig war, Mitſchuldige — und wenn, 
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zu welcher politiſcher Meinung gehörten dieſe? Ueber alle dieſe 
Fragen konnte man noch vorerſt keinen Aufſchluß bekommen, denn 
abgeſehen davon, daß die Unterſuchung natürlich mit dem ſtrengſten 
Geheimniß geführt wurde, ſo war es bekannt, daß der Mörder 
ſelbſt ſo bedenklich verwundet war, daß anfangs nur höchſt un⸗ 
vollſtändige Verhöre Statt finden konnten. Bemerkenswerth war 
es, daß gleich vom erſten Augenblicke an die republikaniſche Preffe 
mit einem auffallenden Eifer bemüht war, dem Attentat einen le⸗ 
gitimiſtiſchen Urſprung zu geben. Ein Bildniß des Herzogs von 
Bordeaux, welches in dem Zimmer, wo die Mordmaſchine geſtan⸗ 
den, aufgehängt geweſen, diente dabei zum vorzüglichſten Anhalts⸗ 
punkt; aber man überſah, daß das Abſichtliche darin, dieß Bild 
aufzuhängen in einem Raum, von dem man unter allen Umſtän⸗ 
den annehmen konnte, daß es, wie immer der Ausgang ſey, for 
gleich von der Behörde unterſucht werden mußte, gerade auf die 
entgegenſetzte Vermuthung führte. Einige Redaktoren von republi⸗ 
kaniſchen und radikalen Blättern wurden gleich nach dem Attentat 
verhaftet. Unter dieſen Armand Carrel vom National, Caron und 
Mequignon vom Charivari, Vienot vom Corſaire, und Carion 
Niſas, Mitarbeiter einer lithographirten Correſpondenz für die 
Departements. Sie wurden jedoch ſchon am 4. Aug. entlaſſen. 
Gleich uach dem Attentat hatte die Regierung die Mittel vor⸗ 
bereitet, durch welche fie den Richtungen Grenzen zu ſtellen hoff: 
ten, aus welchen die unaufhörliche Beunruhigung der beſtehenden 
Ordnung hervorging. Sie beſtanden in einer Reihe von Geſetz— 
Vorſchlägen, welche ſämmtlich die Preſſe und die Beſtrafung der 
Preßvergehen zum Gegenſtande hatten. Am 4. Auguſt wurden 
dieſe Geſetzvorſchläge in die Deputirtenkammer eingebracht und mit 
einer Anrede vom Miniſter des Aeußern, Herzog von Broglie, 
eingeleitet. Er bemerkte, daß während die Regierung ſich beſtrebte, 
in den Grenzen des Verfaſſungsvertrags zu bleiben, die Parteien 
ihn jeden Tag überſchritten. Der Zweck der Geſetze ſey, alle 
Parteien zum Grundgeſetze zurückzuführen; die Parteien aber ſtell⸗ 
ten ſich außerhalb des politiſchen Geſetzes, wenn ſie ſich außerhalb 
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der Charte ftellten. Es ſey Grundſatz der conftitutionellen Mo⸗ 
narchie, daß der Monarch über jeder Verantwortlichkeit ſtehe, daß 
nicht blos ſeine Perſon, ſein Benehmen, daß auch ſeine Dynaſtie 
außerhalb jeder Erörterung liege. Sie angreifen, ſie öffentlich 
läugnen, ſey eine Handlung des Aufruhrs, und inmitten der Lei: 
denſchaften, von denen man umgeben, nach den Verbrechen des 
Junius und des April, nach denen des November 1832 und des 
Julius 1835, ſey es ein offenbarer Verſuch gegen die Sicherheit 
des Staates. Die Bürgſchaften der individuellen Freiheit, der 
Freiheit der Preſſe und der conſtitutionellen Jurisdiction, ſollten 
unangetaſtet bleiben. Die indi iduelle Freiheit bleibe unverändert. 
Man verlange kein außerordentliches Gericht, ſondern nur, wie 
der Grundvertrag es vorſchreibe, für politiſche Verbrechen und 
Vergehen in gewiſſen Fällen die Aſſiſenhöfe, und in andern den 
Pairgerichtshof. Die Freiheit der Preſſe endlich wolle die Regie⸗ 
rung offen und vollſtändig, aber conſtitutionell. Sie kenne keine 
Grenzen für die Beurtheilung ihrer Handlungen, außer denen, 
die in einem gerechten Gefühl der Schicklichkeit geſchöpft ſind; da— 
gegen geftatte fie keine Diseuſſion über den König, die Dynaſtie, 
die conſtitutionelle Monarchie. Die Preſſe dürfe keine größeren 
Rechte haben, als die Rednerbühne in der Kammer. Er ſchloß 
mit folgenden Worten: „Inmitten der großen Verwirrung der 
Ideen, bedarf es gegen die Kühnheit und den Cyvismus der Par⸗ 
teien keiner Schreckensgeſetze, aber ſtarker Geſetze, die ganz voll— 
zogen werden. Weichheit und Nachſicht ſind vielleicht der abſolu— 
ten Gewalt erlaubt, denn ſie kann ſich ſtets durch die Willkür 
wieder entſchädigen. Aber die conſtitutionelle Gewalt muß uner⸗ 
bittlich ſeyÿn, wie das Geſetz. Je größer die Freiheit iſt, um ſo 
weniger darf die Autorität erſchlaffen. Furchtſame Schonung darf 
nicht die übelwollenden Bürger ermuthigen. Die Zeit iſt gekom⸗ 
men, dieſe daran zu erinnern, daß ſie eine ſchwache Minderzahl 
bilden, welche nur unter der Bedingung von der Großmuth un⸗ 
ſerer Inſtitutionen geſchützt werden, daß ſie dieſe Schranken achten. 
Entſcheiden Sie jetzt, meine Herren, denn auch Sie haben Ihren 
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Theil an der Verantwortlichkeit für die Regierung des Landes. 
Der göttliche Schutz hat über dem Throne gewacht. Möge nun 
Ihre Beſonnenheit und ihr Muth vollenden, was das gute Glück 
Frankreichs begonnen hat.“ ö 

Der Siegelbewahrer, Herr Perſil, brachte hierauf die fünf 
Geſetze ein, welche ſpäter den Namen der „Septembergeſetze“ 
bekamen, weil ſie nach ihrer Annahme in den beiden Kammern am 
5. Sept. 1835 verkündet wurden. Nach den hierin vorgeſchlagenen 
Beſtimmungen ſollen Angriffe und Beleidigungen gegen den König, 
gegen die Form und das Prineip der Regierung als Attentate 
gegen die Sicherheit des Staates betrachtet, und als ſolche von 
der Pairskammer gerichtet werden. Sie unterliegen demnach nicht 
mehr als Vergehen einer blos correetionellen Behandlung, ſondern 
werden als Verbrechen betrachtet und mit Detent ion beſtraft. Das 
Maximum der Geldbuße wird von 10,000 auf 50,000 Franken 
erhöht. Der Name des Königs darf nicht in die Discuſſion ge: 
miſcht, ja nicht einmal indirekt oder durch einen abgemachten 
Ausdruck angedeutet werden. Es wird in dieſen Geſetzen verbo— 
ten, die Namen der Geſchwornen bekannt zu machen, indem da— 
durch die Freiheit und Sicherheit derſelben blosgeſtellt werden. 
Die Geldbußen ſollen von den Verurtheilten getragen, und dürfen 
nicht durch Subſeriptionen zuſammengebracht werden. Kein Gerant 
eines Journals darf ſeine Unterſchrift im Voraus geben; er muß 
den Verfaſſer eines angeſchuldigten Artikels nennen bei Gefängniß 
und Geldſtrafe. Ein verurtheilter Gerant kann, ſo lange ſeine 
Strafe nicht abgebüßt, nicht Gerant bleiben. Kein Kupferſtich, 
keine Steindrücke, kein Theaterſtück können ausgeſtellt, verkauft 
oder öffentlich geſpielt werden, ohne daß vorher die Erlaubniß 
der Behörde dazu eingeholt worden iſt. Die Regierung darf, 
auch in dem Falle, daß vorläufige Beſchlagnahme der ineriminirten 
Schrift Statt gefunden hat, den Angeſchuldigten unmittelbar vor 
Gericht ziehen and verhaften laſſen. Die Urtheile in Abweſenheit 
des Angeklagten werden aufgehoben, indem durch ſolche den Ver— 
urtheilten zu lange Friſten und Hinhaltungen überlaſſen werden; 
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demzufolge muß jeder Angeſchuldigte ſich gleich bei der erſten Vor⸗ 
ladung in Perſon oder durch Bevollmächtigte ſtellen, und das 
Urtheil iſt definitiv. Ferner werden Modificationen in der Zu⸗ 
ſammenſetzung des Geſchwornengerichts beantragt, und ſtatt der 
bisherigen Majorität von 8 gegen 4, eine von 7 gegen 5 Stim⸗ 
men vorgeſchlagen. 

Nach dem Siegelbewahrer brachte der Kriegsminiſter, Mar⸗ 
ſchall Maiſon, Geſetzentwürfe zu Penſionen für die Verwundeten 
und Hinterlaſſenen der Opfer des Attentats vom 28. Juli. Unter 
dieſen war eine Penſion von 20,000 Franken für die Wittwe des 
Marſchalls Mortier, welche auf ihren Sohn übergehen ſoll, und 
im abſteigenden Verhältniſſe für die übrigen Betheiligten; der ſchwer 
verwundete Maréchal⸗de-Camp Blin bekam eine Penſion zu feinem 
Rücktrittsgehalt. Dieſe Vorſchläge wurden mit einſtimmigem Bei⸗ 
falle von der Kammer aufgenommen. Am 5. Auguſt wurden die 
unglücklichen Opfer des Attentats vom 28. Juli mit prachtvoller 
Feierlichkeit beſtattet. Am Tage darauf wurde in Notre-Dame ein 
Tedeum geſungen, welchem der König und die königliche Familie 
beiwohnten. Dieſe Feierlichkeiten gingen ohne die geringſte Stö- 
rung vor ſich, und die Haltung der zahlreich verſammelten Zu⸗ 
ſchauer war der ernſten Veranlaſſung vollkommen angemeſſen. 

Die eben vorgeſchlagenen Preßgeſetze beruhten offenbar auf 
der Annahme einer moraliſchen Mitſchuld der Preſſe an Verbrei⸗ 
tung und Erregung ſolcher Geſinnungen, deren letzte Conſequenz 
ſich in Verbrechen ausſpricht, wie ſie eben vorgefallen waren. Der 
Fanatismus kann zwar die verderblichſten Folgerungen ziehen aus 
den edelſten und an ſich wahrſten Grundſätzen; in allen Zeiten 
religiöſer und politiſcher Aufregung kommen Beiſpiele davon vor. 
In ſolchen Zeiten nun, wo die Thatluſt von Leidenſchaften belebt 
wird, welche in einſeitiger Befangenheit Haß oder Vorliebe er— 
zeugen, kann die Preſſe ihrer Aufgabe, die Widerſprüche zu ver⸗ 
mitteln, nicht entſprechen, wenn ſie in der Weiſe auftritt, daß 
die Verſöhnung allein der Regierung anheim fallen ſoll. In den 
fünf erſten Jahren nach der Revolution von 1830 ſteigerte die 
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Preſſe in Frankreich die vorhandenen leidenſchaftlichen Zuſtände 
ohne eine vermittelnde Macht zu ſchaffen; dieſe war vorhanden, 
aber nicht in der Preſſe, ſondern in der faktiſchen Regierung, in 
der Klugheit, womit ſie Kraft mit Mäßigung vereinigte, und da⸗ 
durch der Schutz wurde für alle Intereſſen, die außerhalb der 
Leidenſchaften der Parteien ſtanden. In demſelben Grade, wie 
dieß der Regierung thatſächlich gelang, mußte ſie den Zorn der 
aller Verſöhnung unzugänglichen Parteien auf ſich laden. Nicht 
nur bildeten die legitimiſtiſchen und republikaniſchen Organe einen 
fortwährenden Widerſpruch gegen die Regierung — einen ſolchen, 
wie ſyſtematiſch böswillig er ſich immer zeigt, muß eine conſti⸗ 
tutionelle Regierung ertragen können — ſondern fie läugneten ge 
radezu die Berechtigung des Throns, und betrachteten ſich ſelbſt als 
Mächte, welche dem beſtehenden Staate keinen Gehorſam ſchuldig 
ſeyen, weil ſie ihn nicht anerkannten. In Verbindung hiemit und als 
äußerſte Spitze dieſer Phalanx ſtand die kleine Preſſe, welche geradezu, 
oder mit leicht verſtändlichen Umſchreibungen die Perſönlichkeit des 
Königs ununterbrochen der Verläumdung und dem Geſpötte Preis 
gaben. So wahr es iſt, daß der Gebrauch einer freien Preſſe die 
Möglichkeit des Mißbrauchs unvermeidlich macht, ſo war doch ein ſo 
ausſchließlicher Mißbrauch von mehreren Seiten her faſt beiſpiellos. 
Das Uebermaß des Unfugs ſelbſt führte die Möglichkeit herbei, ihm 
zu ſteuern, ſo weit dieß durch legislative Maßregeln geſchehen konnte. 
Allerdings hatte die Preſſe nicht zum Mord aufgefordert, aber, 
ſich nicht begnügend mit dem Widerſpruch gegen politiſche Hand— 
lungen, hatte ſie einen Mann in Frankreich als den Verhinderer 
alles Guten und Erſprießlichen erklärt, ihn allein als den allge— 
meinen Feind bezeichnet; ſie hatte ſo zu ſagen die Vertagung jeder 
heilſamen Entwickelung ausgeſprochen, ſo lange dieß Hinderniß 
vorhanden ſey. So weit war die revolutionaire Preſſe unläugbar 
gegangen — ja noch weiter, denn ſie ſchilderte dieſen Mann und 
ſein Geſchlecht als um ſo gefährlicher für das allgemeine Wohl, 
weil ſie unter dem Schutze einer Legalität ſtünden, welche dieſe 
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daß bisher alle Verſuche, ſie zu erſchüttern, vergeblich geweſen 
waren. Wenn nun nach dieſer Darſtellungsweiſe der König und 
die Legalität ſich gegenſeitig bedingten und erhielten, und Frank— 
reich nur außerhalb dieſes falſchen Kreiſes, in welchen ſein Ver— 
hängniß und die Ränke ſeiner Feinde es gebannt, zum Gedeihen 
kommen konnte, ſo brauchte die Preſſe nicht zu ſagen, daß es ein. 
verdienſtliches Werk ſey, dieß Verhältniß zu entfernen. Allerdings 
traten nicht nur die legitimiſtiſche und republikaniſche, ſondern auch 
ein Theil der conſtitutionellen Preſſe auf gegen den perſönlichen 
Antheil an der Regierung, welchen ſie dem König zuſchrieben, 
aber die beiden erſten bekämpften zugleich die moraliſche Perſön— 
lichkeit des Königs und ſuchten in feinen wie in gemeinen Anz 
ſpielungen ſie als verdächtig und verwerflich hinzuſtellen; und in— 
dem ſie hiebei aus dem Bereiche des conſtitutionellen Rechts tra— 
ten, bedienten ſie ſich wiſſentlich der Lüge und der Verläumdung. 
Wenn man nun auch annahm, daß die Perſonen, welche dem 
König nach dem Leben trachteten, nicht in Auftrag derjenigen han— 
delten, welche die Vernichtung ſeiner moraliſchen Perſon erſtrebten, 
wenn man auch glaubte, daß ſie einander gänzlich fremd und un— 
bekannt ſeyn mochten, ſo konnte man ſich doch nicht wundern, 
wenn die öffentliche Meinung hier eine unwillkürliche Mitſchuld 
erblickte, denn die anarchiſche Preſſe war ſo weit gegangen, daß 
fie hart vor der That ſtehen blieb, und wenn Andere ſie verſucht, 
ſo hatten Jene den Weg dazu gebahnt. So urtheilte in der That 
die öffentliche Meinung, und war wenig zugänglich für die War— 
nung, wie gefährlich es für die Preßfreiheit ſey, wenn man den— 
jenigen, welche in der Preſſe ein Syſtem bekämpften, eine mora— 
liſche Mitſchuld zuſchieben wollte mit denen, welche an den Perſonen 
Hand anzulegen wagten. Allein das tückiſche und Ekel erregende 
Benehmen der ſchlechten Preſſe hatte eine Stimmung erzeugt, die 
nach dem Attentat ſich zur Entrüſtung ſteigerte, und die Regierung 
ließ dieſe ſich nicht verflüchtigen. So entſchieden man die Ent⸗ 
ziehung der in der Grundverfaſſung gewährleiſteten Rechte zurück- 
gewieſen haben würde, ſo fand man, als der Inhalt der Geſetz— 
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Vorſchläge durch Mittheilung an die Kammer bekannt geworden, 
daß die conſtitutionelle Preſſe eigentlich nicht angetaſtet war, indem 
die politiſche Erörterung innerhalb der verfaſſungsmäßigen Grenzen 
frei blieb; ſie würde allerdings nach Annahme dieſer Vorſchläge 
einer weit ſtrengeren Geſetzgebung gegenüber ſtehen, aber die 
Nothwendigkeit, dem Uebermaß der bisherigen Frechheit kräftig 
entgegenzutreten, wurde allgemein empfunden. Manche Stimmen 
zwar erhoben den Vorwurf der Reaktion und Verfaſſungsverletzung, 
erklärten die Geſetzvorſchläge für gleichbedeutend mit den Ordon— 
nanzen Karl X., die nun von denſelben Männern vorgeſchlagen 
wurden, welche ſie 1830 in einer blutigen Revolution bekämpft 
hätten; aber der Bürgerſtand ließ ſich in Beziehung auf die prak— 
tiſche Nothwendigkeit des Augenblicks nicht irre führen. Man ver— 
kündigte, daß bei der feierlichen Beſtattung der beim Attentat 
Gefallenen, Aufforderungen laut werden ſollten, die beabſichtigte 
Verfaſſungsverletzung nicht zu dulden, aber Alles blieb ruhig; die 
Regierung hatte ſich über die öffentliche Stimmung nicht getäuſcht; 
ſie blieb ihr treu. Die am 7. Auguſt erſolgte Ernennung der 
Commiſſion zur Berichterſtattung über die Geſetzvorſchläge war der 
Regierung günſtig. Sie beſtanden aus den Herren: v. Salvandy, 
Amilhou, Sauzet, Hervé, Renouard, Graf Jaubert, Dumon, 
Viennet und Keratry. Man konnte vorausſehen, daß die Geſetz— 
Vorſchläge keinen erheblichen Widerſtand, und jedenfalls eine 
Mehrheit in der Kammer finden würden. 

Am 13. Auguſt begann in der Deputirtenkammer die Erör— 
terung des zu den Septembergeſetzen gehörenden Entwurfs über 
die Aſſiſenhöfe. Herr v. Schonen, Salverte, Hennequin, Teſte 
und Odilon-Barrot ſprachen dagegen. Die Majorität verwarf 
alle Modifikationsvorſchläge, und ließ ſich nicht ſehr auf Discuſſion 
ein. Der Entwurf wurde mit einer Mehrheit von 140 Stimmen 
angenommen. Als am 14. Auguſt der neue Geſetzvorſchlag über 
die Modifikationen im Geſchwornengericht zur Berathung kam, 
trat Hennequin dagegen auf, und entwickelte, wie der Angeklagte 
nach Annahme des Entwurfs in eine viel ungünſtigere Lage verſetzt 
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werde, als es bisher der Fall geweſen. Hierin hatte er voll 
kommen Recht, denn ſchon der Umſtand, daß nicht Geſchworne, 
ſondern ein Gerichtshof über die in Anklageverſetzung entſcheidet, 
läßt von vorne herein den Angeklagten unter der in gerichtlicher 
Berathung angenommenen Wahrſcheinlichkeit ſeines Schuldigſeyns 
auftreten. Es läßt ſich wohl nicht läugnen, daß, als die Charte 
von 1830 die vorläufige Beſtimmung ausſprach, daß die wegen 
politiſcher Vergehungen Angeklagten von Geſchwornen gerichtet 
werden ſollten, ſie damit die Abſicht hatte, ihnen den Vortheil 
der öffentlichen Meinung zuzuwenden; dieſe Anſicht war auch durch 
die Geſetzgebung von 1831 ſanktionirt worden. Nun hatte ſich 
aber gezeigt, daß auf dieſem Wege der wirklich Schuldige in Bor: 
theil, und die Staatsgeſellſchaft in Nachtheil gekommen war, daß 
in einer Zeit, wo ſo verſchiedenartige Verhältniſſe das Gefühl 
beunruhigten oder einſchüchterten, der Muth und die Sicherheit 
der Geſchwornen erſchüttert, fie dadurch ihrer natürlichen Unab⸗ 
hängigkeit beraubt wurden, und in dieſem inneren und äußeren 
Bedrängniſſe die Neigung vorwalten ließen, die Wage zu Gunſten 
des Angeklagten ſinken zu laſſen; darum verlangte die Regierung 
von der geſetzgebenden Verſammlung Mittel, die Juſtiz zu befeſti— 
gen, darum verlangte ſie eine andere Stellung der Majorität in 
dem Spruch der Geſchwornen, und die geheime Abſtimmung. Wie 
Hennequin für den Angeklagten, ſo trat Salvandy für den Staat 
auf, deſſen Sicherheit nach ſeiner Behauptung gefährdet ſey durch 
die vorwiegende Parteilichkeit der Geſchwornengerichte, in ihrer 
bisherigen Geſtalt, für den Angeklagten. Agier und Hebert hatten 
den Vorſchlag gemacht, daß wenn die Geſchwornen das Schuldig 
ausgeſprochen, mit der einfachen Majorität von 7 gegen 5, ſoll— 
ten die Richter berathen, und wenn ihre Majorität dem Ans 
geklagten günſtig ſey, ſolle die Freiſprechung erfolgen. Dieſes 
Amendement wurde indeſſen verworfen, obwohl die Regierung er— 
klärte, ſich ihm nicht widerſetzen zu wollen, und ein anderes von 
Laplaque wurde angenommen, wonach das Gericht, wenn es die 
Ueberzeugung hege, daß die Geſchwornen ſich geirrt, durch einen 
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Beſchluß die Erklärung der Geſchwornen für null und nichtig ers 
klären und die Sache auf eine folgende Seſſion verſchieben kann. 
Gegen die geheime Abſtimmung der Geſchwornen traten Pherbette 
und v. Golberry auf. Niemand antwortete ihnen, und die geheime 
Abſtimmung wurde mit großer Majorität angenommen. Der Ge— 
ſetzentwurf verlangte eine Verſchärfung der Deportation, indem 
die dazu Verurtheilten nicht an dem Deportationsorte frei bleiben, 
ſondern in einem Gefängniſſe ihre Strafe beſtehen ſollen. Hiegegen 
ſprach Odilon⸗Barrot lebhaft, aber die Beſtimmung wurde ange 
nommen, und das einzige Zugeſtändniß, welches die Oppoſition 
erreichen konnte, war, daß der Deportationsort durch ein Geſetz 
feſtgeſetzt werden ſolle. 

Ueber den eigentlichen Preßgeſetzentwurf erſtattete Sauzet 
Bericht. Die Commiſſion hatte Veränderungen vorgeſchlagen, 
durch welche die Beſtimmungen des Geſetzes verſchärft wurden. 
Zu den politiſchen Verbrechen wurden noch ſociale gefügt, deren 
Gegenſtand das Eigenthum, die Ehe, der Eid wurden, ſo daß 
man eben ſo die Geſellſchaftsform wie die Staatsform geſchützt 
wiſſen wollte; höhere Geldbürgſchaften für die Journale wurden 
vorgeſchlagen, und die Erleichterung, Rentenverſchreibungen hin—⸗ 
terlegen zu können, zurückgenommen; die Commiſſion beantragte, 
daß es einfach verboten ſeyn ſolle, die Verantwortlichkeit für Re— 
gierungshandlungen dem König perſönlich zuzuſchreiben; fie ver— 
warf die Beſtimmung, daß der Gerant gehalten ſeyn ſolle, das 
Blatt erſt nach vollendetem Druck zu unterſchreiben, obwohl die 
Unterſchrift täglich erfolgen müſſe, und er ſollte nicht genöthigt 
ſeyn, die Namen der Verfaſſer zu nennen; die Verpflichtung jedes 
Blattes, Antworten der Regierung aufzunehmen, ſolle dahin aus— 
gedehnt werden, daß die Regierung Artikel jeder Art, jedoch auf 
ihre Koſten, einrücken laſſen dürfe; die Höhe der vorgeſehenen 
Strafen billigte die Commiſſion, jedoch wurde die Anhäufung der 
Strafen nur mit gewiſſen Beſchränkungen zugeſtanden. Es läßt 
ſich nicht läugnen, dieſes Preßgeſetz verfügte zwar nicht die Cenſur, 
es ließ der Preſſe ein freies Feld, aber es umgab ſie mit engeren 
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Grenzen und ſtellte es unter argwöhniſche Beaufſichtigung. Herr 
von Lamartine trat zuerſt gegen das Geſetz auf. „Ich weiß,“ 
ſagte er, „die Preſſe hat ſich, ſchöne Ausnahmen abgerechnet, 
ſchlecht um das Land verdient gemacht; fie war ihrer hohen Auf: 
gabe, ihrer geiſtlichen und ſittlichen Diktatur nicht würdig. Ich 
bekenne es, und erröthe darüber. Das Land iſt beſſer als das, 
was ſich für den Ausdruck des Landes ausgibt; der öffentliche Geiſt 
iſt reiner als ſeine Organe. Ja, die Preſſe hat ſeit vier Jahren 
Haß, Verläumdung, Lüge gemiſchr, Aufſtand und Verwirrung 
geſäet. Oft fühlte auch ich mich verſucht, ihr zu fluchen und ihr 
einen eiſernen Knebel zu wünſchen. Aber ich erinnerte mich, daß 
daß wenn man die Preſſe knebelt, man den menſchlichen Geiſt in 
Banden ſchlägt. Sie iſt ein ſchwer zu handhabendes Werkzeug 
der Bildung, das uns oft verwundet, oft feindlich, gehäſſig, 
fcheußlich gegen uns iſt, durch nichts gerührt, durch nichts bes 
ſchwichtigt wird, ſeine Lehren von geſtern verläugnet, um uns 
heute mit neuen anzugreifen — und doch muß man es ertragen! 
Die freien Regierungen, an ſich ſchon ſchwer, ſind ohne ſie un— 
möglich. Man muß ſie ertragen, oder auf die Freiheit verzichten! 
Man muß ſie beſiegen; aber ſie binden, ſie erſticken wollen, iſt 
ein thörichtes Beginnen, das auf die, welche es verſuchen, zurück— 
fällt. Dieß führt rückwärts, und rückwärts gehen die Völker nie 
auf lange Zeit.“ Er apoſtrophirte diejenigen, von welchen dieſer 
Geſetzentwurf ausging, und fragte ſie: „Wart Ihr denn ſtets 
gerecht, ſtets gemäßigt, ſtets unparteiiſch gegen die Regierung der 
Reſtauration? Erinnert Euch des Miniſteriums Martignac. Wenn 
in jenem Augenblicke, wo die Monarchie der Bourbone Euch 
Pfänder der Verſöhnung durch die Hand eines redlichen Mannes 
bot, Ihr nicht auf ihr Entgegenkommen durch Mißtrauen geant— 
wortet, ihre Zugeſtändniſſe mit noch ungeſtümeren Forderungen, 
ihre Schmeicheleien mit Beleidigungen erwiedert hättet, ſo würde 
die bald darauf durch Eure unverſöhnliche Preſſe in die Hände 
mörderiſcher Freunde zurückgeſtoßene Monarchie vielleicht nicht den 
unſinnigen Verſuch gewagt haben, bei welchem wir faſt mit ihr 
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verſchlungen worden wären.“ Nachdem der Herzog von Broglie 
die größtentheils ſchon angeführten Beweggründe für den Geſetz— 
Entwurf zuſammengefaßt hatte, wurde die allgemeine Erörterung 
geſchloſſen, und die der einzelnen Artikel begann. Hier trat zuerſt 
der berühmte Royer-Collard auf, der unter der Reſtauration ſo 
thätig geweſen war in den Reihen der Oppoſition, ſeit der Juli⸗ 
Revolution aber faſt immer geſchwiegen hatte. Er ſprach gegen 
das Geſetz, und beſonders dagegen, daß Preßvergehen den Ge— 
ſchwornen entzogen und in gewiſſen Fällen der Pairskammer zum 
Spruch übertragen werden ſollten. Er erinnerte daran, daß wenn 
die Urtheile über die Preſſe arbitrair wären, ſie eben darum nicht 
einem permanenten Gericht anvertraut werden dürften, daß die 
Preßvergehen ein bewegliches Gericht forderten, das, indem es 
ſich fortwährend erneuere, jederzeit die verſchiedenen Zuſtände der 
Gemüther und die wechſelnden Bedürfniſſe der Geſellſchaft aus— 
drücke, denn dieſe habe ſich durch die Geſchworenen einen direkten 
Antheil an den Urtheilen über die Preſſe vorbehalten. Der Vater 
der Doktrin, der als ſolcher mehrere Miniſter vor ſich ſah, die 
als junge Leute ſich ihm faſt als Schüler angeſchloſſen hatten, be— 
merkte ferner in ſeiner, die vorgeſchlagenen Maßregeln mißbilligen— 
den Rede, daß die Würde der Pairskammer durch die ihr zuge— 
ſchobene Gerichtsbarkeit leiden müſſe, indem ſie nur noch vorhan— 
den ſey als ein Werkzeug der Regierung.“ Wenn ſie das war, ſo 
hatten diejenigen ſie dazu gemacht, welche ſie mit der Erblichkeit 
ihrer Unabhängigkeit beraubten, die der König ſo ſehr vertheidigt 
hatte. „Royer-Collard meinte, die Pairskammer als beſtändiges 
Preßgericht, an welches die aufgepeitſchten Fluten der Parteien 
fortwährend ſchlagen, müſſe in Unmacht verſinken, und könne dann 
nur durch die Wahl wieder aufleben; eine gewählte Pairskammer 
aber werde ſich gewiß nicht mit dem Raub der Geſchwornen be— 
reichern wollen. Er auch räumte ein, daß das Uebel, von dem 
man umlagert, groß, unermeßlich ſey. Er bezeichnete den Grund 
des Uebels in folgender Weiſe: „Seit fünfzig Jahren iſt eine 
große Schule der Unſittlichkeit eröffnet, deren Lehren, die viel 
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mächtiger find, als die der öffentlichen Blätter, gegenwärtig in 
aller Welt wiedertönen. Dieſe Schule bilden die Exeigniſſe, die 
ſich faſt ohne Unterlaß vor unſern Augen wiederholt haben. In 
dieſer Reihenfolge der Revolutionen erblicken wir den Sieg der 
Gewalt über die feſtgeſtellte Ordnung, und zwar mit Hülfe von 
Doktrinen, die dieſen Sieg legitimiren ſollten. Wir ſeierten nach 
einander die verſchiedenartigſten Lehren, die da zu Ehren kamen. 
Die Achtung iſt erloſchen, denn was hat man ſeit fünfzig Jahren 
geachtet? Ein Glaube hat den andern vernichtet, einer den andern 
in Trümmer geworfen. So wurde die Herrſchaft ihrer tiefſten 
Grundlagen beraubt, und verfolgt wie eine der Gewalt dargebo⸗ 
tene Beute, auf die ſich die ſchlechteſten Leidenſchaften warfen. 
Die Heilmittel, von denen der Präſident des Miniſterraths fo ver— 
trauensvoll ſprach, ſind Handlungen der Verzweiflung, die der 
Freiheit eine tödtliche Wunde verſetzen würden, jener Freiheit, 
deren Verſtändniß wir zugleich mit deren Bedürfniß verloren zu 
haben ſcheinen, und die doch durch ſo viel Mühen, Schmerzen und 
Blut erkauft wurde. Ich verwerfe dieſe traurigen Mittel, ich 
weiſe von mir jene legislativen Erfindungen, aus denen die Hin⸗ 
terliſt athmet, jene Schweſter der Gewalt, jene andere Schule der 
Unſittlichkeit. Haben wir mehr Vertrauen auf unſer Land, ge⸗ 
währen wir ihm die Ehre, die ihm gebührt. Sie finden in dieſem 
Lande unendlich viel edle Geſinnungen; wenden wir uns an dieſe; 
ſie werden uns hören, uns antworten.“ 

Aber ſie hatten nicht gehört, oder doch nicht hinreichend ge— 
antwortet, ſo laut auch das Bedürfniß geweſen, daß die Guten 
zuſammenſtehen ſollten, um das Schlechte abzuweiſen. Ja, Royer⸗ 
Collard hatte Recht, es war und iſt noch viel edle Geſinnung in 
dem ſchönen Frankreich, deſſen kräftig gefügte Nationalität ſo große 
Dinge vollbracht hat und noch vollbringen kann. Die Geſchichte, 
oder wenn man will, das Verhängniß, dem ein vorſchreitendes 
Volk ſich ſchwerlich wird entziehen können, hat die franzöſiſche 
Nation in die wildeſten Brandungen einer wogenden Zeit gewor— 
fen, und wenn ſie dieſe ſchwere Prüfungen nicht hat beſtehen 
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können, ohne in harter Bedrängniß mit dem Entbehrlichen auch 
manches Werthvolle über Bord zu werfen, ſo ſollten die am we— 
nigſten einen zu lauten Vorwurf erheben, welche noch immer nicht 
den ſicheren Hafen einer behaglichen Vergangenheit verlaſſen ha— 
ben; fie ſollten bedenken, daß die Franzoſen in ihrem nicht jetz 
ſplitterten Nationalgefühl ſich eine unzerſtörbare Lebenskräftigkeit 
erhalten haben, durch welche nicht nur alle Einbuße wiedergewonnen 
werden, ſondern aus der auch die Saat der Zukunft emporkeimen 
kann. Wenn es aber mißlich iſt, den franzöſiſchen Staat und die 
franzöſiſche Geſellſchaft zu beurtheilen nach den haſtigen Skizen 
eines, dem Pariſer Genußleben und nebenher auch einer gelegent⸗ 
lichen Beobachtung gewidmeten Beſuchs, ſo iſt es unläugbar, daß 
man ſich nicht weniger zu hüten hat vor den Franzoſen ſelbſt, die 
oft in der Wuth des Parteikampfes zornige Zerrbilder ihrer eige— 
nen Zuſtände entwerfen, womit ſie vielleicht nur einige Wähler 
einſchüchtern und einige Stimmen gewinnen wollen, und keine 
Ahnung davon haben, daß man ſie anderswo nach dem Buchſtaben 
nimmt, wie die Modebilder, nach denen in Paris kein Menſch ſich 
gekleidet hat. Dazu rechnen wir freilich nicht die vorſtehende Schil— 
derung von Royer-Collard. Wer aber Frankreich kennt, und nicht 
blos den Zauberkreis der Hauptſtadt, ſondern das Land, die Pro: 
vinzen nach ihrer verſchiedenen Eigenthümlichkeit, der wird zwar 
nicht läugnen, daß manches Gebreſte zu heben, manches Schäd— 
liche zu entfernen, manches Gute zu ſchaffen iſt, aber er wird 
zugeben, daß noch immer Elemente des Heils genug vorhanden 
ſind, um bei ihrem richtigen Gebrauche den nachhaltigen Aufſchwung 
eines ſo geiſtvollen Volks zuverſichtlich erwarten zu können. Deſſen 
unerachtet konnte man ſich damals, als die Septembergeſetze in 
der franzöſiſchen Kammer berathen wurden, wohl kaum dabei be— 
ruhigen, wenn Royer-Collard auf dieſe Hoffnung hinwies und 
meinte, man ſolle ſich darauf verlaſſen, daß die beſſeren ſich von 
ſelbſt zurecht finden würden, oder wenn Lamartine die Anſicht 
äußerte, es ſey bereits geſchehen, weil die Bürgergarde kräftig 
geholfen hatte, den Aufruhr von den Straßen zu vertreiben, und 
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die Gläubigen ſich wieder der Kirche zuwendeten. Allerdings war 
das der Fall. Die Bürgergarde hatte mit großer, man kann 
ſagen, heldenmüthiger Aufopferung gekämpft für die bedrohte 
Ordnung, und immer mehr Gläubige ſuchten Erbauung am Altar, 
aber in beiden Beziehungen befriedigte man vorzugsweiſe ein per— 
ſönliches Bedürfniß. Wenn die Gefahr augenſcheinlich war, wenn 
die Trommeln wirbelten, gehorchten die, welche etwas zu verthei— 
digen hatten, dem Rufe, aber man that nicht von ſelbſt etwas 
Durchgreifendes, um der Gefahr vorzubeugen — das überließ 
man gänzlich der Regierung. Man hatte die ſchlechte Preſſe auf— 
wuchern laſſen, ohne ihr eine gute entgegenzuſtellen mit hin— 
reichender Kraft, die nur aus einem unabhängigen Verein, aus 
einem freiwilligen Zuſammenſtehen der Beſſern hervorgehen konnte. 
Allerdings war dem Verderblichen widerſprochen, die wahre, rich— 
tige Lehre war wiederholt aufgeſtellt worden. Das war geſchehen 
nach verſchiedenem Standpunkte von den Beſſern aller Parteien, 
aber ſo, daß jede geſagt hatte: „Zu mir kommt, bei mir allein 
iſt Heil und Zukunft, überall ſonſt iſt Verderb und Verrath!“ 
Vorzugsweiſe hatte natürlicherweiſe die Partei der Erhaltung, des 
Beſtehenden, ihr Princip vertheidigt; das war die der Regierung, 
und dieſe — ſagten die anderen — beſorge dabei nur ihre eigenen 
Geſchäfte. So war das Gute, wo es ſich zeigte und ſich verkün— 
digte, ſo ſehr verdächtigt und geſchwächt worden, daß es nur 
langſam und in einzelnen Richtungen durchdringen konnte; es war 
zuverläßig nicht ohne Wirkung noch Erfolg geblieben, aber noch 
vermißte man einen kräftigen, ſelbſtſtändigen Aufſchwung des 
Volksbewußtſeyns, das noch immer im Innern zu zerſplittert, zer⸗ 
ſtreut war, und nur in Einigkeit aufflammte, wenn von Außen 
her Frankreichs Würde mißkannt zu werden ſchien, dann aber oft 
auch zu reizbar entbrannte, eben weil es im Innern nicht zur 
harmoniſchen Uebereinſtimmung ſich geläutert hatte. Wie Royer— 
Collard es geſagt, das Verſtändniß der wahren Freiheit, für die 
man gekämpft und geblutet, war nur in einigen Kreiſen vorhan— 
den, die es nicht immer zum Beſten Aller verwendeten. Bei der 
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Lauheit und Unſchlüſſigkeit der Freunde der Ordnung, dem fand: 
tiſchen Eifer und der ſchlauen Thätigkeit ihrer Feinde gegenüber, 
mußte die Regierung übernehmen, was die unabhängige conſti- 
tutionelle Geſinnung nicht vollbringen konnte, oder nicht wollte. 
In dieſem Vorgefühl hatte die Regierung den großen politiſchen 
Proceß eröffnet, der nur zum Theil ſeinen Zweck erfüllte, als das 
Feuer von Fieſchi's Mordwerkzeug die Unfſchlüſſigen aufſcheuchte 
und in Schreck verſetzte. Es hatte micht an Solchen gefehlt, welche 
die Regierung noch weiter drängen wollten, und im Verhältniß 
zu dem, was von der vorwaltenden Stimmung zu erlangen ge— 
weſen wäre, konnte man die vorgeſchlagenen Maßregeln gemäßigt 
nennen. Es hätte der Regierung wenig helfen können, Beſchrän— 
kungen der Preſſe zu erhalten, wenn das Urtheil der Uebertre— 
tungen unter dem Einfluſſe ihrer Feinde blieb; daher mußte ſie 
die Zugeſtändniſſe auch auf die Gerichtsbarkeit ausdehnen, denn 
— wie Roher-Eollard richtig bemerkt hatte — bei dem Spruch 
der Geſchwornen intervenirt die Geſellſchaft, und ihrer unent— 
ſchloſſenen Haltung mußte man zu Hülfe kommen durch ſchützende 
Beſtimmungen, welche ihr den Muth geben konnten, das Verderb— 
liche entſchieden zurückzuweiſen. Gegen dieſe erhob ſich daher der 
größte Widerſpruch auch von denjenigen, welche die Größe des 
Uebels einräumten und nicht der Meinung waren, daß man die 
Hände in den Schoß legen ſollte, denn durch dieſe Vervollſtändi— 
gung bekamen die Preßgeſetze erſt ihre weſentliche Bedeutung. 
In der Sitzung vom 27. Aug. wurden die zwölf erſten Ar— 
tikel des Preßgeſetzes angenommen. Nachdem der erſte Artikel mit 
Mehrheit durchgegangen war, glaubte die Oppoſition der linken 
Seite ſich zurückziehen zu müſſen, und nur einzelne Mitglieder 
derſelben, unter denen Odilon-Barrot, Sade, Comte, fuhren fort, 
im Verein mit der Tierspartei die folgenden Artikel zu beſtreiten, 
obwohl ohne Erfolg. Einige Aenderung wurde in den Geldbürg— 
ſchaften und zwar mit Zuſttmmung der Commiſſion vorgenommen: 
die Bürgſchaft für täglich in Paris erſcheinende Blätter wurde auf 
100,000 Franken, die für nicht täglich herausgegebenen auf 50 
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bis 75,000 Franken und für die Departementalblätter auf 15 bis 
25,000 Fr. geſtellt. Die Hinterlegungen ſollen baar geſchehen, 
aber gegen 4 pCt. Zinſen vom Staatsſchatze. Das ganze Geſetz 
wurde mit 226 gegen 153 Stimmen angenommen. Am 9. Sept. 
wurde das Preßgeſetz auch von der Pairskammer angenommen. 
Im Moniteur vom 10. Sept. wurde es verkündigt mit den Ge⸗ 
ſetzen über die Aſſiſenhöfe und die Geſchworenen, fo wie zwei 
Verordnungen über die Art des geheimen Votirens der Geſchwo⸗ 
renen (durch geſchriebene Stimmzettel, die nachher verbrannt wer⸗ 
den), und in Beziehung auf die Erſcheinung von Kupferſtichen, 
Zeichnungen und Lithographien. 
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Die conſtitutionelle Charte 
vom 7. Auguſt 1830. 
(Aus dem Moniteur.) 


Ludwig Philipp ıc. N 

Wir haben befohlen und befehlen, daß die conſtitutionelle 
Charte von 1814, ſo wie ſie durch die beiden Kammern unterm 
7. Auguſt verbeſſert und am 9. angenommen wurde, auf's Neue 
in folgender Faſſung bekannt gemacht werde. 

Staatsrecht der Franzoſen. 

Art. 1. Die Franzoſen ſind vor dem Geſetze gleich, ihre 
Titel und Rang ſeyen übrigens, welche ſie wollen. 

2. Sie tragen ohne Unterſchied, nach Verhältniß ihres Ver— 
mögens, zu den Laſten des Staates bei. 

3. Sie können alle, ohne Unterſchied, zu den Civil- und 
Militärämtern gelangen. 

4. Ihre individuelle Freiheit wird ebenfalls garantirt; Nie: 
mand kann verfolgt oder verhaſtet werden, außer in den von den 
Geſetzen vorgeſchriebenen Fällen, und nur nach der geſetzlichen Form. 

5. Jeder übt ſeine Religion mit gleicher Freiheit aus, und 
erhält für ſeinen Gottesdienſt den nämlichen Schutz. 

6. Die Diener der römiſch-katholiſch-apoſtoliſchen Religion, 
zu welcher ſich die Mehrheit der Feanzoſen bekennt, und jene der 
übrigen chriſtlichen Religionen erhalten ihre Beſoldungen aus dem 
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7. Die Franzoſen haben das Recht, ihre Meinungen öffent⸗ 
lich bekannt machen und drucken zu laſſen, wenn ſie ſich nach den 
Geſetzen richten. 5 

Die Cenſur kann niemals wieder eingeführt werden. 

8. Alles Eigenthum iſt, ohne Ausnahme desjenigen, welches 
man Nationaleigenthum nennt, unverletzlich, da das Geſetz zwi— 
ſchen beiden keinen Unterſchied macht. 

9. Der Staat kann die Aufopferung eines Eigenthums für 
ein geſetzlich erwieſenes Staatsintereſſe verlangen; jedoch nur nach 
vorausgegangener Entſchädigung. 

10. Alle Unterſuchungen wegen Meinungen und Abſtim— 
mungen, welche bis zur Reſtauration geäußert wurden, ſind un— 
terſagt. Die nämliche Vergeſſenheit iſt den Gerichten und Bürgern 
befohlen. 

11. Die Conſeription iſt abgeſchafft. Die Rekrutirung des 
Land- und Seeheeres wird durch ein Geſetz feſtgeſetzt. 


Formen der Regierung des Königs. 

12. Die Perſon des Königs iſt unverletzbar und heilig. Die 
Miniſter ſind verantwortlich. Nur dem Könige kommt die Voll— 
ziehungsgewalt zu. 

13. Der König iſt das Oberhaupt des Staats; er befehligt 
die Land- und Seemacht, erklärt Krieg, macht Friedens-, Allianz⸗ 
und Handelstraktate, ernennt zu allen Anſtellungen bei der Staats⸗ 
Verwaltung und macht die zur Ausübung der Geſetze nöthigen 
Anordnungen und Ordonnanzen, ohne aber jemals die Geſetze 
ſelbſt aufzuheben oder von ihrer Vollziehung zu entbinden. 

Fremde Truppen können jedenfalls nur kraft eines Geſetzes 
in den Staatsdienſt aufgenommen werden. 

14. Die geſetzgebende Gewalt wird anne von dem 
Könige, der Kammer der Pairs und der Kammer der Abgeordne⸗ 
ten ausgeübt. ; 

15. Das Recht, Geſetze vorzuſchlagen, ſteht dem Könige, 
der Kammer der Pairs und der Kammer der Deputirten zu. 
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Das Abgabengeſetz muß jedoch zuerſt von der Deputirtens 
Kammer votirt werden. 

16. Jedes Geſetz muß von der Mehrheit einer jeden der 
beiden Kammern berathen und darüber frei abgeſtimmt werden. 

17. Wird ein Geſetzvorſchlag von einer der drei Gewalten 
verworfen, ſo darf er in derſelben Sitzung nicht wieder vorge— 
bracht werden. 

18. Der König allein ſanktionirt und promulgirt die Geſetze. 

19. Die Civilliſte wird für die ganze Dauer der Regierung, 
von der erſten geſetzgebenden Verſammlung nach der Thronbeſtei— 
gung des Königs, feſtgeſetzt. 

Von der Pairskammer. 

20. Die Pairskammer iſt ein weſentlicher Theil der geſetz— 
gebenden Macht. 

21. Sie wird von dem Könige zu gleicher Zeit mit der 
Kammer der Deputirten zuſammenberufen. Die Sitzung der einen 
beginnt und endet zu gleicher Zeit mit der der andern. 

22. Jede Verſammlung der Pairskammer, welche außer der 
Sitzung der Deputirtenkammer Statt fände, iſt ungeſetzmäßig und 
null und nichtig von Rechts wegen, den Fall allein ausgenommen, 
wo ſie als Gerichtshof vereinigt iſt und wo ſie alsdann nur rich— 
terliche Funktionen ausüben kann. 

23. Die Ernennung der Pairs von Fyankreich ſteht dem 
Könige zu. Ihre Zahl iſt unbeſchränkt; er kann ihnen verſchie— 
dene Würden verleihen, und ſie, nach a. Willen, auf lebens⸗ 
länglich oder erblich ernennen. 

24. Die Pairs haben Zutritt in der Kammer mit 25 Jahren, 
berathende Stimme aber nur mit 30 Jahren. 

25. Die Pairskammer wird von dem Kanzler von Frankreich 
präſidirt, und in ſeiner Abweſenheit, von einem vom Könige dazu 
ernannten Pair. 

26. Die Prinzen von Geblüt ſind Pairs durch das Recht 
der Geſetzgebung; ſie nehmen ihren Sitz unmittelbar nach dem 
Präſidenten ein. 
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27. Die Sitzungen der Pairsfammer find öffentlich, wie die 
der Kammer der Deputirten. 

28. Die Pairskammer erkennt über Hochverrathsverbrechen 
und über frevelhafte Unternehmungen gegen die Sicherheit des 
Staats, welche geſetzlich beſtimmt werden follen + 

29. Ein Pair kann nur auf Befehl der Kammer verhaftet 
und in peinlichen Sachen nur von ihr gerichtet werdeu. 


Von der Deputirtenkammer. 


30. Die Deputirtenkammer wird zuſammengeſetzt aus den 
Deputirten, welche die Wahlcollegien, deren Organiſation durch 
Geſetze beſtimmt werden wird, wählen. 

31° Die Deputirten werden auf 5 Jahre erwählt. 

32. Kein Deputirter kann in der Kammer zugelaſſen werden, 
wenn er nicht 30 Jahre alt iſt und die übrigen durch das Geſetz 
beſtimmten Eigenſchaften beſitzt. 5 

33. Finden ſich jedoch in einem Departement nicht 50 Per: 
ſonen von dem angegebenen Alter, die den geſetzlich beſtimmten 
Wählbarkeitscenſus entrichten, ſo ſoll ihre Zahl aus den Höchſt— 
Beſteuerten unter jenem Steuerbetrage ergänzt, und dieſe können 
alsdann gemeinſchaftlich mit jenen gewählt werden. 

34. Niemand iſt Wähler, der nicht wenigſtens 25 Jahre 
alt iſt, und der nicht die übrigen geſetzlich beſtimmten Eigenſchaf— 
ten befißt. 

35. Die Präſidenten der Wahlcollegien werden von den 
Wählern ernannt. 

36. Wenigſtens die Hälfte der Deputirten muß von Wahl⸗ 
fähigen gewählt werden, die ihren politiſchen Wohnſitz im Depar— 
tement haben. i 

37. Der Präſident der Deputirtenkammer wird von ihr bei 
der Eröffnung einer jeden Sitzung erwählt. 

38. Die Sitzungen der Kammer ſind öffentlich; aber das 
Verlangen von 5 Mitgliedern iſt hinreichend, daß ſie ſich in ein 
geheimes Committee bilde. ö 
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39. Die Kammer theilt ſich in Bureaur zur Erörterung der 
ihr von dem König vorgelegten Geſetzentwürfe. 

40. Keine Auflage kann eingeführt noch erhoben werden, die 
nicht von beiden Kammern bewilligt und vom König beſtätigt iſt. 

41. Die Grundſteuer wird nur auf ein Jahr bewilligt; die 
indirekten Auflagen können es auf mehrere Jahre werden. 

42. Der König beruft jedes Jahr beide Kammern ein; er 
vertagt dieſelben, und kann die der Deputirten auflöſen; allein 
in dieſem Fall muß er innerhalb drei Monaten eine neue wieder 
einberufen. 

43. Keine Haft kann gegen ein Mitglied der Kammer, wäh— 
rend der Sitzung, noch in den ſechs Wochen vor oder nach der— 
ſelben, verfügt werden. 

44. Kein Mitglied der Kammer kann während der Dauer 
der Seſſion in Criminalſachen, ohne vorgängige Erlaubniß der 
Kammer, verfolgt oder arretirt werden, den Fall einer Ergreifung 
auf friſcher That ausgenommen. 

45. Jede Eingabe an die eine oder die andere Kammer kann 
nur ſchriftlich bewerkſtelligt und vorgelegt werden; das Geſetz ver— 
bietet, ſolche in eigener Perſon und vor die Schranken zubringen. 


Von den Miniſtern. 

46. Die Miniſter können Mitglieder der Pairs- oder der 
Deputirtenkammer ſeyn; außerdem haben ſie Eintritt in die eine 
oder andere Kammer, und ſollen angehört werden, wenn ſie es 
verlangen. 

47. Die Deputirtenkammer hat das Recht, die Miniſter an⸗ 
zuklagen und vor die Pairskammer zu ziehen, die allein das Recht 
hat, dieſelben zu richten. 

Von der Gerichtsverfaſſung. 

48. Alle Rechtspflege geht vom König aus. Sie wird in 
ſeinem Namen von Richtern verwaltet, die er ernennt und einſetzt. 
49. Die vom König ernannten Richter ſind unentſetzbar. 

50. Die jetzigen gewöhnlichen Gerichtshöfe und Gerichte 
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find beibehalten. Nichts wird von ihnen geändert, als vermöge 
eines Geſetzes. 

51. Die jetzige Inſtitution der Handelsrichter wird beibehalten. 

52. Die Friedensgerichte werden gleichfalls beibehalten. Die 
Friedensrichter, obſchon vom König ernaunt, ſind nicht unentſetzbar. 

53. Niemand kann ſeinen natürlichen Richtern entzogen werden. 

54. Demnach können keine Commiſſarien, keine außerordent⸗ 
lichen Gerichte, aus irgend einem Grunde noch unter irgend einer 
Benennung, errichtet werden. \ 

55. Die Debatten in peinlichen Proceffen find öffentlich; es 
ſey denn, daß die Oeffentlichkeit für Ordnung und Sitten gefähr⸗ 
lich wäre. In dieſem Fall erklärt ſolches das Gericht durch ein 
Urtheil. ö 

56. Die Inſtitution der Geſchwornen wird beibehalten; die 
nach längerer Erfahrung etwa für nöthig erachteten Aenderungen 
können nur durch ein Geſetz verfügt werden. 

57. Die Strafe der Gütereinziehung iſt abgeſchafft und kann 
nicht wieder eingeführt werden. 

58. Der König hat das Recht, zu begnadigen und die Stra— 
fen zu ändern. 

59. Das bürgerliche Geſetzbuch und diejenigen Geſetze, die 
gegenwärtiger Verfaſſungsurkunde nicht zuwider ſind, bleiben gül— 
tig, bis ſie geſetzlich aufgehoben werden. 


Beſondere vom Staate garantirte Rechte. 

60. Die dienſtthätigen Militairs, die Offiziere und Soldaten 
in Ruheſtand, die penſtonirten Wittwen, Offiziere und Soldaten 
behalten ihre Grade, Ehrenſtellen und Gehalte. 

61. Die Staatsſchuld iſt garantirt. Jede Art von Verbind— 
keit des Staats gegen ſeine Gläubiger iſt unverletzbar. 

62. Der alte Adel nimmt ſeine Titel wieder an; der neue 
behält die ſeinigen. Der König ernennt Adelige nach Belieben; 
ertheilt ihnen aber nur Rang und Ehrenerweiſung, ohne irgend 
eine Befreiung von den Laſten und Pflichten der Geſellſchaft. 
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63. Die Ehrenlegion wird beibehalten. Der König wird 
ihre innern Reglements und ihre Decoration feſtſetzen. 

64. Die Kolonieen werden durch beſondere Geſetze regiert. 

65. Der König und ſeine Nachfolger ſchwören, bei ihrer 
Thronbeſteigung, in Gegenwart der verſammelten Kammern, Die - 
Verfaſſungsurkunde treu zu beobachten. 

66. Die gegenwärtige Charte, und alle durch ſie geheiligten 
Rechte, bleiben dem Vaterlandsſinn und dem Muth der National— 
garden und aller franzöſiſchen Bürger anvertraut. 

67. Frankreich nimmt ſeine Farben wieder an. Künftig wird 
keine andere Kokarde, als die dreifarbige, getragen. a 


Beſondere Beſtimmungen. 


68. Alle unter der Regierung des Königs Karl X. geſchehe— 
nen Pairsernennungen werden für null und nichtig erklärt. 

Der Artikel 23 der Charte ſoll in der Seſſion von 1831 
einer neuen Prüfung unterworfen werden.“ 

69. Es wird nach einander und in der möglichſt kurzen Friſt 
durch beſondere Geſetze für nachfolgende Gegenſtände e ge⸗ 
troffen werden: 

1) Die Anwendung des Melee ee auf Preß⸗ und 
politiſche Vergehen; 

2) die Verantwortlichkeit der Miniſter und übrigen Staats⸗ 
Beamten; 

3) die Wiedererwählung der zu beſoldeten öffentlichen Aem— 
tern beförderten Deputirten; 5 

4) die jährliche Bewilligung des Truppencontingents; 

5) die Organiſation der Nationalgarde, mit der Theilnahme 
der Gardiſten an der Wahl der Offiziere; N 8 

6) Beſtimmungen, die den Stand der Offiziere der Land— 
und Seemacht jeglichen Grades auf eine geſetzliche Weiſe 
feſtſtellen; 

7) Departemental- und Munieipalinſtitutionen, geſtützt auf 
ein Wahlſyſtem; 
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8) der öffentliche Unterricht und die Freiheit der Unter⸗ 
weiſung; 

9) die Abſchaffung des doppelten Votums und die Feſt⸗ 
ſtellung der Stimmfähigkeits⸗ und Wählbarkeits⸗Be⸗ 
dingungen. 

70. Alle Geſetze und Verordnungen, inſofern fie den gegen⸗ 
wärtigen, Behufs einer Reform der Charte angenommenen Be⸗ 
ſtimmungen entgegenlaufen, find. und bleiben von nun an ungültig 
und abgeſchafft. 


Seite 26. Zeile 
61. 
63. 
122. 
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Druckfehler⸗Verzeichniß. 


6. von unten lies: Monarchen, ſtatt Monarch. 


17. 
15. 

5. 
17. 
13. 


oben lies: Dynaſtie, ſtatt Dyſtaſtie. 

unten lies: den, ſtatt ber. 

oben lies: revolutionär, ſtatt revolutionärer. 

oben lies: falſchen, ſtatt falſcher. 

oben lies: abgebrochen, ſtatt abebrochen. 

oben lies: Credits, ſtatt Credites. 

oben lies: Monarchie ganz, ſtatt Monarching anz. 
unten lies: den, ſtatt ber. 

oben lies: Unterhandlung, ſtatt Unterſuchung. 

oben muß es heißen: „Die Civilliſte in Bayern z. B. 
beträgt 3,000,000 Gulden oder 6,428,571 Franken — 
alſo 428,571 Franken mehr, als das Dritttheil der 
damals für die franzöſiſche Civilliſte angetragenen 18 
Millionen, und ebenſo viel mehr als die Hälfte 
der ſpaͤter von den Kammern votirten Civilliſte.“ 
oben lies: welchen, ſtatt welcher. 

unten lies: Madeleine, ſtatt Modeleine. 

oben lies: mußte, ſtatt wußte. 

oben lies: vorgeſchlagen, ſtatt gemacht. 

unten lies: Briqueville'ſchen, ſtatt Briqueviellſchen. 
unten lies: „nach dem Worte möge“ ein Komma. 
unten lies: im Amte ſie, ſtatt im fie Amte. 

unten lies: nur, ſtatt nun. 
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